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wird von Staatssekretär Möller beantwortet. Zusatzfragen. Herr Staatssekretär Möl-
ler sagte zu, dem Abgeordneten Kummer vorliegende Informationen zu seiner
Nachfrage zur Verfügung zu stellen.

Müller, DIE LINKE 10252,
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Möller, Staatssekretär 10252,
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Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 6/5692 -
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Der Gesetzentwurf wird an den Ausschuss für Umwelt, Energie und
Naturschutz – federführend –, an den Innen- und Kommunalaus-
schuss sowie an den Ausschuss für Infrastruktur, Landwirtschaft und
Forsten überwiesen.
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und Verbraucherschutz wird abgelehnt.
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Der Antrag wird an den Ausschuss für Wirtschaft und Wissenschaft –
federführend – und an den Haushalts- und Finanzausschuss über-
wiesen.
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Prof. Dr. Voigt, CDU 10295,
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Rudy, AfD 10297,
Schaft, DIE LINKE 10298,
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Anwesenheit der Abgeordneten:

Fraktion der CDU:

Bühl, Carius, Emde, Fiedler, Floßmann, Geibert, Grob, Gruhner, Herrgott,
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Malsch, Meißner, Mohring, Primas, Rosin, Scherer, Schulze, Tasch, Thamm,
Tischner, Prof. Dr. Voigt, Walk, Wirkner, Worm, Wucherpfennig, Zippel

Fraktion DIE LINKE:

Berninger, Blechschmidt, Dittes, Engel, Hande, Harzer, Hausold,
Hennig-Wellsow, Huster, Jung, Kalich, König-Preuss, Korschewsky, Kräuter,
Kubitzki, Kummer, Kuschel, Leukefeld, Lukasch, Dr. Lukin, Dr. Martin-Gehl,
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Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
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Gentele, Krumpe, Reinholz

Anwesenheit der Mitglieder der Landesregierung:

Die Minister Taubert, Prof. Dr. Hoff, Holter, Maier, Siegesmund, Tiefensee,
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Beginn: 9.04 Uhr

Präsident Carius:

Meine sehr verehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, ich begrüße Sie zur heutigen Sitzung und
darf Sie bitten, die Plätze einzunehmen, damit wir
mit der Sitzung beginnen können.

Ich freue mich, dass ich auf der Besuchertribüne
Kriminalbeamte begrüßen darf, ich hoffe aus Thü-
ringen – ich gehe davon aus, Sie nicken, wunder-
bar. Herzlich willkommen!

(Beifall im Hause)

Wir freuen uns, dass Sie unsere Arbeit heute be-
schauen, und freuen uns darüber hinaus, dass Sie
Ihre Arbeit so gut verrichten, dass wir regelmäßig
positive Ergebnisse in allen Polizeistatistiken ha-
ben. Herr Innenminister, das stimmt doch so, oder?

(Zuruf Maier, Minister für Inneres und Kom-
munales: Ja!)

Gut, der Innenminister gibt mir recht und ist noch
dankbarer, dass Sie da sind, als wir es sind. Herz-
lich willkommen!

Ich begrüße alle Kollegen und die Mitglieder der
Regierung.

Für die Plenarsitzung hat als Schriftführer neben
mir Abgeordneter Gruhner Platz genommen. Herr
Abgeordneter Kobelt führt die Redeliste.

Für die heutige Sitzung haben sich eine Reihe von
Kollegen entschuldigt: Frau Abgeordnete Annette
Lehmann, Frau Abgeordnete Muhsal und Frau Ab-
geordnete Walsmann.

Ich darf für die Tagesordnung darauf hinweisen,
dass zu Tagesordnungspunkt 6 eine Neufassung
des Entschließungsantrags der CDU-Fraktion in der
Drucksache 6/5702 und Änderungsanträge der Ab-
geordneten Krumpe und Gentele in den Drucksa-
chen 6/5746 und 6/5747 verteilt wurden.

Ich frage, ob es weitere Wünsche zur Tageordnung
gibt. Das ist nicht der Fall.

Damit rufe ich auf den Tagesordnungspunkt 6

Thüringer Gesetz zur Anpas-
sung des Allgemeinen Daten-
schutzrechts an die Verord-
nung (EU) 2016/679 und zur
Umsetzung der Richtlinie (EU)
2016/680

Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 6/4943 -
dazu: Unterrichtung durch den

Präsidenten des Landtags
- Drucksache 6/5238 -

dazu: Beschlussempfehlung des
Innen- und Kommunalaus-
schusses
- Drucksache 6/5722 -

dazu: Änderungsantrag des Ab-
geordneten Krumpe (frak-
tionslos)
- Drucksache 6/5746 -

dazu: Änderungsantrag des Ab-
geordneten Gentele (frak-
tionslos)
- Drucksache 6/5747 -

dazu: EU-Datenschutzgrundver-
ordnung weiterdenken –
Datenschutz praxistauglich
und rechtssicher ausge-
stalten
Entschließungsantrag der
Fraktion der CDU
- Drucksache 6/5702 -
Neufassung -

ZWEITE BERATUNG

Das Wort hat zunächst Herr Abgeordneter Dittes
zur Berichterstattung aus dem Innen- und Kommu-
nalausschuss. Bitte, Herr Dittes.

Abgeordneter Dittes, DIE LINKE:

Herr Präsident, meine Damen und Herren Abgeord-
neten! Wenn Sie diese Tage in Ihre Mailpostfächer
schauen, dann werden Sie in zahlreicher Form ein
wichtiges Ereignis angekündigt finden, nämlich den
25. Mai 2018, das Inkrafttreten der EU-Daten-
schutz-Grundverordnung und zwar europaweit und
unmittelbar.

Nach Artikel 88 der Verordnung haben die Mitglied-
staaten die Verantwortung, die Rechtsvorschriften
der Europäischen Union so weit anzuwenden und
das Recht auf den Schutz personenbezogener Da-
ten mit dem Recht auf freie Meinungsäußerung und
Informationsfreiheit in Einklang zu bringen und in-
sofern auch von den Öffnungsklauseln der Daten-
schutz-Grundverordnung Gebrauch zu machen, oh-
ne dabei die Datenschutzvorschriften der Euro-
päischen Union zu unterlaufen oder zu erweitern.
Da die Datenschutz-Grundverordnung am morgi-
gen Tag unmittelbar Wirkung entfaltet, ist es not-
wendig, dass zu diesem Zeitpunkt die jeweiligen
landesrechtlichen Umsetzungen erfolgen.

Die Landesregierung hatte am 17. Januar dieses
Jahres einen entsprechenden Gesetzentwurf dem
Thüringer Landtag überreicht. Dieser wurde durch
den Präsidenten im Einvernehmen mit den Fraktio-
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nen am 23. Januar 2018 vorab an den Innen- und
Kommunalausschuss überwiesen. Der Innen- und
Kommunalausschuss hat sich seit Januar mit dem
Gesetzentwurf befasst. Ich will Ihnen kurz den we-
sentlichen Verlauf schildern.

Zunächst die Bemerkung, dass der Gesetzentwurf
in seiner ursprünglichen Fassung im Entwurfsstadi-
um der Landesregierung insgesamt 26 Gesetzes-
änderungen umfasste. Eine Gesetzesänderung war
eine Ersetzung des bisherigen Landesdatenschutz-
gesetzes und in weiteren 25 Gesetzen wurden da-
tenschutzrechtliche Anpassungen vorgenommen.
Der Innen- und Kommunalausschuss hat den Ge-
setzentwurf dann im Februar beraten und eine An-
hörung beschlossen, hat 43 Expertinnen, Sachver-
ständige, Interessengruppen eingeladen, sich am
Anhörungsverfahren zu beteiligen. 20 der Ange-
schriebenen gaben eine Stellungnahme ab, drei
weitere Interessengruppen haben sich in eigenen
Stellungnahmen an den Innen- und Kommunalaus-
schuss gewandt.

Im April kam es dann zur Auswertung der Anhö-
rungsergebnisse und am 17. Mai 2018 zur ab-
schließenden Beratung. Die Koalitionsfraktionen
aus Linke, SPD und Bündnis 90/Die Grünen haben
zum Gesetzentwurf der Landesregierung in den
Ausschuss im Ergebnis der Anhörung einen Ände-
rungsantrag eingebracht. Mit dem Änderungsantrag
wurden sieben der geänderten Gesetze nochmals
verändert. Es wurden aber sieben weitere Ge-
setzesänderungen aufgenommen, sodass der Ge-
setzentwurf letztendlich 33 Änderungen von Einzel-
gesetzen beinhaltet.

Ich will Ihnen in drei oder vier Punkten wesentliche
Punkte des Änderungsantrags, die Aufnahme in die
Beschlussempfehlung gefunden haben, mitteilen.

Als Erstes wurde auch nach intensiver Diskussion
und nach Vortrag durch die entsprechenden Fach-
verbände das sogenannte Medienprivileg im Daten-
schutzgesetz, im Landesmediengesetz sowie im
Thüringer Pressegesetz wiederhergestellt, das in-
sofern sicherstellt, dass durch die Anrufung einer
Datenschutzaufsichtsbehörde nicht die journalisti-
sche Tätigkeit ausgeforscht werden kann und Jour-
nalisten, die im Rahmen der Recherche tätig sind,
praktisch Auskunft über ihre Quellen geben müs-
sen. Das hohe Gut der Pressefreiheit und der jour-
nalistischen Freiheit ist gewahrt. Andererseits gel-
ten auch die Schutzvorschriften natürlich von Be-
troffenen fort, wie sie beispielsweise im Zivil- oder
im Strafrecht auch beinhaltet sind.

Wir haben uns darüber hinaus aber auch entschlos-
sen, das Medienprivileg auf diejenigen journali-
stisch Tätigen auszuweiten, die nicht dem Kodex
des Deutschen Presserats unterlegen, aber zu ei-
ner modernen Pressearbeit, Medienarbeit heute
hinzugehören, nämlich diejenigen, die beispielswei-

se als Blogger, freie Journalisten, freie Fotografen
auch überwiegend journalistisch tätig sind.

Wir haben in der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses klargestellt, dass auch der Datenschutz-
beauftragte des Landes ein Klagerecht in Verwal-
tungsstreitsachen hat. Das Gesetz in der Entwurfs-
fassung der Landesregierung sah ja schon den
Verwaltungsgerichtsweg vor. Uns war es aber auch
wichtig, im Gesetz deutlich zu machen, dass der
Verwaltungsgerichtsweg nicht nur durch betroffene
Behörden und öffentliche Stellen gegangen werden
kann, sondern auch durch den Datenschutzbeauf-
tragten, wenn beispielsweise durch Behörden An-
ordnungen des Datenschutzbeauftragten nicht Fol-
ge geleistet worden ist.

Wir haben eine Regelung für den Thüringer Land-
tag selbst vorgenommen, dass natürlich die Daten-
schutz-Grundverordnung und das Datenschutzge-
setz insofern gelten, wenn der Landtag in Verwal-
tungsangelegenheiten tätig ist. Alle weiteren Berei-
che, die die parlamentarische Arbeit betreffen, müs-
sen dann natürlich auch datenschutzrechtskonform
in einer entsprechenden Datenschutzordnung für
den Landtag geklärt werden.

Ich will abschließend auch weitere Änderungen am
Beispiel des Polizeiaufgabengesetzes deutlich ma-
chen. Die EU-Datenschutz-Grundverordnung sieht
vor, dass Doppelregelungen in Gesetzen zu ver-
meiden sind. Insofern haben wir natürlich Aus-
kunfts-, Löschungs- und Berichtigungsrechte von
Betroffenen in Bezug auf Datenerfassungen im Po-
lizeiaufgabengesetz in dieser detaillierten Form, wie
sie da bisher verankert waren, gestrichen, weil sie
eben im Datenschutzgesetz verankert sind. Wir fan-
den es aber dennoch wichtig, im Fachgesetz selbst
darauf aufmerksam zu machen, dass die entspre-
chenden Rechtsregelungen, die entsprechenden
Rechte an anderer Stelle zu finden sind, damit die-
jenigen, die sich im Fachgesetz informieren, gleich-
zeitig auch darüber in Kenntnis gesetzt sind, wel-
che Rechte zum Schutz ihrer personenbezogenen
Daten sie in Anspruch nehmen können.

Im Ergebnis kommt dann der Innen- und Kommu-
nalausschuss zu der mehrheitlichen Empfehlung an
den Thüringer Landtag – unter Beachtung der Än-
derungen, die Sie der Beschlussempfehlung in
Drucksache 6/5722 entnehmen können –, Ihnen zu
empfehlen, den Gesetzentwurf anzunehmen. Vie-
len Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön, Herr Abgeordneter Dittes. Ich frage,
ob die CDU-Fraktion das Wort zur Begründung
wünscht. Das ist nicht der Fall. Dann eröffne ich da-
mit die Beratung. Als Erste hat Abgeordnete Henf-
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ling für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das
Wort.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, sehr ge-
ehrter Herr Präsident, in Europa wird wieder über
Datenschutz diskutiert und das ist aus unserer
Sicht eine gute Sache. Viel zu lange ist das Thema
aus dem öffentlichen Diskurs herausgehalten wor-
den, wurde als Langweilerthema für vermeintliche
Nerds deklariert. Damit ist aber spätestens heute
Schluss – eigentlich schon länger, weil wir das
schon länger wieder diskutieren –, denn Daten-
schutz geht uns alle an. Die Kehrseite der Medaille
ist, und das haben wir in den letzten Wochen deut-
lich erlebt, dass jeder jetzt glaubt, ein umfangrei-
ches Wissen zu diesem Thema zu haben, und so
wird aus einer – wie wir finden – großartigen Sa-
che, dass wir zumindest weitestgehend einheitliche
europäische Datenschutzstandards haben, ein her-
aufbeschwörendes, apokalyptisches Endzeitszena-
rio. Besonders das Agieren der CDU auf Bundes-
und auch auf Landesebene lässt da eine unglaubli-
che Ahnungslosigkeit und technisches Unverständ-
nis erkennen. Das belegt unter anderem auch der
heute vorliegende Entschließungsantrag der CDU.

Doch bleiben wir erst mal bei den harten Fakten.
Datenverarbeitungen sind in der digital vernetzten
Gesellschaft Alltag. Hier herrscht bisher ein Status
quo des wilden Datenwestens. Viele Menschen ha-
ben dabei das Gefühl, keinerlei Kontrolle darüber
zu haben, welche Organisation was über sie weiß,
und dass von diesem Informationsungleichgewicht
viele profitieren, nur eben nicht sie selbst. Damit
soll nun Schluss sein. Die europäische Grundver-
ordnung legt einheitliche Grundsätze für die gesam-
te Europäische Union fest. Sie sollen sicherstellen,
dass die Nutzung persönlicher Daten nach verbind-
lichen Regeln abläuft und Betroffene garantierte
Rechte haben.

Nach Artikel 5 Abs. 1 werden konkrete Grundsätze
der Verarbeitung personenbezogener Daten
dargestellt. Erstens geht es um die Rechtmäßigkeit,
die Verarbeitung nach Treu und Glauben und die
Transparenz. Es geht zweitens um die Zweckbin-
dung von Daten. Es geht um die Datenminimierung,
um die Richtigkeit von Daten, um die Speicherbe-
grenzung und um die Integrität und Vertraulichkeit
von Daten. Flankiert werden diese Grundsätze mit
neuen ernsthaften Durchgriffsrechten der Daten-
schutzaufsichtsbehörden und konkreten Rechten
der Nutzerinnen und Betroffenen. Bisher hatten die
Aufsichtsbehörden nur wenig an der Hand, um Ver-
stöße zu ahnden, und wirkten eher wie zahnlose Ti-
ger.

Ein wichtiger Punkt ist, dass die Mitgliedstaaten an
einigen Stellen einen konkreten Gestaltungsspiel-

raum haben. Hier soll der Gesetzgeber konkrete
Rechtssicherheit schaffen. In Thüringen haben wir
das mit dem vorliegenden Datenschutzanpas-
sungsgesetz getan. Neben dem Datenschutzgesetz
wurde dabei eine Vielzahl weiterer Anpassungen
an Gesetze vorgenommen. Auch die besondere
Stellung beispielsweise der Presse und der Polizei
wurde berücksichtigt. Kollege Dittes hat darauf hin-
gewiesen, dass wir hier ganz konkret das Medien-
privileg umsetzen, wie es der DJV in den letzten
Wochen auch mehrfach angemahnt hat, und sogar
noch über die Forderung hinausgehen, indem wir
sozusagen die Anpassung auch an eine moderne
Medienlandschaft vornehmen, indem wir beispiels-
weise Blogger bei dem Medienprivileg auch berück-
sichtigen.

Nun sind die meisten der Grundsätze der Daten-
schutz-Grundverordnung nichts Neues und doch
rankt sich schon jetzt ein ziemliches Durcheinander
und eine apokalyptische Mythenbildung um die
neue Grundverordnung. Unter anderem sehen
Netzaktivistinnen, kollektiv netzpolitik.org und der
Verein Digitale Gesellschaft hierbei insbesondere
die CDU als Rädelsführer der Verunsicherung. Dies
kann man auch sehr schön an deren Entschlie-
ßungsantrag zeigen und gleich mit ein paar Mythen
aufräumen. Liebe CDU, Demut habt ihr in der Op-
position ja schon gelernt, also spitzt die Ohren, man
kann jetzt und heute noch was über das Internet
lernen.

Zuallererst: Die Datenschutz-Grundverordnung tritt
nach fünf Jahren Verhandlungen und zwei Jahren
Übergangsfrist in Kraft. Hier hat auch die CDU auf
Bundesebene mitverhandelt. Im Ministerrat haben
Sie der Verordnung zugestimmt. Jetzt fordern Sie
die Landesregierung dazu auf, eine Verordnung auf
Europaebene nachzuverhandeln, die Sie selbst dort
verhandelt haben. Sorry, aber das wirkt jetzt schon
ein bisschen schizophren, erinnert ein bisschen an
die Debatten der AfD zum öffentlich-rechtlichen
Rundfunk.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: So was von
schlau!)

Es ist ja bekannt, dass Sie diesen Entschließungs-
antrag auch in anderen Bundesländern so ähnlich
oder in ähnlicher Form, auch ein Moratorium for-
dernd, einbringen werden und eingebracht haben.
Auch die Kanzlerin hat wohl einigen CDU-Kreisvor-
sitzenden versprochen, mit dem Innenminister über
das Problem zu reden. Ich finde, das macht die Sa-
che eher bedenklicher und nicht unbedingt besser.
netzpolitik.org kommt hier zu dem Schluss – ich zi-
tiere –: „Die Intervention der Kanzlerin ist gleich in
zweierlei Hinsicht absurd: Zum einen ist es schon
aus formalen Gründen ausgeschlossen, dass an
den EU-Regeln jetzt noch etwas geändert wird.
Zum anderen sind es Merkel und die von ihr geführ-
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te Bundesregierung selbst, die die jetzige Panik
maßgeblich verschuldet haben.“

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Auf Bundesebene haben Sie es einfach verschla-
fen, den gegebenen Gestaltungsspielraum sinnvoll
zu nutzen. Hier werfen Sie jetzt mit Nebelkerzen
um sich, die sich weit entfernt vom Faktischen be-
wegen. Und ernsthaft: Wer nimmt Ihnen das eigent-
lich ab? Sie verhandeln fünf Jahre an einer Verord-
nung mit und fordern am Tag vor dem Inkrafttreten
von der Landesregierung die Nachbesserung. Gan-
ze zwei Jahre haben Sie nichts gemacht. Wie der
Herr, so auch der Sklave, würde ich an dieser Stel-
le sagen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das IT-Brachland Thüringen – wir haben ja ange-
fangen, das zu ändern, aber wie gesagt, 24 Jahre
Konzeptlosigkeit der CDU, der ganze Antrag spie-
gelt genau das wider. Der ganze Antrag zeigt, dass
Sie leider gar nicht wissen, worüber Sie reden. Was
bleibt? Sie zeigen auch hier, dass Sie keine Ah-
nung haben und wieder nur versuchen, populistisch
zu arbeiten.

Ihr bester Punkt ist die Forderung, kleine und mittel-
ständische Unternehmen erst ab 50 Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern zu einem Datenschutzbeauf-
tragten zu verpflichten – um hier mal kurz Wittgen-
stein zu zitieren: „Ganz großes Kino“. In Ihrem eige-
nen Bundesdatenschutzgesetz haben Sie die Öff-
nungsklausel als Bundesgesetzgeber genutzt und
schreiben in § 38 BDSG (neu): „Ergänzend zu Arti-
kel 37 Absatz 1 Buchstabe b und c der Verordnung
[…] benennen der Verantwortliche und der Auf-
tragsverarbeiter eine Datenschutzbeauftragte oder
einen Datenschutzbeauftragten, soweit sie in der
Regel mindestens zehn Personen ständig mit der
automatisierten Verarbeitung personenbezogener
Daten beschäftigen.“ Selbst im alten Bundesdaten-
schutzgesetz in § 4 galt noch eine Untergrenze von
20 Mitarbeitenden. Nur hier in Thüringen fordern
Sie den Sonderweg ein und wollen damit 80 Pro-
zent aller Unternehmen aus der Wirksamkeit des
Gesetzes herausnehmen. Der Fun-Fact am Rande
ist, dass die Datenschutz-Grundverordnung sich
selber gar keine Mitarbeitergrenze vorgibt. § 37 Da-
tenschutz-Grundverordnung lässt das für die Mit-
gliedstaaten offen. Das haben Sie, liebe CDU, ins
Bundesdatenschutzgesetz geschrieben und dort
festgelegt, niemand sonst.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Sie beschwören in Ihrem Antrag den Untergang der
Thüringer Vereine und Unternehmen herauf, alles
wird bürokratisch, überall lauern Fallen und Strafen,
nichts darf man mehr. Sie schwadronieren von ei-

nem praxistauglichen Datenschutz. Was sind denn
bitte zum Beispiel praxistaugliche Grundrechte?
Heißt praxistauglich, die Rechte sollen immer nur
dann gelten, wenn es Ihnen in den Kram passt?

Räumen wir mal mit ein paar Mythen auf, die sich
auch bei Ihnen in den letzten Tagen durchgezogen
haben, auch bei Äußerungen Ihres Fraktionsvorsit-
zenden und auch in Ihrem Entschließungsantrag.
Für kleine Unternehmen ändert sich eigentlich nicht
viel. Einen Datenschutzbeauftragten müssen Sie
nur bestellen, wenn mindestens zehn Personen
ständig mit der Verarbeitung personenbezogener
Daten zu tun haben, das lässt also die Produktion
außen vor. Sonst gelten in weiten Teilen die bishe-
rigen Bestimmungen. Für kleine Unternehmen und
Vereine dürfte der jeweilige Webauftritt ein Hand-
lungsfeld darstellen, der neuralgische Punkt sind
hier Datenschutzerklärungen und Webtools. Bei der
Datenschutzerklärung gibt es bereits diverse Anlei-
tungen und Muster, lediglich die Bundesregierung
und das zuständige Ministerium geben dazu keine
Hilfestellung. Die Webtools sammeln häufig Daten,
die zum Beispiel überhaupt nicht gebraucht wer-
den. Das war eigentlich auch schon vorher schwie-
rig, wurde jedoch in den seltensten Fällen geahn-
det. Hier kann man sich einfach an die Faustregel
halten: Daten, die man nicht braucht, sollten auch
nicht erhoben werden, sonst einfach die Webtools
abschalten. Vereine, Bündnisse und auch Unter-
nehmen können bei der Datenverarbeitung auf der
Grundlage des berechtigten Interesses agieren.
Das gab es schon im bisherigen Bundesdaten-
schutzgesetz, daher kann man sich auch an der
Rechtsprechung dazu orientieren. Das berechtigte
Interesse deckt auch Vertragsanbahnung und Di-
rektwerbung ab. Ansonsten gelten die üblichen Be-
stimmungen zu Telefon- bzw. Mailwerbung, da
müssen Sie einfach nur in das Gesetz gegen unlau-
teren Wettbewerb schauen.

Auch das Erstellen von Fotografien durch Hobbyfo-
tografinnen und -fotografen, Vereine oder sonstige
zivilgesellschaftliche Akteure funktioniert nach den
bisherigen Regeln. Hier gilt das Kunsturheber-
rechtsgesetz. Der Bundesgesetzgeber hätte dabei
sicherlich für mehr Rechtssicherheit sorgen kön-
nen, hat er aber nicht. Daher gilt auch hier die spe-
zialgesetzliche Regelung und die geltende Recht-
sprechung.

Und zuletzt: Eine Abmahnwelle wegen der Daten-
schutz-Grundverordnung erwarten wir als Grüne
nicht, zum einen, weil die Ahndung von Daten-
schutzverstößen über die Aufsichtsbehörde erfolgt,
diese muss sich an die Verhältnismäßigkeit halten,
zum anderen, weil Abmahnanwälte keinen Anknüp-
fungspunkt haben. Sie brauchen eine konkrete ge-
schädigte Person und können nicht von sich heraus
wild abmahnen. Das hat die Datenschutz-Grund-
verordnung sehr clever geregelt.
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Zum Schluss: Die Datenschutz-Grundverordnung
bringt den Nutzerinnen und Betroffenen mehr
Rechte im Kampf um ihre Daten. Das ist gut und
das ist wichtig. Trotzdem kann keiner glauben, dass
eine Zäsur wie die Datenschutzreform ohne Unsi-
cherheiten, Missverständnisse und Widerstände
über die Bühne gehen könne. Die Devise sollte da-
her vor allem „Mut zur Sachlichkeit“ lauten. Das ha-
ben wir mit unserem Gesetz und der Anpassung
dazu auch getan. Der Entschließungsantrag der
CDU ist völlig wirr und substanzlos. Vielleicht re-
cherchieren Sie das noch mal nach, frei nach dem
Motto: Quaere et invenies, wer sucht, der findet –
wie der Lateiner sagen würde. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön. Als Nächster hat Abgeordneter Hen-
ke für die AfD-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Henke, AfD:

Vielen Dank, Herr Präsident. Werte Abgeordnete,
werte Gäste! Man muss Ihnen gratulieren. Sie ha-
ben es geschafft, ein Monster zu kreieren, ein Mon-
ster, das auf 80 Seiten und 34 Artikeln mit unzähli-
gen Paragrafen Angelegenheiten regeln soll, die
bislang auch schon geregelt waren, und das
durchaus nicht schlecht.

(Beifall AfD)

Mittlerweile weiß es wohl jeder, seit 2012 wurde an
der ab dem 25. Mai geltenden Verord-
nung EU 2016/679 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz na-
türlicher Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG regelrecht ge-
bastelt. Dennoch schaffen Sie es, Ihr Umsetzungs-
gesetz zwei Tage vor der Angst durchs Parlament
peitschen zu müssen. Ja, Sie schaffen es sogar,
noch vor einer Woche einen umfangreichen,
26 Seiten umfassenden Änderungsantrag der Koa-
litionsfraktionen am selben Tag durch den Innen-
ausschuss zu jagen und handwerkliche Unzuläng-
lichkeiten und schlicht vergessene und sonst über-
sehene Regelungen noch unterzubringen.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Sie haben bei der Beratung
im Ausschuss nicht eine Frage gehabt!)

Sehr deutlich hat das der Gemeinde- und Städte-
bund Thüringen in seiner Stellungnahme gerügt.
Dennoch bekommen Sie von verschiedenen Seiten
herbe Ohrfeigen für das, was hier fabriziert wurde.

Der Verein der Thüringer Verwaltungsrichter und
Verwaltungsrichterinnen zum Beispiel schreibt Ih-
nen ins Stammbuch, dass Sie das Problem der
richterlichen Unabhängigkeit nicht gesehen haben
oder nicht sehen wollten, wobei Letzteres uns nicht
wundern würde. Unabhängige Gerichte sind mei-
nem Wissen nach nicht in erster Linie traditionsge-
bend für die Linke. Wörtlich schreiben die Richter:
Diese verfassungsrechtliche Stellung der Richterin-
nen und Richter wird im Gesetzentwurf offensicht-
lich nicht bedacht. – Geht man davon aus, dass
sich die Richtervereinigung regelmäßig keiner holzi-
gen Ausdrucksweise befleißigt, ist das nicht nur ei-
ne Ohrfeige, sondern schon Prügel mit dem Rohr-
stock.

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Da gibt
es Gegenbeispiele bei der AfD!)

Zumal eine Lösung einfach wäre. Die Richter wei-
sen zu Recht auf die Ausnahmeregelung des Arti-
kels 23 Abs. 1 der Datenschutz-Grundverordnung
hin, über die eine Regel, wie Sie diese für den
Landtag und die Arbeit der Abgeordneten und Frak-
tionen ja durchaus vorsehen, auch für den Bereich
der Rechtsprechung ermöglicht wird. Weil Sie dies
unterlassen, setzen Sie nach Ansicht der Richter
Thüringen übrigens dem Risiko aus, wegen einer
Ordnungswidrigkeit nach § 61 Thüringer Daten-
schutzgesetz belangt zu werden. Zwar wird diese
Tat nur auf Antrag verfolgt, aber antragsberechtigt
ist neben dem Datenschutzbeauftragten die betrof-
fene Person. Es gehört nicht viel Phantasie dazu,
was von echten oder vermeintlichen Fehlurteilen
betroffene Justizopfer – in Gänsefüßchen, das ha-
ben Sie wohl alle mitbekommen – gleich welcher
Gerichtsbarkeit, sei es der verurteilte Straftäter, der
keinen Bleibestatus erhaltende Ausländer, der, der
zu Steuernachzahlungen angehalten wurde, oder
der im Zivilverfahren Unterlegene, jetzt geneigt
sind, zu tun.

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Das ist
ja was ganz Neues, was Sie da reden!)

Freuen wir uns gemeinsam darauf.

Aber damit nicht genug. Der Thüringer Landkreis-
tag bemängelt, dass durch das Monstrum hervorge-
rufener personeller und finanzieller Mehraufwand
wieder bei den Kommunen hängenbleibt und Sie
diese damit hängenlassen. Auch das hat Methode:
Sie sehen das Problem, aber ausbaden müssen es
die anderen.

Ein weiteres, nach Auffassung vieler Betroffener
noch nicht ausreichend geklärtes Problemfeld ist
das Medien- und Presseprivileg. Das beginnt damit,
dass immer noch weitgehend ungeklärt ist, was
Blogger eigentlich sind.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Aha, unbekannte Spezi-
es!)

Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 119. Sitzung - 24.05.2018 10205

(Abg. Henfling)



Es existieren Urteile, die Bloggern die Presseeigen-
schaft zuerkennen, und solche, die es gerade nicht
tun. Hier wäre eine eindeutige Klarstellung im Sinne
der Blogger wünschenswert, weil diese in Thürin-
gen sogar so eine Art Wettbewerbsvorteil bieten
könnte.

(Beifall AfD)

Gleichermaßen gibt es immer noch berechtigte
Zweifel, ob die von Ihnen mit Medienprivileg ge-
kennzeichneten § 6 des Landesmediengesetzes
und § 11 a des Pressegesetzes wirklich ein solches
enthalten oder nicht oder ob über die unsäglichen
unklaren Formulierungen durch die Hintertür doch
die Gefahr einer Ausschaltung von misslichen Infor-
mationsverbreitungen mittels der Datenschutzkeule
besteht.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Verschwörungstheorie!)

Sie haben alle Möglichkeiten, hier eine klare Lanze
für die Meinungsfreiheit zu brechen. Zwar lässt sich
Artikel 1 der Datenschutz-Grundverordnung nicht
entnehmen, dass der Datenschutz nicht absolut gilt,
sondern gegen die Grundrechte anderer – hier
dann also auch die Meinungs- und Pressefreiheit –
abzuwägen ist. Wir sind der Auffassung, dass eine
solche Abwägung aber nicht vollumfänglich der
Justiz zu überlassen ist, sondern der Gesetzgeber
aufgefordert bleibt, eine klare Regelung vorzuge-
ben. Die klaren und deutlichen Worte des Thüringer
Landesbeauftragten für den Datenschutz und die
Informationsfreiheit haben Sie auch nicht beherzigt.

Eine letzte Bemerkung noch: Der Entschließungs-
antrag der CDU-Fraktion muss angewandter Humor
sein. Ihre Parteifreunde haben über Jahre hinweg
die nur bedingt demokratischen Strukturen in der
EU geschaffen, die den Erlass solcher Regelungs-
werke ermöglichen.

(Beifall AfD)

Ihre Leute sind maßgeblich am Zustandekommen
beteiligt. Und jetzt auf einmal fällt es Ihnen ein,
dass alles vielleicht etwas über das Ziel hinaus-
schießt. All die Dinge, die im Antrag gefordert wer-
den – in Ihrem –, hätten Sie problemlos beim Wer-
keln an der Verordnung berücksichtigen können,
spätestens aber mit den auf Bundesebene notwen-
digen Umsetzungen, etwa durch das Bundesdaten-
schutzgesetz. Vielleicht ist Ihnen das zwischenzeit-
lich etwas unangenehm, aber das amtierende Kabi-
nett Merkel ist nicht das erste. Ihre Partei stellt seit
2005 den Bundeskanzler

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Jetzt geht es wieder ge-
gen Merkel!)

und hat damit nicht nur im Bund, sondern auch im
Rahmen der EU den maßgeblichen Akteur in ihren
Reihen.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Langweilig!)

Jetzt aber hier aus Angst vor dem Zorn, besonders
der Selbstständigen und des Mittelstandes, Nach-
besserung anzumahnen, ist einfach infam. Im Übri-
gen: Eines österreichischen Modells bedarf es
nicht. Die Grundverordnung lässt selbst ein abge-
stuftes System an Sanktionen zu. Vor keinem deut-
schen Gericht wird ein Bußgeld in Höhe von 20 Mil-
lionen Euro an einen Tischlermeister aufgrund einer
fehlerhaften Datenschutzerklärung auf einer Web-
seite Bestand haben.

Angesichts der vielen offenen, unzureichend beant-
worteten Fragen können wir diesem Gesetzentwurf
nicht zustimmen. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

Danke. Als Nächster hat Abgeordneter
Prof. Dr. Mario Voigt für die CDU-Fraktion das
Wort.

Abgeordneter Prof. Dr. Voigt, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen
und Kollegen, womit wacht ein Thüringer Mittel-
ständler und ein Vereinsvorsitzender von einem
Thüringer Verein heute Morgen auf und womit
schlägt er die Zeitung auf? Mit der Überschrift: „Ab
Montag sind Bußgelder fällig“.

(Beifall CDU)

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

In welchem Interview steht das? Der Thüringer Lan-
desdatenschutzbeauftragte startet mit der Headline:
„Ab Montag sind Bußgelder fällig“. Ich zitiere mal
aus dem Interview: „Umso wichtiger sind die Kon-
trollen, ab kommendem Montag legen wir los. Aktiv
werden wir entweder, wenn wir Tipps bekommen,
oder wir kontrollieren selbst, quasi anlasslos.“ Das
ist die Botschaft, die wir als Landesdatenschutzbe-
auftragte an den Mittelstand aussenden. Das ist die
Botschaft, die wir den kleinen Vereinen geben. Und
dann ist es auch noch so, dass diese Verunsiche-
rungstaktik, die von unserem Landesdatenschutz-
beauftragten selbst ausgeht, nicht mal dazu führt,
dass er heute hier bei dieser wichtigen Gesetzes-
änderung im Plenum ist,

(Beifall CDU)

und auch nicht, dass er im zuständigen Innenaus-
schuss gesessen hat.
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(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Unmöglich!)

Da kann ich nur sagen, da würde ich als Thüringer
Mittelständler oder als Vereinsvorsitzender von ei-
nem kleinen Verein auch nervös werden, weil das
nämlich anzeigt, dass da offensichtlich jemand gern
über das Ziel hinausschießen möchte.

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: So wie im-
mer!)

Ich habe einen Vorschlag für ihn. Ich kann ihm vor-
schlagen, er soll doch mal mit seinen Kollegen aus
der Datenschutzbehörde in den nächsten zwölf Mo-
naten nicht die Verfahrensverzeichnisse von Feuer-
wehrvereinen oder die E-Mail-Löschroutinen bei ir-
gendwelchen Bäckereien prüfen, sondern dabei
helfen, bei der Aufbaubank Förderanträge auszu-
fertigen oder beim BAMF vielleicht die Asylanträge
schneller zu bearbeiten. Da hätte er dem Freistaat
mehr geholfen, liebe Freunde.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: So ist das!)

Ich will das auch sagen, weil die Bundesdaten-
schützerin mit einer viel maßvolleren Art und Weise
vorgeht, weil sie klipp und klar sagt: Jawohl, wir se-
hen, was da am Markt passiert. Wir wollen deswe-
gen mehr mit Maß und Mitte vorgehen. Übrigens tut
ein Großteil der Landesdatenschutzbeauftragten
dasselbe.

Jetzt mal zur geschichtlichen Wahrheit, Frau Henf-
ling. Wer war denn im Europaparlament zuständi-
ger Berichterstatter für diese Richtlinie? Wer war
es?

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Ein Grüner!)

Das war Jan Philipp Albrecht, Ihr grüner Berichter-
statter, der jetzt zukünftig Minister in Schleswig-Hol-
stein wird, der hat diese Agenda gepuscht. Bitte
keine Ammenmärchen hier, sondern bei der Wahr-
heit und bei den Fakten bleiben!

(Beifall CDU)

Damit wir jetzt mal keine Missverständnisse auf-
kommen lassen: Natürlich braucht die Digitalisie-
rung auch einen sinnvollen, klugen und überlegten
Umgang mit Daten.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das ist ja mal was ganz anderes!)

Das bedeutet aber, dass wir klar regeln, wie Daten-
souveränität aussieht. Das ist etwas, was wir als
Union natürlich auch als Grundmaßstab haben, weil
wir im Umgang mit personenbezogenen Daten kla-
re Maßstäbe wollen und weil wir auch ein einheitli-
ches Spielfeld in Europa wollen. Trotzdem – und
darum geht es doch – müssen wir uns die Frage
stellen, was rechtliche Regelungen für Konsequen-
zen für diejenigen haben, die es im täglichen Um-

feld anzuwenden haben. Genau aus dem Grund
fordern wir, dass wir einen Datenschutz brauchen,
der praxistauglich ist, der mittelstands- und ehren-
amtsfreundlich in Thüringen angewandt werden
kann.

(Beifall CDU)

Das, was wir jetzt erleben, hat ja nicht nur notwen-
digerweise was mit der reinen Datenschutz-Grund-
verordnung an sich zu tun, sondern vor allen Din-
gen auch mit den Ausgestaltungsoptionen und
Möglichkeiten, die sich Landesdatenschutzbeauf-
tragte suchen. Da zitiere ich noch mal aus besag-
tem Interview von heute: „Ich bin froh, dass uns die
Grundverordnung Werkzeuge an die Hand gibt, die
wir vorher nicht hatten. Ich habe nichts gegen Kom-
petenzen. Ich mag Befugnisse und freue darauf.“
Verbunden mit der Schlagzeile „Ab Montag sind
Bußgelder fällig“ ist das, glaube ich, eine ziemlich
klare Botschaft, wie das interpretiert wird. Darum
geht es doch,

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Kampfansa-
ge!)

das ist eine Kampfansage gegen kleine Unterneh-
men, gegen kleine Vereine und dagegen wenden
wir uns als Union. Jetzt will ich es mal praktisch
machen, denn in Lebensbezügen versteht man es,
glaube ich, besser: Wenn Sie in einem Verein sind,
Sie haben einen Vereinsraum – das ist bei meinem
Fußballverein so, das ist bei meinem Schachverein
so, das ist bei meinem Traditionsverein so –, wenn
Sie da heutzutage Ihre Mitgliedsdaten in einem
Ordner verwalten, müssen Sie perspektivisch die-
sen Ordner irgendwo mit nach Hause nehmen, ver-
schließen, in einen anderen Raum bringen, weil ja
die Chance entstehen könnte,

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Vergraben!)

dass jemand da reinschaut und deswegen unbefug-
ten Zugang zu Daten hat – Beispiel eins. Ich nenne
Ihnen ein zweites Beispiel: Wenn ich meinen Sohn
jetzt im Schwimmkurs anmelde, dann muss dieser
Verein ganz genau aufpassen, wo er diese Daten
verwaltet und ob er die gegebenenfalls mit anderen
Teilnehmern dieses Kurses teilen darf,

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Das muss er auch jetzt
schon, das ist nichts Neues!)

denn es könnte ja sein, dass man eine Fahrge-
meinschaft bilden darf, aber diese Liste darf man
gar nicht mehr teilen als Eltern, weil man dann ge-
gen die Datenschutzanwendung hier im Freistaat
verstößt.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Das ist Quatsch!)
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Oder wenn Sie in einer ehrenamtlichen Bibliothek –
im ländlichen Raum gibt es ja noch Räume, wo
man Bücher ausleiht – ein Buch ausleihen, darf die-
se Liste, diese Leihliste, eben nicht mehr rumlie-
gen, sondern sie muss irgendwo fest verschlossen
sein. All das sind ganz praktische Bezüge. Wenn
Sie als Geschäftsführer von einem Unternehmen
eine Visitenkarte entgegennehmen, kann es sein,
dass Sie in die Datenschutzfalle tappen. Sind das
alles nicht Beispiele, wo Sie sagen, das ist etwas …

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das ist doch Quatsch!)

Natürlich ist das so. Sie dürfen das nicht mehr offen
rumliegen lassen, es könnten ja potenzielle Ge-
schäftspartner sein.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Also insofern will ich Ihnen einfach nur sagen,

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Billige Stimmungsmache ist
das, Herr Voigt!)

es geht um Praxistauglichkeit, es geht um Mittel-
standsfreundlichkeit, es geht um eine gute Anwen-
dung für das Ehrenamt. Genau aus dem Grund

(Beifall CDU)

sagen wir: Es braucht Anpassung. Und wenn Sie
uns das als Fraktion aus politischen Opportunitäten
nicht abnehmen, dann hören Sie doch wenigstens
darauf, was die Leute hier im Land sagen. Wenn
Sie Unternehmensumfragen nehmen, neueste Bit-
kom-Umfrage: Zwei von drei Unternehmen haben
sich mit der DSGVO auseinandergesetzt und sehen
als größte Herausforderung die Umsetzung, mit
schwer abschätzbarem Aufwand. Dann gucken wir
uns an: Sechs von zehn Unternehmen – neueste
Umfrage DIHK – erwarten dauerhaft mehr Aufwand
wegen der neuen Datenschutzregeln, ein Drittel so-
gar deutlich mehr Aufwand. Kein einziges Unter-
nehmen erwartet weniger Arbeit durch die neuen
Datenschutzregeln. Wenn wir uns das anschauen,
muss man sich doch, wenn man Politik ernsthaft
betreiben will, gemeinschaftlich mit den Betroffenen
in den Dialog begeben, wie man damit sinnvoll um-
gehen kann bei dem Maßstab, Datensouveränität
einzuhalten, aber trotzdem auch eine Anwendungs-
option zu schaffen. Deshalb fordern wir Augenmaß,
Vernunft und Verhältnismäßigkeit, Schutz für kleine
Unternehmen, besonders im Freistaat, wir fordern
Schutz für kleine Vereine und wir fordern einen
maßvollen Umgang mit einer Schonfrist bis zum
31.12. in den Anwendungsbereichen. Deswegen ist
unser Entschließungsantrag Ihnen vorliegend, weil
wir genau wollen, dass wir mit sehr konkreten Maß-
nahmen dafür Sorge tragen, dass genau so eine
Panikmache nicht entsteht, sondern dass wir sa-
gen: Gemeinsam mit euch im Gespräch und im
Dialog wollen wir Lösungen schaffen, die tatsäch-

lich auch zu den Thüringer Verhältnissen passen.
Ich will es Ihnen jetzt begründen, was wir da im
Konkreten fordern, weil wir uns natürlich dafür ein-
setzen, das gemeinschaftlich mit Ihnen im Dialog
zu machen. Frau Henfling, der Vorwurf, dass wir Ih-
nen das einen Tag vor Inkraftsetzung vorlegen, hat
unmittelbar was damit zu tun, dass Sie als Landes-
regierung das Gesetz so spät vorgelegt haben.

(Beifall CDU)

Deswegen und nicht aus anderen Gründen disku-
tieren wir das heute hier.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Ach, die Opposition kann ja
keine Gesetze einbringen, habe ich verges-
sen!)

Wir diskutieren das deswegen, weil es heute im
Plenum ist. Wenn es im Plenum ist, dann kriegen
Sie von uns auch eine ehrliche Auskunft darüber,
wie wir das sehen.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Weil wir sie so lange diskutiert ha-
ben!)

Das beginnt bei unserer ersten Forderung: Wir set-
zen uns ein – das ist übrigens Teil der DSGVO, Ar-
tikel 83 –, dass die Verhältnismäßigkeit zu wahren
ist. Das ist genau das, was die Bundesdatenschüt-
zerin auch sagt. Sie sagt: Bei erstmaligen Verstö-
ßen wird die Datenschutzbehörde im Einklang mit
Artikel 58 DSGVO von ihren Abhilfebefugnissen,
insbesondere durch Verwarnen, Gebrauch machen.
Das bedeutet, dass das Grundprinzip „verwarnen
statt strafen“, also quasi nicht erst Bußgelder for-
dern, sondern erst mal mit den Betroffenen gemein-
schaftlich im Dialog zu sein, ein erster Maßstab
sein muss. Das ist eine klare Botschaft, auch nach
dem Interview, was wir heute gelesen haben.

(Beifall CDU)

Dann geht es im Zweiten auch darum, dass wir na-
türlich dem Bundesdatenschutzgesetz auch weiter-
hin Geltung verschaffen.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Das ist aber nett von Ihnen,
Herr Voigt!)

Sie haben das ja gerade zu der Frage der Rege-
lung ab zehn Mitarbeitern vorgestellt, dass sie
einen eigenen Datenschutzbeauftragten zu bestel-
len haben. Trotzdem darf man doch mal die Frage
stellen, dass die Verunsicherungstaktik da nicht
weiterbetrieben werden sollte, dass jetzt jeder un-
mittelbar einen Datenschutzbeauftragten braucht.
Deswegen setzen wir uns dafür ein, dass kleinere
Unternehmen und Organisationen im Besonderen
davon befreit sind. Nehmen Sie es doch so hin. Der
IHK-Hauptgeschäftsführer hier aus Erfurt sagt in ei-
nem Interview oder in dieser Woche, „dass oftmals
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kleine und mittelständige Unternehmen“ – Zitat –
„nicht die notwendigen personellen und finanziellen
Kapazitäten ausreichend vorhanden haben, um das
umsetzen zu können“. Wenn uns das jemand aus
der Wirtschaft sagt, dann sollte man das doch bitte
schön zur Kenntnis nehmen und sagen: Wie kön-
nen wir Wege und Möglichkeiten finden, dem Abhil-
fe zu schaffen? Deswegen unser zweiter Forde-
rungspunkt.

Dann kommt der dritte Forderungspunkt. Da geht
es um die Frage von Meldepflichten. Hier ist dieser
Anzink- und Abmahnindustrie ein Stoppschild zu
setzen. Wenn wir sagen, dass 72 Stunden für klei-
ne Thüringer Unternehmen nicht ausreichend sind,
dann sagen wir als CDU, okay, dann lasst doch da
bitte wenigstens zwei Wochen möglich werden.
Das ist eine Anpassung, die wir machen können
hier im Land, um zu sagen, wir wollen den kleinen
mittelständigen Unternehmen mehr Chancen, mehr
Zeit zur Reaktion geben, damit sie auch tatsächlich
die Anpassungen machen können, die nötig sind.

Dann gibt es einen vierten Punkt, der für uns ent-
scheidend ist. Sie wissen selbst genau, dass Ver-
fahrensverzeichnisse, Löschberechtigungs- und Si-
cherheitskonzepte einen wahnsinnigen bürokrati-
schen Aufwand bedeuten, gerade für die kleinen
mittelständischen Unternehmen, aber auch für die
Vereine. Deswegen: Dem bürokratischen Mehrauf-
wand, der Ihnen klar sein muss, muss Einhalt gebo-
ten werden, dass es nur bei einer bestimmten Grö-
ße – wir schlagen 50 Mitarbeiter vor, dass man dort
eine Kappung macht.

Ich mache es Ihnen ganz praktisch: Wenn Sie heut-
zutage zu Ihrem niedergelassenen Arzt gehen, fra-
gen Sie ihn mal, womit der gerade konfrontiert ist.
Der wird Ihnen Folgendes sagen, dass zukünftig er
jeden einzelnen seiner Patienten unterschreiben
lassen muss, dass er damit einverstanden ist, dass
erstens seine Daten gespeichert sind, und zwei-
tens, wenn derselbe Arzt feststellt, da ist ein Notfall,
muss der den Patienten noch mal fragen, ob er die
Daten an einen dritten Arzt weitergeben kann, der
ihm vielleicht besser helfen kann, weil laut Daten-
schutz darf er die Daten gar nicht weiterreichen.
Wenn das kein Schildbürgerstreich ist, dann, kann
ich Ihnen sagen, müssen wir Anpassungen finden.
Genau aus dem Grund fordern wir für Arztpraxen,
aber eben auch für Organisationen, die maximal
50 Mitarbeiter haben, diese von den Vorschriften
zur Führung eines Verfahrensverzeichnisses aus-
zunehmen.

Dann gibt es einen fünften Punkt, der unmittelbar
etwas mit der Verunsicherung zu tun hat, weil es
natürlich auch um Geld geht. Wenn da 20 Millionen
durch die Orte getrieben werden, durch die Organi-
sationen diskutiert werden, dann hat das auch was
damit zu tun, dass wir als Unionsfraktion sagen, wir
sind ein kleines überschaubares Land mit kleinen

mittelständigen Strukturen, deswegen sagen wir,
dass künftig nur bei massiven und vorsätzlichen
Verstößen diese maximale Sanktion von 4 Prozent
des Jahresumsatzes zulässig ist. Ich glaube, das ist
ein maßvolles Angebot, dem Sie als Regierung
durchaus folgen könnten.

Dann gibt es einen sechsten und letzten Forde-
rungspunkt, der meiner Meinung nach auch ge-
rechtfertigt ist, nämlich dass eine einheitliche
Rechtsanwendung zugunsten der Betroffenen im
gesamten europäischen Raum möglich sein muss.
Das bedeutet – und damit lege ich den Finger in die
Wunde bei der Fragestellung –, es gibt eine euro-
päische Richtlinie, aber sie wird in jedem einzelnen
Land und nach dem Interview, das ich heute gele-
sen habe, in manchen Bundesländern offensichtlich
noch mal ganz besonders scharf ausgelegt. Wenn
wir eine einheitliche Rechtsanwendung und ein Le-
vel Playing Field in Europa wollen, dann müssen
wir auch dafür Sorge tragen, dass, wenn eine Da-
tenschutzbehörde in einem Bundesland oder in ei-
nem anderen Land einen Prozess genehmigt, der
auch von einer anderen Datenschutzbehörde aner-
kannt wird. Und das ist eine Forderung, die hat eine
ganz klare Rechtssystematik und das hat eine ganz
klare Bedeutung: Datenschutzrecht darf nicht zum
Innovationshemmnis und Standortnachteil werden.

Ich glaube, dass wir damit auch dem Grundanlie-
gen dessen, warum wir Datenschutzrecht in Europa
so intensiv diskutieren, nämlich den Googles und
Facebooks Einhalt zu gebieten, Rechnung tragen
und letztlich natürlich auch eine Rechtsvorschrift
schaffen, die das praxistauglich anpasst. Und jetzt
nehmen Sie es uns nicht übel, aber es ist der Job
der Landesregierung, gemeinsam mit der Bundes-
regierung und anderen Landesregierungen darüber
zu sprechen, wie diese Anpassungen bundesein-
heitlich geregelt werden können. Das können wir
nicht aus der Rolle der Opposition. Genau deswe-
gen wollen wir ja im nächsten Jahr wieder die Re-
gierung übernehmen, damit so etwas schneller und
aktiver passiert und nicht erst von Ihnen ausgeses-
sen wird.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Es geht nicht darum!)

Und das führt mich zum letzten Punkt: Ich glaube,
dass es klug ist, dass wir im gemeinsamen Dialog –
und wenn er vielleicht heute noch kommt, mit dem
Landesdatenschutzbeauftragten – darüber reden,
dass wir mit Augenmaß und mit Vernunft vorgehen,
dass wir ein Signal in die Thüringer Vereine, Unter-
nehmen, zu den Bürgern senden: Wir werden damit
maßvoll umgehen. Dass wir ein Signal aussenden:
Wir wollen das mit euch im Dialog gestalten, perso-
nenbezogene Daten vernünftig zu schützen. Und
dass wir sagen: Damit ihr keine Sorge und Gefahr
habt und damit ihr nicht Opfer der Abmahnindustrie
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werdet und damit ihr nicht irgendwie teure Gebüh-
ren bezahlt für diejenigen, die euch jetzt Schar-
latanleistungen anbieten, lasst uns doch eine ge-
meinsame Schonfrist bis zum 31.12.2018 anbieten.

Wenn uns das alles gelingt, dann, glaube ich, kön-
nen wir dem Geist eines niveauvollen Datenschut-
zes in Europa Ausdruck verleihen. Wenn uns das
nicht gelingt und wir weiter so machen mit Inter-
views wie diesem, dann, glaube ich, gefährden wir
diesen wundervollen Standort Thüringen sowohl
wirtschaftlich, aber vor allen Dingen auch in seinem
ehrenamtlichen Vereinsleben, und das ist genau
das, was wir hier im Raum verhindern sollten. Herz-
lichen Dank.

(Beifall CDU)

Präsident Carius:

Danke schön. Nun hat Abgeordnete Marx für die
SPD-Fraktion das Wort.

Abgeordnete Marx, SPD:

Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen!
Herr Dr. Voigt, nachdem Sie hier Angst und
Schrecken verbreitet haben, wollen wir doch mal
wieder zur Realität zurückkommen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich fange mal mit den Sanktionen an: Es ist ab mor-
gen geltendes Recht in der Datenschutz-Grundver-
ordnung, dass natürlich alle Sanktionen verhältnis-
mäßig sein müssen, dass natürlich mildernde Um-
stände zu berücksichtigen sind, dass das natürlich
von der Schwere des Verstoßes und des verletzten
Rechtsguts abhängt, wie hoch da ein Bußgeld
überhaupt verhängt werden kann. All das steht in
Artikel 83 der Datenschutz-Grundverordnung, die
unmittelbar geltendes Recht wird. Deswegen muss
man da gar nichts ändern, um solche Abwägungs-
kriterien einzuführen. Im Übrigen sind natürlich
sämtliche Bußgelder, die künftig verhängt werden
sollten, immer gerichtlich überprüfbar. Von daher
sehe ich nicht, wo das Problem jetzt hier gesehen
wird.

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Das
sagen Sie als Rechtsanwältin! Das verstehe
ich!)

Interessant finde ich, dass Sie zweimal darauf hin-
gewiesen haben, Herr Dr. Voigt, dass Sie jetzt die
ganze Verordnung oder das ganze Gesetz, den
Vollzug, erst mal bis zum 31.12.2018 aussetzen
wollen. In Ihrem Antrag steht davon nichts, denn da
sind Sie wahrscheinlich dann auch ein bisschen
schwach geworden, als dann die Druckfassung her-
gestellt wurde. Aber Sie haben das jetzt hier zwei-
mal gesagt.

Und dann wird immer wieder gesagt – und da
möchte ich mich hier auch mal gezielt an alle Ver-
einsvertreterinnen und Vereinsvertreter wenden,
die hier zuschauen: Jetzt kommt die große Keule,
ihr müsst ganz schreckliche Dinge tun, ihr müsst
Verfahrensverzeichnisse führen.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Nein, das ist Quatsch!)

Entschuldigung, aber das findet keinerlei Stütze in
irgendwelchen Regelungen. Und wenn Sie selbst in
Ihren Antrag reinschreiben, dass die Verfahrensver-
zeichnisse künftig bei Betrieben oder bei Organisa-
tionen unter 50 Mitarbeitern ausgesetzt werden,
dann muss ich Sie darauf hinweisen, dass wir im
Moment eine Regelung haben, die vorsieht, dass
überhaupt erst ab 250 Mitarbeitern ein Verfahrens-
verzeichnis zu führen ist –

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Hört, hört!)

250 Mitarbeiter wird ja wohl kein Verein hier auf-
bringen, selbst ein großer Fußballverein vielleicht
nicht – und dass bei einer geringeren Anzahl von
Mitarbeitern das nur dann der Fall sein soll, wenn
es zum Beispiel um sensible Daten geht.

Sie haben jetzt Arztpraxen genannt, die man ent-
lasten müsste, weil sie sonst die Notfalldaten nicht
weitergeben könnten. Also ich bitte Sie! Wenn je-
mand zum Arzt kommt und behandelt werden
möchte, dann ist es doch klar, dass er eine Einwilli-
gungserklärung, die er künftig vielleicht sicherheits-
halber mal zu geben hat, dass alles, was an ärztli-
cher Notwendigkeit an Datenweitergabe besteht,

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: ... si-
cherheitshalber!)

– Nein, ich komme darauf noch zurück. –

natürlich erfasst ist; das will doch keiner ernsthaft
bestreiten. Sie verbreiten hier Schauergeschichten,
die schon im Gesetz selbst – also in der Daten-
schutz-Grundverordnung und im Umsetzungsge-
setz – erst recht nicht – irgendwie überhaupt hier
jemals Gesetz werden. Deswegen ist Ihr Antrag
auch so einseitig und verkennt auch, was die Da-
tenschutz-Grundverordnung eigentlich möchte und
was die Umsetzung im nationalen Recht an positi-
ven Dingen bedeutet.

Ich möchte Ihnen allen einfach – auch den Zu-
schauern draußen und am Livestream und auf der
Zuschauertribüne – mal sagen, für welche fünf
Punkte ich es zum Beispiel besonders wichtig und
gut finde, dass die klargestellt und künftig verbes-
sert werden – im Sinne eines risikogerechten Da-
tenschutzes für Bürgerinnen und Bürger. Dann ent-
scheiden Sie bitte selbst, ob es für kleine und mit-
telständische Unternehmen oder Vereine unzumut-
bar ist, auf solche Sachen Rücksicht zu nehmen.

10210 Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 119. Sitzung - 24.05.2018

(Abg. Prof. Dr. Voigt)



Da ist zunächst mal das Recht auf Vergessen. Wir
haben bisher nur Löschungsrechte. Löschungs-
rechte heißt, dass ein Datum irgendwann mal ge-
löscht wird, das heißt aber nicht, dass ich sicher
sein kann, dass die nicht irgendwo weiter herumva-
gabundieren, nämlich dass Daten, die irgendwann
mal weitergegeben worden sind, wenn die bei
demjenigen, der sie erhoben hat, gelöscht worden
sind, woanders trotzdem noch da sind. Das Recht
auf Vergessenwerden ist sehr wichtig, denn das
stellt sicher, dass Unternehmen, die Daten öffent-
lich gemacht haben, so ein Löschungsverlangen
sogar an Dritte weiterleiten müssen, denen sie Da-
ten weitergegeben haben. Dann ist tatsächlich ihre
Löschung ein Recht auf Vergessen, weil sicher-
gestellt wird, dass dann eben auch nach Möglich-
keit sämtliche Kopien der Daten gelöscht werden
und Personen tatsächlich vergessen werden. Das
ist eine sinnvolle Erweiterung des Löschungsrechts
und eine sinnvolle Grundlage für die Durchsetzung
des Selbstbestimmungsrechts über eigene Daten.

Auch ein Widerspruch gegen die Verarbeitung der
eigenen Daten ist möglich – und das künftig auch
automatisch. Wir haben in vielen Browsern – das
müssten Sie auch wissen, Herr Dr. Voigt – die Ein-
stellung „Do Not Track“, also dass es künftig verbo-
ten ist, ohne ausdrückliche Einwilligung Daten zu
sammeln, wonach Nutzerdaten zur Profilerstellung
genutzt und mit anderen Daten verknüpft werden
können.

Als Zweites – das Einwilligungserfordernis, infor-
mierte Einwilligung als tragende Säule jeder Daten-
verarbeitung: Sie werden künftig als Bürgerinnen
und Bürger, als Datenverursacher, als Datenin-
haber, als Persönlichkeitsrechtsinhaber ausdrück-
lich gefragt, ob Sie mit einer Verarbeitung Ihrer Da-
ten einverstanden sind. Sie können diese Einwilli-
gung nicht mehr einfach nur konkludent erteilen, die
Einwilligung der betroffenen Person muss infor-
miert, freiwillig und eindeutig durch eine Zustim-
mungshandlung erklärt werden. Was ist daran so
schlimm?

Sie – und wir alle – bekommen jetzt gerade ziem-
lich viel Post von irgendwelchen E-Mail-Versen-
dern, bei denen wir gelistet sind. Das ist ganz inte-
ressant, man erfährt auf diese Weise mal, wo man
überall gespeichert ist. Es ist doch schön, mal ge-
fragt zu werden, ob man das ausdrücklich möchte.
Dann gibt es vorbereitete Erklärungen, die dürfen
auch formalisiert sein und die kann man anklicken.
Dann bin ich informiert, aber es ist eine zustimmen-
de Handlung erforderlich und ich kann auch – da-
rauf werde ich hingewiesen – diese Einwilligung je-
derzeit widerrufen. Was ist daran so schlimm?

Die Informationsrechte und die Transparenz der
Datenverarbeitung sollen gestärkt werden. Das
heißt, ich habe künftig, wenn ich frage, was macht
ihr eigentlich mit meinen Daten, das Recht, folgen-

de Auskünfte erteilt zu bekommen: Zu welchen
Zwecken werden die Daten verarbeitet, auf welcher
Rechtsgrundlage? Wenn es, wie gesagt, auf der
Grundlage meiner Einwilligung ist, muss ich darauf
hingewiesen werden, dass ich sie widerrufen kann,
dann muss ich über meine Rechte informiert wer-
den, dann muss ich darüber informiert werden, ob
Daten etwa in ein Drittland übermittelt werden sol-
len sowie über die Speicherdauer. Und wenn die
Daten nicht bei mir selbst erhoben worden sind: Wo
kommen die Daten denn her, die irgendjemand
über mich hat und was sind die Kategorien von per-
sonenbezogenen Daten? Und solche Informationen
müssen dem, der sie haben möchte, kostenfrei zur
Verfügung gestellt werden. Was ist daran schlimm,
was ist daran unverhältnismäßig? Was ist daran
falsch?

Zu den Sanktionen habe ich Ihnen schon vieles ge-
sagt. Noch ein letzter Punkt, den ich ungeheuer po-
sitiv finde: Das ist die datenschutzkonforme Tech-
nikgestaltung, die künftig vorgeschrieben wird. Das
heißt, wir haben eine datenschutzfreundliche Vor-
einstellung. Es ist nicht so, dass ich erst mal
gucken muss, wo ich jetzt überall meine Apps de-
aktivieren muss, wo ich überall eine Einwilligung
zurücknehmen muss, wenn ich irgendeine App ge-
kauft habe, was weiß ich, die mein Handy in die
perfekte Taschenlampe verwandelt, dann ist es
nicht einsehbar, warum diese Handy-App auf mein
Adressverzeichnis zugreifen möchte und das vor-
eingestellt ist. Also da muss ich schon vorher ge-
fragt werden. Und eine datenschutzfreundliche Vor-
einstellung, das betrifft Online-Dienste, da haben
wir jetzt nichts mit Vereinen zu tun, das sind Google
Analytics und andere Dienste. Da wird auch vorge-
schrieben, dass man sie anonym nutzen können
muss.

Und was haben wir jetzt im Landesrecht? Wir ha-
ben Datenschutzrecht bisher übrigens auch schon
zwingend gehabt und die Höchstgeldstrafe oder
Geldbuße lag bis jetzt auch schon bei 10 Millionen
Euro, die ist aber nie verhängt worden. Deswegen
braucht man also jetzt nicht irgendwie hier durch
das Land zu laufen und behaupten, dass ein kleiner
Verein oder ein Bäckermeister, der irgendwie eine
Liste geführt hat, wer bei ihm am Samstag die Bröt-
chen bestellt, jetzt plötzlich ein Millionenbußgeld
zahlen müsste.

Wir haben allerdings Regelungsaufträge in der Da-
tenschutz-Grundverordnung und da haben wir nach
der Anhörung nachgebessert, das möchte ich hier
noch mal ausdrücklich sagen. Wir haben in Arti-
kel 58 Abs. 5 dem Datenschutzbeauftragten, also
den Aufsichtsbehörden einen Rechtsweg zu eröff-
nen. Da finden Sie eine Neufassung in § 9, die den
Ausschuss passiert hat, dass den Betroffenen na-
türlich jederzeit Klagerechte zustehen, aber auch
dem Datenschutzbeauftragten, der Aufsichtsbehör-
de. Wir haben bei der Bußgeldverhängung bisher
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eine Ausnahme für den öffentlichen Bereich, also
der öffentliche Bereich bekommt keine Bußgelder.
Wir werden allerdings in künftigen Evaluationen
überprüfen müssen, ob das dann ausreicht, um die
Anforderungen, die öffentliche Datenverarbeiter ge-
nauso betreffen wie private, ausreichend durchzu-
setzen.

Wir haben das Medienprivileg noch mal ausgebaut
und erweitert. Wenn Sie den § 11a im Pressege-
setz lesen, der heute auch mit zur Abstimmung ge-
langt, dann weiß ich nicht, wo jetzt da noch irgend-
welche Fehler sein sollen. Da sind weitgehende Be-
reichsausnahmen festgelegt für Medienarbeit und
das ist wichtig und richtig, also auch ein Auftrag,
den die Datenschutz-Grundverordnung jedem Ge-
setzgeber gegeben hat, zu gucken, wo die Grund-
sätze der Presse- und Meinungsfreiheit Ausnah-
men erfordern. Was allerdings noch ausdrücklich
drin steht – und dagegen, finde ich, kann man auch
nichts haben –, ist natürlich, dass Medienvertreter
bzw. Öffentlichkeitsarbeiter Daten, die sie erlangt
haben, natürlich nicht für andere Zwecke nutzen
dürfen als für diese mediale Auswertung und für die
öffentliche Berichterstattung. Das ist doch wieder
eine ganz selbstverständliche und wichtige Begren-
zung möglicher Datenverwendungen, und die ist
sinnvoll.

Deswegen komme ich auch noch mal auf den
CDU-Antrag, einfach zu sagen, wir nehmen die
Presse sowieso überhaupt ganz aus. Sie haben in
Ihrem Antrag geschrieben, am liebsten hätten wir
es wie in Österreich. Österreich hat es sich sehr
einfach gemacht. Die haben einfach weitgehende
Nichtanwendbarkeit durchgesetzt – da ist noch sehr
fraglich, ob das europarechtsmäßig überhaupt
möglich ist – und haben bestimmte Prinzipien fest-
gesetzt, die Sie jetzt auch haben wollen.

Ich habe zu einzelnen Fragen in Ihrem Antrag ja
schon Stellung genommen. Wie gesagt, Sie haben
den sachlichen Fehler drin, dass Sie meinen, dass
die Verfahrensverzeichnisse bei kleinen Vereinen
anfallen würden. Sie haben dann noch mal gesagt,
es müsste ab zehn Mitarbeitern, die sich mit der
Datenverarbeitung beschäftigen, ein eigener Daten-
schutzbeauftragter bestellt werden. Das ist in dieser
Form falsch, denn es muss nicht eine Person sein,
die rund um die Uhr in diesem kleinen Betrieb, in
diesem KMU für den Datenschutz arbeitet, sondern
das reicht, eine solche Arbeit als Dienstleistung
nach außen zu vergeben. Wenn Sie ein relativ klei-
nes Unternehmen haben und da rechnet Ihnen ein
externer Berater vielleicht mal drei Stunden im Mo-
nat dafür ab, dass er geguckt hat, ob Ihre Datenver-
arbeitung datenschutzkonform gelaufen ist, dann ist
das ein – ich sage mal – verschwindend geringer
Betrag im Vergleich dazu, was wahrscheinlich Ihr
Steuerberater oder jemand, der Ihre Betriebsbücher
führt, ansonsten verlangen kann. Also auch das ist

alles irgendwie Propaganda, die nicht in der Wirk-
lichkeit ankommt.

Was Sie überhaupt nicht berücksichtigt haben bei
Ihrem Antrag, ist, wenn einfach dasteht, wir ma-
chen alles nur so wenig, wie es irgendwie geht und
nehmen möglichst alle Bereiche aus, die irgendwie
ausgenommen werden können und bei allen Mög-
lichkeiten von Sanktionen oder sonstiger Natur ge-
hen wir auf die Mindestlevels runter, dann haben
Sie überhaupt nicht bedacht, dass ein Datenschutz
auch ein Wirtschaftsfaktor sein kann. Weil Bürgerin-
nen und Bürger wollen es nicht mehr haben, dass,
wenn sie sich irgendwo mal eine Jeans im Internet
bestellen, dass sie dann 23 Jahre lang Angebote
für Aufenthalte in besonderen Weingütern zuge-
schickt bekommen. Das ist auch eine Wirtschafts-
förderung, wenn Sie als Unternehmen zusichern
können, die Daten werden nur für den Zweck ver-
wendet, für den sie benötigt und für den sie ge-
braucht werden.

Von daher geht es darum, dass wir mit dem Daten-
schutz insgesamt und seiner Bedeutung in der heu-
tigen vernetzten Welt zu einem risikogerechten Da-
tenschutzrecht kommen. Dass wir deswegen zahl-
reiche Vorschriften haben, dass einer erweiterten
Datennutzung zum Beispiel ausdrücklich zuge-
stimmt werden muss, davon habe ich Ihnen schon
etwas erzählt, dass wir zum Beispiel die Allmacht
von Algorithmen beschränken – das Wort ist heute
noch nicht gefallen. Das heißt, wir beschränken die
Auswertungs- und Verknüpfungsmöglichkeiten und
werden ein Recht auf menschliche Kontrolle haben.
Nach alldem sind der Datenschutz und auch das,
was wir heute beschließen, keine sogenannte pa-
ternalistische Bevormundung, wie von vielen be-
fürchtet oder argumentiert worden ist, sondern eine
informierte Einwilligung ermöglicht weiterhin eine
umfassende Datennutzung. Wenn Sie als informier-
ter Bürger alle möglichen Datennutzungen aktivie-
ren und denen zustimmen, dann kann kein Daten-
schutzbeauftragter dieser Erde dafür eine Strafe
verhängen oder Ihnen das verbieten. Das heißt: Wir
sind ein großes Stück weiter heute auf dem Weg zu
einer informationellen Selbst-, statt zu einer infor-
mationellen Fremdbestimmung, wie wir sie jetzt in
den letzten Jahren allzu oft gehabt haben. Deswe-
gen kann ich hier aus voller Überzeugung unserem
Gesetzentwurf zustimmen und möchte Sie auffor-
dern, das auch zu tun. Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön. Als Nächste hat Abgeordnete König-
Preuss für die Fraktion Die Linke das Wort.
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Abgeordnete König-Preuss, DIE LINKE:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, liebe Zuschauer und Zu-
schauerinnen auf der Tribüne und auch diejenigen
am Livestream! Die ganze Zeit ging mir jetzt nach
der Rede sowohl von Herrn Dr. Voigt als auch aus
der AfD-Fraktion durch den Kopf „wow“. Bei der
AfD-Fraktion insbesondere deswegen, weil ich mich
des Eindrucks nicht erwehren kann, dass Sie die
Datenschutz-Grundverordnung gar nicht gelesen
haben, sondern nur die Artikel und die Seiten ge-
zählt und ansonsten probiert haben, möglichst
schnell auf Ihre zwei Klassikerthemen zu kommen,
nämlich einmal Flüchtlinge und zum Zweiten an-
gebliche Einschränkung der Meinungsfreiheit. Bei
der CDU, weil ich doch etwas mehr erwartet hätte.
Was ich damit meine, ist: Ja, es gibt zurzeit sehr
viel Unsicherheit bezüglich des Umgangs mit der
Datenschutz-Grundverordnung, bezüglich der Aus-
wirkungen, seien es Vereine, seien es kleinere Un-
ternehmen, seien es Privatpersonen, was auch im-
mer, diejenigen, die einen Blogg betreiben, die
meinten, sie müssten was weiß ich was alles tun.
Ich sehe unsere Aufgabe als diejenigen, die mit für
die Gesetze verantwortlich sind, die die Gesetze
mit überarbeiten, die Änderungsanträge stellen –
zumindest die Koalition hat das ja gemacht, auch
bereits innerhalb der Ausschusssitzungen –, darin,
dass wir nicht noch die Ängste der Menschen schü-
ren, also erhöhen und erweitern, sondern sie auch
ein Stück weit aufklären. Das hätte ich, ehrlich ge-
sagt, auch von der CDU erwartet.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber wenn ich mir die Rede von Ihnen hier vorn an-
höre, dann geht das eher in Richtung Ängste bestä-
tigen, als Ängste zu nehmen. Um diese Ängste zu
nehmen, wäre ein ganz einfaches Beispiel, denjeni-
gen aus den Vereinen, die sich jetzt bei Ihnen ge-
meldet haben oder auch noch melden, zu sagen:
Leute geht auf die Website des Thüringer Daten-
schutzbeauftragten www.tlfdi.de. Dort gibt es genau
die Hinweise, was denn jetzt für Vereine, für Ehren-
amtler, für kleine Unternehmen usw. zu beachten
ist, wo ich Lösungsmöglichkeiten, wo Unterstützung
finde – nur mal als ein Beispiel. Es wird ja ab mor-
gen sozusagen verlangt, dass jede Website ein ent-
sprechendes Datenschutzimpressum hat und auch
darauf hinweist, welche Daten werden wo, wie ge-
speichert, was passiert damit, werden die verarbei-
tet, wenn ja, in welcher Form usw., usf. Da gibt es
eine kostenfreie Website http://datenschutz-genera-
tor.de, die das kostenfrei für Vereine, für Kleinunter-
nehmen bzw. Einzelpersonen zur Verfügung stellt
und das erstellt. Anstelle das zu machen, schüren
Sie die Ängste derjenigen, die verunsichert sind
von diversen Meldungen, die gerade kursieren, die
davon verunsichert sind, dass überall die Zahl er-
wähnt wird, es könnten jetzt Sanktionen von bis zu
20 Millionen Euro erhoben werden, wenn man ge-

gen die Datenschutz-Grundverordnung verstößt.
Da kann ich nur sagen: Nein, dem ist eben nicht so.

(Zwischenruf Abg. Grob, CDU: Stimmt doch!)

Ja, 20 Millionen Euro sind in der DSGVO festge-
legt, aber nicht nur 20 Millionen Euro, sondern man
muss es richtig lesen. Da steht nämlich: 4 Prozent
des Jahresumsatzes oder bis zu 20 Millionen Euro.
Dann bitte ich darum, mal zu rechnen: Wen betrifft
das denn dann mit den 20 Millionen Euro? Das be-
trifft diejenigen Unternehmen, die eine halbe Milliar-
de Umsatz machen. Warum wird so eine hohe
mögliche Bußgeldsumme in ein solches Gesetz for-
muliert? Um einen Druck auszuüben auf Unterneh-
men, eben weil sie sich bisher nicht an daten-
schutzrechtliche Vorgaben gehalten haben,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

weil sie bisher den Datenschutz weitgehend um-
gangen haben. Anstelle an dem Punkt dann auch
mal zu betonen, welche Wichtigkeit, welche Not-
wendigkeit und welche Relevanz dieses Gesetz
insbesondere für die jeweils einzelnen Bürger und
Bürgerinnen hat, gehen Sie auf die Unsicherheit
und bestärken die darin. Da muss ich mal ehrlich
sagen, Herr Dr. Voigt, da bin ich auch von Ihnen ein
bisschen enttäuscht, denn da bin ich mehr gewohnt
gewesen in den letzten Jahren, insbesondere wenn
es um die Themen „Internet“, „Datenschutz“ und
ähnliches mehr geht. Aber irritiert war ich, ehrlich
gesagt, sowieso schon, dass Sie hier vorgegangen
sind und nicht die Kollegen und Kolleginnen von Ih-
nen, die im Innenausschuss sitzen und dort das
Ganze auch mit beraten haben.

Sie kritisieren, dass das Gesetz zu spät kommt. Die
AfD kritisiert, dass es zwei Tage vorher erst hier be-
schlossen wird. Nein, AfD, auch das teile ich Ihnen
jetzt mit: Ab morgen bereits gilt die Datenschutz-
Grundverordnung, nicht erst ab übermorgen. Das
heißt, Sie müssten heute Ihre Webseiten auch ent-
sprechend anpassen und ändern. Aber das Ent-
scheidende, warum erst heute, hat auch etwas da-
mit zu tun, dass die CDU-Fraktion darum gebeten
hat, die Frist für Änderungsanträge zu verlängern,
und wir darauf eingegangen sind. Nur kam dann
kein Änderungsantrag von Ihnen. Der Änderungs-
antrag liegt jetzt zum Plenum, heute dann auch
noch in einer Neufassung vor. Wissen Sie, die Da-
tenschutz-Grundverordnung tritt nicht erst morgen
in Kraft, sondern Sie wirkt ab morgen. Das ist der
entscheidende Unterschied. Seit zwei Jahren ist sie
bereits in Kraft getreten. Das eigentlich Fatale ist
doch, dass sich jetzt hier vorne Politiker und Poli-
tikerinnen hinstellen und auch in anderen Parla-
menten hinstellen oder gegenüber Zeitungen hin-
stellen, wo auch immer hinstellen und sozusagen
die Panik schüren und erklären, was ab morgen al-
les Schlimmes passiert. Warum ist es denn in den
letzten zwei Jahren nicht gelungen, darauf aufmerk-
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sam zu machen, dass die Datenschutz-Grundver-
ordnung kommt? Warum haben bestimmte Verbän-
de nicht in den letzten zwei Jahren vielleicht auch
schon entsprechende Weiterbildungen, Hilfsange-
bote, Unterstützungsangebote zur Verfügung
gestellt? Ich weiß, dass es zum Beispiel die Indus-
trie- und Handelskammer gemacht hat, zumindest
zum Teil. Ich weiß auch, dass es der Datenschutz-
beauftragte nicht nur von Thüringen, sondern auch
aus anderen Bundesländern schon gemacht hat.
An der Stelle kann man doch nur festhalten: Sehr
wahrscheinlich verstoßen Unternehmen in den letz-
ten Jahren nicht nur gegen die Datenschutz-Grund-
verordnung, sondern auch in weiten Teilen gegen
das bereits seit Jahren in Deutschland bestehende
Gesetz, was abgelöst wird ab morgen, nämlich das
Bundesdatenschutzgesetz. So viele Unterschiede
zwischen dem Bundesdatenschutzgesetz und der
neuen Datenschutz-Grundverordnung gibt es näm-
lich gar nicht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und da kann man dann auch mal sagen: Liebe Un-
ternehmer, auch liebe Vereine, Datenschutz wird
ein immer wichtigeres Mittel, Datenschutz wird im-
mer wichtiger, insbesondere wenn mit unseren Da-
ten mittlerweile sehr lax umgegangen wird, zum
Teil Geld damit gemacht wird. Ja, ich weiß, dass
das die Vereine nicht machen. Aber an der Stelle
mal ein Stück weit die Sensibilität für den Daten-
schutz zu schärfen, ist notwendig und zeigt sich da-
ran, dass auch Sie, Herr Dr. Voigt, sich hier vorn
hinstellen und anstelle darauf aufmerksam zu ma-
chen, dass scheinbar in den letzten Jahren nicht
mal das geltende Bundesdatenschutzgesetz in wei-
ten Teilen eingehalten wurde, jetzt die Daten-
schutz-Grundverordnung in den Punkten, in der Sie
sie kritisiert haben, kritisieren. Das finde ich, ehrlich
gesagt, ein Stück weit schwierig.

(Beifall DIE LINKE)

Frau Marx und Madeleine Henfling haben ja hier
vorn bereits darauf hingewiesen, was das Positive,
vor allem das Positive an der Datenschutz-Grund-
verordnung ist. Es wird ja suggeriert nach außen,
das eigentliche Problem wären jetzt die ganzen Fol-
gen, die kämen, die ganzen Kosten, die in Kraft tre-
ten würden. Ja, ich sage Ihnen ganz ehrlich, Herr
Dr. Voigt, da haben Sie recht. Auch ich fand das In-
terview von Herrn Dr. Hasse unglücklich, weil es
nämlich am Ende Ängste von einigen bestätigt hat,
zumindest in der Schlagzeile, wobei die Schlagzeile
ja nicht

(Beifall CDU)

von Herrn Dr. Hasse kam, sondern die Schlagzeile
von der Zeitung gewählt wurde. Allerdings kenne
ich Herrn Dr. Hasse und habe ihn auch im Daten-
schutzbeirat dazu erlebt und da muss ich leider
zum Weiß-ich-nicht-wievielten-Mal wiederholen: Wir

hatten am Dienstag Datenschutzbeiratssitzung und
wieder waren Ihre Mitglieder im Datenschutzbeirat
nicht da. Wir haben uns am Dienstag darüber un-
terhalten, was passiert denn ab dem Moment, an
dem die Datenschutz-Grundverordnung in Kraft tritt.
Dort ist ganz klar von Herrn Hasse geäußert wor-
den, dass er natürlich nicht auf Jagd von Vereinen
oder kleinsten Unternehmen oder Ähnlichen mehr
gehen wird und dass es darüber hinaus das Buß-
geld gibt, das aber an der Spitze der ganzen Sank-
tionsmaßnahmen steht, die in der Datenschutz-
Grundverordnung formuliert sind. Was auch drin-
steht und was Sie in Ihrer Rede ignoriert haben, ist,
dass der Datenschutzbeauftragte und die Aufsichts-
behörden, die die Datenschutzbeauftragten zukünf-
tig werden, ein ureigenes Anliegen haben und auch
einen Auftrag haben, nämlich die Beratung – das ist
der Hinweis darauf, wenn verstoßen wird und das
ist dann eben auch die Möglichkeit der Maßnahme,
dass man keine Bußgelder erhebt, sondern das Un-
ternehmen oder auch den Verein darauf aufmerk-
sam macht, an der und der Stelle sind eure Regula-
rien, sind eure Webseiten, ist euer Umgang mit Da-
ten nicht datenschutzkonform. Anstatt das zumin-
dest zu erwähnen, gehen Sie nur auf die 20 Millio-
nen bzw. auf die harten Maßnahmen, die in der
Theorie möglich sind, ein. Ich würde einfach um ein
bisschen mehr Pragmatismus und ein bisschen
mehr Realismus bitten. Ich glaube, natürlich wer-
den wir in den nächsten Monaten und Jahren an
der einen oder andere Stelle die Datenschutz-
Grundverordnung nicht nur auf Landesebene, son-
dern auch auf Bundesebene nachbessern müssen,
da brauchen wir uns doch nichts vormachen, denn
es erprobt sich ein neues Gesetz immer erst in der
Praxis.

Davon ausgehend würde ich mich jetzt auch hier
dagegen verwahren, zu sagen, das ist ein absoluter
Meilenstein im Bereich Datenschutz. Nein, den Mei-
lenstein, denke ich, hatten wir schon, aber jetzt
führt er sozusagen auch zu einer konkreten Umset-
zung des Ganzen. Ich würde mich aber auch dage-
gen verwahren, mich hier hinzustellen und zu sa-
gen, das ist alles ganz schlimm, was da jetzt ab
morgen auf uns zukommt. Ich glaube, beides trifft
den Kern des Ganzen nicht. Die Notwendigkeit des
Datenschutzes ist hoffentlich allen, ausgenommen
AfD, ausgehend von der Rede, die hier vorn gehal-
ten wurde, bewusst. Ich glaube, darum geht es am
Ende, nämlich dass der Datenschutz einen viel hö-
heren Wert nicht nur in der Politik, sondern insbe-
sondere bei Unternehmen erfährt. Und das setzt
die Datenschutz-Grundverordnung um.

(Beifall DIE LINKE)

Ansonsten zumindest noch ein, zwei kleinere Sa-
chen: Es wurde von der AfD behauptet, dass die
Datenschutz-Grundverordnung dazu beitragen wür-
de, die Meinungsfreiheit zu beschränken. Nein!
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Noch mal der Hinweis: Bitte lesen Sie die Gesetze
und zählen nicht nur die Seiten!

(Heiterkeit DIE LINKE)

Die Datenschutz-Grundverordnung ist sozusagen
kein über allem stehendes Gesetz, sondern natür-
lich ist die grundrechtlich geschützte Meinungs- und
Informationsfreiheit in die Auslegung und Anwen-
dung der Datenschutz-Grundverordnung mit einzu-
beziehen. Wissen Sie, das ist so platt, was Sie hier
kontinuierlich probieren, und vor allem ist es so ge-
fährlich. Ich bitte darum, an der Stelle immer mal so
eine kritische Reflexion mit einzuschalten, was er-
zählt die AfD hier vorn, was stimmt davon. So
grundsätzlich können Sie davon ausgehen – nichts.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Zuletzt vielleicht eines noch zum Thema „Schonfrist
bis Ende 2018“: Ich glaube, die Schonfrist braucht
es nicht, denn der Vorteil an der Umsetzung ab
morgen ist ja, dass jetzt und in den letzten Wochen
Unternehmen, Vereine, Verbände sozusagen wach
geworden sind und gesagt haben, okay, wir müs-
sen da rangehen, und ja, da braucht es Unterstüt-
zung.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Da braucht es nicht nur Unterstützung durch den
Datenschutzbeauftragten, sondern – das ist jetzt
mal eine kleine Kritik an die Ministerien – da
braucht es auch Unterstützung durch die jeweiligen
Ministerien. Da braucht es Unterstützung für die
Sportvereine, wobei der Landessportbund schon
viel zur Verfügung gestellt hat, da braucht es aber
auch Unterstützung für die jeweiligen Sozialträger,
die beispielsweise gar nicht wissen, welche Teil-
nehmerlisten sie ab Freitag oder ab Montag noch
verwenden können und dürfen, weil die vom Minis-
terium aktuell noch zur Verfügung gestellten über-
haupt nicht DSGVO-konform sind. An der Stelle ei-
ne Bitte, nein, nicht nur Bitte, ehrlich gesagt eine
Aufforderung an die Ministerien: Stellen Sie ent-
sprechend DSGVO-konforme Formulare, die von
den Vereinen auf kommunaler Ebene oder auch
von den Sozialträgern auf kommunaler und auf
Landesebene verwendet werden können, zur Ver-
fügung und überlassen Sie das nicht jedem einzel-
nen kleinen Verein, wie er ab morgen damit zu-
rechtkommt! Ja, das ist ein Problem, dass weder
die Bundesministerien noch die Landesministerien
noch die zuständigen Unternehmen sich bisher ent-
sprechend darauf vorbereitet haben. Insofern, was
bringt eine Schonfrist bis Ende 2018? Dass sie
noch ein halbes Jahr mehr haben, um zu warten?
Nein, ich sage, ab morgen gilt sie und ich erwarte
und hoffe, dass ab nächster Woche spätestens
dann auch die entsprechenden Formulare zur Ver-
fügung gestellt werden, dass ab morgen die höhere

Sensibilität vorhanden ist und dass perspektivisch
und grundsätzlich mit der Datenschutz-Grundver-
ordnung nicht nur hier in Thüringen, sondern gene-
rell das Verständnis und die Sensibilität für Daten-
schutz steigen, denn das ist das Entscheidende
und das Maßgebliche des heute hier zu beschlie-
ßenden Gesetzentwurfs. Ich persönlich gehe davon
aus, der geht hier durch. Ich freue mich auch da-
rauf, dass der durchgeht. Verbesserungen und Ver-
änderungen: Wissen Sie, da schauen wir mal, wie
es in der Praxis ist. An der einen oder anderen Stel-
le, gehe ich davon aus, wird es dann noch Ände-
rungsnotwendigkeiten geben. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön. Es gibt eine weitere Wortmeldung.
Herr Abgeordneter Fiedler, bitte, für die CDU-Frak-
tion.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und
Herren, da ja einige Kollegen meinten, den Vorwurf
machen zu müssen, warum reden denn nicht die
Mitglieder des Innenausschusses dazu – Frau Kol-
legin König-Preuss –: Das will ich Ihnen sagen.
Weil die Fraktionen festlegen, wer zu den Punkten
spricht, und nicht irgendwelche anderen Fraktionen
– Nummer 1.

Nummer 2: Wir waren bei den Beratungen dabei
und tauschen uns natürlich mit den Kollegen unse-
rer Fraktion auch aus. Wir haben festgestellt, dass
alle – ich sage an dem Punkt bewusst „alle“ –, EU,
Bund, Land, viel deutlicher und eher hier hätten et-
was machen müssen. Das haben Sie am Ende
auch für das Land bestätigt, zu Recht bestätigt,
dass die Ministerien – wir haben das auch im In-
nenausschuss angemahnt – auch in der Pflicht ste-
hen, sich hier entsprechend mit einzubinden und
entsprechende Formulare, Vorschläge etc. pp. zu
machen und nicht nur der Datenschutzbeauftragte,
den ich übrigens an der Stelle begrüße. Herr
Dr. Hasse, dass Sie uns wirklich die Ehre geben,
heute bei dem wichtigen Gesetz noch teilzuneh-
men, ist wirklich eine besondere Freude. Man sollte
drei Kreuze machen, denn im Ausschuss haben Sie
mit Abwesenheit geglänzt und waren zu dem wich-
tigen Gesetz nicht da. Das finde ich einfach uner-
hört. Das will ich hier im Hohen Haus ganz deutlich
sagen.

(Beifall CDU)

Es gibt hier genügend Nachholbedarf. Deswegen
ist ja unser Antrag entstanden, dass wir sagen, wir
wollen jetzt noch eine gewisse „Schonfrist“, obwohl
wir das ja gar nicht können. Die Entscheidung trifft
am Ende der Datenschutzbeauftragte. Das ist eben

Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 119. Sitzung - 24.05.2018 10215

(Abg. König-Preuss)



das Unsägliche, wenn dann ein Artikel in der Zei-
tung erscheint, wo eben nicht das Feinfühlige
kommt, so, wie ich es vom Datenschutzbeauftrag-
ten von Bayern oder Hamburg oder von anderen
erlebt habe, die feinfühlig gesagt haben, selbstver-
ständlich werden wir uns insbesondere die Vereine
et cetera anschauen. Denn hier geht es um Ehren-
amt, meine lieben Kolleginnen und Kollegen. Wenn
Sie in einem Verein tätig sind – ich gehe davon
aus, dass sehr viele dort tätig sind –, dann merken
Sie doch deutlich, wie die Vereine jetzt schon da-
rüber stöhnen, was alles von ihnen noch abgefor-
dert wird, ob von Finanzämtern und was da alles so
noch kommt, dass das jetzt schon an der Grenze
ist. Dass das Ehrenamt das überhaupt noch packt?
Da muss man hier eben wirklich helfen und unter-
stützen und nicht, jetzt ist das Datum da und jetzt
geht es los, und dann sagt der eine Datenschutzbe-
auftragte so und der nächste sagt so. Auch da wür-
de ich mir wünschen, dass man sensibler mit dem
ganzen Thema umgeht.

Am Ende wird es natürlich alle betreffen. Ich kann
nur jedem raten – also ich jedenfalls praktiziere das
schon lange –, man sollte bei sich anfangen und
sollte nicht so viel Daten von sich kundgeben. Man
sollte nicht in jedem Kaufhaus, nur damit man ir-
gendeinen Bonuspunkt kriegt, seine Daten hinterle-
gen. Man muss bei sich selbst anfangen. Aber da-
rum geht es jetzt nicht, das will ich aber trotzdem
noch mal deutlich machen, dass jeder selbst gefor-
dert ist.

Ich bin auch der festen Überzeugung, gerade,
wenn man jetzt die ganzen Dinge in den USA und
den großen Konzernen sieht, wie die mit den Daten
umgehen, das ist ja eine bodenlose Sauer… – Ent-
schuldigung –, nicht so schöne Geschichte. Frech-
heit ist besser. Es sind ja auch ältere Menschen
hier oben, sonst sagen die, was sagen die für Wor-
te – auch junge Menschen. Für die ist es noch viel
wichtiger.

Also das Entscheidende – deswegen bin ich wirk-
lich noch mal vorgekommen – ist für uns: Erstens
ist das Gesetz sehr spät angeliefert worden. Jetzt
zu sagen, man hätte doch eher und schneller usw.
– Frau Kollegin König-Preuss –, Sie wissen genau-
so gut, bis zum Ende oder Abschluss der Debatte
sind Änderungsvorschläge einzubringen und mög-
lich. Das ist und bleibt unsere Geschäftsordnung
und die sollte man sich nicht an dem einen oder an-
deren Punkt so biegen, wie man es gerade gern
hätte. Für uns ist das ein wichtiger Punkt, der jetzt
hier – das ist eine Zäsur, die hier stattfindet. Die
muss man aber so begleiten, und das erwarte ich
wirklich auch von der Landesregierung, dass man
hier entsprechend Hilfestellung und Unterstützung
gibt. Ich gehe davon aus, dass alle Ministerien – es
sitzen ja immerhin eins, zwei, drei, vier, fünf Minis-
ter da, das ist schon mal sehr positiv, dass so viele
dasitzen, das muss man mal anerkennend sagen,

(Zwischenruf Taubert, Finanzministerin: Ja!)

ja, man muss auch die loben, die da sind, und nicht
die, die nicht da sind,

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Das
war früher nicht so!)

auch Ministerpräsidenten waren manchmal da.

Aber nichtsdestotrotz, vor allem auch der zuständi-
ge Innenminister, nicht umsonst, denn das Ganze
ist ja hauptsächlich im Innenministerium gelaufen.
Der Innenminister ist der zuständige Minister für
Datenschutz und alles, was dazugehört. Hier hätte
man wirklich eher was machen können. Ich sage
das ohne Häme oder irgendwas, deswegen habe
ich gesagt: EU, Bund, Länder. Damit dort wirklich
das Ganze durchgelaufen ist. Ich gebe auch zu,
auch bei mir, wo ich das Pamphlet gesehen habe –
oh Gott, oh Gott –, wer liest diese ganzen Dinger
durch? Wer das macht, der soll sich melden, wer
hier alles, was hier ankommt – Frau Henfling! Das
ist die Einzige, die alles durchliest.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Glaube ich nicht!)

Ich freue mich, Frau Henfling, dass Sie die Abge-
ordnete im Hohen Haus sind, die alle Dinge, die sie
bekommt, durchliest. Das ist wirklich einen beson-
deren Beifall wert.

(Beifall AfD)

Besonderer Beifall für Frau Henfling, die alles liest.
Ich kann das von mir nicht behaupten. Ich bin
schon bald 30 Jahre im Hohen Hause. Wer das von
sich behauptet, das ist wirklich was wert. Aber
nichtsdestotrotz, mir ist wichtig, jetzt ist die entspre-
chende Gesetzlichkeit da, jetzt müssen alle han-
deln. Ich fordere auf, dass jetzt unverzüglich alle
handeln, dass den Vereinen, den kleinen Firmen
etc. geholfen wird. Mir geht es nicht um die großen
Firmen, die haben wir ja in Thüringen gar nicht,
oder darum, den Konzernen zu helfen, die haben
genügend Fachleute und werden auch da wieder
eine Lücke finden, darum herumzukommen. Mir
geht es darum, den kleinen Firmen und den Mittel-
ständlern hier zu helfen, vor allem den Vereinen zu
helfen. Hier geht es um unser Ehrenamt.

(Beifall CDU)

Deswegen meine herzliche Bitte – in Klammern:
Aufforderung – hier vonseiten der Landesregierung
etwas zu tun. Wenn der Datenschutzbeauftragte
feinfühlig herangeht – so wie seine Kollegin, die im
Innenausschuss war und ihn vertreten hat, die hat
zumindest zu erkennen gegeben, man werde dort
nicht mit der Keule herangehen, man werde das
Ganze feinfühlig angehen. Machen Sie es auch so,
Herr Dr. Hasse!

(Beifall CDU, AfD)

10216 Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 119. Sitzung - 24.05.2018

(Abg. Fiedler)



Präsident Carius:

Danke schön. Ich habe noch zwei weitere Wortmel-
dungen von Kollegen. Zunächst Herr Abgeordneter
Krumpe, dann Frau Abgeordnete Henfling.

Abgeordneter Krumpe, fraktionslos:

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kollegen, ich
denke, jedem ist noch der Debattenbeitrag aus der
gestrigen Plenarsitzung im Kopf. Es ging um die
Änderung der Thüringer Bauordnung. In einem sehr
emotionalen Debattenbeitrag wurde von Frau Mühl-
bauer dafür geworben, das Gesetz noch mal an
den zuständigen Ausschuss zurück zu überweisen,
weil sie möchte, dass zukünftig beispielsweise Bau-
anträge auch elektronisch bei den Behörden einge-
reicht werden sollen. Jetzt ist es ja so, dass so ein
Bauantrag noch eine Vielzahl an Nachweisen bein-
haltet, also an irgendwelchen behördlichen Ent-
scheidungen, die in den originären Behörden liegen
– bereits seit Jahren liegen –, die diese Nachweise
irgendwann auch mal ausgestellt haben. Das trifft
nicht nur beim Bauantrag zu, sondern es trifft auch
bei fast jeder Verwaltungsleistung zu, dass der Bür-
ger oder das Unternehmen eine Vielzahl an Nach-
weisen beibringen muss, zusammensuchen muss.
Das kostet den Bürger sehr viel Geld und Zeit und
es raubt natürlich auch dem Unternehmen sehr viel
Zeit und sehr viel Geld.

Dass es so ist, kann man begründen. Als Begrün-
dung ist das Zweckbindungsprinzip zu nennen. Das
Zweckbindungsprinzip besagt, dass personenbezo-
gene Daten nur für den originären Zweck verarbei-
tet werden dürfen. Aber die Datenschutz-Grundver-
ordnung hat Öffnungsklauseln parat gestellt und ei-
ne davon ist zum Beispiel die Einwilligung – das
heißt, wenn ein Bürger einwilligt, dass diese Daten
für einen fremden Zweck nachgenutzt werden dür-
fen, dann dürfen diese Daten auch nachgenutzt
werden. Allerdings halte ich eine Einwilligung bei ei-
nem zukünftigen One-Stop-Government nicht wirk-
lich für zielführend und pragmatisch. Eine andere
Möglichkeit ergibt sich dadurch, wenn man die in
der Datenschutz-Grundverordnung dargelegte Öff-
nungsklausel mitgliedstaatlich umsetzt, indem man
per Gesetz oder per Rechtsordnung das sogenann-
te Once-Only-Prinzip umsetzt. Es ist also erlaubt,
dass Behörden untereinander die Daten austau-
schen, dass also die Daten laufen, die Daten anfan-
gen zu wandern und nicht mehr der Bürger. Und
genau auf dieses Ziel zielt mein Änderungsantrag
ab – und mit einem Stück Freude habe ich auch
wahrgenommen, dass auch der Herr Gentele auf
die gleiche Regelung abzielt – und ich möchte das
Hohe Haus darum bitten, diesem Antrag zuzustim-
men. Herzlichen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN;
Abg. Gentele, fraktionslos)

Präsident Carius:

Danke schön. Frau Abgeordnete Henfling, bitte.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Eine kurze Replik noch auf Herrn Voigt – er ist nicht
da, aber das ist egal –, nur um das klarzustellen:
Ja, wir sind sogar sehr froh, dass es einen Grünen-
Berichterstatter im Europarlament gab, der die Da-
tenschutz-Grundverordnung maßgeblich mit auf
den Weg gebracht hat. Das war unser Ziel dabei;
wir haben da kein schlechtes Gewissen, wir freuen
uns darüber, dass es das Ding gibt und dass das
ein Grüner umgesetzt hat.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Also die Kritik war gar nicht an der Datenschutz-
Grundverordnung, sondern schlicht und ergreifend
am Agieren der CDU.

Ganz kurz eingehend auf das, was Herr Krumpe
gesagt hat: Mir kommt das ein bisschen zu kurzfris-
tig. Das hört sich so schön an mit dem Once-Only-
Prinzip und Behörden können dann Daten austau-
schen – so einfach, finde ich, ist es aber nicht und
es bedarf mehr Diskussion, zu der ich auch gern
bereit bin, auch um noch mal über diese Änderung
zu sprechen, aber eben nicht heute. Denn ich glau-
be nicht, dass die Personen, die das freigeben, bei-
spielsweise in einem Konto, und sagen: „Ihr dürft
meine Daten nutzen für XY“, und die Behörde darf
das dann weitergeben, dass die tatsächlich durch-
schauen, was das am Ende heißen könnte. Da
muss ich tatsächlich sagen, wir sollten darüber
sprechen, wie wir das am Ende wirklich ausgestal-
tet haben wollen. Total d‘accord, es ist bürger-
freundlicher, das Once-Only-Prinzip, aber es birgt
auch durchaus Gefahren, die aus meiner Sicht an
bestimmten Stellen dem Datenschutz widerspre-
chen könnten. Das sollten wir tatsächlich noch ein-
mal intensiv diskutieren. Deswegen würde ich da
gerne noch mal in die Diskussion einsteigen und
dem ungern heute so zustimmen. Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön. Weitere Wortmeldungen von Abge-
ordneten liegen mir nicht mehr vor. Herr Minister
Maier hat das Wort für die Landesregierung.

Maier, Minister für Inneres und Kommunales:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, liebe Besucherinnen und
Besucher, morgen ist ein guter Tag für alle Internet-
nutzerinnen und -nutzer. Morgen ist auch ein guter
Tag für unsere Bürgerrechte, denn, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, es ist höchste Zeit, es
ist allerhöchste Zeit, dass wir den Rechtsrahmen an
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das anpassen, was sich gerade mit Macht überall in
allen Lebensbereichen vollzieht – die Digitalisie-
rung. Es geht jetzt darum, dass wir die Digitalisie-
rung gestalten. Es muss unser Anspruch sein, dass
wir die Digitalisierung nicht einfach so geschehen
lassen, sondern dass wir sie gestalten, menschen-
orientiert gestalten. Das heißt, wir müssen sie so
gestalten, dass wir die Bedürfnisse der Menschen
berücksichtigen, aber wir müssen sie auch so ge-
stalten, dass wir die Menschen schützen.

Es ist überall von Digitalisierung die Rede. Interes-
sant ist aber, sich mal genauer damit zu befassen,
was eigentlich unter Digitalisierung verstanden
wird. Es gibt nämlich durchaus Unterschiede welt-
weit, was Digitalisierung meint. Bei uns in Deutsch-
land, wenn über Digitalisierung insbesondere im
politischen Bereich gesprochen wird, fällt sehr
schnell dann auch der Begriff „Industrie 4.0“. Das
ist – wie soll ich sagen? – typisch für uns, weil wir
oft die Dinge, die sich entwickeln, so ein bisschen
durch die technische Brille betrachten. Wir sind nun
mal ein Industrieland und bei Digitalisierung geht es
der Politik hier in Deutschland vorwiegend darum,
den Rahmen zu schaffen, dass wir bessere Produk-
te herstellen, dass wir wettbewerbsfähig sind usw.

Interessant ist es hinzuschauen, wie in den Verei-
nigten Staaten Digitalisierung gesehen wird. Da gibt
es einen ganz anderen Begriff: „Internet of Things“ -
„Das Internet der Dinge“. Und das macht deutlich,
dass in den USA ein ganz anderes Thema im Vor-
dergrund steht; es geht vorwiegend um Daten. Es
gibt ja jetzt sehr viele Dinge des Alltags, angefan-
gen natürlich von unseren Smartphones, Fernse-
her, Autos, bis hin zu Kühlschränken, die mittlerwei-
le mit dem Internet verknüpft sind und Daten produ-
zieren. Und es ist dadurch ein Leichtes, nachzuver-
folgen über diese Daten, wie sich ein Mensch ver-
hält. Das ist genau das Geschäftsmodell aus ameri-
kanischer Sicht. Deswegen sind die amerikani-
schen Internetkonzerne mittlerweile so erfolgreich,
denn das neue Zeitalter der Digitalisierung tickt an-
ders – es geht um Daten. Und wer den Zugang zu
Daten hat, der hat den Vorteil.

Worum geht es, was wird mit den Daten gemacht?
„Big Data“ ist das Stichwort. Unsere Daten werden
gesammelt und werden durch Algorithmen verar-
beitet und heraus kommen Verhaltensprognosen.
Das heißt, diese Unternehmen können durch diese
Algorithmen einschätzen, wie wir uns verhalten
werden. Das ist ein sehr wertvolles Gut. Wer heute
schon weiß, welche Produkte morgen gekauft wer-
den, kann sich natürlich darauf einstellen. Das sind
Dinge, die wir alle auch schon erleben. Wenn Sie
sich im Internet bewegen, bekommen Sie plötzlich
Werbung geschickt für Dinge, für die Sie sich vor
einiger Zeit mal interessiert haben, für Urlaubsre-
gionen, für Fahrräder, für Autos. Das ist genau das,
was das meint, aber das ist ja noch das Harmlose
bei der Geschichte. Verhaltensprognosen können

natürlich auch manipulativ genutzt werden. Ich ha-
be vor einiger Zeit mal einen Artikel schreiben dür-
fen als Gastbeitrag in einer Thüringer Zeitung mit
der Überschrift: „Deutschlands naiver Blick auf die
Digitalisierung“. Und da habe ich sehr deutlich ge-
macht, dass das eigentlich der Punkt ist, worum es
jetzt geht, wenn wir unsere Bürgerinnen und Bürger
schützen wollen, dass wir verhindern, dass es zu
Manipulationen kommt.

(Beifall SPD)

Dass das nicht nur Gerede ist, das hat der aktuelle
Fall von Facebook gezeigt. Facebook hat mit „Cam-
bridge Analytica“ zusammengearbeitet. Das ist eine
Firma, die hat im amerikanischen Wahlkampf dafür
gesorgt, dass auch – sage ich mal – diese Manipu-
lation von Wählerinnen und Wählern hat stattfinden
können. Das macht sehr deutlich, wie wichtig es ist,
dass wir jetzt den Rechtsrahmen so schützen, dass
insbesondere personenbezogene Daten besser ge-
schützt werden und dadurch auch die Bürgerrechte.

Was wir heute tun, ist nichts anderes als die Um-
setzung des europäischen Rechts in Landesrecht.
Da gibt es Dinge, Regelungsaufträge, die unmittel-
bar daraus resultieren. Die Europäische Kommis-
sion, die Europäische Gemeinschaft hat uns aufge-
fordert, das zu regeln. Das muss gemacht werden.
Aber sie hat uns auch Gestaltungsspielräume ein-
geräumt und die haben wir genutzt. Deswegen hat
es auch, Herr Fiedler, eine gewisse Zeit gedauert.
Sie wissen das, wir haben im Innenausschuss sehr
lange und sehr intensiv über dieses Gesetz disku-
tiert und es ist tatsächlich ein großes Gesetz ge-
worden. 32 Fachgesetze mussten geändert wer-
den. Daraus resultieren 34 Artikel. Die europäische
Rechtsprechung sagt auch, wir dürfen nichts wie-
derholen. Es mussten alle Gesetze durchforscht
werden, um das sogenannte Wiederholungsverbot
umzusetzen. Deswegen möchte ich allen Beteilig-
ten ausdrücklich danken, die im Innenausschuss so
konstruktiv mitgearbeitet haben und natürlich auch
im Rahmen der Anhörung der gefragten Verbände
und Gruppierungen. Ich bin der Meinung, es ist ein
gutes Gesetz entstanden, wenngleich ich auch na-
türlich immer – wie soll ich sagen – aus Sicht der
kleinen und mittleren Unternehmen darauf blicke,
und man muss sich das vor Augen halten, welche
Auswirkungen damit verknüpft sind. Ist ein bürokra-
tisches Monster entstanden? Ich glaube nicht. Und
ich glaube – Herr Prof. Voigt ist jetzt leider nicht
mehr im Raum –, er hat ein bisschen den Teufel an
die Wand gemalt mit seinen Prophezeiungen, was
den Mittelstand ausmacht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, unsere
mittelständischen Unternehmen haben das Thema
schon längst auf dem Schirm gehabt und haben
sich in der Regel auch vorbereitet. Und wenn es
tatsächlich jetzt zu Auswüchsen kommt, bin ich
auch immer bereit, das Gesetz entsprechend noch
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mal anzupassen. Ich bin auch grundsätzlich der
Auffassung, dass man nicht gleich mit Strafe dro-
hen muss, sondern erst mal das Gesetz wirken las-
sen muss und sehen muss, wie es denn ankommt
und wie letztendlich auch der Mittelstand damit um-
geht.

(Beifall CDU, SPD)

Aber liebe CDU, Ihr Änderungsantrag, wie gesagt,
hat so ein bisschen den Unterton, dass hier eine
große Katastrophe droht. Das erinnert mich ein
bisschen an die Umstellung damals vom
31.12.1999 auf den 01.01.2000; auch damals dach-
te man, alle Computersysteme stürzen ab und die
Welt geht unter. Das wird auch hier nicht so sein.
Es ist ein großes Gesetz, es ist ein umfassendes
Gesetz. Aber, meine sehr geehrten Damen und
Herren, ich bin grundsätzlich der Meinung, dass
Datenschutz und Datensicherheit für Deutschland
ein Wettbewerbsfaktor sind.

(Beifall SPD)

Und viele mittelständische Unternehmen, viele IT-
Unternehmen im Freistaat haben das schon längst,
wie gesagt, auf dem Schirm und sich entsprechend
aufgestellt. Deswegen glaube ich, dass das Horror-
szenario nicht eintreten wird, und glaube, dass wir
damit einen wichtigen Schritt nach vorne gemacht
haben, was den Datenschutz für die Menschen im
Freistaat anbelangt. Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön, Herr Minister. Damit schließe ich die
Beratung und wir kommen zur Abstimmung zum
Gesetzentwurf.

Zunächst stimmen wir über den Änderungsantrag
des Abgeordneten Krumpe in der Drucksache 6/
5746 ab. Wer dafür ist, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen. Das sind die Abgeordneten Krumpe
und Gentele sowie die Kollegen der AfD-Fraktion.
Danke schön. Gegenstimmen? Aus den Koalitions-
fraktionen und der CDU-Fraktion. Danke. Enthal-
tungen? 2 Enthaltungen. Bei 2 Enthaltungen mit
Mehrheit abgelehnt.

Ich komme zur Abstimmung über den Änderungs-
antrag des Abgeordneten Gentele in der Drucksa-
che 6/5747. Wer ist dafür, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen. Die Abgeordneten Gentele und
Krumpe. Danke schön. Gegenstimmen? Aus den
Koalitionsfraktionen und der CDU-Fraktion. Enthal-
tungen? Bei einigen Enthaltungen aus der AfD-
Fraktion und 1 Enthaltung aus der SPD-Fraktion ist
dieser Antrag mit Mehrheit abgelehnt.

Dann stimmen wir jetzt über die Beschlussempfeh-
lung des Innen- und Kommunalausschusses in der
Drucksache 6/5722 unter Berücksichtigung der

eben durchgeführten Abstimmungen über die Än-
derungsanträge ab. Wer dafür ist, den bitte ich jetzt
um das Handzeichen. Das sind die Stimmen der
Koalitionsfraktionen. Gegenstimmen? Aus der AfD-
Fraktion. Enthaltungen? Aus der CDU-Fraktion und
von den Abgeordneten Krumpe und Gentele. Dan-
ke schön. Mit Mehrheit angenommen, sodass wir
jetzt über den Gesetzentwurf selbst abstimmen.
Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen.
Das sind die Stimmen der Koalitionsfraktionen. Ge-
genstimmen? Aus der CDU-Fraktion und der AfD-
Fraktion. Enthaltungen? Von den beiden fraktions-
losen Kollegen. Damit mit Mehrheit angenommen.

Um dies in der Schlussabstimmung noch mal zu
bekräftigen, bitte ich Sie, sich von den Plätzen zu
erheben, soweit Sie für das Gesetz sind. Das sind
die Stimmen der Koalitionsfraktionen. Danke. Ge-
genstimmen? Aus der CDU-Fraktion und der AfD-
Fraktion. Danke schön. Enthaltungen? Von den bei-
den fraktionslosen Kollegen. Damit ist das Gesetz
mit Mehrheit angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung zum Entschlie-
ßungsantrag. Überweisung an den Ausschuss wur-
de nicht beantragt, sodass wir direkt über den Ent-
schließungsantrag der CDU-Fraktion in der Druck-
sache 6/5702 in der Neufassung abstimmen. Wer
dafür ist, den bitte ich jetzt um das Handzeichen.
Das sind die Stimmen der CDU-Fraktion. Gegen-
stimmen? Aus den Koalitionsfraktionen, der AfD-
Fraktion und von den Abgeordneten Gentele und
Krumpe. Damit mit Mehrheit abgelehnt. Enthaltun-
gen? – kann es eigentlich keine geben. Vielen
Dank.

Dann schließe ich diesen Tagesordnungspunkt und
rufe nunmehr auf den Tagesordnungspunkt 7

Gesetz zur Aufhebung von
Straßenausbaubeiträgen in
Thüringen
Gesetzentwurf der Fraktion der
AfD
- Drucksache 6/5570 -
ZWEITE BERATUNG

Als Erster hat Herr Abgeordneter Fiedler für die
CDU-Fraktion das Wort in der Beratung.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und
Herren, wir haben heute in zweiter Lesung den An-
trag der AfD-Fraktion zum Abschaffen der Beiträge.
Ich habe in der ersten Lesung dazu schon die Din-
ge, die meine Fraktion dazu anmerken wollte und
musste, gesagt. Das ist ein typischer AfD-Schnell-
schuss, wo ganz schnell mal was auf den Tisch ge-
hauen wird, um zu zeigen: Wir sind da und die an-
deren machen nichts. Aber, meine Damen und Her-
ren der AfD, so einfach ist das politische Geschäft
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nicht. Wir werden Ihrem Antrag nicht zustimmen,
das haben wir ja schon beim letzten Mal gesagt,
aber – jetzt kommt das Aber – nichtsdestotrotz ist
das Thema der Abschaffung von Beiträgen, das im
gesamten Land natürlich durch fast jeden Haushalt
geht, mit das Thema Nummer eins. Ich will die vor-
hergehende Debatte jetzt nicht etwa herunterreden,
sondern wenn es ans Geld geht – und hier ist es
so –, ist das ein Thema, das uns alle jetzt mittler-
weile seit 1990 hier im Hohen Haus mehr oder min-
der bewegt.

Gerade in der kommunalen Familie – und ich kom-
me aus der kommunalen Familie, weil ich seit mitt-
lerweile 28 Jahren ehrenamtlicher Bürgermeister
bin – erlebt man, wenn es vor Ort wirklich darum
geht, in einem Dorf oder auch in der Stadt Dinge
umzusetzen, welche Probleme dabei auftauchen,
was von den Menschen abverlangt wird – ob das
jetzt Steuern sind oder in dem Fall hier die entspre-
chenden Beiträge. Wir haben in den Jahren zigmal
in unterschiedlichen Konstellationen darüber ge-
sprochen, ob jetzt in der Opposition oder als Regie-
rungsfraktion. Herr Kuschel hat schon immer das
Thema aufgegriffen. Ich kenne noch das „Kuschel-
Mobil“, ein roter Robur oder so etwas,

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Ro-
bur!)

– ein Robur war es –, das durch die Kante fuhr und
damals alle richtig aufgewiegelt hat.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Luft-
gekühlter Otto-Motor!)

Herr Kuschel, ich hoffe, Sie haben das Ding noch,
das wird noch mal Wert kriegen, unabhängig da-
von, was Sie damit in die Welt getragen haben,
aber Wert wird das Ding noch kriegen.

Ich will damit darauf verweisen, dass das Thema
wirklich sehr schwierig ist. Auch die kommunalen
Spitzenverbände, die hier immer einbezogen waren
und sind, haben sich immer – ich sage es mal an-
dersrum: Es hatte keiner den Stein der Weisen, wie
man das Ganze eigentlich lösen kann.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Na,
na, na!)

Außer Kuschel natürlich. – Wir hatten heute schon
eine fleißige Leserin, die alle Papiere liest. Kuschel
wusste schon immer, wie es geht. Aber das hat
vielleicht Fortwirkung von damaligen Erkenntnis-
ständen, die man gesammelt hatte zu DDR-Zeiten,
das kann ja sein.

Aber mir geht es wirklich darum: Es ist ein sehr
ernstes Thema. Es gibt auch Bürgerinitiativen im
Lande, da gibt es – sage ich mal – die guten Bür-
gerinitiativen und es gibt auch die, die nur Krach
machen wollen. Aber es haben sich sehr viele mit
dem Thema intensiv befasst und man hat fest-
gestellt: Alle haben nicht die richtige Lösung, ob

Haus & Grund Thüringen, man kann die ganzen
Vereine und Verbände durchdeklinieren.

Die jetzige rot-rot-grüne Koalition hat vor nicht allzu
langer Zeit ein Gesetz auf den Tisch gelegt. Auch
hier hat man wieder gemerkt: Es ist nicht so ein-
fach, man kann nicht so einfach etwas auf den
Tisch packen und dann sind alle zufrieden und alle
lehnen sich zurück und die Welt dreht sich auf ein-
mal viel besser. Sondern man merkt, egal, wie man
dort herangeht – und ich sage auch für mich jeden-
falls ganz klar: Das Liebste wäre mir persönlich und
vielen meiner Kollegen – ich kann nicht für alle re-
den – die Abschaffung. Aber wenn man für die Ab-
schaffung ist, muss man auch beachten, was ei-
gentlich dann passiert: Wer bringt das Geld auf,
das notwendig ist, wenn wir im Land unsere Investi-
tionen weiterführen wollen und müssen, damit es
im Land weiter vorangeht, wer finanziert das, wie
geht das?

Weil das eben so schwierig ist und man liest es ja
in der Zeitung, der Ministerpräsident ist am Anfang
mal dafür, dann relativiert er es wieder und sagt, da
müssen wir noch mal schauen. Ich bin sogar sehr
dankbar – sage ich mal an der Stelle –, dass die
SPD im Moment noch standhaft ist. Von den Linken
sind wir das ja gewohnt: Alles wird gemacht, ir-
gendwo, koste es, was es wolle,

(Unruhe DIE LINKE)

Hauptsache, es bringt voran.

(Zwischenruf Abg. Becker, SPD: Das hat
Herr Althaus gemacht!)

Das Stichwort habe ich jetzt erwartet, Frau Kollegin
Becker. Ich wollte es nicht selbst bringen, aber nun
ist es endlich da.

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Das glaube ich Ihnen ja nicht!)

Das ist immer der alte Vorwurf: Althaus hat damals
zu der und der Zeit das und das Geld eingesetzt.
Vielleicht wollen jetzt einige der rot-rot-grünen Koa-
lition das Gleiche machen.

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Nein,
nein!)

Andere vertrimmen und verprügeln und selbst im
Stillen sagen, jetzt haben wir gerade viel Geld in
der Kasse, jetzt könnten wir doch vielleicht das
Ganze finanzieren. Auch das geht nicht so einfach.
Deswegen kann ich nur raten, dass man erst mal –
und deswegen habe ich die SPD gelobt, Frau Kolle-
gin Becker, dass sie in der Koalition noch dagegen-
hält, weil es eben nicht so einfach ist und weil man
auch zukunftsfähig die Dinge dann finanzieren
muss und nicht, wenn es gerade mal dem Land gut
geht und die Steuereinnahmen sprudeln – da wird
sowieso vieles für Dinge verbraucht, da krausen
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sich mir manchmal die Haare, wie das Geld ausge-
geben wird.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Zum Beispiel Tilgung!)

Ja, wenn wir die Wolfsjagd noch dazunehmen, was
wir da für Geld ausgegeben haben, Herr Kollege
Adams,

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das haben wir in die Maisfelder
investiert!)

da fallen mir noch ein paar schöne Dinge ein, wo
die grüne Seele doch jubelt, wenn man da und dort
noch irgendwas erhalten kann oder irgendeinen
kleinen Biotop noch doppelt und dreifach pflegt.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Herr
Fiedler, jetzt sagen Sie mal, was die CDU
möchte!)

Wissen Sie, Herr Kollege, ich sage das, was ich
denke und nicht, was Sie gern hören möchten. Sie
können zuhören oder auch nicht, das ist Ihr Ding.
Ich will nur vor aller Öffentlichkeit deutlich machen,
dass keiner den Stein der Weisen hat. Den hat we-
der eine AfD, die jetzt hier herkommt und meint, sie
muss populistisch was auf den Tisch legen, noch –
bitte?

(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Wir wollen
Probleme lösen!)

Ja, Sie wollen immer Probleme lösen. Lösen Sie
erst mal Ihre eigenen, dann können Sie nachher mit
uns weiterreden.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Da
haben Sie recht!)

(Beifall CDU)

Da sollte man erst mal anfangen. Ich will jetzt gar
nicht auf irgendwelche Denkmäler und solches
Zeug eingehen. Nehmen wir auch mal die alten
Parteien, da sind alles die schlimmen Burschen, die
haben das Land ja ruiniert, jetzt kommen die Auf-
rechten der AfD, die werden jetzt alles richten. Man
sieht es, wie viel Sie hier sind, sechs Hanseln, Sie
werden das Land umdrehen. Es wird Ihnen nicht
gelingen, das sage ich Ihnen, auch wenn es mal so
aussah.

Das funktioniert natürlich nur, wenn die aus Ihrer
Sicht sogenannten etablierten Parteien auch in der
Lage sind, Probleme anzugehen und zu lösen, aber
so zu lösen, dass sie auch dauerhaft lösbar sind.
Deswegen kommt es dazu und wir werden das un-
tersetzen, wobei die Landesregierung gut beraten
wäre, wenn sie jetzt schon selber in die Vorhand
geht. Wir haben hier zwei Staatssekretäre im In-
nenministerium, da die Gebietsreform so langsam
abflaut ...

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE:
Was?!)

Na ja, es flaut schon langsam ab. Bei dem vielen
Geld, was ausgegeben wird, hätten wir 100 Millio-
nen auch für was anderes nehmen können. Aber
mir geht es darum, Herr Minister, dass wir jetzt
wirklich hinschauen und jetzt Daten erheben. Denn
das A und das O – und deswegen gucke ich in
Richtung Landesregierung, die zwei Wichtigen, die
eine ist die Finanzministerin – da geht es um das
Geld – und der Zweite ist der Innenminister.

(Zwischenruf Werner, Ministerin für Arbeit,
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie:
Na, na na!)

Hier muss man Daten erheben, hier muss man wis-
sen, was passiert, wenn, nimmt man den Stichtag
oder nimmt man einen anderen Stichtag.

(Zwischenruf Höhn, Staatssekretär: Wir ha-
ben gar keinen Stichtag!)

Da geht das Drama schon mal los. Und dann muss
man vor allen Dingen auch mal wissen, da geistern
Zahlen durch die Welt, die einen reden von 15 Mil-
lionen, die anderen reden von 30 Millionen, dann
gibt es welche, die reden von ein paar Hundert Mil-
lionen und was da so alles in die Welt geworfen
wird. Wir brauchen Daten und Fakten, damit wir
wissen, über was wir denn eigentlich reden. Wir
können natürlich nach Bayern gucken und wir kön-
nen nach Hessen gucken, wo die sich jetzt alle aus
unterschiedlichsten Gründen aufmachen, sicher die
einen oder anderen aus wahltaktischen Gründen.
Aber das Entscheidende ist, es muss auch durchfi-
nanziert sein. Es muss gewährleistet sein, dass es
keinen Stillstand im Lande gibt, und es muss ge-
währleistet sein, dass nur die kommunale Familie
entsprechend auch weiter investieren kann.

Deswegen kann ich nur die Landesregierung noch
mal ausdrücklich auffordern, wir werden das natür-
lich jetzt mit Kleinen Anfragen untermauern, aber,
ich wiederhole es, Sie wären wirklich gut beraten,
wenn Sie selber die Daten schon mal erheben und
die Daten wirklich haben, damit man dann darüber
reden kann.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Alle
Daten sind da!)

Ach ja, Datenschutz-Grundverordnung lässt grü-
ßen, aber in dem Falle sind das Daten, die nicht
personifiziert sind, das sollte selbst Herrn Kuschel
klar sein, sonst geht er mal zu Frau König-Preuss
und lässt sich beraten.

Es geht mir jetzt einfach darum: Die Landesregie-
rung ist hier gefordert, Fakten und Zahlen auf den
Tisch zu legen, damit man wirklich ernsthaft da-
rüber diskutieren kann. Ich sage „ernsthaft darüber
diskutieren“, denn so einfach zu sagen, wir schaf-
fen alles ab, dann kommen wir langsam wieder in
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den alten Sozialismus, der Staat bezahlt alles und
die anderen können sehen, wie sie sich dann ir-
gendwo einfügen. Und wir haben nun mal die Dinge
so, wie sie jetzt geregelt sind. Deswegen bleiben
meine Fraktion und ich dabei: Wir brauchen hier die
Daten auf den Tisch, dann sind wir bereit, auch dort
mitzureden, und keinen Populismus, den die Linken
jetzt hier wieder lostreten wollen, indem sie sagen,
wir sind dafür, wir machen das. Klingt ja immer sehr
gut. Die Grünen sind noch etwas bedeckt: Wir ha-
ben Interesse dafür, man muss mal sehen. –

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Reden
wir doch mal über die CDU, was die will!)

So interpretiere ich das jetzt mal, Herr Kollege
Adams.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Ich komme gleich dran.)

Gut, das freut mich. – Dass wir wirklich hier einfach
mal wissen, wo geht es denn lang, und nicht ein-
fach versprechen. Ich erinnere Sie an Ihr Gesetz,
was Sie vor nicht allzu langer Zeit als Koalition auf
den Tisch gelegt haben. Dort haben Sie gemerkt –
Sie sitzen ja auch in Koalitions- und in Fachrun-
den –, dass das Ganze nicht so mit einem Feder-
strich zu lösen ist, sondern das ist eine Aufgabe, da
muss man sich wirklich mit viel Herzblut dranma-
chen, mit Herzblut und Verstand. Deswegen meine
Aufforderung, den Menschen im Lande nicht sug-
gerieren, über kurz oder lang wird der Staat alles
übernehmen. Das wird nicht passieren. Das kann
man sich wünschen, aber es wird nicht passieren.
Aber gleichzeitig müssen Fakten auf den Tisch,
dass wir gemeinsam darüber beraten können, wie
wir mit dem Ganzen umgehen.

(Beifall CDU)

Das ist mein wichtiger Beitrag, den ich heute hier
noch mal rüberbringen wollte – es sind ja auch viele
Besucher da, an dem sogenannten Livestream sol-
len uns ja sogar Leute zuhören, habe ich mir sagen
lassen –, dass man sich hier wirklich Gedanken
macht und etwas Vernünftiges auf den Tisch legt
und nicht mit Populismus vorangeht. Danke.

(Beifall CDU)

Präsident Carius:

Danke schön. Als Nächster hat Abgeordneter
Adams für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das
Wort.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten
Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen
hier im Thüringer Landtag! Lieber Herr Kollege
Fiedler, ich will gleich mit etwas eher Ungewöhnli-

chem anfangen. Ich möchte mich bedanken. Sehr
viele Teile aus Ihrer Rede kann ich nur unterstüt-
zen. Ich kann nur sagen, Danke, dass Sie das so
deutlich gesagt haben. Richtig ist, das ist keine ein-
fache Materie. Richtig ist auch, dass wir, wenn wir
hier eine gute, auch dauerhaft wirkende Regelung
schaffen wollen, natürlich eine Datengrundlage
brauchen. Das Ganze muss gut beraten sein und
das Ganze muss natürlich auch mit den Spitzenver-
bänden unserer Kommunen gemeinsam diskutiert
werden. Das ist aber auch ein Punkt, den die rot-
rot-grüne Koalition immer deutlich gemacht hat.
Herr Kuschel hat das ja auch noch einmal unterstri-
chen.

Eine Sache allerdings, die müssen wir noch mal ge-
raderücken, wie das nämlich damals beim Herrn
Althaus war. Es war eben nicht so, dass ein lang
schwelendes Problem mit zur Verfügung stehen-
dem Geld gelöst werden sollte, sondern es war ein
Schnellschuss, der damals gemacht wurde, wo viel
Geld in die Hand genommen wurde, und zwar
Geld, das nicht da war, sondern Geld, das auf
Pump geholt wurde. Das war – das muss man heu-
te auch mal sagen können – mit Sicherheit schlecht
gewesen, mit Sicherheit schlecht für den Thüringer
Landeshaushalt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, aber nun
zum Gesetzentwurf der AfD: Wir lehnen diesen Ge-
setzentwurf ab,

(Beifall DIE LINKE)

weil er ein Schnellschuss ist, meine sehr verehrten
Damen und Herren. Ich will das an zwei Punkten
ganz kurz noch begründen. Das eine ist die Stich-
tagsregelung, die Sie mit Ihrem Gesetz eingeführt
hätten, nämlich den 31.12.2017. Spätestens nach
der Debatte, die wir auch um den rot-rot-grünen
Gesetzentwurf geführt haben, wo wir nämlich eine
Stichtagsregelung vorgesehen hatten und in der
Debatte erkennen mussten, dass eine solche Stich-
tagsregelung eben nicht tragbar und nicht dauerhaft
und sicher sein würde, muss man erkennen, wenn
man die Protokolle liest – Sie waren ja damals auch
schon mit dabei im Jahr 2016/2017 –, hätten Sie er-
kennen müssen, dass diese Stichtagsregelung, die
Sie hier einfach mal eins fix drei vorgeschlagen ha-
ben, auf keinen Fall Bestand haben würde. Deshalb
kann es nur ein Stichtag in der Zukunft sein, auf
den man hinarbeitet. Das wird noch einmal genauer
juristisch zu betrachten sein.

Das Zweite ist der Punkt, dass Sie keine Antwort
auf die Frage der Finanzierung geben. Aber das ist
die wichtigste Frage, denn wie soll Straßenbau,
Straßenumbau, Straßenausbau weiterhin finanziert
werden, wenn die Beiträge nicht da sind. Da gibt es
verschiedenste Ansätze, da gibt es verschiedenste
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Zahlen dazu. Aber die AfD hat keinen einzigen Vor-
schlag dazu. Deshalb ist Ihr Gesetz reiner, purer
Populismus. Auch deswegen werden wir das ableh-
nen, meine sehr verehrten Damen und Herren.

Es ist eine Debatte in der Bundesrepublik Deutsch-
land in Gang gekommen. Da bin ich persönlich au-
ßerordentlich zufrieden darüber und finde das gut,
dass aus Bayern, aus Hessen, aus Schleswig-Hol-
stein Denkanstöße gegeben werden. In der letzten
Legislatur hatten ja Linke und Grüne einen Gesetz-
entwurf, der seiner Zeit sicherlich sehr, sehr, sehr
weit voraus war, auf den Weg gebracht.

(Beifall DIE LINKE)

Aber es zeigt, dass die Debatte, die damals ange-
stoßen wurde, die richtige ist, und es zeigt auch,
dass die Richtung, die Entwicklungsrichtung im
kommunalen Abgabenrecht in diese Richtung läuft,
nämlich wegzukommen von diesen speziellen Bei-
trägen. Das ist unser Ziel und dazu gibt es vieles zu
diskutieren. Deshalb sitzt Rot-Rot-Grün gemeinsam
mit den kommunalen Spitzenverbänden an einem
Tisch, um hier nach einer dauerhaften, einer rechts-
sicheren und einer finanzierbaren Lösung zu su-
chen. Das wird kein Populismus sein, das wird kein
einfacher Weg sein, aber wir stehen dazu, dass wir
für die Bürgerinnen und Bürger dieses Landes hier
eine Lösung finden wollen und finden müssen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn die
Fragen der Rechtssicherheit, des Eintretens der
Regelung, der Finanzierbarkeit auf einer guten Da-
tenlage geklärt sind, dann werden wir im Parlament
über einen sinnvollen Gesetzentwurf diskutieren
können, der hier heute vorliegende Gesetzentwurf
der AfD ist es nicht. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön, Herr Adams. Als Nächster hat Abge-
ordneter Kuschel für die Fraktion Die Linke das
Wort.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und
Herren, ich begrüße zur Debatte auch den Ge-
schäftsführer des Gemeinde- und Städtebundes,
Herrn Rusch, und seinen Stellvertreter Herrn Schä-
fer. Es zeigt, wie wichtig offenbar die Debatte nicht
nur hier im Plenum, sondern auch im Land ist, nicht
nur für Bürgerinnen und Bürger, sondern auch für
die kommunalen Akteure.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Herr
Adams hat schon darauf verwiesen, dieser Gesetz-
entwurf ist die Widerspiegelung des Populismus der
AfD. Ich will das nur mal untersetzen. Als wir vor
zwei Jahren hier im Landtag debattiert haben, ob

wir die rückwirkende Erhebung von Straßenaus-
baubeiträgen durch eine Stichtagsregelung begren-
zen, war es die AfD, die einen bedingungslosen
Stichtag unter Missachtung aller verfassungsrechtli-
chen Vorgaben eingefordert hat. Als sich die Koali-
tion im vergangenen Jahr entschlossen hat, eine
Ermessensregelung einzuführen, war es die AfD,
die eine Ermessensregelung gefordert hat unter
Missachtung der Besonderheiten in Thüringen und
verfassungsrechtlicher Vorgaben. Und jetzt, da die
CSU im Bayerischen Landtag einen Gesetzentwurf
zur gesetzlichen Abschaffung der Straßenausbau-
beiträge vorgelegt hat, ist es wieder die AfD, die
diesen Gesetzentwurf eins zu eins abgeschrieben
hat, ohne die Besonderheiten in Thüringen zu be-
rücksichtigen. Die möchte ich benennen, nicht um
der AfD Nachhilfe zu geben, das ist vergebene Mü-
he, sondern um die Öffentlichkeit zu informieren
und den Populismus der AfD auch dadurch zu ent-
larven.

Was Sie nicht bedacht haben, ist, dass in Bayern
gegenwärtig ein Drittel der Gemeinden gar keine
Straßenausbaubeiträge erhebt. Dort gibt es offen-
bar ein Ermessen, sonst müssten sie ja alle erhe-
ben – das können Sie der Begründung des Gesetz-
entwurfs, der im Bayerischen Landtag in erster Le-
sung war, jetzt im Innenausschuss beraten wird,
entnehmen –, während in Thüringen für alle Ge-
meinden unabhängig von der Finanzlage eine ge-
setzliche Erhebungspflicht gilt, und zwar rückwir-
kend bis 1991 und dann auch noch in einer vorge-
gebenen Höhe, also das heißt unsere Kommunen
bis zur Gesetzesänderung 2017 überhaupt kein Er-
messen in dieser Frage hatten. Wir hatten also aus
Sicht des Bürgers die schärfsten Regelungen, was
die Straßenausbaubeiträge betrifft.

Des Weiteren wurde in Thüringen bereits 1995 die
Form der wiederkehrenden Straßenausbaubeiträge
eingeführt. 125 Gemeinden in Thüringen nutzen
dieses Instrument, in Bayern ist es erst unlängst
eingeführt worden, sodass dort bisher noch gar kei-
ne Gemeinden diese Form der wiederkehrenden
Beiträge für sich zur Anwendung gebracht haben.
Diese Besonderheiten müssen wir beachten, wenn
wir in Thüringen über diese Frage debattieren.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ein Blick
in die Historie zeigt, vor welcher Herausforderung
wir bei der Lösung dieser Frage stehen, weil wir
nicht ausblenden können, dass die Straßenausbau-
beiträge eben in Thüringen seit 1991 inzwischen in
unterschiedlicher Tiefe kommunale Praxis sind.
1991 wurden die Straßenausbaubeiträge durch ein
Artikelgesetz in Thüringen eingeführt. Da ist es gar
nicht so aufgefallen, das waren viele Regelungen,
die aus den alten Bundesländern übernommen
wurden, ohne übrigens die Besonderheiten in Thü-
ringen zu reflektieren. Zum Beispiel eine Besonder-
heit: Wir haben gegenwärtig in Thüringen
17.000 Bezieher im Bereich SGB II, das ist
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Hartz IV, und SGB XII, Grundsicherung im Alter bei
Erwerbsminderung, die Grundstückseigentümer
sind. Eine solche differenzierte Eigentümerstruktur
gibt es in den alten Bundesländern nicht. Das ist
anders gewachsen, weil vor 1989 in dem Territori-
um der neuen Bundesländer auch die Schaffung
von Eigentum möglich war, ohne dass man Fiskal-
vermögen in Größenordnungen hatte. Und damit
war schon nach relativ kurzer Zeit absehbar, dass
diese Regelungen, die damals eingeführt wurden,
zu Problemen vor Ort führen. Der Gesetzgeber hat
seit 1995 versucht, diese Probleme durch Detailre-
gelungen zu lösen. So wurde 1995 – darauf hatte
ich schon verwiesen – die Form der wiederkehren-
den Straßenausbaubeiträge eingeführt. Das ist üb-
rigens ein Instrument, das durchaus in der kommu-
nalen Praxis für eine Entschärfung der Situation vor
Ort gesorgt hat. Wenn man das vergleicht, in Ge-
meinden, die wiederkehrende Straßenausbeiträge
haben, ist die Akzeptanz meist höher als bei Ge-
meinden, die die einmaligen Beiträge erheben.
Dann kam 2005 eine Zäsur, als das Thüringer OVG
zum Fall der Gemeinde Benshausen entschieden
hat, dass in Thüringen die Gemeinden kein Ermes-
sen bei der Erhebung von Straßenausbeiträgen ha-
ben. Bis zu diesem Zeitpunkt sind alle Beteiligten
davon ausgegangen, dass es ein Ermessen gibt.
Die Fakten damals sprachen auch für dieses Er-
messen, ein Drittel hatte damals noch gar keine
Satzung und von den zwei Dritteln, die eine Sat-
zung hatten, haben nur rund die Hälfte überhaupt
Straßenausbaubeiträge erhoben. Das heißt, in
Summe hatten nur etwa 320 Gemeinden zu dem
Zeitpunkt dieses Instrument überhaupt zur Anwen-
dung gebracht. Deshalb bestand damals die histori-
sche Chance, ein in Preußen 1894 entwickeltes Fi-
nanzsystem auslaufen zu lassen, weil es für das
21. Jahrhundert sicherlich nicht mehr geeignet ist.
Die Linke hat damals sofort einen Gesetzentwurf
eingebracht, der ist an der absoluten Mehrheit der
CDU gescheitert. Im Gegenteil: Die CDU hat das
Gesetz weiter verschärft, nämlich 2011, in Umset-
zung dieser Entscheidung des OVGs zu Bens-
hausen wurde in das Gesetz aufgenommen, dass
jede Gemeinde eine Satzung haben muss und
rückwirkend die Beiträge bis 1991 erheben muss,
und das noch in einer vorgeschriebenen Höhe.
Seitdem sind die verschärften Regelungen zum Teil
mit rechtsaufsichtlichen Maßnahmen dann durch-
gesetzt, weil bis 2015 jede Gemeinde dann eine
entsprechende Satzung haben musste.

Dann kam 2013 eine Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts zum Kommunalabgabengesetz in
Bayern, was die Rückwirkungen betraf. Daraufhin
hatten wir als Linke wieder einen Gesetzentwurf
eingebracht und die damalige Koalition aus CDU
und SPD auch einen im April 2014, also wenige
Wochen oder Monate vor der Landtagswahl und
vor dem Regierungswechsel. Da sind die Rege-
lungen nochmal verschärft worden, insbesondere

was die Rückwirkung betrifft. Es wurde verfügt,
dass die Vorgaben des Bundesverfassungsge-
richts, was die Rückwirkung und die Begrenzung
betrifft, erst ab 2021 in Thüringen zur Wirkung kom-
men sollen und bis dahin die unbegrenzte Rückwir-
kung bis 1991 gilt. Das war die Situation, die wir als
Rot-Rot-Grün vorgefunden haben. Wir haben in der
Koalition diskutiert und im Koalitionsvertrag einige
Punkte vereinbart und haben dann 2017 eine Er-
messensregelung getroffen, die nicht im Koalitions-
vertrag stand und die weit über das hinausgeht,
was wir vereinbart haben. Da gilt insbesondere
mein Dank der SPD, weil sie von ihren Positionen
sowohl den Grünen als auch den Linken entgegen-
gekommen ist. Das war sicherlich keine einfache
Debatte. Jetzt haben wir diese Ermessenssituation.

Der Gemeinde- und Städtebund macht in den ers-
ten Gesprächen darauf aufmerksam, dass jetzt
nicht abzusehen ist, wie die Gemeinden ab
01.01.2019 mit dieser Ermessensregelung – ab
dann können sie völlig verzichten – umgehen wer-
den, wie sich vor allen Dingen der Dialog vor Ort
entscheidet. Ich bin ein großer Verfechter der kom-
munalen Selbstverwaltung. Dazu gehört natürlich
ein Ermessen. In vielen Bereichen müssen Kom-
munen ein Ermessen ausüben. Wir hatten gestern
erst eine Aktuelle Stunde zu Kindertagesstättenge-
bühren. Da haben die Kommunen auch die Verant-
wortung, ein Ermessen auszuüben. Da gibt es kei-
ne Vorgaben, wie hoch Kindertagesstättengebüh-
ren sein dürfen. Bis zur Kostendeckung ist theore-
tisch alles möglich. Im Gesetz gibt es keine Decke-
lung. Oder bei Friedhofsgebühren oder Eintrittsprei-
sen für das Schwimmbad, überall haben Gemein-
den ein Ermessen beim Hebesatz der Grund- und
Gewerbesteuer und das ist geübte Praxis. Bei Stra-
ßenausbaubeiträgen werden aber Probleme er-
kannt und das nehmen wir zunächst zur Kenntnis.
Deshalb bin ich auch der Koalition dankbar, insbe-
sondere wieder der SPD, dass wir jetzt wieder Ge-
spräche führen, unter welchen Voraussetzungen
wir möglicherweise eine Entwicklung nachvollzie-
hen, die jetzt in Bayern ansteht, die aber, woran ich
erinnern darf, in Baden-Württemberg seit 1997 gilt.
1997 hat Baden-Württemberg die Straßenausbau-
beiträge abgeschafft und Berlin hat sie 2012 abge-
schafft – nur der Vollständigkeit halber: 2006 haben
Linke und SPD sie eingeführt und 2012 haben CDU
und SPD sie wieder abgeschafft; übrigens weil man
festgestellt hat, dass der Verwaltungsaufwand zur
Beitreibung der Beiträge viel höher ist als der Erlös;
eine Entwicklung, mit der uns auch einige Gemein-
den in Thüringen konfrontieren. Diese sagen, wenn
man den gesamten Verwaltungsaufwand berück-
sichtigt, dann sind die Einnahmen für den Haushalt
zumindest überschaubar. Herr Fiedler hat gesagt,
man wüsste nicht, um welche Summen es geht.
Das Landesamt für Statistik kann Zahlen liefern, die
zumindest ein Indiz geben. Die sagen, rund 23 Mil-
lionen pro Jahr in einer Größe Ausbaubeiträge und
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Erschließungsbeiträge nach Baugesetzbuch. Über
die Erschließungsbeiträge nach Baugesetzbuch
diskutiert niemand hier in diesem Haus, auch wir
als Linke nicht, denn das ist erst mal Bundesrecht
und wir halten es auch für zulässig, dass, wenn je-
mand ein Grundstück erstmalig bebaut, dann ein
Erschließungsbeitrag fällig wird. Wir haben ermit-
telt, ungefähr zwei Drittel der Einnahmen entfallen
auf Ausbaubeiträge, ein Drittel auf Erschließungs-
beiträge nach Baugesetzbuch, und so kommen wir
auf diese 15 Millionen Euro. Das hat sich seit 1992
auf 400 Millionen Euro summiert, das sind Zahlen,
die jeder nachvollziehen kann.

Richtig ist die Debatte, dass man, wenn es keine
Straßenausbaubeiträge mehr gibt, nicht weiß, wie
hoch dann die Investitionsbedarfe sind, wie sie sich
entwickeln. Dann könnten Bürgerinnen und Bürger
durchaus von der Gemeinde fordern, jetzt soll mei-
ne Straße auch schnell gemacht werden, ich werde
nicht mehr an den Kosten beteiligt, also macht mal.
Deswegen ist das schwer zu prognostizieren. Mei-
ne Wahrnehmung ist aber, dass Gemeinden sehr
verantwortungsbewusst auch ohne Straßenausbau-
beiträge entscheiden würden, wie Infrastruktur zu
unterhalten ist und ob es um Werterhaltung oder
grundhaften Ausbau geht. Diese Debatten sind für
Kommunen nicht neu. Bisher waren die Straßen-
ausbaubeiträge tatsächlich nicht immer vorrangiges
Kriterium für die Entscheidung, sie waren ein Krite-
rium, aber nicht vorrangig. Vielmehr war das Krite-
rium, ob die Gemeinde die Eigenanteile für den
Straßenausbau zur Verfügung stellen konnte, und
manchmal sind sie eben in die Unterhaltung gegan-
gen, weil das aus dem Verwaltungshaushalt finan-
zierbar ist und der Druck im Verwaltungshaushalt
manchmal nicht so groß ist wie der Druck im Ver-
mögenshaushalt. Das ist eher das Spannungsfeld,
das ich persönlich wahrgenommen habe.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Herr
Fiedler hat hier gesagt, keiner hätte eine Lösung.
Eine Lösung ist schwierig, das stimmt. Aber dass
es keine Lösung gibt oder keiner ein Modell hat, ist
an der kommunalen Praxis insbesondere auch an-
derer Bundesländer nicht nachvollziehbar. Ich darf
noch mal sagen: Baden-Württemberg und Berlin
haben sie ganz abgeschafft. Über viele Jahre gibt
es schon in Sachsen, im Saarland und in Nieder-
sachsen ein bedingungsloses Ermessen. Wir ha-
ben ja in Thüringen ein Ermessen, das an zwei Vo-
raussetzungen gekoppelt ist. Dort gibt es gar keine
Bedingungen. Schleswig-Holstein hat es jetzt zum
4. Januar 2018 eingeführt. In Niedersachsen, wo
das seit 2008 ist, erhebt inzwischen ein Drittel der
Gemeinden keine Beiträge mehr, macht also von
diesem Ermessen Gebrauch. Zahlen aus dem
Saarland liegen nicht vor, dort gilt das Ermessen
auch nur für die Fahrbahnen, nicht für die Neben-
anlagen, deshalb ist das schwierig vergleichbar. In
Hessen und in Brandenburg wird jetzt über eine

Regelung diskutiert, die der in Schleswig-Holstein
und Niedersachsen ähnlich ist oder in Thüringen,
und, wie gesagt, in Bayern geht es um die gesetzli-
che Abschaffung. Dort hat man übrigens ermittelt,
die Kommunen haben durchschnittlich 61 Millionen
Euro eingenommen, als Ausgleichsbeiträge werden
dort jetzt 100 Millionen Euro stehen, zumindest im
Gesetzentwurf, die Anhörung läuft ja. Wenn ich das
mal von den Einwohnern und Flächen auf Thürin-
gen herunterprojiziere, sind wir mit unseren 15 Mil-
lionen Euro überhaupt nicht weit weg von der Reali-
tät, sondern das passt sich ungefähr in die bayeri-
schen Verhältnisse, was die Größenordnung ist,
ein. Das heißt, Daten haben wir eigentlich. Wir
müssen eine Entscheidung treffen. Wir wissen, es
ist keine Entscheidung für ein laufendes Haushalts-
jahr, sondern eine dauerhafte Entscheidung. Un-
strittig ist: Die Gemeinden haben einen Erstattungs-
anspruch. In welcher Höhe, das muss man diskutie-
ren. Ich werde nicht müde, darauf zu verweisen:
Die Gemeinden sparen natürlich auch etwas Auf-
wand. In welcher Größenordnung, muss man unter-
suchen, ich prognostiziere zwischen 3 und 5 Millio-
nen im Jahr, wenn dieses System nicht mehr in An-
wendung gebracht werden muss. Dabei berechne
ich natürlich die Personalkosten ein, denn 80 bis
85 Prozent des Verwaltungsaufwands sind Perso-
nalkosten. Ich weiß, das Landesverwaltungsamt
vertritt eine andere Auffassung. Die meinen, das
Personal in den kommunalen Behörden ist ohnehin
da, deswegen darf man es bei der Bewertung nicht
einbeziehen. Das halte ich für eine nicht tragbare
Auffassung, denn Personal kann dann andere Auf-
gaben erfüllen. Insofern – also wenn keine Straßen-
ausbaubeiträge mehr erhoben werden – muss man
auch die Personalkosten einberechnen dürfen.

Es gab auch in Thüringen Vorschläge für Alternati-
ven, die im Übrigen auch von den Bürgerinitiativen
selbst entwickelt wurden. Das ist ja besonders wert-
voll, weil man dann davon ausgehen kann, dass sie
auf eine hohe Akzeptanz stoßen. Ich erinnere stich-
punktartig an dieses Projekt „Infrastrukturabgabe“.
Um das mal zu verweisen, das beinhaltete, dass
pro Bürger 7,50 Euro im Jahr gezahlt werden. Das
wäre der Ausgleich gewesen für die Erhebung von
Straßenausbaubeiträgen. Da haben alle Beteiligten
der Bürgerinitiativen gesagt, das ist eine Belastung,
über die kann man reden. Das ist dann hier im Par-
lament gescheitert. Es gab einen Antrag auf ein
Volksbegehren, das ist durch die Landesregierung
beklagt worden. Das Verfassungsgericht hat auch
gesagt, das Volk darf das nicht machen, Abgaben
festlegen, aber der Landtag kann es natürlich ma-
chen. Das haben wir hier gemacht und es ist ein
bisschen an der rechtlichen Debatte gescheitert, ob
diese Infrastrukturabgabe nun eine steuerrechts-
ähnliche Abgabe ist, denn dann wäre es Bundes-
recht, dann hätten wir nicht die Kompetenz, oder ei-
ne aufgaben- oder aufwandsbezogene Abgabe,
dann hätten wir als Landtag eine Regelungskompe-
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tenz gehabt. Die Alternativen gab es. Ich darf noch
mal darauf hinweisen, das ist von den Vertretern
der Bürgerinitiativen mitgetragen worden. Das war
eine andere Herangehensweise, als die der CDU
2004, als sie am 1. Mai in der Vereinsbrauerei
Apolda einfach mal beschlossen hat: Wir schaffen
die Wasserbeiträge ab, machen Privilegierungstat-
bestände beim Abwasser. Das hat zu einer Befrie-
dung beigetragen, aber zu einem hohen Preis zum
Schluss von 1,5 Milliarden. Das ist in erster Linie
ein Programm für Banken. Da hätte es andere Al-
ternativen gegeben, auch die sind damals diskutiert
worden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, was die
Finanzierung des Straßenbaus betrifft, müssen wir
uns sowieso neu aufstellen, weil wir ab 2020 als
Land allein dafür zuständig sind. Dann laufen die
Übergangsregelungen der Föderalismusreform
2007 – Lübecker Konvent – aus, bis 2019 bekom-
men wir Entflechtungsmittel für den Straßenbau,
Hochschulbau, Städte- und Wohnungsbau und ab
2020 ist das in alleiniger Verantwortung des Lan-
des. Dann brauchen wir auch keine bundesrechtli-
chen Vorgaben mehr zu berücksichtigen. Dann
können wir selbst entscheiden. Wir erhalten etwas
höhere Anteile an der Umsatzsteuer, aber müssen
auch selbst entscheiden. Das heißt, schon wieder
eine Debatte zum Landeshaushalt 2020, diese Fra-
ge der Förderung des kommunalen Straßenbaus
müssen wir neu entscheiden. Zurzeit ist es ja so,
dass der Bund uns zum Beispiel untersagt, Anlie-
gerstraßen zu fördern, die dürfen nicht gefördert
werden, es dürfen nur Hauptverkehrsstraßen und
Erschließungsstraßen gefördert werden. Das kön-
nen wir 2020 – wenn wir es wollen – anders ent-
scheiden und können damit natürlich auf den vor-
handenen Investitionsstau, der da besteht,
durchaus reagieren.

Wir haben eine spannende Debatte, wir müssen ei-
ne ganze Reihe von Fragen klären. Neben der Fi-
nanzierungsfrage ist tatsächlich die Stichtagsfrage
die große Herausforderung. Das ist aber klar, wenn
ich ein System fast 30 Jahre laufen lasse, dann
muss ich mich damit beschäftigen. Eine Rückab-
wicklung der letzten 30 Jahre halte ich persönlich
für völlig ausgeschlossen, das ist nicht leistbar.
Aber von einer Regelung, die für die Zukunft gilt,
profitieren alle, auch die, die schon mal Straßen-
ausbaubeiträge bezahlt haben. Denn auch wenn es
„einmalige Beiträge“ heißt – nach 20 oder 30 Jah-
ren, wenn eine Erneuerung erfolgen muss, wird ein
Beitrag erneut fällig. Damit würden von einer ge-
setzlichen Neuregelung alle profitieren, manche na-
türlich mit einer zeitlichen Verzögerung. Man darf
da nicht in Jahren denken, manchmal muss man im
Generationenzyklus denken. Das ist leider in dem
Bereich so.

Wir lehnen den Antrag der AfD ab, weil er die Thü-
ringer Besonderheit überhaupt nicht reflektiert, weil

er das, was verfassungsrechtlich und politisch mit
den regionalen Spitzenverbänden debattiert wurde,
völlig ausblendet. Wir führen Gespräche und im Er-
gebnis der Gespräche müssen wir verantwortungs-
bewusst in der Koalition und dann hier im Hohen
Haus über die Zukunft der Straßenausbaubeiträge
entscheiden. Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der AfD hat Abgeordneter Henke
das Wort.

Abgeordneter Henke, AfD:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Werte Abgeordnete,
wie wichtig die Debatte ist, sehen wir anhand der
Redebeiträge der Koalitionsfraktionen und der
CDU. Die Bürger im Land draußen machen Druck,
die Parteien sehen sich genötigt, hier tätig zu wer-
den, und es war dringend nötig,

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Immerhin!)

diesen Antrag, diesen Gesetzentwurf hier ins Parla-
ment einzubringen.

(Beifall AfD)

Es lag nicht an uns. Wir haben es gemacht, wir ha-
ben ein Gesprächsangebot auf den Tisch gelegt,
aber Sie wollten mit uns nicht reden und das wer-
den Sie wahrscheinlich auch in Zukunft nicht ma-
chen, weil Sie ideologisch die falsche Brille aufha-
ben.

(Beifall AfD)

Sie wollen ganz einfach nicht, dass das Etikett
„AfD“ auf irgendeinem Antrag oder Gesetzentwurf
hier im Landtag steht. Die Diskussion, die wir hier
führen, zeigt doch ganz eindeutig: Sie wollen mit
uns nicht reden, und wenn wir noch so gute Anträ-
ge und Gesetze hier einbringen.

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE:
Nennen Sie mir mal ein Beispiel, wann Sie
einen guten Antrag hatten!)

Sie wollen es nicht, auch wenn es noch so dringend
nötig wäre, in diesem Land tätig zu werden. Ich ha-
be die Befürchtung, dass wir über diesen Gesetz-
entwurf oder das, was Sie einbringen wollen, wor-
über Sie mit dem Gemeinde- und Städtebund, dem
Landkreistag reden wollen, so lange rausgezögert
wird, dass es erst zur nächsten Wahlperiode über-
haupt zu irgendwas kommt, und da haben wir eine
andere Regierung. Das steht für mich fest und da
können Sie reden, wie Sie wollen. Sie haben im
Koalitionsvertrag stehen gehabt: Straßenausbau-
beiträge abschaffen. Sie haben es nicht gemacht!
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(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Das
ist gelogen!)

Nein, das ist nicht gelogen. Sie sind draußen rum-
gezogen, wie es der Herr Fiedler gesagt hat, mit Ih-
rem Mobil und haben allen Leuten, vor allen Dingen
Herrn Kleindienst, Bürgerallianz gegen überhöhte
Gebühren und Abgaben, versprochen, in die Hand
versprochen: Straßenausbaubeiträge werden abge-
schafft. Sie selbst scheitern an sich und schieben
uns nur vor, indem Sie uns Populismus vorwerfen
und viele andere Sachen, die ich gar nicht hier wei-
ter nennen will. Sie behindern die Arbeit hier im
Parlament und machen keine Politik für die Bürger,
indem Sie einfach blockieren,

(Beifall AfD)

und das auf ideologische Art und Weise. Es ist
ganz einfach so. Ich war damals in Hermsdorf da-
bei, als wir uns mit dem Verein getroffen haben, als
Sie gesagt haben: Die SPD ist schuld, die blockiert
uns immer. Und wenn ich heute so durch den Land-
tag gehe und höre, was Sie so alles sagen, wenn
Sie mit Herrn Adams reden auf dem Flur und sa-
gen: „Ja, ihr müsst die SPD überzeugen, die müs-
sen endlich mal Punkte machen, die müssen aus
den Puschen kommen, wir dürfen das Feld der AfD
nicht überlassen!“, weiß ich doch, wo die Reise hin-
geht. Hier geht es nicht um die Bürger, hier geht es
nur um Sie.

(Beifall AfD)

Ich muss ganz eindeutig sagen: Die Bürger in die-
sem Land müssen auch irgendwann mal entlastet
werden. Wir haben Steuereinnahmen in nie ge-
kannter Höhe. Wir stellen uns hierher und reden 15,
20, 30 Millionen Euro und geben Hunderte Millio-
nen Euro für irgendeine Gebietsreform aus. Das
kann doch nicht Sinn und Zweck in diesem Land
sein. Entlasten Sie endlich mal die Bürger in die-
sem Land!

(Beifall AfD)

Das muss doch mal das Ziel sein. Mir steht es bis
hier, mich jedes Mal von Ihnen als Populist und
sonst was beschimpfen zu lassen.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Wieso
beschimpfen?)

Ich bin hier angetreten für die Bürger in diesem
Land und gewählt.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Die
Wahrheit!)

Ihr seid die wahren Populisten. Ihr müsst euch an
die eigene Nase fassen. Irgendwann ist auch mal
Schluss! Macht was für die Bürger, das wäre wich-
tig! Vielen Dank.

(Beifall AfD)

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Jung:

Als nächste Rednerin – und es gibt immer eine
Rednerin und einen Redner hier am Mikrofon – hat
Abgeordnete Scheerschmidt, Fraktion der SPD,
das Wort.

Abgeordnete Scheerschmidt, SPD:

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrte Abge-
ordnete, werte Gäste auf der Tribüne, natürlich
auch Herr Rusch und Herr Schäfer vom Gemeinde-
und Städtebund, herzlich willkommen auch die Zu-
schauer am Livestream zu diesem immer währen-
den Thema „Straßenausbaubeiträge“! Ich bin ja
ganz begeistert, so viel Lob aus den Reihen der
CDU von Herrn Fiedler und auch von den Linken.
Das sind wir ja als SPD-Fraktion in der Tat nicht ge-
wohnt und das ist wirklich schon mal verdächtig.

Werte Vorredner der AfD, meine Oma hat gesagt:
„Um gegen die Bibel etwas zu sagen, muss ich sie
gelesen haben.“

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Damit Sie über den Koalitionsvertrag nicht Dinge
erzählen, die da wirklich nicht drinstehen, empfehle
ich Ihnen, lesen Sie ihn mal. Wenn Sie auch nur ei-
ne Zeile finden, wo drinsteht, Rot-Rot-Grün schafft
die Straßenausbaubeiträge ab, zeigen Sie mir die
Stelle. Also, das erst mal.

Auch wenn Sie noch so gute Anträge hier einbrin-
gen,

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE:
Machen die doch gar nicht!)

ich will einfach nur mal an die Haushaltsdiskussion
erinnern, da haben Sie Anträge eingebracht, Ände-
rungsanträge, die waren ja nicht mal haushalterisch
gegenfinanziert und untersetzt.

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Das stimmt
nicht!)

Über die kann man gar nicht reden, das geht gar
nicht. So viel zu Ihren Anträgen.

Also, bei aller Liebe, wir machen keine Politik für
den Bürger:

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Gut zu wis-
sen!)

Das Gegenteil ist der Fall, möchte ich Ihnen einfach
mal sagen. Alle anderen demokratischen Parteien,
die hier sitzen, waren oder sind in Regierungsver-
antwortung. Sie waren es noch nicht. Deswegen
sind Sie sich wahrscheinlich Ihrer Bedeutung als
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Abgeordnete in diesem Hohen Haus gar nicht be-
wusst. Populistisch, vorschnell einfach etwas ein-
fach in den Raum zu werfen – noch dazu schlecht
abgeschrieben –, das ist nicht Politik für den Bür-
ger. Vielleicht haben Sie auch aufmerksam mitbe-
kommen, dass ab 2020 die Schuldenbremse im
Gesetz steht und dass die Mittel des Freistaats
Thüringen nicht unendlich sind. Da muss man –
das ist die Verantwortung, das ist die Pflicht eines
Abgeordneten – sehr gut überlegen, was man mit
dem Geld macht. Wir wollen mehr Polizisten, wir
brauchen mehr Lehrer, wir wollen in Familie, in So-
ziales investieren, der Naturschutz – wir können
nicht mehr so Raubbau betreiben an unserer Um-
welt wie bisher. Da gibt es noch viel auf der Liste.
Da gebührt es ganz einfach der Arbeit eines Abge-
ordneten, sehr wohl durchdacht, nicht nur jetzt dem
Bürger gegenüber, sondern auch unseren folgen-
den Generationen gegenüber, Dinge hier einzubrin-
gen und diese auch wirklich zu untersetzen. Wir ha-
ben diese Verantwortung und diese Verpflichtung
den nachfolgenden Generationen gegenüber. Es
bringt uns nichts, populistisch ein schnelles Wahl-
versprechen loszutreten, und die nachfolgenden
Generationen müssen es abfinanzieren. Das bringt
uns nichts. Deswegen, denke ich, ist dieser Vor-
wurf, den Sie hier erhoben haben, so etwas von
haltlos. Politik für den Bürger sieht wirklich anders
aus und nicht vorschnell Dinge hier lostreten.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN; Abg. Gentele, fraktionslos)

Ich will gar nicht wiederholen. Meine Vorredner ha-
ben umfänglich zu dem Thema gesprochen. Stra-
ßenausbaubeiträge, das ist nicht so einfach, wie
Sie das in Ihren paar Seiten hier hingeschrieben
haben. Das ist in der Tat sehr vielschichtig und es
ist schwierig. Hier eine Lösung zu finden, die finan-
zierbar ist

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Das war Ih-
re Aufgabe!)

– genau, das ist unsere Aufgabe, Sie sagen es, es
ist unsere Aufgabe – und wir werden uns dieser
Aufgabe auch stellen, aber nicht im Schweinsga-
lopp irgendetwas hier …

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Sie sind
schon lange in Regierungsverantwortung!
Sie haben schon lang genug Zeit gehabt!)

Ja, wir sind schon lange in Regierungsverantwor-
tung. „Straßenausbaubeiträge“ ist ein viel älteres
Thema. Da können Sie sich in der ganzen Bundes-
republik mal umschauen.

Ich kann heute nur sagen, wir lehnen dieses Ge-
setz ab. Ich habe es auch in der ersten Lesung ge-
sagt. Wenn ich es mir noch fünfmal durchlese, wird
es auch nicht besser. Es ist einfach nur schlecht
abgeschrieben. Wir werden mit der kommunalen

Familie gemeinsam im Gespräch hier eine Möglich-
keit finden,

(Unruhe AfD)

eine Möglichkeit, die finanzierbar ist, die gut durch-
dacht ist und die von allen getragen wird, wie das
auch immer aussehen mag.

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Dann über-
weisen Sie es doch an den Ausschuss!)

Ihr Gesetz ist das Papier nicht wert, auf dem es
steht, und schon gar nicht eine Ausschussüberwei-
sung.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Sie wollen
nicht darüber reden!)

Deswegen: Früher hat der Lehrer in der Schule ge-
sagt, Thema verfehlt, setzen, 5. Mehr kann ich da-
zu nicht sagen. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Es gibt eine weitere Wortmeldung von Herrn Abge-
ordneten Kuschel. 30 Sekunden, Herr Kuschel.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, ich zitiere aus dem Koalitionsver-
trag, Seite 76, Straßenausbaubeiträge: „Eine Lan-
desregierung soll im Dialog mit den kommunalen
Spitzenverbänden und dem Dachverband der Bür-
gerinitiativen das Thema Straßenausbaubeiträge
auf die Tagesordnung setzen. Dabei soll u.a. disku-
tiert werden, welche Modelle der Erhebung von
Straßenausbaubeiträgen anderer Bundesländer für
Thüringen Vorbildcharakter haben, wie die Ent-
scheidungskompetenz der Gemeinden gestärkt, die
Transparenz erhöht und die Bürgerinnen und Bür-
ger nicht über Gebühr belastet werden. Die Koali-
tion plant, die rückwirkende Erhebung von Straßen-
ausbaubeiträgen zu begrenzen.“ In Kenntnis dieses
Textes können Sie die Aussagen des AfD-Vertre-
ters selbst bewerten. Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Warum ma-
chen Sie es dann nicht?)

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter Möller.
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Abgeordneter Möller, AfD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen
und Kollegen, liebe Gäste! Wir sind uns unserer
Bedeutung hier im Landtag, im Thüringer Landtag,
sehr wohl bewusst, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Heiterkeit DIE LINKE)

(Beifall AfD)

Und wir sind uns auch einig, warum wir diesen Ge-
setzentwurf eingebracht haben. Auf uns sind Bür-
gerinitiativen zugegangen, die gemerkt haben, dass
sie bei Ihnen nicht weiterkommen, dass sie immer
wieder auf Granit beißen, dass Sie zwar so tun, als
ob Sie ein offenes Ohr für die Bürger haben, sie
dann aber tatsächlich vor die Wand laufen lassen,
die eben merken, außer dem Gespräch kommt da
nichts. Es werden Versprechungen gemacht, es
wird aber nicht wirklich was umgesetzt.

(Beifall AfD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, hier geht es nicht
um irgendein Thema, hier geht es um ein sehr
wichtiges Thema, insbesondere für die Bevölkerung
auf dem Land. Dort, wo die Einkommensverhältnis-
se oft nicht so sonderlich rosig sind, dort, wo der
einzige wirkliche Vermögensgegenstand der Men-
schen ein eigenes Haus ist, das sie oft von ihren
Großeltern oder von ihren Eltern geerbt haben, und
dieses Haus, dieser einzige Vermögensgegen-
stand, wird dann plötzlich mit Straßenausbaubeiträ-
gen belastet, die man fast nicht bezahlen kann,

(Beifall AfD)

wenn man es zum Beispiel in Relation zum Wert
des Hauses setzt oder in Relation zur mickrigen
Rente, für die übrigens auch nicht wir verantwortlich
sind, sondern Sie alle, Sie haben die alle mit ver-
bockt, diese schlechte Rente, diese mickrige Rente;
Sie halten sich nämlich nicht an eine auskömmliche
Finanzierung der Rente und deswegen haben Sie
sie gekürzt, übrigens auch mit dem Argument, man
muss doch darauf achten, dass man nicht allzu vie-
le Schulden eingeht. Aber das ist ein falsches Argu-
ment, das kann hier nicht ziehen, denn wenn wir
mal schauen, wofür Sie alle hier im Landtag Geld
ausgeben – ich will da gar nicht anfangen mit Asyl-
bewerberversorgung.

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Na vielleicht ein Thema: Wer Geld für die Rechts-
beratung abgelehnter Asylbewerber ausgibt, damit
die gegen einen Ablehnungsbescheid des Bundes-
amts für Migration und Flüchtlinge, also eines eige-
nen Amtes klagen können, und dafür Steuergelder
aufwendet, aber kein Geld übrig hat, um im ländli-
chen Raum dafür zu sorgen, dass Leute nicht von
Straßenausbaubeiträgen, dass die eigenen Bürger
nicht von Straßenausbaubeiträgen erdrückt wer-

den, der verhält sich nicht sozial. Und das sollte Ih-
nen doch am Herzen liegen, Sie sind doch angeb-
lich die Sozialdemokratische Partei Deutschlands.

(Beifall AfD)

Wo bleibt denn da Ihr sozialer Gedanke? Was ist
denn sozial daran, wenn in einem Dorf, in dem die
Gemeinde finanziell schlechtgestellt ist, die Ge-
meinde Straßenausbaubeiträge erheben muss, weil
faktisch eine Ermessensreduzierung auf null sie ge-
nau dazu zwingt, und im Nachbardorf, in dem es
besser läuft, die Leute keine Straßenausbaubeiträ-
ge zahlen sollen? Sie wissen doch, im Grundgesetz
steht etwas von einheitlichen Lebensverhältnissen.
Diese einheitlichen Lebensverhältnisse sollen Sie
schaffen. Sie sollen sich nicht um die ganze Welt
kümmern, Sie sollen hier in Thüringen, hier in
Deutschland einheitliche Lebensverhältnisse schaf-
fen.

(Beifall AfD)

Genau das tun Sie nicht, weil Sie sich lieber um Ih-
re ideologischen Lieblingsprojekte kümmern, sich
lieber um die Heilung der ganzen Welt kümmern,
aber die eigenen Leute hier gehen vor die Hunde,
die müssen irgendwann aus ihren Häusern auszie-
hen, weil sie die Straßenausbaubeiträge nicht be-
zahlen können. Das ist der Grund.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Sie
gehen vor die Hunde mit Ihrer Moral! Ihre
Moral geht vor die Hunde!)

Genau: Weil Sie eben immer nur schreien, Herr
Harzer, sind die Leute zu uns gekommen. Deswe-
gen haben wir uns mit ihnen zusammengesetzt,
deswegen haben wir geschaut, welche guten Vorla-
gen es aus anderen Bundesländern gibt.

Meine Damen und Herren, was ist denn daran
schlimm, wenn sich eine Fraktion im Thüringer
Landtag anschaut, wie dieser Sachverhalt im Inte-
resse der Bürger in anderen Bundesländern gere-
gelt worden ist. Was ist daran schlimm? – Nichts ist
daran schlimm. Natürlich kann man auch mal eine
gute Idee vom politischen Wettbewerber überneh-
men. Ich sage es Ihnen ganz offen: Mitnichten ist
dieser Gesetzentwurf nur auf den Gesetzentwurf
der CSU in Bayern zurückzuführen.

(Zwischenruf Abg. Becker, SPD: Nein, auf
die FDP!)

Nein, auch Überlegungen aus einem Gesetzentwurf
der hessischen Linksfraktion sind mit eingeflossen.
Wir haben also durchaus geschaut, was es dazu
bundesweit an Initiativen gibt. Wir haben hier nicht
irgendwie nur von der CSU abgeschrieben. So ein
Käse! Das geht schon gar nicht, weil Sie natürlich
all diese Regelungen an das Thüringer Kommunal-
abgabengesetz anpassen müssen. Das hat eine
Menge Zeit gekostet, das hat eine Menge Aufwand
gekostet – da ist nichts einfach mit Abpinseln.
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(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Die
AfD hat keine Ahnung!)

Aber selbst wenn es so gewesen wäre, ist das nicht
schlimm, sondern es dient hier den Interessen un-
serer Thüringer Bürger.

(Beifall AfD)

Machen wir uns doch mal eines nicht vor: Diese
Debatte, die wir hier heute führen, die wir schon vor
vier Wochen geführt haben, die momentan auch
wieder durch die Zeitungen geht, die momentan
auch wieder Kreistage und Stadträte beschäftigt,
hätte es doch ohne diesen Gesetzentwurf – abge-
schrieben oder nicht – nie gegeben.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Das
ist falsch!)

Das wissen Sie ganz genau. Das ist auch die Be-
deutung der AfD-Fraktion hier im Thüringer Land-
tag. Wir wissen natürlich, dass Sie alles ablehnen –
alles, was von uns kommt, wird abgelehnt, weil Sie
keine Demokraten sind.

(Beifall AfD)

Sie argumentieren nicht in der Sache, das wissen
wir, das können wir auch akzeptieren. So ticken Sie
nun mal, so sind Sie gestrickt.

(Heiterkeit SPD)

Aber was wir auch wissen: Das Thema lässt Sie
nicht mehr los, weil Sie natürlich Angst davor ha-
ben, dass wir das weitertreiben, dass wir damit zum
Beispiel im nächsten Jahr Wahlkampf machen.
Deswegen sind Sie dazu verdammt, hier eine Lö-
sung zu finden. Der Impuls dafür kommt von die-
sem Gesetzentwurf.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE:
Nein, falsch! Der Gemeinde- und Städtebund
hat die Debatte angeschoben!)

Das wissen Sie genau und das macht Sie wütend.
Ich weiß, das macht Sie wütend, Herr Kuschel –
gerade Sie. Ich weiß ja: Tief in Ihrem Inneren wür-
den Sie diesem Gesetzentwurf gern zustimmen,
weil Sie genau wissen, dass er sozial ist,

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE:
„Asozial“ – ist die zutreffende Bezeichnung!)

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

dass er gerecht ist, dass er genau Ihren Ansprü-
chen genügt. Aber aus Koalitionszwang können Sie
es natürlich nicht sagen. Das verstehe ich, da kön-
nen wir uns ja mal auf dem Klo darüber unterhalten,
wenn keiner zuhört, dann nehme ich Ihre Anerken-
nung gern entgegen.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ihre schmutzigen Fantasi-
en kennen keine Grenzen!)

Na ja, nicht das, was Sie jetzt denken, Frau Kolle-
gin. Machen Sie sich mal keine Sorgen, wir bleiben
hier alle züchtig.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Sie und züchtig!)

Lassen Sie es mich noch mal sagen: Ohne die AfD-
Fraktion hätte es die Debatte über dieses wichtige
Thema, das unseren Bürgern auf den Nägeln
brennt, in den letzten Wochen hier im Landtag und
außerhalb des Landtags nicht gegeben. Wir werden
dafür sorgen, dass diese Debatte Sie nicht mehr
loslässt, es sei denn, Sie räumen dieses Thema vor
der Landtagswahl ab. Das verspreche ich Ihnen
hier und heute und auch unseren Gästen. Vielen
Dank.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Oh,
Wahlkampfthema!)

Vizepräsidentin Jung:

Es gibt eine weitere Wortmeldung. Es hat sich Ab-
geordneter Hey, Fraktion der SPD, zu Wort gemel-
det.

Abgeordneter Hey, SPD:

Frau Präsidentin, vielen Dank. Meine sehr geehrten
Damen und Herren, es hat mich hier nach vorn ge-
trieben, weil Sie, Herr Möller, es mit Ihrem Redebei-
trag ja noch mal quasi verschlimmbessert haben.
Ich will Ihnen das kurz erläutern: Kollege Kuschel
hat vorhin versucht, die markanten Unterschiede,
die es in Bezug auf die tatsächliche Lebenswirklich-
keit hier in Thüringen gibt in der Frage der Erhe-
bung von Straßenausbaubeiträgen, und das seit
1991, und dem, von dem Sie nicht nur sagen, Sie
haben in Bayern abgeschrieben, sondern auch
noch von der Linkspartei in Hessen – das bitte ich
im Übrigen mal in die geöffneten Stenoblöcke der
hiesigen Presse und der Medien mit hineinzudiktie-
ren, dass die AfD von der Linkspartei in Hessen ab-
schreibt; das finde ich ja ganz großartig –, darzu-
stellen, also dass es da einen ganz erheblichen,
auch sachlichen Unterschied gibt, weil die Bedin-
gungen, die Grundlagen, die Voraussetzungen für
die Erhebung von Straßenausbaubeiträgen in die-
sen beiden Bundesländern komplett oder zumin-
dest in verschiedenen Teilen

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

vollkommen anders sind als hier im Freistaat Thü-
ringen. Das können Sie nicht wissen, weil Sie erst
seit Kurzem hier in Thüringen sind und der festen
Überzeugung sind, heute den Leuten hier auf der
Besuchertribüne, aber auch vielen anderen Ihrer
sogenannten Anhänger immer wieder diktieren zu
müssen, auch in die geöffneten Stenoblöcke, Sie
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seien die neue Kraft, die alles besser kann, und al-
le, die seit 1991 versucht haben, hier im Thüringer
Landtag das Schiff zu steuern, hätten im Grunde –

(Unruhe AfD)

Sie haben es eben auch noch mal gesagt – eigent-
lich nur Mist fabriziert. Ich will Ihnen dazu nur eines
sagen: Wenn Sie nichts anderes zustande kriegen,
als aus unterschiedlichen Bundesländern unter-
schiedliche Gesetzentwürfe zu einer Mixtur zusam-
menzubinden, die Sie hier vorn als neue Partei den
sogenannten Altparteien quasi als den Stein des
Weisen vorstellen, und wenn Sie dann noch sagen,
gucken Sie sich bitte mal an, wofür in diesem Frei-
staat Thüringen Geld ausgegeben wird, statt bei so
einer wichtigen Frage endlich den Leuten Abhilfe zu
schaffen und gleichzeitig auch noch mit bestimmten
Initiativen, Vereinen und Verbänden, die berechtig-
terweise – das will ich gern sagen –, legitimerweise
für eine Verbesserung des Straßenausbaubeitrags-
rechts in Thüringen seit Jahren kämpfen,

(Zwischenruf Abg. Höcke, AfD: 20 Jahre!)

zu reden. Ich möchte das wetten, auch wenn ich
bei solchen Veranstaltungen Gott lob nicht dabei
bin. Das möchte ich auch gar nicht, wenn die AfD
bei denen redet, genauso wenig wie ich mich oder
Herr Kuschel sich mit Ihnen auf Toilette unterhalten
möchte.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das Angebot
steht!)

Das Angebot lehne ich gern ab. – Wenn Sie denen
dann auch noch mit einem solch zusammengerühr-
ten Gesetzentwurf, bei dem man Angst haben
muss, dass er selber Selbstmord begeht, bevor er
das Licht des Tages hier im Parlament entdeckt
hat, wenn Sie das auch noch tun,

(Beifall DIE LINKE, SPD; Abg. Gentele, frak-
tionslos)

dann, finde ich, ist das etwas, was beim Namen ge-
nannt werden muss. Das ist Volksverdummung,
was Sie hier versuchen in diesem Hause, auch den

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN; Abg. Gentele, fraktionslos)

Leuten auf der Zuschauertribüne, zu Hause am Li-
vestream und denen, die in den Medien diese De-
batte verfolgen, in dieser Form anzubieten. Dazu
sage ich noch mal: Wenn Sie hier kritisieren, dass
der Freistaat Thüringen für angeblich vollkommen
unsinnige Dinge Geld ausgibt, statt sich beispiels-
weise um die Frage der Straßenausbaubeiträge zu
kümmern, und selber nicht in der Lage sind, hier
einen – sagen wir mal – zumindest existentiell eini-
germaßen gut durchdachten Gesetzentwurf auf die
Reise zu schicken, über den wir ernsthaft in den
Ausschüssen auch diskutieren können, weil unsere
Lebenszeit – Entschuldigung, wir haben in den

Ausschüssen auch noch anderes zu tun – weiß
Gott auch sehr begrenzt ist und wir keine Möglich-
keit haben, uns immer mit solchen halbgewalkten
AfD-Anträgen zu beschäftigen. Wenn Sie also über
Steuergelder finanziert hier sitzen in diesem Land-
tag mit derselben Diätenhöhe wie andere Kollegin-
nen und Kollegen und solchen Unsinn hier fabrizie-
ren, dann verdient es auch, beim Namen genannt
zu werden. Dann ist das so, wie meine Oma immer
sagte: Kein Hintern in der Hose, aber hier Lapalo-
ma pfeifen. Ich danke Ihnen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN; Abg. Gentele, fraktionslos)

Vizepräsidentin Jung:

Ich sehe eine weitere Wortmeldung des Abgeord-
neten Möller, Fraktion der AfD.

Abgeordneter Möller, AfD:

Das einfach noch mal, um es kurz und sachlich ein-
zuordnen:

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Sachlich?)

Sie haben eben nicht ein sachliches Gegenargu-
ment gegen diesen Antrag, gegen diesen Gesetz-
entwurf eingebracht.

(Zwischenruf Abg. Dr. Hartung, SPD: Sie
müssen zuhören!)

Weder haben Sie etwas zu den Finanzierungsvor-
schlägen, die wir gemacht haben, gesagt. Die ha-
ben wir übrigens im Konkreten gemacht. Wir haben
gesagt: Finanzieren Sie es zumindest in der jetzi-
gen Haushaltsphase aus den Mitteln, die aus den
Massenorganisationen der DDR Thüringen zuflie-
ßen. Das würde mehr als reichen. Selbstverständ-
lich geht das, selbstverständlich geht das, Sie wol-
len es nicht, weil Sie es für andere Sachen einge-
plant haben.

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Halb-
wahrheiten, Mensch!)

Das wäre doch wenigstens mal ein sachliches Ar-
gument gewesen, wenn Sie gesagt hätten, warum
es nicht geht. Aber nicht mal dazu reicht es, Herr
Hey. Was machen Sie? Sie erzählen, wir würden
Volksverdummung betreiben. Was ist denn das? Ist
das eine sachliche Argumentation? Wir hätten kei-
nen Arsch in der Hose, aber würden Lapaloma pfei-
fen. Das ist die sachliche Argumentation der
SPD-Fraktion hier im Thüringer Landtag?

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Güte! Ich sage Ihnen eines, Herr Hey: Unser
Gesetzentwurf hat in dem Punkt eine zehnmal hö-
here Münze als diese wirklich substanzlosen Ein-
wendungen, die faktisch nur darauf hinauslaufen,
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(Beifall AfD)

diesen Gesetzentwurf zu diffamieren, ohne sich in
der Sache mit ihm auseinanderzusetzen. Da passt
eigentlich das schöne Bibelzitat von Ihrer Kollegin,
von der Oma Ihrer Kollegin sehr gut dazu. Sie
müssten ihn vielleicht wirklich mal lesen, dann
könnten Sie auch in der Sache argumentieren.
Dann würden Sie diese Angelegenheit auch im In-
teresse der Bürger unseres Landes weiterbringen.
So betreiben Sie nichts anderes als die klassische
Parteienpolitik, die von Ihrer Bundespartei vorgege-
ben wird, weiter, die da eben lautet, sich auch mit
Sachargumenten der AfD-Fraktion nicht auseinan-
derzusetzen.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Sie
haben keine Sachargumente!)

Diese Politik, die Sie hier machen,

Vizepräsidentin Jung:

Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit ist um.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Abgeordneter Möller, AfD:

machen Sie auf dem Rücken unserer Thüringer
Bürger. Danke.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Es gibt noch eine Wortmeldung aus den Reihen der
Abgeordneten. Herr Abgeordneter Hey.

Abgeordneter Hey, SPD:

Frau Präsidentin, vielen Dank. Genau das passiert
hier immer, liebe Damen und Herren auf der Zu-
schauertribüne. Da wird eineinhalb Stunden lang
sachlich sehr, sehr fundiert widerlegt, warum dieser
AfD-Antrag – ich sage es mal salopp – gar nicht
geht, und dann geht dieser Mensch ernsthaft hier
vor und sagt, er hätte nicht ein einziges Argument
gehört, weshalb das, was er hier vorlegt, auch
rechtlich nicht verfängt.

Und dann macht er noch etwas, das muss man sich
auch mal auf der Zunge zergehen lassen: Es gibt –
nur dass das hier jeder mal gehört hat – ein soge-
nanntes PMO-Vermögen, das ist das Partei- und
Massenorganisationsvermögen, das ausgekehrt
wird von all dem, was aus dem alten SED-Vermö-
gen und anderen Vermögen letzten Endes über die
fünf neuen Bundesländer vom Bund ausgeschüttet
wird. Da gibt es eine ganz klare rechtliche Rege-
lung, wofür dieses Geld in allen fünf Bundesländern
ausgegeben werden darf. Das wissen Sie nicht,
weil Sie erst seit Kurzem im Landtag sind, weil Sie

eine neue Partei sind, weil Sie aufrecht sind und wir
alle hier ehrlich gesagt gar keine Ahnung haben.
Zwei große Töpfe können bedient werden: Investi-
ve Bereiche und Bereiche der Kultur und eben kei-
ne Finanzierungen von Beitragsabgaben von Stra-
ßenausbaubeiträgen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Prüfen Sie das doch wenigstens! Sie geben Steuer-
geld dieser Leute dort oben auch für Fraktionsjuris-
ten in Ihren Reihen aus. Dann legen Sie es denen
doch mal vor, bevor Sie hier hergehen, damit we-
nigstens die Ihnen sagen können: Herr Möller, das
geht doch gar nicht. Aber gehen Sie hier nicht vor
und machen tatsächlich den Eindruck, wir hätten
von der ganzen Geschichte keine Ahnung, indem
Sie hier hanebüchene Vorschläge machen. Da sa-
ge ich Ihnen, da bluten einem als Parlamentarier
hier wirklich die Hosenträger, was Sie hier veran-
stalten.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN; Abg. Gentele, fraktionslos)

Vizepräsidentin Jung:

Gibt es weitere Wortmeldungen? Das kann ich
nicht erkennen aus den Reihen der Abgeordneten,
auch die Landesregierung nicht. Dann kommen wir
zur Abstimmung.

Wir stimmen über den Gesetzentwurf der Fraktion
der AfD in der Drucksache 6/5570 ab. Herr Abge-
ordneter Möller.

Abgeordneter Möller, AfD:

Wir beantragen die namentliche Abstimmung.

Vizepräsidentin Jung:

Es ist namentliche Abstimmung beantragt in zweiter
Beratung und ich bitte die Schriftführer, die Stimm-
karten einzusammeln. Ich eröffne die Abstimmung.

Hatten jetzt alle die Gelegenheit, ihre Stimme abzu-
geben? Dann schließe ich die Abstimmung und bit-
te um Auszählung.

Ich darf Ihnen das Ergebnis bekannt geben: Es
wurden 73 Stimmen abgegeben, mit Ja stimmten 7,
mit Nein 66 (namentliche Abstimmung siehe Anla-
ge). Damit ist der Gesetzentwurf der Fraktion der
AfD abgelehnt und ich schließe diesen Tagesord-
nungspunkt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 8

Thüringer Gesetz zur Ausfüh-
rung des Neunten Buches So-
zialgesetzbuch
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Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 6/5687 -
ERSTE BERATUNG

Wünscht die Landesregierung das Wort zur Be-
gründung? Das ist der Fall. Frau Ministerin Werner,
Sie haben das Wort.

Werner, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren
Abgeordnete, die Landesregierung bringt heute ein
Thüringer Gesetz zur Ausführung des Neunten Bu-
ches Sozialgesetzbuch in den Landtag ein. Mit die-
sem Gesetz wird der durch den Bundesgesetzge-
ber vorgenommene Paradigmenwechsel in der Ein-
gliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen
auf Landesebene umgesetzt.

Was ist konkret vom Bundesgesetzgeber geändert
worden? Nach § 94 Abs. 1 des SGB IX, der nach
Artikel 26 des Bundesteilhabegesetzes am 1. Janu-
ar 2018 in Kraft getreten ist, legen die Länder die
für die Durchführung des Teils 2 des SGB IX zu-
ständigen Träger der Eingliederungshilfe fest.
Durch das BTHG werden mit Ablauf des 31. De-
zember 2019 das Kapitel 6 – Eingliederungshilfe für
behinderte Menschen – aus dem SGB XII heraus-
gelöst und die Regelungen ab dem 1. Januar 2020
in das SGB IX integriert. Damit haben die Länder in
eigener Verantwortung für ihren Zuständigkeitsbe-
reich festzulegen, wer die Aufgaben des Trägers
der Eingliederungshilfe, also für besondere Leistun-
gen für Menschen mit Behinderungen, wahrzuneh-
men hat, das sogenannte Eingliederungshilferecht.
Dies erfolgt mit dem hier vorgelegten Thüringer Ge-
setz zur Ausführung des Neunten Buches Sozialge-
setzbuch.

Lassen Sie mich noch einige Worte zu den Rege-
lungen des Gesetzes sagen: Die zu übertragenden
Aufgaben werden bereits durch die Regelung des
Thüringer Ausführungsgesetzes im Zwölften Buch
Sozialgesetzbuch von den örtlichen Trägern der
Sozialhilfe im Rahmen der kommunalen Selbstver-
waltung wahrgenommen. Die bürgernahe Variante
hat sich bewährt, sodass die Aufgabe auch weiter-
hin auf der kommunalen Ebene bleiben soll. Letzt-
lich ist die Aufgabenübertragung nach dem Thürin-
ger Ausführungsgesetz SGB IX die Fortführung der
Regelung zur Eingliederungshilfe nach dem Thürin-
ger Ausführungsgesetz SGB XII. Damit ist die Re-
gelung in § 1 des Thüringer Gesetzes eine formale
Änderung der Aufgabenübertragung. Neben der
sachlichen Zuständigkeit der örtlichen Träger, also
der Landkreise und kreisfreien Städte, ist auch eine
sachliche Zuständigkeit des überörtlichen Trägers,
also des Freistaats Thüringen, gegeben. Die ent-
sprechenden Bereiche sind in § 4 des Thüringer
Ausführungsgesetzes SGB IX geregelt. So hat das

Land in der Folge der ab 1. Januar 2020 geltenden
Regelungen des § 94 Abs. 3 SGB IX die Verpflich-
tung, auf flächendeckende, bedarfsdeckende, am
Sozialraum orientierte und inklusiv ausgerichtete
Angebote von Leistungsanbietern hinzuwirken und
die Träger der Eingliederungshilfe zu unterstützen.
Das bedeutet, dass das Land für die überörtliche
Sozialplanung und die Landkreise und kreisfreien
Städte für die Sozialplanung vor Ort zuständig sind.

Gleichfalls zum 1. Januar 2018 traten die Rege-
lungen zum neuen Vertragsrecht für die Eingliede-
rungshilfe in Kraft. Damit können die Träger der
Eingliederungshilfe und die Leistungserbringer mit
den Verhandlungen zum Abschluss von Rahmen-
verträgen für die ab dem 1. Januar 2020 geltenden
Bestimmungen beginnen. Da die Verantwortung für
die Förderung und Weiterentwicklung der Struktu-
ren der Eingliederungshilfe im Zuständigkeitsbe-
reich des Landes liegt, ist es zwingend erforderlich,
dass das Land ebenfalls Partner der Rahmenver-
einbarung wird. Bis dahin bleiben die bisherigen
Rahmenverträge gültig.

Weitere wichtige Aspekte sind in den Regelungen
des Teils 2 Kapitel 8 des SGB IX. So war das Land
bis 31. Dezember 2017 entsprechend der bisheri-
gen Regelungen für den Abschluss der Leistungs-
qualität und Prüfvereinbarung für die Leistungen in
teil- und vollstationären Einrichtungen der Einglie-
derungshilfe zuständig. Der örtliche Träger der So-
zialhilfe war bis dahin für den Abschluss der Verein-
barungen im ambulanten Bereich in der Verantwor-
tung. Mit der Herauslösung der Regelungen der
Eingliederungshilfe ab 1. Januar 2018 fällt die Un-
terscheidung von teil-, vollstationären und ambulan-
ten Leistungen der Eingliederungshilfe weg. Der
bundesgesetzlichen Vorgabe wird mit § 4 Abs. 1
Nr. 3 des Thüringer Ausführungsgesetzes entspro-
chen. So muss der Freistaat Thüringen auf flächen-
deckende, bedarfsdeckende, am Sozialraum orien-
tierte und inklusiv ausgerichtete Angebote von Leis-
tungsanbietern hinwirken. Dazu dient auch die beim
Land verbleibende Durchführung der Anerken-
nungsverfahren für Werkstätten für Menschen mit
Behinderungen nach § 225 SGB IX. Durch die Be-
ratung und Unterstützung der örtlichen Träger
durch das Land gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 5 soll die ein-
heitliche Rechtsanwendung gewährleistet werden.

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, mit dem hier vorlie-
genden Gesetz zur Ausführung des Neunten Bu-
ches Sozialgesetzbuch handelt es sich scheinbar
um ein rein technisches Gesetz, inhaltlich aber
stellt es die Umsetzung des vom Bundesgesetzge-
ber vorgenommenen Systemwechsels in der Ein-
gliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen
dar. Damit ist die Eingliederungshilfe nicht mehr
Teil der Sozialhilfe, sondern sachlich richtig Teil des
SGB IX – Rehabilitation und Teilhabe von Men-
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schen mit Behinderungen. Ich bedanke mich für Ih-
re Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Ich eröffne die Beratung und das Wort hat Abgeord-
nete Meißner, Fraktion der CDU.

Abgeordnete Meißner, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnetenkollegen, verehrte
Zuschauer auf der Besuchertribüne und Zuhörer
am Livestream! Wie wir alle wissen, ist der Grund
für den vorliegenden Gesetzentwurf das im Dezem-
ber 2016 beschlossene Gesetz zur Stärkung der
Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit
Behinderungen, das Bundesteilhabegesetz, wel-
ches die Eingliederungshilfe in Deutschland in vier
Reformstufen neu regelt.

Unter Berücksichtigung der Vorgaben der UN-Be-
hindertenrechtskonvention wird hierdurch die Ein-
gliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen
von einer bundesrechtlich geregelten Sozialhilfe-
leistung zur Deckung der bestehenden Unterstüt-
zungsbedarfe zu einer personenzentrierten und
modernen Teilhabeleistung außerhalb des Fürsor-
gesystems fortentwickelt. Vor diesem Hintergrund
werden die Leistungen der Eingliederungshilfe im
Jahr 2020 – Frau Ministerin sagte es schon – aus
dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch herausgelöst
und als besondere Leistung zur selbstbestimmten
Lebensführung für Menschen mit Behinderungen in
das Neunte Buch Sozialgesetzbuch überführt. Mit
dieser Regelung zieht das Bundesteilhabegesetz
zwingende Anpassungen landesrechtlicher Vor-
schriften nach sich und eröffnet aber eben auch
diesbezüglich zahlreiche Gestaltungsspielräume,
so auch die Verpflichtung der Bestimmung der zu-
künftigen Träger der Eingliederungshilfe. Für Thü-
ringen bedeutet das laut des jetzt vorliegenden Ge-
setzentwurfs: Örtlicher Träger der Eingliederungs-
hilfe werden die Landkreise und kreisfreien Städte,
überörtlicher Träger der Eingliederungshilfe wird
das Land Thüringen.

Wir als CDU-Fraktion begrüßen den vorliegenden
Gesetzentwurf. Es werden damit klare Zuständig-
keiten und damit auch ein leichterer Zugang zu den
Leistungen der Eingliederungshilfe geschaffen. Es
ist ein weiterer wichtiger Schritt, um das Zusam-
menleben von Menschen mit und ohne Handicap
auch in Thüringen zur Selbstverständlichkeit wer-
den zu lassen. Das stärkt die Teilhabe und die
Selbstbestimmung der Menschen mit Behinderun-
gen in Thüringen.

Ob diesem vollumfänglich letztendlich Rechnung
getragen wird, müssen wir im zuständigen Sozial-

ausschuss aber diskutieren. Deswegen beantrage
ich die Überweisung dieses Gesetzentwurfs an den
Sozialausschuss und sage auch jetzt schon – aber
ich gehe davon aus, dass es darin Einvernehmen
gibt –, dass wir die kommunalen Spitzenverbände
dazu anhören. Dieser Gesetzentwurf bietet uns
auch die Möglichkeit, die Kosten- und Refinanzie-
rungsfragen zu klären, die mit den Aufwüchsen in
der Eingliederungshilfe im Zusammenhang stehen.
Diese Last wird immer größer und deswegen soll-
ten wir darüber diskutieren, wie wir die Kommunen
nicht allein stehen lassen und inwieweit sich das
Land daran beteiligen kann.

Es bleibt mir nur eines zu erwähnen: dass die Lan-
desregierung dieses Gesetz schon hätte eher in
den Landtag einbringen können. Wir haben es ge-
hört: Bereits seit 1. Januar 2018 ist das zugrunde
liegende Gesetz in Kraft getreten und die Länder
hatten ab diesem Zeitpunkt die Möglichkeit, die zu-
künftigen Träger der Eingliederungshilfe zu bestim-
men. Nichtsdestotrotz liegt jetzt ein Gesetzentwurf
vor und wir freuen uns auf die Beratung im Aus-
schuss und stehen dieser offen gegenüber. Vielen
Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Jung:

Als nächste Rednerin hat Abgeordnete Herold,
Fraktion der AfD, das Wort.

Abgeordnete Herold, AfD:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, liebe Besucher auf
der Tribüne, sehr geschätzter Herr Kollege Brand-
ner – der Vorsitzende des Rechtsausschusses des
Deutschen Bundestags ist heute unter unseren
Gästen –,

(Beifall AfD)

grundsätzlich ist hier schon viel Gutes und Loben-
des zu diesem vorgelegten Gesetzentwurf und die-
ser Änderung in der Sozialgesetzgebung gesagt
worden. Es ist ja auch schon ein bisschen Zeit ver-
strichen. Von den etwa zwei Jahren, die dafür zur
Verfügung stehen, ist schon ein knappes halbes
Jahr vorüber und wir denken, dass auch die verblei-
bende Zeit, die letzten eineinhalb Jahre, zur Dis-
kussion im Sozialausschuss genutzt werden mö-
gen, weil es ja doch bei allem gut Gemeinten und
gut Gedachten und gut Gesagten die eine oder an-
dere Frage gibt. Wir begrüßen grundsätzlich die
Fortschreibung der Behindertengesetzgebung im
Rahmen des Bundesteilhabegesetzes, weil es da-
bei um ein Mehr an Selbstbestimmung, den Abbau
von Zuschreibungen, Stigmatisierungen und einen
Aufbruch aus althergebrachten Denkschablonen
und Verhaltensweisen geht. Die Ausweitung indivi-
dueller Informations- und Beratungsangebote sowie
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der Hilfen zur Integration in Arbeit für Menschen mit
Behinderungen geht damit ein bedeutendes Stück
voran. Alles, was hier soziale Teilhabe von Men-
schen mit Behinderungen unter der Maßgabe der
Eigenleistungsfähigkeit fördert, erfährt natürlich un-
sere Unterstützung.

Grundsätzlich zu begrüßen ist aus Sicht der AfD
auch die Überführung der Eingliederungshilfe für
behinderte Menschen aus dem Zwölften Buch So-
zialgesetzbuch in das Neunte, wenn diese von dem
Leitgedanken getragen ist, dass Menschen mit Be-
hinderungen nicht länger mit dem Stigma „Sozialfäl-
le“ belegt werden.

Natürlich gibt es aber in so viel Schönem und Gu-
tem und Nützlichem auch ein bisschen Kritik. Der
vorliegende Gesetzentwurf der Landesregierung
sollte im Vorfeld einer kritischen Überprüfung unter-
zogen werden, vor allem im Hinblick auf mögliche
Implikationen bezüglich des Bürokratieaufwands
und der geschätzten Kosten des Gesetzes, denn es
wird teurer, und zwar über die Jahre hin um insge-
samt 10 Millionen Euro teurer.

Wie Sie vorhin hier auch hören konnten, auch ge-
schätzte Gäste, wie hier im Landtag gerungen wird
um solche Themen wie den Straßenausbaubeitrag,
wo um jeden Euro gestritten wird und wo immer be-
hauptet wird, es sei kein Geld da, um die Bürger zu
entlasten,

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Das
stimmt überhaupt nicht!)

und wir müssten das so machen oder die Kommu-
nen müssten das so machen, so wird es auch hier
sein. Hier geht es um 10 Millionen Euro und wir las-
sen uns genau erklären, wo das Geld dann letzten
Endes herkommt und wo es ankommt.

(Beifall AfD)

Das Thüringer Gesetz zur Ausführung des Neunten
Buches Sozialgesetzbuch ist Teil eines weiteren
Bürokratiemonsters, das durch das Bundesteilha-
begesetz vom 13. Dezember 2016 vom Bund ins
Leben gerufen wurde und das nunmehr eine An-
passung des Landesrechts an geltendes Bundes-
recht notwendig macht. Ob aber diese große Umor-
ganisation sozialrechtlicher Bestimmungen und Pa-
ragrafen im Sinne der intendierten Besserstellung
von Menschen mit Behinderungen überhaupt not-
wendig ist in dieser Form, muss bei dem damit ver-
bundenen bürokratischen Aufwand auch kritisch
hinterfragt werden. Wie wir alle aus unserer Le-
benserfahrung, aus der täglichen Praxis wissen,
neigen Institutionen dazu, ein Eigenleben zu entfal-
ten. Die bürokratische Herrschaft ist dabei oftmals
so wie ein Krebsgeschwür, das zum Selbsterhalt
tendiert, einfach weil es das kann, es ist zu nichts
nütze, es wächst einfach. Bei allem Mehr an Büro-
kratie sind wir gefordert als Parlamentarier, als Op-
position nachzuschauen: Was wächst denn da und

warum wächst es? Wohin wächst es? Kann man
das nicht eingrenzen und in nützliche Bahnen len-
ken?

(Beifall AfD)

Ungeachtet dieser dem Grunde nach sinnvollen
Neuausrichtung der Sozialgesetzgebung müssen
wir aufpassen, dass die Rückfragen, die bei diesem
Gesetzentwurf bei uns entstanden sind, auch wirk-
lich im Ausschuss beantwortet werden. Es steht
zum Beispiel in Abschnitt D, dass durch das Thürin-
ger Gesetz zur Ausführung des Neunten Gesetzes
dabei den Landkreisen und kreisfreien Städten
selbst keine Kosten entstehen. Aber nur wenige
Sätze weiter heißt es dann, und ich zitiere mit Ihrer
Erlaubnis, Frau Präsidentin: „Gleichwohl werden
durch die Neuregelungen im Bereich der Eingliede-
rungshilfe durch das Bundesteilhabegesetz den
Landkreisen und kreisfreien Städten höhere Kosten
entstehen.“ Da frage ich: Handelt es sich hier um
einen manifesten Widerspruch oder ist das ein For-
mulierungsfehler oder wie kommt die Passage da
rein? Wenn ja, wenn wirklich ein Widerspruch in
dieser Formulierung vorliegt, wie gedenken Sie,
diesen zu beseitigen? Des Weiteren werden wir fra-
gen, durch welche Haushaltsstelle das Land die er-
wartbaren Mehrausgaben für die Thüringer Land-
kreise und kreisfreien Städte kompensieren möch-
te. Oder gibt es hier wieder einen dieser Fälle, wo –
wie schon oft geschehen – den Kommunen immer
weitere Aufgaben vonseiten des Landes aufgebür-
det werden und sie zugleich mit der Finanzierung
dann im Regen stehen gelassen werden? Aber es
ist kein warmer Regen, das heißt, es kommt dann
kein Geld, sondern es kommen nur Anweisungen
und Durchführungsbestimmungen und das Geld
versickert irgendwo im Landeshaushalt für irgend-
welche dubiosen und von uns infrage gestellten po-
litischen Projekte.

(Beifall AfD)

Ferner bleibt zu klären, ob es eine Flexibilisierung
bei der Kostenfrage geben soll, insbesondere wenn
sich im Laufe des Umstellungsprozesses heraus-
stellt, dass die Kosten aus dem Ruder laufen. Wie
gesagt, dieser Gesetzentwurf ist Teil einer enormen
Umgestaltung innerhalb der vorgenannten Sozial-
gesetzbücher, und diese wird in der Sozialstaatpra-
xis voraussichtlich für beträchtlichen Mehraufwand
sorgen. Eingedenk der von mir genannten mögli-
chen Implikationen ist es nicht auszuschließen,
dass die Verfasser der initialen Bundesgesetzge-
bung hier auch an die Fachanwälte im Sozialrecht
gedacht haben, auf die natürlich mit solchen Um-
stellungen immer willkommene Mehrarbeit und
Mehrhonorare zukommen.

Aufgrund der hier aufgeworfenen Fragen und dem
Wunsch nach einer intensiveren Behandlung der
Thematik beantragen auch wir die Überweisung der
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Drucksache 6/5687 an den Ausschuss für Arbeit,
Soziales und Gesundheit. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion Die Linke erhält nun Abgeordnete
Stange das Wort.

Abgeordnete Stange, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren,
werte Zuschauerinnen und Zuschauer auf der Tri-
büne, ich will mit zwei Einlassungen beginnen, und
zwar mit der Thematik „Kosten aus dem Ruder lau-
fen“. Das Bundesteilhabegesetz, welches wir hier in
diesem Hohen Hause vor gut eineinhalb, zwei Jah-
ren inhaltlich diskutiert haben, hat ein großes Pro-
blem. Das große Problem war bei der Erstellung,
dass festgelegt worden ist, es muss kostenneutral
auf den Weg gebracht werden. Das war der damali-
ge Punkt des damaligen Finanzministers der Bun-
desregierung: Es dürfen keine weiteren Kosten ent-
stehen.

Das ist Problem Nummer eins und dieses Problem
werden wir perspektivisch sicher auch zu bereden
haben, weil genau dann Kommunen, Landkreise
und kreisfreie Städte uns irgendwann zu Recht sa-
gen werden: Wir haben einen höheren Bedarf an fi-
nanziellen Mitteln für Menschen mit Behinderungen
und dieser muss gedeckt werden. Und diese
Deckung dieser zusätzlichen finanziellen Mittel, die
vielleicht auch in Thüringen nicht nur in den Jahren
2018, 2019 und folgende auf den Weg gebracht
werden, müssen auch auf Bundesebene eingefor-
dert werden. Das, denke ich, hat sich Rot-Rot-Grün
mit auf die Fahnen geschrieben, und da bin ich mir
sehr sicher, dass die Ministerin auch in den Bera-
tungen in den kommenden Monaten auf Bundes-
ebene darauf hinwirken wird.

Denn es gibt einen zweiten Punkt, und der ist gut in
dem Bundesteilhabegesetz, und der heißt, dass
Menschen mit Behinderungen jetzt nicht mehr nur
Bittsteller sind, sondern sie haben, Gott sei Dank,
endlich einen Rechtsanspruch auf die Leistungen,
und die sollen sie auch bekommen.

(Beifall DIE LINKE)

Und Leistungen für Menschen mit Behinderungen
sind entsprechend des Bedarfs zu erstellen. Darum
ist es gut und richtig, dass die Landesregierung uns
heute ihren Gesetzentwurf vorlegt, der nichts Neu-
es ist, nichts Bürokratisches, sondern es werden
jetzt vor Ort auf den Ämtern nur die Leistungen, die
bisher im SGB XII verankert waren, im SGB IX zu-
sätzlich normiert und dort festgelegt, und das wird
mit diesem Gesetzentwurf, den wir heute zur Bera-
tung haben, geregelt.

Wir sind als Rot-Rot-Grün der Auffassung, dass wir
diesen Gesetzentwurf natürlich kritisch im Sozial-
ausschuss begleiten, natürlich werden wir gemein-
sam eine Anhörung durchführen und natürlich ist es
mir an der Stelle sehr, sehr wichtig, dass wir nicht
nur die kommunalen Spitzenverbände hören, son-
dern auch noch einmal die Betroffenenorganisatio-
nen, um genau aus ihrem Munde zu hören, wie sie
diese Umformierung einschätzen. Ich habe in den
letzten Wochen in den Diskussionen nur Positives
gehört, dass man hier keine Pferde im Galopp noch
mal wechselt, sondern dass man als Land weiterhin
bei den Kommunen die Verantwortung für diese
Problematik sieht. Ich überweise im Namen von
Rot-Rot-Grün auch noch mal den Gesetzentwurf an
den Sozialausschuss und wünsche uns dort eine
konstruktive inhaltlich Beratung. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Es liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen mehr
vor. Dann kommen wir zur Abstimmung über die
Ausschussüberweisung. Es ist Ausschussüberwei-
sung an den Ausschuss für Soziales, Arbeit und
Gesundheit beantragt. Wer dem zustimmt, den bitte
ich um das Handzeichen. Das sind die Stimmen
aus allen Fraktionen. Gegenstimmen? Stimment-
haltungen? Damit ist die Ausschussüberweisung
beschlossen und ich schließe diesen Tagesord-
nungspunkt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 9

Thüringer Gesetz zur Ände-
rung der Lehrerbesoldung so-
wie zur Änderung weiterer
dienstrechtlicher Vorschriften
Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 6/5688 -
ERSTE BERATUNG

Wünscht die Landesregierung das Wort zur Be-
gründung? Frau Ministerin Taubert, Sie haben das
Wort.

Taubert, Finanzministerin:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren Abgeordneten, im Thüringer Besoldungsge-
setz hat sich in den Bestimmungen zur Lehrerbe-
soldung ein umfassender Änderungsbedarf erge-
ben. Zudem ist im Thüringer Besoldungsgesetz auf-
grund der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts eine Nachzahlungsregelung für die
noch offenen Verfahren zur Ost-West-Angleichung
in den Jahren 2008 und 2009 erforderlich.
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Weiteren Änderungsbedarf gibt es im Thüringer Be-
amtenversorgungsgesetz aufgrund von Anpassun-
gen an andere Gesetze aus der Rechtsprechung
und aus Erfahrungen bei der Gesetzesanwendung.
Im Thüringer Beamtengesetz besteht Anpassungs-
bedarf bei der Regelung zur Beihilfe und Heilfürsor-
ge.

Im Thüringer Reisekostengesetz bedarf es auf-
grund der Rechtsprechung einer Klarstellung für
Gerichtsvollzieher. Ferner sind Folgeregelungen in
Rechtsverordnungen notwendig. Der vorliegende
Gesetzentwurf beinhaltet im Wesentlichen folgende
Änderungen – zunächst im Thüringer Besoldungs-
gesetz –:

Zum einen die Neubewertung von Lehrämtern auch
im Zusammenhang mit der Abschaffung von funk-
tionslosen Beförderungsämtern. Zum Zweiten die
Schaffung neuer Funktionsämter in Besoldungs-
gruppe A 14 für den Oberstufenleiter im Gymnasial-
und Gemeinschaftsschulbereich sowie Abteilungs-
leiter im Berufsschulbereich. Eine dritte Änderung
ist die Regelung zu nicht regelmäßig zu durchlau-
fenden Ämtern bei Übernahme von Funktionsäm-
tern im Schulbereich. Fünftens, die Neuregelung
der Schulleitungsämter an Förderschulen. Sech-
stens, die Erweiterung der Anspruchsberechtigung
auf die Fachleiterzulage und siebtens, die Schaf-
fung einer Zulage für Fachberater. Achtens, die
Schaffung einer Ermächtigungsgrundlage für die
Nachzahlung der Besoldung aufgrund des Be-
schlusses des Bundesverfassungsgerichts zur zeit-
lich unterschiedlichen Ost-West-Anpassung in den
noch offenen anhängigen Verfahren.

Im Thüringer Beamtenversorgungsgesetz gibt es
folgende Änderungen oder Klarstellungen: Zum
Ersten die Klarstellung, dass fünf Zeitjahre mit ru-
hegehaltsfähiger Dienstzeit für den Anspruch auf
Versorgung ausreichen und Teilzeitbeschäftigung
nicht mehr zu einer zeitlichen Verlängerung führt.
Zum Zweiten die Anhebung der Zurechnungszeit
bei Dienstunfähigkeit auf das 62. Lebensjahr, zum
Dritten die Anhebung der Hinzuverdienstgrenzen
auf monatlich 525 Euro, viertens der Wegfall der
Anrechnung von Erwerbseinkommen bei Waisen.
Und ein Letztes: Erweiterung des Dienstunfallschut-
zes für einen notwendigen Umweg für die eigenen
Kinder, auch wenn sie nicht im Haushalt des Beam-
ten leben.

Im Beamtengesetz sind folgende Regelungen vor-
gesehen: Einmal die Regelung zur Beihilfefähigkeit
von Aufwendungen im Zusammenhang mit Organ-
spenden. Zum Zweiten die Ergänzung der Gewäh-
rung der Beihilfe um die neuen Formen der Leis-
tungserbringung wie zum Beispiel personenbezo-
gene Direktzahlungen an das Krebsregister und
zum Dritten die Regelung des Heilfürsorgerechts
für die Polizei und die Schaffung einer Ermächti-

gung zum Erlass einer Rechtsverordnung zur nähe-
ren Regelung.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch
den Grund für die Neubewertung von Lehrämtern
darlegen. Bisher steht für diese Lehrämter neben
dem Eingangsamt ein Beförderungsamt zur Verfü-
gung, ohne dass sich die Anforderung an die Lehr-
kraft vom Eingangsamt abhebt. In der Rechtspre-
chung der Thüringer Verwaltungsgerichtsbarkeit
wurden diese funktionslosen Beförderungsämter
immer wieder problematisiert. Nach dem Grundsatz
der funktionsgerechten Besoldung seien die Funk-
tionen der Beamten mit den ihnen verbundenen An-
forderungen sachgerecht zu bewerten und einzel-
nen Ämtern zuzuordnen.

Diese Situation hat im Schulbereich dazu geführt,
dass Beförderungen von Lehrern in funktionslose
Beförderungsämter nicht mehr rechtssicher durch-
führbar waren mit der Folge, dass auch die Beför-
derungen in die Schulleiterämter nicht möglich wa-
ren.

Vor dem Hintergrund der gesetzlich geforderten
funktionsgerechten Besoldung wurde eine Neube-
wertung der betreffenden Lehrämter vorgenommen.
Ausgehend davon, dass die eigentliche Bewertung
des Lehramts in dem jeweiligen Eingangsamt des
Laufbahnzweigs zu sehen ist, wurde unter Beach-
tung des Wegfalls des funktionslosen Beförde-
rungsamts jedes Amt neu bewertet.

Das führt dazu, dass die verschiedenen Ämter bis
auf den Gymnasial- und Berufsschullehrer einer hö-
heren Besoldungsgruppe zugeordnet werden oder
zusätzlich eine Amtszulage erhalten. Für die Lauf-
bahnzweige des Gymnasial- und Berufsschulleh-
rers wurden für den Leiter einer Oberstufe und den
Leiter einer Abteilung neue Funktionsämter ge-
schaffen, die bei einer Übernahme von Schullei-
tungsfunktionen nicht zuvor zu durchlaufen sind.
Zudem muss nicht mehr jedes einzelne Beförde-
rungsamt im Schulleitungsbereich vor der Beförde-
rung in das tatsächlich wahrgenommene Funktions-
amt durchlaufen werden. Damit soll der Stau bei
der Besetzung von Schulleitungsstellen aufgelöst
werden.

Nach der Neubewertung des Eingangsamts Regel-
schullehrer wird dieses nunmehr der Besoldungs-
gruppe A mit Amtszulage, die die Hälfte der Diffe-
renz der Endgrundgehälter zwischen Besoldungs-
gruppen A 12 und A 13 beträgt, zugeordnet. Nach
Absprache mit den Gewerkschaften soll dies be-
reits ab dem 1. Januar 2018 erfolgen. Die übrigen
Veränderungen zur Lehrerbesoldung sollen zum
1. August 2018 in Kraft treten. Die Beteiligung der
kommunalen Spitzenverbände, der Spitzenverbän-
de der Gewerkschaften und der Berufsorganisatio-
nen ist erfolgt.
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Meine Damen und Herren, der tbb und der DGB
haben im Wesentlichen zu den Änderungen in der
Lehrerbesoldung Stellung genommen. Trotz aner-
kannter Verbesserungen gehen ihnen jedoch die
Änderungen nicht weit genug. Ich bitte Sie, den Ge-
setzentwurf zur weiteren Beratung in den zuständi-
gen Haushalts- und Finanzausschuss zu überwei-
sen. Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Ich eröffne die Beratung und das Wort hat Abgeord-
neter Wolf, Fraktion Die Linke.

Abgeordneter Wolf, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen hier im Landtag, sehr geehrte
Gäste auf der Tribüne! In den nächsten zehn Jah-
ren stehen wir vor der größten Verrentungs- und
Pensionierungswelle im öffentlichen Dienst. Ging
es in den zurückliegenden 28 Jahren hier im Frei-
staat um die Beschäftigungssicherung und um den
Erhalt guter Standards der öffentlichen Daseinsvor-
sorge in Thüringen, so werden wir in den nächsten
Jahren nicht nur den Generationenwechsel zu ge-
stalten haben, sondern dies auch unter der ver-
schärften, doppelten Konkurrenz um gute Fachkräf-
te, einerseits mit der Wirtschaft, andererseits mit
den zum Teil finanziell deutlich besser ausgestatte-
ten alten Bundesländern. Hierfür hat die Landesre-
gierung ein Personalentwicklungskonzept vorge-
legt, welches die notwendigen Vorkehrungen be-
schreibt, um im Unterschied zur CDU-Personalent-
wicklung nicht als Personalabbau fortgesetzt zu
werden, sondern echte und wahre Instrumente der
Werbung um die besten und klügsten Köpfe im
Freistaat Thüringen und für den Freistaat Thüringen
beinhaltet.

Im Schulbereich werden in den nächsten zehn Jah-
ren circa 9.000 Lehrerinnen und Lehrer in den Ru-
hestand gehen. Das ist mehr als jeder zweite Leh-
rer bzw. jede zweite Lehrerin. Aber, und das ist
noch viel gravierender, das sind natürlich auch
mehr als die Hälfte aller Schulleiterinnen und Schul-
leiter, Fachleiterinnen und Fachleiter, Oberstufen-
leiter etc., also mehr als 50 Prozent der vorhande-
nen Funktionsstellen, die Schule mit ihren zusätzli-
chen Aufgaben erst zu dem machen, was sie tat-
sächlich ist: Lern- und Lebensraum für unsere Kin-
der und Jugendlichen und natürlich auch Arbeits-
und Dienstort. Eine Aufgabe, die alle Kräfte bün-
deln wird, bei der es in den nächsten Jahren um
Weiterentwicklung in Kontinuität geht.

Diesen Anforderungen müssen alle Maßnahmen
gelten, den Dienst an den Schulen so attraktiv wie
möglich zu gestalten, ohne dabei das Mögliche aus

den Augen zu verlieren. Im Kommissionsbericht
„Zukunft Schule“ ist diesbezüglich zu lesen – ich zi-
tiere, Frau Präsidentin –: „Die aktuellen Herausfor-
derungen …“ – Bitte?

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Ist der Be-
richt überhaupt veröffentlicht?)

Der Kommissionsbericht ist auf der Homepage des
TMBJS veröffentlicht, sehr geehrter Kollege Tisch-
ner, einfach mal nachlesen.

„Die aktuellen Herausforderungen, mit denen sich
der Freistaat Thüringen in der Bildungspolitik kon-
frontiert sieht, sind ebenso wenig kleinzureden, wie
sie allein auf Thüringen zu reduzieren sind. Alle
Bundesländer stehen im Prinzip vor ähnlichen He-
rausforderungen: Fachkräftegewinnung, Absiche-
rung des Unterrichts in der Stadt und auf dem
Land, Umsetzung von Inklusion und Erhaltung klei-
ner Schulen. Es gibt auf diese Fragen naturgemäß
keine einfachen Antworten.“

Politik zeigt dann im höchsten Grade Verantwor-
tung, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, wenn
sie einerseits realisierbare Antworten auf die He-
rausforderungen der Zeit findet, diese mit möglichst
vielen Akteurinnen und Akteuren abstimmt und
dann auch verlässlich umsetzt. Ich bin außerordent-
lich dankbar, dass die Landesregierung – Frau Mi-
nisterin Taubert hat hier eben vorgetragen – mit
dem Kommissionsbericht „Zukunft Schule“, wie
schon zitiert, eine ehrliche Analyse vorgelegt hat
und jetzt mit dem Besoldungsgesetz auch die not-
wendigen Schritte geht, um diese Aufgaben tat-
sächlich abzudecken.

Mit dem heute im Landtag zum ersten Mal zu disku-
tierenden Thüringer Gesetz zur Änderung der Leh-
rerbesoldung sowie zur Änderung weiterer dienst-
rechtlicher Vorschriften nimmt die Landesregierung
einen weiteren wichtigen Bereich zur Nachwuchs-
gewinnung und Attraktivitätssteigerung im Lehrer-
beruf in Angriff und gibt die richtigen Antworten auf
die Herausforderungen. Im Wesentlichen hat der
Gesetzvorschlag zwei Schwerpunkte: Wie gelingt
es, einerseits im Regelschulbereich die Attraktivität
für dieses wichtige Lehramt zu steigern und so
auch Schritte für ein zukünftiges Amt für alle
Lehrämter zu gehen und andererseits die Anforde-
rungen zur Rechtssicherung und zügigen Beset-
zung von Funktionsstellen, insbesondere Schullei-
terstellen, zu gewährleisten?

Der Beruf einer Lehrerin – 78 Prozent der Lehrkräf-
te in Thüringen sind Frauen – und eines Lehrers ist
einer der verantwortungsvollsten und forderndsten
Berufe, die es auszufüllen gilt. Lehrerinnen und
Lehrer sind nicht einfache Wissens- und Kompe-
tenzvermittler, sie sind Lebensbegleiter, müssen
wahre Talente in der Gestaltung des Schulalltags
sein, sind Meisterinnen der Selbstorganisation, sind
Mediatoren und Mittler. Wie wäre es, den Reichtum
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eines Landes einmal nicht in erster Linie daran zu
messen, wie hoch die Produktivität ist oder wie vie-
le Patente angemeldet wurden, sondern daran, wie
viele junge Menschen sich für den Beruf einer Leh-
rerin oder eines Lehrers entscheiden und wie sich
diese dann auch wertgeschätzt fühlen?

Wertschätzung wiederum ist nicht allein am Ver-
dienst messbar, sondern zum Beispiel auch daran,
in welchem baulichen Zustand sich die Schulen im
Land befinden. Hier möchte ich auch noch mal da-
ran erinnern, was es für eine große Kraftanstren-
gung und auch für eine große Aufgabe seitens der
Landesregierung und der sie tragenden Fraktionen
ist, was wir in Schulbauinvestitionen allein in dieser
Legislatur veranlagen, und dass Wertschätzung na-
türlich auch daran gemessen werden kann, was der
Dienstherr – also der Minister – gegenüber den
Lehrkräften und ihren Vertretern dann auch dar-
stellt. Hier in Thüringen sind wir diesbezüglich gut
aufgestellt; erinnert sei hier nur an das Chaos mit
drei CDU-Bildungsministern in Sachsen in einem
Jahr. Natürlich wollen Lehrerinnen und Lehrer die
Wertschätzung auch auf dem Konto wahrnehmen.
Hier haben wir mit der Wiedereinführung der Verbe-
amtung allen, die die Voraussetzungen erfüllen, die
Möglichkeit gegeben, deutlich mehr Netto vom
Brutto und später eine sichere Versorgung zu erhal-
ten. Das war ein wichtiger erster Schritt, um die
Fachlehrer in Thüringen auch tatsächlich zu binden.

Heute geht die Debatte darum, in Thüringen den
Einstieg in die vollständige Angleichung der Bezah-
lung an die A 13 für alle zu ermöglichen. Die Ge-
werkschaft Erziehung und Wissenschaft, welche
diese Forderung bereits seit zehn Jahren vertritt,
und der Thüringer Beamtenbund haben dies ge-
genüber der Landesregierung so auch gefordert.
Begründet wird dies unter anderem mit den unter-
schiedslosen Tätigkeiten an den Thüringer Gemein-
schaftsschulen, der nach neuem Recht unter-
schiedslosen ersten und zweiten Phase der Lehrer-
ausbildung und der sich deutlich zuspitzenden
Fachlehrersituation, nicht nur an den Regelschulen.
Alles Argumente, denen ich mich eins zu eins an-
schließen kann. Diese Forderung ist also begrün-
det, sie sollte natürlich auch finanzierbar sein.

Natürlich würden die Gewerkschaften und Verbän-
de heute gern den ganzen Schritt hin zur A 13 im
Regelschulbereich tun. Dafür haben wir als Linke
vollstes Verständnis. Aber angesichts der anderen
Herausforderungen, die ich heute schon kurz ange-
rissen habe, ist es klug, die vorhandenen Ressour-
cen auch in zusätzliche Stellen, in ein Schulbudget
und Schulbauinvestitionen zu lenken, wie wir das
tun. Mit der hälftigen ruhegehaltsfähigen Zulage
von der E 11/A 12 auf E 13/A 13 und damit einem
ersten Schritt zu einer auf das Eingangsamt für die
Gymnasiallehrkräfte angepassten Besoldung haben
die Gewerkschaften und Verbände mit der Landes-
regierung einen wichtigen Schritt vereinbart, der für

alle jungen Menschen bei ihrer Entscheidung, wel-
ches Lehramt sie studieren wollen, so verstanden
werden sollte, nämlich als Signal: Es lohnt sich, das
Regelschullehramt tatsächlich zu studieren.

Darüber hinaus haben wir damit die bereits erläu-
terte Lücke zu schließen begonnen. Mit dieser Re-
gelung erhalten, wenn wir den Gesetzentwurf hier
im Landtag dann beschließen, 1.844 verbeamtete
und 957 tarifbeschäftigte Regelschullehrer, also
insgesamt 2.801 Beschäftigte, rückwirkend – Frau
Ministerin ist schon darauf eingegangen – zum
1. Januar verbindlich monatlich 255,92 Euro mehr
Gehalt bzw. Besoldung als Zulage. Dies kostet das
Land Thüringen jährlich in etwa 9,4 Millionen Euro.

Wie in der Begründung zum Gesetz ausgeführt,
wurde durch die Verwaltungsgerichte immer wieder
die funktionslose Beförderung an den Schulen in-
frage gestellt. Da sich die Beförderungsämter in
den Anforderungen nicht von den Eingangsämtern
unterscheiden, sind die Funktionen der Beamten
mit den mit ihnen verbundenen Anforderungen
sachgerecht zu bewerten und einzelnen Ämtern zu-
zuordnen. Deswegen werden funktionslose Beför-
derungen nicht mehr vorgesehen und die Lehräm-
ter werden einer Neubewertung zugeführt. Ver-
schiedene Ämter werden einer höheren Besol-
dungsgruppe zugeordnet oder erhalten eine Amts-
zulage. Auch manchen speziellen Anforderungen
an den Gymnasien und berufsbildenden Schulen
werden neue Funktionsämter zugeordnet, Frau Mi-
nisterin ist darauf schon näher eingegangen.

Ein in den letzten Jahren immer dringender zu lö-
sendes Problem ist die Besetzung von Schullei-
terstellen. So müssen zur funktionsgerechten Be-
setzung der betreffenden verschiedenen Ämter in
einigen Schularten verschieden große Schulen
durchlaufen worden sein, die besoldungsrechtlich
anders erfasst werden. So ist es zum Beispiel für
eine Schulleiterstelle einer großen Grundschule
Voraussetzung, die Ämter in den verschiedenen
Schulen mit verschiedenen Schulgrößen an den
Grundschulen vorher durchlaufen zu haben. Dies
ist praktisch nicht umsetzbar.

Das neue Schulgesetz ermöglicht jetzt eine
Sprungbeförderung, welche eine zügige und funk-
tionsgerechte Besetzung der Schulleiterstellen
möglich macht. So kann in den nächsten Jahren die
dringend zu lösende Aufgabe der Wiederbesetzung
der wichtigen Funktionsämter im Bildungsbereich
geregelt werden. Meine Fraktion begrüßt dies aus-
drücklich.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, lassen sie
mich noch zu einem Regelungsbereich kommen,
der aus meiner Sicht durchaus noch spannend im
Rahmen des parlamentarischen Verfahrens disku-
tiert und entschieden werden sollte. Ich spreche
von einer möglichen Funktionsstelle eines Fachlei-
ters/einer Fachleiterin an einem Studienseminar.
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Die Fachleiter an den Studienseminaren sind un-
verzichtbar für die Zukunft des Thüringer Bildungs-
systems.

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Hört,
hört!)

Mit ihrem Wissen – da sind wir uns durchaus einig,
Kollege Tischner –, mit ihrem Wissen und Engage-
ment, welches durch Erfahrung und eine umfang-
reiche Qualifizierung geprägt wurde, bilden sie die
Zukunft an den Thüringer Schulen heran. In den
nächsten zehn Jahren geht circa jeder dritte Fach-
leiter/jede dritte Fachleiterin in den Ruhestand. Die-
se wichtige fordernde und zukunftsgestaltende Auf-
gabe lediglich mit einer Zulage zu versehen, sehen
wir als Fraktion Die Linke kritisch und sehen hier
auch weiteren Gesprächsbedarf mit Blick auf das
Gesetz.

Mit dem Gesetzesvorschlag zur Lehrerbesoldung
seitens der Landesregierung werden wichtige Bau-
stellen im Schulbereich abgeräumt und ich danke
der Landesregierung ausdrücklich für den Ge-
setzesvorschlag, der hier vorgelegt worden ist. Mit
diesem Gesetz erhalten knapp 3.500 Thüringer
Lehrerinnen und Lehrer eine bessere Besoldung
bzw. eine Zulage; das ist jeder fünfte Lehrer im
Freistaat.

Wir werden mit Überweisung des Gesetzesvor-
schlags federführend im Haushalts- und Finanzaus-
schuss und mitberatend im Bildungsausschuss die-
sen Gesetzesvorschlag der Landesregierung zügig
beraten, damit die Lehrerinnen und Lehrer die an-
gekündigten Zulagen schnell erhalten.

Ich freue mich auf die Beratung in den Ausschüs-
sen und danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die CDU-Fraktion hat Abgeordneter Tischner
das Wort.

Abgeordneter Tischner, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, liebe Schülerinnen und Schüler, Kollegen
auf der Tribüne und am Livestream! Mal wieder ein
schulpolitisches Thema hier im Landtag und eines,
was durchaus sehr wichtige und weitreichende Fol-
gen für unsere Bildungslandschaft haben wird!

Herr Wolf, ich hätte mir angesichts dessen, was die
Finanzministerin gerade alles so an Wohltaten ver-
kündet hat, etwas mehr Begeisterung in Ihrer Rede
gewünscht. Aber Sie haben ja schon darauf hinge-
wiesen, entscheidend ist das Detail bei diesem Ge-
setz. In dem Sinne möchte ich auch in meiner Rede
auf ein paar Punkte eingehen.

Vielen Dank, Frau Finanzministerin, dass Sie noch
mal sehr umfänglich auch beschrieben haben, was
getan wird. Ich erkenne durchaus an, dass in vielen
Punkten dieser Gesetzentwurf einen richtigen
Schritt geht, einen längst notwendigen Schritt, und
ein Dank dafür, dass das angegangen wird; das ist
gut. Aber, wie gesagt, das Problem liegt im Detail,
vor allem im bildungspolitischen Detail. Deswegen
hätte ich mir gewünscht, dass auch der zuständige
Bildungsminister anwesend ist. Leider ist dies nicht
der Fall. Vielleicht bringt der eine oder andere ihm
das mit. Selbst die Staatssekretärin ist nicht da, das
ist etwas schade.

Meine Damen und Herren, das Thüringer Schulsys-
tem gehört zu den leistungsstärksten und erfolg-
reichsten Schulsystemen in der Bundesrepublik.
Diese Leistungsstärke hat aus unserer Sicht zwei
Ursachen. Eine Ursache sind die richtigen Ent-
scheidungen der vergangenen Landesregierungen
mit Blick auf die Schulstrukturdebatten, nämlich da-
hin gehend, auf Schulstrukturdebatten und -refor-
men weitestgehend zu verzichten. Wie Schularten
unter Druck geraten, sieht man spätestens mit der
Einführung der Thüringer Gemeinschaftsschule, die
erheblich zur Schwächung der Thüringer Regel-
schule beigetragen hat. Und eine weitere Ursache
für ein leistungsfähiges Bildungssystem sind unsere
Tausenden Kolleginnen und Kollegen an den
Schulen. Sie leisten tagtäglich einen ausgezeichne-
ten Job und sind wirklich die Stützen unseres
Schulsystems. Schließlich fußen diese beiden Ur-
sachen für ein erfolgreiches Bildungssystem aber
auf der bildungspolitischen Grundposition, dass ein
Bildungssystem vor allem Kontinuität und Verläss-
lichkeit auf der einen Seite sowie Wertschätzung
und Hierarchien auf der anderen Seite zwingend
benötigt. Nur wenn sich Bildungspolitik bescheiden
zurückhält und der schulischen Basis, das heißt
den Schulleitungen, den Lehrerkollegien genügend
Raum für ihre Arbeit gibt, gewinnen wir an Schul-
qualität in unseren Schulen. Die Schulqualität ist al-
so abhängig einerseits von einer umsichtigen und
klugen Schulpolitik sowie von der Wertschätzung
des Engagements der Kolleginnen und Kollegen.
Die beiden bildungspolitischen Grundsätze sind al-
lerdings aus unserer Sicht derzeit im Handeln der
Landesregierung nicht konsequent zu erkennen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren – schön,
dass Herr Minister Holter jetzt da ist, es ist ein sehr
wichtiger Punkt, den wir hier behandeln –, erlauben
Sie mir kurz ein paar Bemerkungen, was wir diese
Woche mit Blick auf das Thüringer Schulgesetz er-
lebt haben, denn auch das gehört ja mit hinein in
das, was wir heute hier zum Besoldungsgesetz ver-
handeln.

Das vorgeschlagene Thüringer Schulgesetz stellt
über 60 Prozent der einzelnen Schularten infrage.
Sie wollen die Förderschulen ohne Schüler und sie

10240 Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 119. Sitzung - 24.05.2018

(Abg. Wolf)



konstruieren mit Kooperationsschulen Feigenblät-
ter, die in der Praxis nie funktionieren werden.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Können Sie mal zum Thema
sprechen!)

Frau Henfling, Sie kennen sich scheinbar in bil-
dungspolitischen Sachen nicht aus, sonst würden
Sie wissen, dass dieses Thema unmittelbar zu tun
hat mit unserer Debatte hier.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Sie sprechen aber trotzdem
nicht zum Thema!)

Ich kann Ihnen sagen, dass die Thüringerinnen und
Thüringer, die Lehrerinnen und Lehrer, die Eltern,
die Schüler Ihre Pläne durchschauen und auch Ihr
Handeln einmal mehr vor allem als einen Angriff
gegen den ländlichen Raum empfinden. Wer so
das Schulsystem in Unruhe versetzt, der braucht
sich über sinkende Motivation bei Lehrern, Eltern,
Schülern nicht zu wundern und da hilft eben auch
das heutige Besoldungsgesetz nicht.

(Beifall CDU)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Unruhe
und Demotivation befördert auch der heute hier im
Landtag zu verhandelnde Gesetzentwurf. Dem Ge-
setzentwurf mangelt es an Praxiskenntnis, dem Ge-
setzentwurf mangelt es an Perspektiven für enga-
gierte Lehrer und der Gesetzentwurf verstärkt ein-
mal mehr den Bildungsföderalismus in Deutsch-
land.

(Zwischenruf Abg. Huster, DIE LINKE: Ihre
Einleitung passt nicht zu dem, was Sie er-
zählen!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit der
Novelle des Thüringer Besoldungsgesetzes geht
die rot-rot-grüne Landesregierung einen bundes-
weit seinesgleichen suchenden Sonderweg. Es ist
scheinheilig, wenn in Reden und Beschlüssen hier
im Landtag der Bildungsföderalismus beklagt wird,
dass Kooperationsverbot aufgehoben werden soll
und dann ein Besoldungsgesetz vorgelegt wird, das
diesen Föderalismus einmal mehr verstärkt. Zu-
künftig sollen Regelschullehrer mit dem Amt Regel-
schullehrer in der Besoldungsgruppe A 12 rückwir-
kend zum 1. Januar 2018 eine höhere Besol-
dung A 12plus erhalten. Damit erhalten Regelschul-
lehrer künftig zusätzlich zur A 12 eine hohe gehalts-
fähige Zulage in Höhe von 50 Prozent des Unter-
schiedsbetrags zwischen der Besoldungsgrup-
pe A 12 und der Besoldungsgruppe A 13. Laut Lan-
desregierung stellt das die erste Stufe hinsichtlich
der geplanten Anhebung der Regelschullehrerbe-
soldung auf A 13 dar, Frau Finanzministerin hat es
ausgeführt. Diese Verbesserung der Bezahlung für
Regelschullehrer ist grundsätzlich zu begrüßen. Al-
le an Thüringen angrenzenden Bundesländer mit

einem CDU-Kultusminister haben bereits diesen
Schritt vollständig auf A 13 vollzogen, nur Thürin-
gen und Niedersachsen verweigern sich weiter völ-
lig einer Angleichung der Regelschullehrer und
Gymnasiallehrer. Dieses Papier aus dem Hause
des Bildungsministeriums ist genau das, was ich
gerade beschrieben habe, Frau Finanzministerin.
Alle Länder außer Niedersachsen und Thüringen
haben das bereits vollzogen.

(Zwischenruf Taubert, Finanzministerin: Das
weiß ich!)

Das sind Ihre Dokumente, Thüringer Landesregie-
rung, Ministerium für Bildung, Jugend und Sport.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zu kriti-
sieren ist die Erhöhung der Besoldung für Regel-
schullehrer insbesondere, weil nicht alle an Regel-
schulen tätigen Lehrer davon profitieren, so zum
Beispiel die circa 400 Ein-Fach-Lehrer an den Thü-
ringer Schulen. Keiner von meinen Vorrednern ist
auf diese Problematik eingegangen, dass 400 Leh-
rer, die seit mehreren Jahrzehnten einen sehr, sehr
guten Dienst im Freistaat verrichten, von dieser
Verbesserung nicht profitieren werden. Auch die
immer wieder angedachten Vorschläge vonseiten
des Kultusministers haben noch keine Erwähnung
gefunden bzw. sind diese Vorschläge auch wenig
praktikabel, nämlich dann, wenn man die Lehrerin-
nen und Lehrer, die seit 20, 30 Jahren im Schul-
dienst sind, auffordert, noch mal ein Studium zu be-
ginnen und dieses Studium dann auch mit einem
Universitätsabschluss abzuschließen. Wir werden
uns im Rahmen des Beratungsverfahrens in den
Ausschüssen nochmals intensiv dafür einsetzen,
dass die Ein-Fach-Lehrer auch mit im Besoldungs-
gesetz aufgenommen werden, dass es eine ver-
nünftige Regelung gibt und dass es eben nicht nur
bei den Ankündigungen bleibt, die wir in den letzten
Monaten vonseiten des Bildungsministeriums ge-
hört haben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Ge-
setzentwurf geht einen durchaus auch zu begrü-
ßenden Weg, denn er versucht – ich habe es am
Anfang meiner Rede erwähnt –, den Beförderungs-
stau der letzten Jahre aufzulösen. Allerdings ist der
dem Thüringer Landtag heute vorgelegte Lösungs-
ansatz ein sehr praxisferner, ein demotivierender
und den Bildungsföderalismus zusätzlich verstär-
kender Sonderweg.

Ein weiterer Kritikpunkt unsererseits ist, dass mit
dem neuen Besoldungsgesetz die Möglichkeit einer
Beförderung von Lehrern massiv beschnitten wird.
Gerade an dieser Stelle zeigt sich, dass es diesem
Gesetz eben an Perspektiven für junge Lehrerinnen
und Lehrer fehlt. An Grundschulen und Regel-
schulen sollen in Zukunft nur noch zwei Lehrer be-
fördert werden können, nämlich der stellvertretende
Schulleiter und der Schulleiter. Alle weiteren Beför-
derungsmöglichkeiten wird es an Grund- und Re-
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gelschulen nicht mehr geben, bei allen Kolleginnen
und Kollegen an Grund- und Regelschulen wird in
Zukunft festgeschrieben, dass ihre Eingangsbesol-
dung auch die Endbesoldung sein wird. Wir hätten
uns gewünscht, dass man, wenn man so was an-
fasst, wenn man so ein Gesetz modern auf den
Weg bringt, hier auch tatsächlich ehrlich handelt.
An Gymnasien ist es ja ein bisschen besser – Frau
Ministerin und Herr Wolf haben darauf hingewie-
sen –, da gibt es tatsächlich eine Funktionsstelle
mehr, nämlich den Oberstufenleiter. An Gymnasien
in der Regel mit 60, 70 Lehrern im Kollegium, sind
zukünftig nur noch drei Mann beförderungsmöglich.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dies ist
aus unserer Sicht der falsche Weg und es ist vor al-
lem ein Weg, der jungen Lehrerinnen und Lehrern
jegliche Anreize nimmt, zusätzliche Aufgaben zu
übernehmen. Dieses Engagement ist aber aus un-
serer Sicht dringend notwendig, um das Funktionie-
ren des Schulalltags aufrechtzuerhalten. Und wäh-
rend die Länder um uns herum alles tun, um den
Lehrerberuf attraktiver zu machen, tritt die Landes-
regierung das Engagement zahlreicher junger Kol-
leginnen und Kollegen mit Füßen. Dies läuft einem
leistungsorientierten Bildungssystem aus unserer
Sicht zuwider.

(Zwischenruf Abg. Kräuter, DIE LINKE: Das
ist Schwachsinn, was du erzählst!)

Im Gegensatz zu den derzeitigen Überlegungen der
Landesregierung braucht es mehr Funktionsstellen
an den Thüringer Schulen.

Noch etwas ist essenziell für junge Lehrer und das
Funktionieren des Schulalltags. Das sind die Aus-
bildung von Nachwuchs und die längst überfällige
Erhöhung der Referendarausbildung. Hierzu ist es
zwingend notwendig, das Amt des Fachleiters end-
lich wieder attraktiver zu gestalten. Wir können oh-
ne Ausbilder nicht mehr Referendare ausbilden.
Das ist nicht nur meine Ansicht, sondern teilweise –
das haben wir eben gehört – auch die Ansicht von
Herrn Wolf, aber es ist vor allem die Ansicht der
Staatssekretärin Ohler und der ehemaligen Ministe-
rin Klaubert, die uns dies im Bildungsausschuss
mehrfach bestätigt haben. Leider fehlt mir eine Po-
sition des aktuellen Ministers zu dieser Problematik.
Erst am Wochenende haben Sie, Herr Holter, die
Bundesländer als KMK-Präsident zurecht aufgefor-
dert, mehr auszubilden. Aber ich wiederhole meine
Kritik und meinen Vorwurf: Es ist schizophren, die
anderen Bundesländer aufzufordern, wenn wir in
Thüringen selbst nur die Hälfte des Lehrerperso-
nals, das wir eigentlich einstellen müssten, ausbil-
den. 500 Ausbildungen gegen 1.000 Ruhestände
im Jahr bei steigenden Schülerzahlen sind der
falsche Weg.

(Beifall CDU)

Reden und Handeln passen bei den Mitgliedern
dieser Landesregierung nicht zusammen. Ich bin
gespannt, ob sich Herr Wolf mit seiner Forderung
endlich durchsetzt und das Amt des Fachleiters tat-
sächlich wieder ein Beförderungsamt wird. Aller-
dings – ich habe Sie schon darauf hingewiesen –
reicht dieses eine zusätzliche Amt aus unserer
Sicht nicht aus.

Meine Damen und Herren, der Freistaat Sachsen
hat erst kürzlich eine Beförderungsquote von min-
destens 20 Prozent beschlossen, in Thüringen liegt
die Beförderungsquote, wenn man es mal durch-
rechnet, zwischen 3 bis 5 Prozent. Die Sachsen ge-
hen also den richtigen Weg mit ihrem Ansatz, einen
Weg, der eigentlich auch in Thüringen zu gehen ist.
Die CDU-Fraktion hat dies bereits im Januar 2017
mit einem Beschluss eingefordert. Darin spricht
sich die CDU-Fraktion für ein Beförderungssystem
im Thüringer Schuldienst aus, dass die Übernahme
zusätzlicher Aufgaben belohnt und Aufstiegsbeför-
derungen ermöglicht. Zusätzliche Funktionsstellen
braucht es aus unserer Sicht deshalb beispielswei-
se für die Übernahme einer Tätigkeit als Ausbil-
dungsverantwortlicher. Weitere Funktionsämter
müssten der Koordinator für den außerschulischen
Bereich, der Mittelstufenkoordinator, der Beratungs-
lehrer, der Fachleiter und der Fachberater sein. In-
sofern greift die vorliegende Neuregelung des Thü-
ringer Besoldungsgesetzes aus Sicht der CDU-
Fraktion deutlich zu kurz.

Wir bleiben dabei: Der vorliegende Gesetzentwurf
ist kein Baustein zur erfolgreichen Bewältigung des
Generationenwechsels an Thüringer Schulen, er
führt nicht zu mehr Attraktivität. Der vorliegende
Gesetzentwurf verschlechtert im bundesdeutschen
Vergleich die Entwicklungsperspektiven für Lehre-
rinnen und Lehrer. Der vorliegende Gesetzentwurf
ist zuallererst ideologisch und nicht schulpraktisch
motiviert. Er soll den Boden für den Einheitslehrer
ebnen. Diese Gleichmacherei werden wir aber nicht
mittragen. Wir werden uns im Rahmen der weiteren
Ausschussberatung dafür einsetzen, dass das Ge-
setz umfassend überarbeitet wird, die angespro-
chenen Problemfelder im Sinne der Thüringer Leh-
rinnen und Lehrer gelöst werden und so ein erfolg-
reiches, leistungsfähiges Thüringer Schulsystem er-
halten bleibt. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Abge-
ordnete Rothe-Beinlich das Wort.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, liebe Schülerinnen und
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Schüler, liebe Lehrinnen und Lehrer, die Sie viel-
leicht dieser Debatte folgen! Lieber Herr Tischner,
ich würde gern bei Ihrer Rede ansetzen und zu
drei, vier Punkten mindestens eine Richtigstellung
vornehmen. Ich musste schon ein wenig schmun-
zeln, als Sie beklagt haben, was alles in den letzten
Jahren nicht passiert sei. Ich habe mich gefragt:
Wer hat Thüringen gleich 25 Jahre lang regiert?
Und warum haben Sie dann den notwendigen Ge-
nerationenwechsel in den Lehrerzimmern nicht
rechtzeitig auf den Weg gebracht?

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Lieber Herr Tischner, das müssen Sie sich jetzt an-
hören, das ging uns ja eben ähnlich.

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Sie sind
doch in der Verantwortung!)

Ja, wir sind in der Verantwortung und genau des-
halb haben wir genau dieses Gesetz zur Änderung
der Lehrerbesoldung und zur Änderung weiterer
dienstrechtlicher Vorschriften auf den Weg ge-
bracht.

Nun zum zweiten Punkt, den ich ansprechen möch-
te: Ihr Agieren ist mindestens janusköpfig: Sie stel-
len sich ernsthaft hier vorn hin und sagen, es wäre
nicht redlich, wenn wir auf der einen Seite fordern,
das Kooperationsverbot aufzuheben und auf der
anderen Seite landesrechtliche Regelungen schaf-
fen. Ja, wo sind wir denn? Sie regieren im Bund,
dann schaffen Sie dieses Kooperationsverbot ab!

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Sonder-
wege!)

Das ist eine Bundeszuständigkeit. Ohne dieses
Verbot könnten wir auch anders agieren. Aber so-
lange das Kooperationsverbot existiert, müssen wir
uns im landesrechtlichen Rahmen natürlich auch
entsprechende Regelungen geben. Das ist unsere
Pflicht. Das müssen wir anerkennen. Wir haben ei-
ne Bundesratsinitiative angeregt. Wir wollen dieses
Kooperationsverbot endlich aufheben. Sie sind der
Hemmschuh an dieser Stelle, und zwar einmal
mehr.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Jetzt noch zu den Funktionsstellen, wo Sie auch
beklagt haben, das wären so wenige. Lieber Herr
Tischner, keine einzige Funktionsstelle wird abge-
schafft – im Gegenteil. Wer hat also die wenigen
Funktionsstellen überhaupt nur eingerichtet? Es
waren Sie, lieber Herr Tischner, auch das müssen
Sie sich zurechnen lassen.

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Ich doch
nicht!)

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Schon
die CDU!)

Sie vielleicht nicht persönlich, aber Ihre Fraktion,
die 25 Jahre die Regierung an dieser Stelle mit
gestellt hat.

Nun noch zu den Ein-Fach-Lehrern: Sie hatten be-
klagt, dass niemand von den Vorrednerinnen und
Vorrednern auf die Ein-Fach-Lehrer eingegangen
ist, die bislang nur ein Fach unterrichten. Genau für
diese gibt es ja die Möglichkeit der Nachqualifizie-
rung. Wenn sie diese Nachqualifizierung durchlau-
fen haben, dann können sie selbstverständlich
auch die E 12plus erhalten. Auch das gehört zur
Wahrheit dazu. Sicherlich gäbe es noch ganz ande-
re Vorstellungen, das völlig neu zu regeln, aber
auch das ist eine Möglichkeit, die wir endlich ge-
schaffen haben.

Und jetzt der Punkt, an dem ich Ihnen zustimmen
möchte: Es fehlt mitunter tatsächlich an der Wert-
schätzung und an der Anerkennung der Arbeit der
Lehrerinnen und Lehrer, die diese tagtäglich leis-
ten. Ja, das ist ein Problem, das sage ich auch.

(Beifall DIE LINKE)

Das ist auch nicht nur monetär zu lösen, sondern
das ist ein gesellschaftliches Problem, das müssen
wir uns insgesamt anschauen. Das gilt im Übrigen
auch schon für die Erzieherinnen und Erzieher, um
bei den Kleinsten an dieser Stelle zu beginnen.

Jetzt aber zu dem Gesetzentwurf, den die Landes-
regierung vorgelegt hat. Wir alle wissen – und das
ist hier auch schon erwähnt worden –, dass wir im
Wettbewerb der Länder um gut ausgebildete Lehr-
kräfte mithalten wollen. Thüringen braucht dafür
selbstverständlich ein modernes, leistungsorientier-
tes, attraktives und auch rechtssicheres Besol-
dungsgesetz. Die vorliegende Novellierung bringt
uns diesem Ziel – so meinen wir, Sie sehen das ja
scheinbar völlig anders – ein großes Stück näher,
weil eben gerade mehr Klarheit und Transparenz in
der Besoldungsstruktur geschaffen wird. Außerdem
macht das Gesetz – davon sind wir überzeugt –
den Schuldienst attraktiver und belohnt auch das
Engagement der etwa 17.000 Lehrerinnen und Leh-
rer im staatlichen Schuldienst, und zwar auch finan-
ziell. Wir begrüßen den Gesetzentwurf also aus-
drücklich. Uns geht es übrigens insbesondere da-
rum, besondere Herausforderungen in Schule auch
besonders zu vergüten und dabei nehmen wir die
Schulleitungen, die Fachbetreuung, aber auch alle
anderen Funktionsstellen in den Blick.

Allein mit den vorgesehenen Neuregelungen und
der geplanten Erhöhung der Eingangsbesoldung
stellen wir jährlich – lassen Sie sich das bitte noch
einmal auf der Zunge zergehen – rund 10 Millionen
Euro mehr als bisher zur Verfügung und ich finde,
das ist schon eine bemerkenswerte Tatsache.
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Was ist nun im Einzelnen vorgesehen? Ich will auf
einige Details des Gesetzes jetzt im Einzelnen ein-
gehen. Zunächst wurden die Lehrämter besol-
dungsrechtlich neu bewertet. So sollen die ver-
schiedenen Ämter, außer die gymnasialen Berufs-
schullehrerinnen und -lehrer, einer höheren Besol-
dungsgruppe zugeordnet werden oder zusätzlich
eine Amtszulage erhalten. Außerdem erfolgt eine
Anhebung des Eingangsamts bei den Regelschul-
lehrerinnen und Regelschullehrern, und zwar rück-
wirkend bereits zum 1. Januar 2018, während die
übrigen Regelungen und Veränderungen zum
1. August 2018 in Kraft treten sollen.

Entgegen übrigens allen Vorwürfen gerade auch
mit Vorliebe aus der CDU-Fraktion, Rot-Rot-Grün
würde die Regelschulen stiefmütterlich behandeln,
erhalten Regelschullehrerinnen und Regelschulleh-
rer künftig im Eingangsamt die Besoldungsgrup-
pe A 12 mit Amtszulage, die sogenannte A 12plus.
Förderschullehrerinnen und Förderschullehrer mit
einer Ausbildung nach dem Recht der ehemaligen
DDR erhalten die Besoldungsgruppe A 13 statt bis-
her im Eingangsamt die A 12. Das Amt des Fach-
lehrers an allgemein- und berufsbildenden Schulen
wird auf A 10 neu bewertet und Fachlehrerinnen
und Fachlehrer an berufsbildenden Schulen erhal-
ten künftig eine A 11 mit Amtszulage. Damit erhö-
hen wir die Besoldung der Lehrerinnen und Lehrer,
damit man sich das mal ein bisschen vorstellen
kann, um zwischen 200 bis 500 Euro monatlich. Wir
wissen durchaus – das hat mein Kollege Torsten
Wolf hier auch schon ausgeführt, und wer sich erin-
nert, im April hatten wir auch eine entsprechende
Demonstration der GEW hier vor dem Thüringer
Landtag –, dass seitens der Gewerkschaften die
Forderung nach der Besoldungsgruppe A 13 für al-
le Lehrämter besteht. Als Grüne haben wir das übri-
gens auch schon zu Oppositionszeiten diskutiert
und bleiben bei unserer Auffassung, dass perspek-
tivisch alle Lehrämter gleich bezahlt werden sollten.
Wir jedenfalls hielten dies für gerecht, insbesondere
die schlechtere Bezahlung der Grundschullehrerin-
nen und Grundschullehrer halten wir für falsch. Da-
mit werden gerade Frauen benachteiligt, denn die-
se sind in der Grundschule übermäßig repräsen-
tiert.

Auch lässt sich einfach nicht erklären, warum Lehr-
kräfte an einer Gemeinschaftsschule zwar ein und
dieselbe Aufgabe machen, aber nur aufgrund ihrer
unterschiedlichen Ausbildung auch unterschiedlich
bezahlt werden. Man könnte es auch eine Mehr-
klassengesellschaft im Lehrerzimmer nennen.

Außerdem sollen im Zuge der verstärkten Schulko-
operationen – Herr Tischner ist ja hier ein Stück
weit, leider nur sehr verkürzt, auf die Vorhaben des
neuen Schulgesetzes eingegangen, die wir anstre-
ben –

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Ich hätte
gern noch mehr erzählt!)

gemeinsam Kollegien unterschiedlichster Schulen,
aber auch unterschiedlicher Schularten gebildet
werden können. Auch aus diesem Grund drängt
sich mehr und mehr eine gleiche Bezahlung der
Lehrkräfte auf, wohl wissend – und das müssen wir
uns einfach klar machen, das gehört zur Wahrheit
dazu –, dass die A 13 für alle – und Herr Minister ist
ja auch bei der Demonstration aufgetreten, hat das
auch noch einmal gesagt – circa 30 Millionen Euro
Mehrkosten verursachen würde. Das müssen wir
bei der nächsten Haushaltsberatung bedenken und
überlegen und abwägen. Das ist sicherlich auch ein
Arbeitskampf, den die Gewerkschaften zu führen
und auch auszuhandeln haben. 30 Millionen Euro
sind keine kleine Summe, daher werden wir ge-
meinsam überlegen müssen, ob und wie wir zu die-
sem Ziel kommen. Wir sind für diesen Dialog jeden-
falls sehr offen.

Aber auch im Gymnasial- und Berufsschulbereich
bleiben wir nicht untätig. So erhalten Gymnasial-
und Berufsschullehrerinnen und -lehrer, die beson-
dere Aufgaben übernehmen, auch eine besondere
Vergütung beispielsweise für die Oberstufenleitung
oder als sogenannte Abteilungsleiter. Schließlich
sollen Beamtinnen und Beamte nach ihren Aufga-
ben und Funktionen bezahlt werden. Das gilt insbe-
sondere für Leitungsfunktionen, denn wir wissen,
wie schwer es an einigen Schulen ist, Schulleiterin-
nen und Schulleiter zu finden. Daher ist es eines
unserer Ziele, die wir mit dem Gesetz verfolgen,
den Zugang zur Schulleitung, aber auch zur Schul-
aufsicht oder zur Lehrerinnenausbildung zu verein-
fachen. So muss zukünftig vor einer Beförderung in
ein Amt der Schulleitung – das sind die Schulleiter,
stellvertretenden Schulleiter –, im Schulaufsichts-
dienst, also in den Schulämtern und den Ministe-
rien, und im Dienst in der Aus-, Fort- und Weiterbil-
dung am Studienseminar und dem Institut für Leh-
rerfortbildung, Lehrplanentwicklung und Medien
nicht mehr jedes davor liegende Beförderungsamt
durchlaufen werden. Entsprechend sieht der Ge-
setzentwurf der Landesregierung auch Stellenzula-
gen für Lehrerinnen und Lehrer vor. Die Übernah-
me von herausgehobenen Aufgaben soll ebenfalls
honoriert werden. So soll bei der Fachleiterzulage
der Kreis der Anspruchsberechtigten erweitert wer-
den. Darüber hinaus soll die Zulage in Höhe von
219,69 Euro bereits ab einer mindestens hälftigen
Verwendung in dieser Tätigkeit gewährt werden.
Bisher wurde eine entsprechende Verwendung im
Umfang von mindestens 80 Prozent verlangt. Neu
eingeführt werden soll eine Zulage für Fachberate-
rinnen und Fachberater in Höhe von 100 Euro.

Lassen Sie mich abschließend deutlich machen,
dass wir uns auf die Beratungen in den Ausschüs-
sen wirklich freuen. Wir beantragen übrigens nicht
nur die Überweisung an den Finanz-, sondern
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selbstverständlich auch an den Bildungsausschuss.
Wir sind jedenfalls zuversichtlich, dass wir mit der
Vorlage und dem parlamentarischen Verfahren zu
guten Regelungen kommen werden, wenn wir es
denn nur alle wollen. Vielen herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Jung:

Jetzt hat Abgeordneter Pidde, Fraktion der SPD,
das Wort.

Abgeordneter Dr. Pidde, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, in dem
von der Landesregierung vorgelegten Gesetzent-
wurf geht es hauptsächlich um Lehrerbesoldung
und insofern ist es kein Wunder, dass die Bildungs-
politiker sich jetzt hier erst einmal zu Wort gemeldet
haben. Es geht aber auch um andere wichtige Fra-
gen. Vielleicht ist es ganz gut, wenn jetzt mal der
Finanzpolitiker einen Blick aus einer anderen Rich-
tung auf diesen Gesetzentwurf lenkt.

(Beifall DIE LINKE)

Bevor ich aber konkret auf den Gesetzentwurf ein-
gehe, sei mir noch eine grundsätzliche Bemerkung
gestattet. Auch in den anderen Bundesländern wer-
den Gesetze zu beamtenrechtlichen Regelungen
eingebracht und verabschiedet – und das in ra-
scher Folge. Die Konsequenz daraus ist, dass die
Länder sich bei der Gesetzgebung für ihre Beamtin-
nen und Beamten – auch die Lehrer – sowie die
Versorgungsempfänger immer weiter auseinander-
entwickeln. Und das ist nicht gut. Das ist der einzi-
ge Punkt, in dem ich Herrn Tischner in seiner Rede
zustimme.

Meine Damen und Herren, ich war nie ein Freund
der Föderalismusreform I, unter anderem führt sie
ja zur Verlagerung des Besoldungs- und Dienst-
rechts. Aber dass diese Entwicklung so schnell
auseinandergeht, wie das derzeit passiert, hätte ich
nicht gedacht. Die Folge dieser Entwicklung ist auf
der einen Seite ein Abgleiten in den Wettbewerbs-
föderalismus bei der Besoldung der Beamten. Die
reichen Bundesländer, zum Beispiel Bayern oder
Baden-Württemberg, die es sich aufgrund ihrer ei-
genen Finanzkraft leisten können und die in Zukunft
– man muss daran denken, dass sie beim Länderfi-
nanzausgleich noch nachverhandelt haben – zu-
sätzliche Finanzvorteile haben werden, können ih-
ren Beamtinnen und Beamten mehr bieten als die
finanzschwachen Bundesländer, zu denen Thürin-
gen nun einmal zählt. Dieser Trend wird sich noch
verstärken. Auch beim Dienstrecht gehen die Ent-
wicklungen auseinander und so entsteht ein regel-
rechter Flickenteppich in Deutschland. Ich habe ei-
ne Studie der Hans-Böckler-Stiftung in der Hand
gehabt, die besagt, dass es bereits heute erhebli-

che Einschränkungen in der Mobilität bei den Be-
amtinnen und Beamten gibt und dass ein
Dienstherrenwechsel dadurch wesentlich erschwert
wird.

Bei der Föderalismusreform I ist auch das soge-
nannte Kooperationsverbot im Bereich der Bildung
vereinbart worden. Inzwischen gibt es bemerkens-
werte Signale, da ist die 180-Grad-Wende in der
Diskussion. Ich hoffe, dass irgendwann auch beim
Beamtenrecht einheitliche Lösungen gefunden wer-
den. Mehr Einheitlichkeit ist an dieser Stelle drin-
gend geboten.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich jetzt
zum vorliegenden Gesetzentwurf der Landesregie-
rung kommen. Ich hatte ja schon gesagt, es handelt
sich um ein Artikelgesetz. Die Änderung der Lehrer-
besoldung ist der umfangreichste Teil, es geht aber
auch um die Änderung weiterer dienstrechtlicher
Vorschriften und zahlreicher besoldungs-, versor-
gungs- und dienstrechtlicher Regelungen. Die Fi-
nanzministerin hat in ihrer Einbringung darauf hin-
gewiesen: Das Beamtenversorgungsgesetz soll ge-
ändert werden, das Beamtengesetz soll geändert
werden und auch das Reisekostengesetz soll geän-
dert werden. Auf die Details will ich jetzt genauso
wenig eingehen wie inhaltlich auf den ganzen Teil
Lehrerbesoldung. Wir sind ja erst in der ersten Le-
sung, wir haben noch genug Zeit, darüber zu disku-
tieren.

Meine Einschätzung ist, dass mit dem vorliegenden
Gesetzentwurf der Lehrerberuf attraktiver gemacht
wird. Wenn Herr Tischner sich hier hinstellt und
sagt, das ist alles längst überfällig, dann muss er
sich fragen lassen, warum das die CDU in der letz-
ten Legislaturperiode nicht schon längst durchge-
setzt hat.

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Weil wir
den Bildungsminister nicht gestellt haben!)

Ich weiß, solche Verhandlungen über Besoldungs-
und Versorgungsregelungen sind immer ein langer
Marsch. Es sind umfangreiche Gespräche mit den
Gewerkschaften geführt und meines Erachtens ist
eine pragmatische Lösung gefunden worden. Es
geht ja immer um das Abwägen zwischen dem
Wünschenswerten auf der einen Seite und dem fi-
nanziell Machbaren auf der anderen Seite. Insofern
sage ich bei dem ersten Blick auf diesen Gesetz-
entwurf: Die Landesregierung hat hier eine gute Ar-
beit geleistet.

Lassen Sie uns die Details dieses Gesetzentwurfs
nun in Ruhe im Haushalts- und Finanzausschuss
anschauen – da bin ich anderer Meinung als der
Kollege Wolf. Wir wollen das nicht schnell, sondern
Gründlichkeit geht vor Schnelligkeit. Wir wollen uns
das in Ruhe anschauen und wir haben auch gar
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keinen Zeitdruck. Die Landesregierung hat vorge-
schlagen, dass das Gesetz zum 01.01.2018 in Kraft
treten soll, also sowieso rückwirkend und es wird
keinem, ob nun Lehrer oder einen anderen Beam-
ten oder Versorgungsempfänger, irgendwo ein
Euro verloren gehen, wenn wir einen Monat länger
für die Beratung brauchen. Ich halte das für wichtig
und befürworte diesen Termin für das Inkrafttreten.
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Aus den Reihen der Abgeordneten liegen mir keine
Wortmeldungen mehr vor. Herr Minister Holter hat
sich zu Wort gemeldet. Sie haben das Wort.

Holter, Minister für Bildung, Jugend und Sport:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, stellen
Sie sich bitte vor, Sie sitzen nicht im Landtag in Er-
furt, sondern im Theater. Auf der Bühne wird ein
Ein-Personen-Stück aufgeführt, eine junge
Schauspielerin gibt alles, sie bekommt Szenenap-
plaus, sie bekommt am Ende ihrer Vorstellung noch
45 Minuten Standing Ovations, schon während der
Vorstellung berichtet das Radio in Thüringen, wie
hervorragend die junge Kollegin aufgetreten ist, am
anderen Tag in der Presse tolle Kritiken. Die junge
Lehrerin kommt am Morgen in die Schule, sieht mü-
de Gesichter in der Klasse sitzen, gibt ihr Bestes,
tut alles, um den Stoff zu vermitteln und die Klasse
für sich zu gewinnen. Das Klingelzeichen ertönt, die
Kinder stürzen raus in die Pause. Die junge Frau
fragt sich: Habe ich die jungen Menschen erreicht?

Ich wünsche mir, dass nach jeder Stunde nicht nur
die Schülerinnen und Schüler, sondern eigentlich
die ganze Gesellschaft in Thüringen allen Lehrerin-
nen und Lehrern Beifall klatscht, Standing Ovations
gibt, weil sie in jeder Stunde ihr Bestes geben.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das nicht nur einmal 45 Minuten lang, sondern fünf-
mal, sechsmal am Tag und das fünfmal fünf Tage
die Woche. Es ist eine Höchstleistung, die diese
Frauen und Männer vollbringen. Ich bin der Über-
zeugung, wir können ihnen nur danken. Diese rot-
rot-grüne Koalition hat in den letzten neun Mona-
ten, in denen ich im Amt bin, viel für Bildung getan.
Sie hat erstens einen Doppelhaushalt auf den Weg
gebracht, den ich als Bildungshaushalt bezeichne.
Das, was diese Koalition für Bildung investiert, und
zwar in Köpfe und auch in die materialtechnische
Ausstattung, sucht ihresgleichen. Das dürfen wir
nicht kleinreden, meine Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Zweitens – ich will das Paket in dieser Größe dar-
stellen – haben wir mit dem Besoldungsgesetz, das
heute hier beraten wird, einen weiteren Schritt ge-
tan, um Wertschätzung gegenüber den Lehrerinnen
und Lehrern, aber auch eine Motivation zu geben,
Lehrerin und Lehrer in Thüringen zu werden.

Und wir haben mit dem Schulgesetz, welches ich
am Dienstag im Kabinett nicht nur vorgestellt, son-
dern auch im ersten Durchgang durchgebracht ha-
be, einen weiteren Schritt getan, um deutlich zu zei-
gen, dass Schule eine gute Zukunft hier in Thürin-
gen hat.

Ich bin der Meinung, Herr Tischner, man muss
schon das Paket in Gänze sehen. Das sind Einzel-
bausteine. Wenn wir hier über das Schulgesetz
sprechen, dann können Sie das wie gestern bei der
Kita-Debatte machen. Sie können natürlich alles
schlechtreden, aber ich will Ihnen sagen, dass die
Landräte und die Oberbürgermeister von mir, von
der Regierung gefordert haben, wir sollen Schulpa-
rameter vorlegen. Es ist eine Forderung der kom-
munalen Ebene, damit auf dieser Basis tatsächlich
eine Schulnetzplanung erfolgen kann. Jetzt lege ich
Parameter vor, über die man im Einzelnen streiten
und diskutieren kann. Wenn jetzt aber abgelehnt
wird, dass Parameter vorgelegt werden, frage ich
mich, was ist los im Freistaat? Ich erfülle die Wün-
sche und auch die Forderungen der Landräte und
lege Parameter vor. Lassen Sie uns über die Para-
meter diskutieren, nicht über das Ob, sondern wie
wir tatsächlich gute Schule in Thüringen organisie-
ren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Deswegen ist aus einer kleinen Novelle des Schul-
gesetzes ein großes Gesetzespaket geworden. Sie
und alle Beteiligten wissen ganz genau, dass wir
die Fragen der Inklusion klären, die Frage des inte-
grativen Unterrichts, des Unterrichts von Kindern
und Jugendlichen deutscher und nicht deutscher/
ausländischer Herkunft, dass wir die Fragen der Di-
gitalisierung ansprechen, dass wir die berufliche
Orientierung in das Gesetz aufgenommen haben,
dass wir die Schulsozialarbeit aufgenommen haben
und viele, viele Dinge mehr. Und wir haben uns im-
mer mit der Finanzministerin verständigt; auch die-
ses Gesetz ist wie andere Gesetze selbstverständ-
lich ausfinanziert.

Und da will ich Sie fragen, Herr Tischner – ich ver-
mute mal eher nicht –, ob Sie Lenin gelesen haben.
Also ich habe Lenin im Original gelesen

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Das glau-
be ich!)

und Lenin spricht von dem Programm-Maximum
und dem Programm-Minimum. Das, würde ich mal
sagen, trifft auf Ihre Rede zu. Sie haben hier ein
Maximalprogramm eingefordert, welches unter dem
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Motto „wünsch dir was“ zu bezeichnen ist. Die
Kunst der Politik, Herr Tischner, besteht aber darin,
tatsächlich das Mögliche und das Machbare zu ma-
chen und Verabredungen einzuhalten. Und was die
Besoldung der Lehrerinnen und Lehrer betrifft, gibt
es zwei Verabredungen. Die eine Verabredung war
mit den Gewerkschaften, sprich mit GEW und Be-
amtenbund – da sind Frau Taubert und Herr Hoff,
der jetzt nicht da ist, die Zeugen –, dass tatsächlich
verabredet wurde, dass die Regelschullehrerinnen
und Regelschullehrer nach der A 12plus – das ist
hier ausführlich vorgestellt worden – in diesem
Schritt besoldet werden. Das wird mit diesem Ge-
setz umgesetzt. Dass es darüber hinaus weiter ge-
hende Forderungen und Wünsche und Vorstellun-
gen gibt, ist unbenommen, das sieht Frau Taubert
genauso wie ich. Aber wir haben im Juli des ver-
gangenen Jahres verabredet, diesen Schritt zu ge-
hen. Die Regierung macht nichts anderes als die-
ses, was verabredet wurde, gesetzestechnisch um-
zusetzen. Das ist genau der Punkt, warum dieses
Gesetz in dieser Form hier vorliegt.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

In dem Werkstattprozess, und nicht nur dort – das
kennen sicherlich alle Abgeordneten dieses Hohen
Hauses aus Diskussionen vor Ort – sagen mir
Schulleiterinnen und Schulleiter, die sind bei zwölf
Jahren Schulleiter immer noch bei der A 12, oder
andere sagen, ich bin schon sieben Jahre Schullei-
ter und immer noch in der A 13, viele einzelne Bei-
spiele können sie hier aufzählen.

Wir haben uns als Koalition entschieden, zu sagen,
wir müssen die Schulleitungen stärken. Die Men-
schen, die die Schule leiten, ob nun an der ersten
Stelle oder in der Stellvertretung, sie müssen moti-
viert werden. Und wir wollen auch junge Menschen,
junge Lehrerinnen und Lehrer in die Schulleitung
bringen, deswegen gibt es auch die Möglichkeit der
Sprungbeförderung. Genau darum geht es.

Herr Tischner, ich erinnere mich an die Haushalts-
debatte. Herr Mohring ist ja jetzt auch da. Herr
Mohring hat die Landesregierung dafür kritisiert,
dass das Geld zum Fenster hinausgeworfen wird
und die Reserve, die Rücklage, aufgebraucht wird.
Was Sie heute gemacht haben, war doch etwas,
das wie ein Füllhorn ist. Sie vermitteln, dass der
Freistaat so viel Geld hat, um all Ihre Wünsche, die
Sie hier vorgetragen haben, zu finanzieren. Ich bin
der Überzeugung, die Kunst besteht darin, eine
Wertschätzung in der Gesellschaft für den Lehrer-
beruf hinzubekommen und auf der anderen Seite
das natürlich auch zu untersetzen. Da muss ich Ih-
nen sagen, meine Damen und Herren der CDU:
Wer hat denn die Föderalismusreform II auf den
Weg gebracht? Wer hat denn dafür gesorgt, dass
die Beamtenbesoldung in Deutschland in den Län-
dern organisiert wird? Sie können doch jetzt nicht

etwas beklagen, was den Föderalismus betrifft, was
Sie verursacht haben. Die Ursachen, die Sie ge-
setzt haben, die baden wir jetzt gerade aus.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Jetzt will ich noch was sagen, was die Diskussion
auf Bundesebene betrifft: Ja, es ist so, dass im
Koalitionsvertrag der Großen Koalition auf Bundes-
ebene steht, dass ein Nationaler Bildungsrat ins Le-
ben zu rufen ist. Der Nationale Bildungsrat wird
kommen. Die KMK, Präsident bin ich ja zurzeit, hat
sich entschieden, dies ganz proaktiv anzugehen.
Wir werden am 15. Juni hier in Erfurt auf der Sit-
zung der KMK mit der Bundesministerin Anja Kar-
liczek von der CDU genau darüber sprechen, wie
wir den Nationalen Bildungsrat installieren und wel-
che Aufgaben er bekommen soll.

Wir wollen daran arbeiten, dass die Vergleichbar-
keit von Schulabschlüssen verbessert wird. Wir
wollen daran arbeiten, dass die Lehrerausbildung in
Deutschland insgesamt auch vergleichbarer wird.
Wir wollen daran arbeiten, dass insgesamt mehr
Wertschätzung und Werbung damit für den Lehrer-
beruf in Deutschland erreicht wird – selbstverständ-
lich, da sind wir uns einig. Die KMK wird eine Leh-
rergewinnungskampagne starten – für ganz
Deutschland. Und Thüringen – mein Ministerium –
wird eine Lehrergewinnungskampagne für Thürin-
gen starten.

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Das glau-
be ich nicht!)

Ja, das gehört alles dazu. Sie müssen doch mal
das Gesamtpaket sehen. Sie machen das immer
nur am Geld fest. Und, Herr Tischner, Sie müssen
doch mal eines zugeben: dass wir geliefert haben!
Ich habe Ihnen ja einige Dinge aufgezählt. Und
deswegen bin ich der Überzeugung: Wir sind auf
der Bundesebene in einer Diskussion und da müs-
sen die Kollegen und Kolleginnen der CDU sich na-
türlich einbringen. Wie soll es denn mit dem Koope-
rationsverbot weitergehen? Grüne, SPD – teilweise
oder ganz, weiß ich im Moment nicht – und Die Lin-
ke sind dafür, dass das Kooperationsverbot aufge-
hoben wird. Es bleibt aber bei der Verantwortung
der Länder für Bildung und diese Verantwortung
nehmen wir hier wahr.

Meine Damen und Herren, abschließend will ich sa-
gen, Herr Tischner: Die CDU ist auf dem Weg, den
Freistaat und in dem Fall das Bildungsland Thürin-
gen schlechtzureden. Das kann ich einfach nicht
hinnehmen. Werbung für das Bildungsland Thürin-
gen, Werbung für den Lehrerinnen- und Lehrerbe-
ruf, Wertschätzung für die Lehrerinnen und Lehrer
sehen anders aus. Herzlichen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Vizepräsidentin Marx:

Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht.

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Hallo!)

Oh, Entschuldigung. Herr Tischner!

Abgeordneter Tischner, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, ein paar Punkte aus der Debatte – weil wir
am Ende mehr über die CDU geredet haben als
über diesen Gesetzentwurf, das ist vielleicht auch
bezeichnend –

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Das stimmt!)

möchte ich doch noch aufgreifen.

Als Erstes: Herr Minister Holter, es ist in der Tat
schade, dass Sie etwas zu spät zur Debatte ge-
kommen sind, denn dann hätten Sie wahrscheinlich
mehr Einigkeit zwischen uns beiden festgestellt, ge-
rade mit Blick auf den Erhalt und die Zukunftssiche-
rung unseres leistungsfähigen Schulsystems und
auch mit Blick auf das, was wir für die Kolleginnen
und Kollegen leisten. Allerdings, was wir kritisieren,
sind die hohen Erwartungen, die Sie im Land ge-
weckt haben und die Sie jetzt endlich mal erfüllen
müssen.

(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE LINKE:
So ein Quatsch!)

Sie rennen ständig durchs Land und kündigen an
und kündigen an, und wenn man dann ins Detail
schaut, dann passiert eben nichts. Ich will Ihnen
bloß drei Punkte nennen. Sie haben das große
Fass jetzt aufgemacht, jetzt nehme ich wenigstens
mal drei Punkte raus. Ich nenne mal das Thema
„Imagekampagne“ – Sie haben es gerade wieder
beschrieben: Der Bund macht was und wir wollen
was machen –, da haben wir bis auf das, dass Sie
einen Straßenlauf mitorganisieren wollen mit ir-
gendwelchen T-Shirts, wo draufsteht „Wir brauchen
in Thüringen Lehrer“, von dieser Imagekampagne
noch nichts gehört. Zum Thema „Schulbudgets“: Al-
le haben gehofft bei den Schulbudgets, jetzt kommt
mal in der Praxis ein bisschen Geld an, dass wir mit
Personal eventuell auch mal die eine oder andere
Lücke stopfen können. Sie wissen genau, dass dies
eben nicht der Fall ist, dass das Schulbudget zum
Rohrkrepierer geworden ist. Und das Thema „Sei-
teneinsteiger“, auch so eine Problematik, groß be-
schlossen, angekündigt und diskutiert – im Bil-
dungsausschuss haben wir dann erfahren, dass die
Seiteneinsteigerqualifizierung eigentlich so läuft,
dass die mal mit reingesteckt werden in die norma-
le Lehramtsanwärterausbildung, für die wir keine
Fachleiter finden, die wir mit irgendeiner Zulage von
200 Euro brutto besolden wollen – das ist alles
nicht fair, wenn Sie ankündigen und nicht liefern.

(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE LINKE:
Das ist alles Blödsinn! Unglaublich!)

Und ja, Herr Minister, ich habe Lenin nicht gelesen,
nicht studiert – war eine andere Zeit.

(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE LINKE:
Es wäre aber besser gewesen!)

Maximal-, Minimalprogramm – ich kann mir was da-
runter vorstellen –, schade, dass Sie nur das Mini-
malprogramm liefern. Vielleicht wäre es dann bes-
ser gewesen, man hätte sich auch in der Mitte fin-
den können – vielleicht finden wir uns ja auch noch
in der Mitte in den Ausschussberatungen. Aber ich
habe eines sehr genau gelesen, das ist Konrad
Adenauer. Konrad Adenauer hat gesagt: Keine Ex-
perimente. Das, was Sie veranstalten, was Sie an-
kündigen mit „Experimenten“, das ist genau das,
was dem zuwiderläuft: die Experimente, die Sie in
Ihrem „Zukunftsplan Thüringer Schule“ vorschla-
gen, die Experimente mit irgendwelchen Größen,
die Experimente

(Zwischenruf Taubert, Finanzministerin: …
Besoldungsgesetz!)

– danke, Frau Finanzministerin – beim Besoldungs-
gesetz. Da komme ich noch mal auf den Vorwurf,
wir hätten den Föderalismus verstärkt. Sie verstär-
ken den Bildungsföderalismus dahin gehend, dass
Sie in Thüringen jetzt einen Sonderweg gehen:
„A 12plus“ finden Sie in keinem anderen Bundes-
land. Das ist Ihr Sonderweg, Ihr bildungspolitischer
Ansatz. Und dass Sie die Funktionsämter so mini-
mieren, dass es kaum noch eine Beförderungsquo-
te gibt, das ist auch Ihr föderalistischer Sonderweg.
Da können Sie nicht auf andere zeigen. Wir hätten
uns gewünscht, wenn Sie den Systemwechsel von
den funktionslosen Beförderungen zu den Funk-
tionsämtern jetzt vollziehen – das ist ja ein Weg,
den man durchaus unterstützen kann und der not-
wendig ist –, dass man dann auch entsprechende
Funktionsämter ausweist und nicht bei einer Beför-
derungsquote von 3 bis 5 Prozent steckenbleibt.

Ein letzter Punkt, Frau Kollegin Rothe-Beinlich:
Man kann ja die Uhr danach stellen – immer wenn
Sie Ihre Rede beginnen, geht es erst mal gegen die
letzten Jahre, was da alles war und nicht war usw.
Ich sage es Ihnen noch mal: Der Generationswech-
sel wurde von den vergangenen Landesregierun-
gen CDU/SPD, CDU allein, CDU/SPD vorbereitet.

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die Referendarzahlen sind deutlich erhöht worden.
Wir konnten nicht einstellen in Zeiten, als im Grun-
de ein riesiger Lehrerüberhang war, aber man hat
begonnen, die Referendaranzahl zu erhöhen.

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Se-
henden Auges vor die Wand gefahren!)
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Man hat zunächst 200 Referendare ausgebildet,
dann hat man 300 Referendare jährlich ausgebil-
det. Man hat so viele Referendare jedes Jahr aus-
gebildet, wie auch eingestellt worden sind. Die sind
auch eingestellt worden. Natürlich, schauen Sie
sich die Zahlen an!

Wir waren bei 400 Referendaren, wir waren sogar
2014 bei 500 Referendaren und 2015 sollten
600 Referendare eingestellt werden, weil es not-
wendig ist. Und was haben Sie gemacht? Das Ers-
te, was Sie im Haushalt 2015 vorgeschlagen ha-
ben, war, die Referendare von geplanten 600 auf
400 zu reduzieren. Nach großen Interventionen un-
serer Fraktion haben Sie dann endlich wieder auf
500 erhöht und stehen dort seit drei Jahren auf
demselben Fleck. Obwohl Sie wissen, dass dieses
Jahr 900 Lehrer in den Ruhestand gehen und
nächstes Jahr 1.000 Lehrer, bilden Sie trotzdem
nur 500 aus. Deswegen: Zeigen Sie nicht immer
auf die Vergangenheit, sondern schauen Sie auch
mal, welche Verantwortung Sie für das Land tra-
gen!

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Sie
wussten ja, was kommt!)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das machen wir doch ge-
rade!)

Vizepräsidentin Marx:

Es gibt weiteren Redebedarf – die Finanzministerin.
Bitte schön, Frau Taubert.

Taubert, Finanzministerin:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren Abgeordneten! Herr Tischner, es gibt gar
keine „A 12plus“. Ich weiß ja nicht, wer sie erfunden
hat, aber es gibt im Gesetz keine „A 12plus“. Die
steht nicht drin. Lesen Sie mir den Passus vor, wo
da steht: „A 12plus“.

Sie wissen sehr genau – und das hat Herr Holter
ausgeführt, deswegen haben wir gesagt, weil wir
beide Verursacher dieses Gesetzentwurfs im Leh-
rerbereich sind, teilen wir uns auch die Rede –,
dass die CDU nie abhelfen konnte, in der Zeit, als
sie den Bildungsminister gestellt hat, dass wir
Schulleiter bestellen können. Es kann doch nicht
sein, dass Sie jetzt eine Regelung, die wir einführen
– nämlich, indem wir die Beförderungsämter ab-
schaffen, eben genau deswegen, damit wir Schul-
leiterinnen und Schulleiter so besolden können, wie
ihnen das gerecht wird, dass wir jetzt den falschen
Schritt tun. Das heißt, es ist nicht richtig, was Sie
sagen, dass wir einen Sonderweg beschreiten.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir haben A 13 als funktionsloses Beförderungs-
amt nicht mehr ausgebracht, das ist abgeschafft
worden. Deswegen fallen wir auf A 12 zurück und
es gibt eine Amtszulage. Deswegen gehen wir kei-
nen Sonderweg. Auch wenn Sie die Karte hochhal-
ten, ich rechne mal rund – man muss ja gar nicht so
genau sein: Mindestens zehn Bundesländer bezah-
len Realschullehrer noch in der A 12. Da brauchen
Sie gar nicht so machen, das ist so, Fakt. Da kön-
nen Sie nicht sagen, vielleicht ist es doch anders.
Nein, es ist eben so und deswegen halten wir uns
eben auch daran, die Wertigkeitsrelation aller
Lehrämter in den verschiedenen Laufbahnzweigen
zu beachten. Wir verkennen eben nicht – deswe-
gen jetzt diese Vereinbarung im Schulgesetz –,
dass wir auch schauen müssen, wie wir Nach-
wuchs gewinnen können und wie wir eben auch zu-
künftig bezahlen. Aber es ist nicht so, dass wir
einen Sonderweg beschreiten, das ist völlig falsch
und deswegen sollte man es auch nicht weiter so
benennen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:

Weitere Wortmeldungen sehe ich jetzt aber tat-
sächlich nicht mehr, sodass wir zur Abstimmung
kommen. Es war Ausschussüberweisung bean-
tragt, und zwar an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss und an den Ausschuss für Bildung, Jugend
und Sport. Dann stimmen wir über diese Überwei-
sungen ab.

Sind Sie damit einverstanden, dass dieser Antrag
an den Haushalts- und Finanzausschuss überwie-
sen wird, dann bitte ich um das Handzeichen. Das
sind alle Fraktionen des Hauses und der fraktions-
lose Abgeordnete Gentele. Gibt es Gegenstimmen?
Gibt es Enthaltungen? Das sehe ich nicht.

Des Weiteren war Ausschussüberweisung an den
Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport bean-
tragt. Wer dieser Überweisung zustimmt, den bitte
ich um das Handzeichen. Das sind wiederum alle
Fraktionen des Hauses und der fraktionslose Abge-
ordnete Gentele. Gibt es Gegenstimmen? Gibt es
Enthaltungen? Beides nicht, dann ist auch das ein-
stimmig so beschlossen.

Dann müssen wir noch über die Federführung ab-
stimmen. Sehe ich das richtig, Haushalts- und Fi-
nanzausschuss? Ja, der Haushalts- und Finanz-
ausschuss soll der federführende Ausschuss sein.
Das lasse ich nun auch abstimmen. Wer dieser Fe-
derführung zustimmt, den bitte ich um das Handzei-
chen. Das sind wiederum alle Fraktionen des
Hauses und der fraktionslose Abgeordnete
Gentele.

Wir können dann in die Mittagspause eintreten, vor-
her noch zwei kurze Hinweise: 5 Minuten nach Be-
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ginn der Mittagspause, also um 13.20 Uhr, trifft sich
der Parlamentarische Nachhaltigkeitsbeirat zu sei-
ner konstituierenden Sitzung im Raum F 004 und
20 Minuten nach Beginn der Mittagspause – das
wäre dann also um 13.35 Uhr – trifft sich der Aus-
schuss für Infrastruktur, Landwirtschaft und Forsten
zu einer außerplanmäßigen Sitzung im
Raum F 202.

Wir setzen hier mit der Fragestunde um 13.45 Uhr
fort.

Meine Damen und Herren, wir setzen das Plenum
fort.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 24

Fragestunde

und bitte die Abgeordneten, ihre Mündlichen Anfra-
gen vorzutragen. Erster Fragesteller ist Herr Abge-
ordneter Höcke von der AfD-Fraktion und die Frage
finden Sie in der Drucksache 6/5653.

Abgeordneter Höcke, AfD:

Sehr geehrte Präsidentin, vielen Dank. Es geht um
die Altersfeststellung für minderjährige unbegleitete
Ausländer und der Zusammenhang besteht darin,
dass in der letzten Zeit in der Presse im Zusam-
menhang mit der Aufklärung teils schwerster …

Vizepräsidentin Marx:

Verlesen Sie bitte Ihre Frage!

Abgeordneter Höcke, AfD:

Zwei einleitende Sätze seien mir noch gestattet?
Das ist doch durchaus Usus, Frau Präsidentin.

Vizepräsidentin Marx:

Nein, in der Fragestunde nicht, lediglich die Frage
ist zu verlesen – wirklich!

Abgeordneter Höcke, AfD:

Danke schön. Also: Ich frage die Landesregierung
in diesem Zusammenhang:

1. Wie entwickelte sich nach Kenntnis der Landes-
regierung die Zahl der in Thüringen lebenden unbe-
gleiteten minderjährigen Ausländer seit dem Jahr
2014 bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt – bitte in
Jahresscheiben darstellen –?

2. In wie vielen Fällen wurde ab dem Jahr 2014 bis
zum heutigen Tag für Angehörige der unter Frage 1
festgelegten Personengruppe eine medizinische
Untersuchung zum Zwecke der Altersfeststellung
angeordnet und durchgeführt – bitte in Jahresschei-
ben darstellen –?

3. In wie vielen Fällen führten die in Frage 2 durch-
geführten Untersuchungen zur Altersfeststellung zu
dem Ergebnis, dass die jeweils untersuchte Person
nicht minderjährig ist – bitte in Jahresscheiben dar-
stellen –?

4. Sieht die Landesregierung hinsichtlich der Ant-
wort auf Frage 3 die Annahme, dass von einer
großen Dunkelziffer auszugehen ist, was das Vor-
liegen des Merkmals der Nichtminderjährigkeit in-
nerhalb der Personengruppe der minderjährigen
unbegleiteten Ausländer im Freistaat Thüringen an-
geht, als hinreichend gestützt an und falls nein, wie
lautet in diesem Fall die zugehörige Begründung?

Vielen Dank.

Vizepräsidentin Marx:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Bildung, Jugend und Sport, Frau Staatssekretä-
rin Ohler.

Ohler, Staatssekretärin:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfra-
ge des Abgeordneten Höcke beantworte ich na-
mens der Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Im Jahr 2014 gab es 53 minderjährige
unbegleitete Ausländer, in 2015 978, in 2016 1.505,
in 2017 1.252 und in 2018 1.049.

Zu Frage 2: Zum Jahr 2014 bis zum Oktober 2015
liegen uns keine Angaben vor, im November/De-
zember 2015 keine, in 2016 keine, in 2017 neun
und bis zum Mai 2018 auch keine. Die Zahlen
stammen aus einer früheren telefonischen Abfrage
bei den Jugendämtern und betreffen nur den Zeit-
raum ab Inkrafttreten der Änderung des
§ 42a SGB VIII, also ab dem 1. November 2015. In
der Kürze der Zeit war es nicht möglich, belastbare
Daten aus den vorherigen Jahren zu erhalten.

Zu Frage 3: In allen neun Fällen bestätigte sich die
Minderjährigkeit nicht.

Zu Frage 4: Seitens der Landesregierung wird die
Annahme einer großen anzunehmenden Dunkelzif-
fer als nicht gestützt betrachtet. Die Jugendämter
haben pädagogische Fähigkeiten sowie Erfahrun-
gen, um durch gezielte Interviews der UMA wäh-
rend der qualifizierten Inaugenscheinnahme bereits
Zweifel an einer Minderjährigkeit auszuschließen.
Die Jugendämter arbeiten dabei nach den einschlä-
gigen Handlungsempfehlungen zum Umgang mit
unbegleiteten Minderjährigen. Bestehen während
oder nach dieser qualifizierten Inaugenscheinnah-
me trotzdem Zweifel an einer Minderjährigkeit, nut-
zen die Jugendämter die Möglichkeit einer ärztli-
chen Untersuchung nach § 42f Abs. 2 SGB VIII.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.
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Vizepräsidentin Marx:

Gibt es Zusatzfragen, Herr Höcke?

(Zuruf Abg. Höcke, AfD: Nein, danke!)

Dann kommen wir zur nächsten Frage. Das ist der
Fragesteller Herr Abgeordneter Kuschel von der
Fraktion Die Linke mit der Drucksache 6/5675. Bit-
te.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Danke, Frau Präsidentin.

Voraussetzungen einer Kreditaufnahme zur Schaf-
fung neuer Kinderbetreuungsplätze in der Stadt
Arnstadt

Städte und Gemeinden in Thüringen müssen den
Rechtsanspruch auf einen Kindertagesstättenplatz
als kommunale Pflichtaufgabe im eigenen Wir-
kungskreis sichern. In Arnstadt fehlen hier perspek-
tivisch circa 100 Plätze. Die Stadt will deshalb den
Bau und die Betreibung einer neuen Kindertages-
stätte an einen freien Träger übertragen. Der freie
Träger setzt dabei keine Eigenmittel ein. Die Wirt-
schaftlichkeitsberechnung hat ergeben, dass die
Betreibung der Kindertagesstätte durch einen freien
Träger – dies schließt auch die Refinanzierung der
Investition von rund 2 Millionen Euro ein – für die
Stadt nicht kostengünstiger wird als eine Eigenin-
vestition und -betreibung – unter anderem wegen
eines Verwaltungskostenanteils des Trägers und
der anfallenden Verwaltungskosten für die Ver-
tragsüberwachung –. Trotzdem hält die Stadt an
diesem Modell der freien Trägerschaft für die Inves-
tition und den Betrieb fest und dies mit der Begrün-
dung, dass die Stadt für eine solche Investition der-
zeit keine Eigenmittel hat und eine Kreditgewäh-
rung nicht erfolgt, weil sich die Stadt seit 2015 in
der Haushaltssicherung befindet. Bedarfszuweisun-
gen hat die Stadt bisher nicht erhalten. Die Stadt
Arnstadt unterliegt der Rechtsaufsicht des Landes.

Ich frage die Landesregierung:

1. Unter welchen Voraussetzungen kann der Stadt
Arnstadt für den Bau einer neuen Kindertagesstätte
zum Zweck der Sicherung des Rechtsanspruchs
auf einen Kindertagesstättenplatz eine Kreditauf-
nahme auch in der Phase der Haushaltssicherung
gewährt werden?

2. Liegen die unter Frage 1 erfragten Vorausset-
zungen nach dem Kenntnisstand der Landesregie-
rung derzeit vor und wenn ja, welche?

3. Welcher Bedeutung kommt dabei der Wirtschaft-
lichkeits- und Folgekostenbetrachtung zu?

4. Unter welchen Voraussetzungen kann in welcher
Höhe der nachgefragte Neubau einer Kindertages-
stätte durch das Land gefördert werden?

Vizepräsidentin Marx:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Inneres und Kommunales, Herr Staatssekretär
Höhn.

Höhn, Staatssekretär:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, die Mündliche Anfrage des Abgeordneten
Kuschel beantworte ich für die Landesregierung wie
folgt:

Zu Frage 1: Die Veranschlagung von Kreditaufnah-
men im Haushalt und deren Genehmigung unter-
liegt während der Haushaltssicherung zunächst
denselben gesetzlichen Anforderungen und Vo-
raussetzungen, wie sie für Kommunen ohne Haus-
haltssicherungspflicht bestehen. Dies bedeutet für
den Normalfall der Kreditaufnahme, dass gemäß
§ 63 Abs. 1 ThürKO Kredite nur im Vermögens-
haushalt und nur für Investitionen aufgenommen
werden dürfen. Weiterhin darf gemäß § 54
Abs. 3 ThürKO eine andere Finanzierung nicht
möglich sein oder muss wirtschaftlich unzweckmä-
ßig sein. Gemäß § 63 Abs. 2 Satz 1 ThürKO bedarf
der Gesamtbetrag der vorgesehenen Investitions-
kreditaufnahmen der Gesamtgenehmigung im Rah-
men der Haushaltssatzung der Kommune. Dieser
Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen
soll gemäß § 63 Abs. 2 Satz 2 der ThürKO unter
dem Gesichtspunkt einer geordneten Haushalts-
wirtschaft genehmigt werden. Dabei muss die dau-
ernde Leistungsfähigkeit in der Regel mit den künf-
tigen Kreditverpflichtungen im Einklang stehen.
Werden Kreditaufnahmen während der Haushalts-
sicherung vorgesehen, ist anhand der vorgenann-
ten Kriterien eine Prüfung durch die Rechtsauf-
sichtsbehörden insbesondere auch unter Beach-
tung der Ziele des Haushaltssicherungskonzeptes
und des eingereichten Haushaltsplans vorzuneh-
men. Dabei sind bestehende Verpflichtungen zur
Erfüllung gesetzlicher Aufgaben in die Überlegung
einzubeziehen.

Zu Frage 2: Nach Auskunft der für die Stadt Arn-
stadt zuständigen Rechtsaufsichtsbehörde beim
Landratsamt Ilm-Kreis ist die dauernde Leistungsfä-
higkeit der Stadt Arnstadt derzeit gegeben. Die
Stadt Arnstadt verfügt über ein im Jahr 2016 be-
schlossenes Haushaltssicherungskonzept, die Fort-
schreibung soll noch in diesem Jahr unter Verkür-
zung des Konsolidierungszeitraums bis 2021 erfol-
gen. Im laufenden Haushaltsjahr genehmigte die
zuständige Rechtsaufsichtsbehörde bereits eine
Kreditaufnahme in Höhe von 260.000 Euro zur Fi-
nanzierung des Neubaus einer Feuerwache. Ob
und in welchem Umfang darüber hinaus noch wei-
tere Kreditaufnahmen genehmigungsfähig sind,
kann nach Auskunft der zuständigen Rechtsauf-
sicht erst bei Vorlage konkretisierender Unterlagen
durch die Stadt abschließend beurteilt werden.
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Zu Frage 3: Das Gebot der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit nach § 53 Abs. 2 ThürKO ist für alle
Kommunen bindend. Daran anknüpfend schreibt
§ 10 Abs. 2 der Thüringer Gemeindehaushaltsver-
ordnung vor, dass bereits vor dem Beschluss über
Investitionen von erheblicher finanzieller Bedeutung
eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung unter Berück-
sichtigung der Folgekosten zu erfolgen hat. Folglich
muss bereits vor einer Festsetzung des Gesamtbe-
trags der Kreditaufnahmen in der Haushaltssatzung
die wirtschaftlichste Lösung für eine Investitions-
maßnahme gefunden worden sein. Die nach § 63
Abs. 2 Satz 1 ThürKO zu erteilende Gesamtkredit-
genehmigung betrachtet die Wirtschaftlichkeit ein-
zelner Maßnahmen als Genehmigungsvorausset-
zung des Gesamtbetrags der Kreditaufnahmen
deshalb nicht vordergründig. Nach Auskunft der zu-
ständigen Rechtsaufsichtsbehörde liegen ihr bis-
lang keine Informationen vor, ob und wenn ja mit
welchem Ergebnis die Stadt Arnstadt im Zusam-
menhang mit dem geplanten Bau einer Kinderta-
gesstätte Überlegungen zu einer wirtschaftlichen
Vergleichsberechnung der infrage stehenden Vari-
anten geführt hat.

Zu Frage 4: Grundsätzlich werden Fördermittel für
den Neubau einer Kindertagesstätte auf der Grund-
lage der Richtlinie Landesinvestitionsprogramm
„Kindertageseinrichtungen“ 2017 bis 2018 verge-
ben. Allerdings ist für den Bewilligungszeitraum
2017 bis 2020 die Antragsfrist bereits abgelaufen.
Für weitere Förderrunden liegen die gesetzlichen
und haushalterischen Voraussetzungen derzeit
nicht vor.

Herzlichen Dank.

Vizepräsidentin Marx:

Gibt es eine Zusatzfrage? Nein. Dann kommen wir
zur nächsten Fragestellerin, das ist Frau Abgeord-
nete Müller, Fraktion Die Linke, mit der Drucksa-
che 6/5681. Frau Müller, bitte.

Abgeordnete Müller, DIE LINKE:

Neue Aktivitäten im Erdfallgebiet in Tiefenort

Einem Beitrag in der „Südthüringer Zeitung“ vom
2. Mai 2018 zufolge ist der Erdfall in der Franken-
steinstraße in Tiefenort erneut aktiv. Der Vorsitzen-
de des Erdfallhilfevereins Tiefenort e. V. hätte in
diesem Zusammenhang dargelegt, dass ein Teil
des Kieses, der zu Sicherungszwecken eingebracht
wurde, nicht mehr sichtbar sein würde. Ein Mitar-
beiter der Thüringer Landesanstalt für Umwelt und
Geologie sei am darauffolgenden Tag vor Ort ge-
wesen und hätte empfohlen, den Erdfall weiter zu
beobachten.

Weiter ist aus dem besagten Zeitungsartikel zu ent-
nehmen, dass der Erdfallhilfeverein Tiefenort e. V.
aktuell mit der Landesregierung um Fragen der Ei-

gentumsübertragung und der Entschädigung betrof-
fener Familien verhandelt. Deren Interesse liegt of-
fenbar darin, dass die gefährdeten Häuser abgeris-
sen werden und sich das Gebiet entwickeln kann.
Kritisch hätte sich der Vorsitzende des Vereins da-
hin gehend geäußert, dass die installierten Messge-
räte nicht auf die neuen Bewegungen im Erdfall
reagierten. Daher würde der Verein eine neue Un-
tersuchung des Erdfalltrichters fordern, einschließ-
lich der Klärung der Frage, ob sich unter der einge-
brachten Betonplombe ein neuer Hohlraum gebildet
haben könnte.

Ich frage die Landesregierung:

1. Inwieweit kann die Landesregierung die ein-
gangs geschilderten Sachverhalte bestätigen?

2. Welche Sicherungsmaßnahmen werden mit wel-
chem Zeitplan seitens der Thüringer Landesanstalt
für Umwelt und Geologie vorbereitet?

3. Ist es zutreffend, dass die Kamera, die das Ab-
rutschen hätte aufnehmen sollen, seit Wochen de-
fekt war?

4. Wer ist für die Kontrolle und Pflege der installier-
ten Geräte verantwortlich?

Vizepräsidentin Marx:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Umwelt, Energie und Naturschutz, Staatssekre-
tär Möller, bitte.

Möller, Staatssekretär:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfra-
ge der Abgeordneten Müller beantworte ich für die
Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1 – Inwieweit kann die Landesregierung
die eingangs geschilderten Sachverhalte bestäti-
gen? –: Die Feststellung, dass der Erdfall in der
Frankensteinstraße in Tiefenort offensichtlich wie-
der aktiv und der zu Sicherungszwecken über dem
Erdfall gerade aufgebrachte Kies wohl in der Nacht
zum 2. Mai 2018 nachgerutscht ist, kann von der
Landesregierung bestätigt werden. Ebenso kann
bestätigt werden, dass noch am selben Tag ein Mit-
arbeiter der TLUG vor Ort war und nach Inaugen-
scheinnahme eine weitere Beobachtung des Erd-
falls empfohlen hat. Über mögliche Verhandlungen
des örtlichen Erdfallhilfevereins mit der Landesre-
gierung zu Fragen der Eigentumsübertragung und
Entschädigung Betroffener ist nichts bekannt. Die
vom Vorsitzenden des Erdfallhilfevereins geäußerte
Kritik an der Funktionsfähigkeit der am Erdfall in-
stallierten Messgeräte wird von der Landesregie-
rung zurückgewiesen. Das Frühwarn- und Beob-
achtungssystem hat seine Aufgabe wahrgenom-
men, da sich der Erdfall aber nicht vergrößert hat,
wurden auch keinerlei Absenkungen im Umfeld des
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Erdfalls angezeigt. Die technischen Komponenten
des Frühwarn- und Beobachtungssystem wie Erd-
fallpegel und Extensometer sind nicht dazu ausge-
legt, nachrutschenden Kies im Erdfall anzuzeigen.
Dies kann allein anhand von Veränderungen der
Form und Größe des Kieshaufens beobachtet wer-
den. Die Anwohner hatten diese Veränderung be-
reits am Morgen des 2. Mai bemerkt und richtiger-
weise sofort die Gemeindeverwaltung informiert.
Die erwähnte Betonplombe ist als solche nicht
mehr vorhanden. Sie wurde bereits im Zuge der Si-
cherungsarbeiten im August 2010 vollständig zer-
legt und ein größerer Teil der Bruchstücke konnte
aus dem Erdfallkrater geborgen werden. Die dort
verbliebenen Bruchstücke werden gemeinsam mit
dem Verfüllkies sukzessive im Erdfallschlot nach
unten absinken. Zu diesem Schluss kamen auch
die seinerzeitig tätigen Gutachter. Dass der Kies
jetzt nachrutscht, ist ein gutes Zeichen dafür, dass
das auch tatsächlich so ist, dass es also nicht nur
graue Theorie der Gutachter ist, sondern dass tat-
sächlich diese noch im Schacht oder im Krater ver-
bliebenen Betonteile, Bruchstücke der ehemaligen
Plombe, tatsächlich auch mit nach unten rutschen.
Wenn das nicht so wäre, würde auch der Kies nicht
nachrutschen.

Zu Frage 2 – Welche Sicherungsmaßnahmen wer-
den mit welchem Zeitplan seitens der Thüringer
Landesanstalt für Umwelt und Geologie vorberei-
tet? –: Seitens der TLUG sind keine Sicherungs-
maßnahmen vorgesehen. Die für etwaige Siche-
rungsmaßnahmen zuständige Gemeinde Tiefenort
hat, da sich keine Nachbewegungen gezeigt haben,
am 15. Mai 2018 den Kieshaufen wieder auffüllen
lassen. Das von der TLUG installierte Frühwarn-
und Beobachtungssystem entspricht dem Stand der
Technik.

Zu Frage 3 – Ist es zutreffend, dass die Kamera,
die das Abrutschen hätte aufnehmen sollen, seit
Wochen defekt war? –: Ja, in der Tat, die Kamera
war defekt. Die technischen Komponenten des Be-
obachtungssystems, zu welchen die Kamera ge-
hört, werden im Auftrag der TLUG durch eine
Fremdfirma betreut und gewartet. Die TLUG hatte
bereits am 14. März 2018 dieser Fremdfirma die
Fehlfunktion mitgeteilt und trotz Mahnungen ist die
Kamera erst seit 15. Mai 2018 wieder in Betrieb.
Die Kamera selbst dient aber nur der Dokumentati-
on. Sie macht täglich um 12.00 Uhr ein Bild, um ge-
gebenenfalls auftretende Veränderungen in der
Form des Kieshaufens dokumentieren zu können.
Sie wird nur dann in Dauerbetrieb gesetzt, wenn
Elemente des Frühwarn- und Beobachtungssys-
tems Veränderungen detektieren und die Kamera
bei der Überschreitung festgelegter Grenzwerte au-
tomatisch startet.

Zu Frage 4 – Wer ist für die Kontrolle und Pflege
der installierten Geräte verantwortlich? –: Die Ge-
meinde Tiefenort ist für die Bestandteile des Früh-

warnsystems zuständig, zum Beispiel für den Erd-
fallpegel zur Alarmauslösung bei Nachbruch oder
Erweiterung des Erdfalls in der Fläche. Die TLUG
übernimmt die Kontrolle und Pflege für die Bestand-
teile des Beobachtungssystems. Dabei handelt es
sich um eine freiwillige Leistung des Freistaats Thü-
ringen. Die Arbeiten werden durch eine Fremdfirma
im Auftrag der TLUG durchgeführt.

Vielen Dank.

Vizepräsidentin Marx:

Gibt es Nachfragen? Frau Müller, bitte.

Abgeordnete Müller, DIE LINKE:

Vielen Dank erst mal für Ihre Antworten. Sie haben
jetzt aber gesagt, das Frühwarnsystem hätte funk-
tioniert. Das bedeutet für mich im Umkehrschluss –
und ich hoffe, Sie können das bestätigen –, dass
sozusagen bei der Gemeinde, die jetzt laut Ihren
Aussagen für das Frühwarnsystem auch zuständig
ist, ein Signal einging und der Erdfallhilfeverein,
noch bevor das jemand kontrollieren konnte, schon
das Abrutschen des Kieses bemerkt hatte. Oder
woran macht man das fest, dass das Frühwarnsys-
tem funktioniert hat?

Möller, Staatssekretär:

Das Frühwarnsystem hat nicht die Aufgabe, nach-
rutschenden Kies zu detektieren. Insofern war das
da nicht beteiligt. Das funktioniert, das wird regel-
mäßig auch geprüft, aber das hatte an der Stelle
gar keine Funktion. Insofern konnte der nachrut-
schende Kies nur in Form der Veränderung des
Haufens, der da obendrauf liegt, gesehen werden.

Vizepräsidentin Marx:

Es gibt eine weitere Nachfrage.

Abgeordneter Kummer, DIE LINKE:

Vielen Dank. Herr Staatssekretär, Sie hatten ge-
sagt, dass das Nachrutschen des Kieses ein Indiz
dafür ist, dass die Plombe sich wirklich in ihre Ein-
zelteile aufgelöst hat. Die ist ja gesprengt worden,
Teile sind rausgenommen worden, was Sie richtig
beschrieben haben, aber dort, wo sie gesprengt
wurde und man die Teile nicht rausnehmen konnte,
hingen die Teile hinterher zumindest noch zusam-
men. Das war ein Grund, weshalb der Erdfallhilfe-
verein dort relativ skeptisch ist. Gibt es denn Er-
kenntnisse der TLUG, wie der Kies jetzt nachge-
rutscht ist? Ist er eher am Rand des Erdfalltrichters
nachgerutscht oder ist er mittig abgerutscht? Kann
man daraus vielleicht im Hinblick auf die verbliebe-
nen Plombenteile noch Schlussfolgerungen ziehen,
weil das ja immer eine große Sorge des Erdfallver-
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eins ist, dass da also doch noch eine gewisse Ver-
füllwirkung der Plombe gegeben ist?

Möller, Staatssekretär:

Ich gehe davon aus, dass wir keine Erkenntnisse
haben. Sollten wir welche haben, würde ich die
gern zur Verfügung stellen.

(Zwischenruf Abg. Müller, DIE LINKE: Das
wäre nett!)

Vizepräsidentin Marx:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Dann kommen
wir zur vierten Frage. Fragestellerin ist Frau Abge-
ordnete Tasch von der CDU-Fraktion mit der Druck-
sache 6/5690. Bitte, Frau Tasch.

Abgeordnete Tasch, CDU:

Danke.

Naturschutz schafft Jobs

Mit Medieninformation vom 3. Mai 2018 teilte das
Thüringer Ministerium für Umwelt, Energie und Na-
turschutz mit, dass der Naturtourismus in den Na-
turparken Südharz und Kyffhäuser bereits jetzt ein
relevanter Wirtschaftsfaktor sei. Das belegen Zah-
len einer aktuellen Studie eines renommierten Bio-
sphärenreservat-Experten von der Universität
Würzburg, die das Thüringer Ministerium für Um-
welt, Energie und Naturschutz in Auftrag gegeben
habe. Pro Jahr bringen Besucher des Naturparks
Kyffhäuser fast 27 Millionen Euro in die Region.
Das sichere knapp 800 Arbeitsplätze. Im Naturpark
Südharz seien es über 20 Millionen und knapp
600 Arbeitsplätze. Die „Ostthüringer Zeitung“ er-
gänzt in einem Medienbericht vom 4. Mai 2018, die
Besucherzahlen haben im Jahr 2017 im Naturpark
Südharz – einschließlich ganz Nordhausen, Wer-
ther und Hohenstein – bei 584.000 gelegen, im
Nachbarkreis indes bei 787.000.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Kosten sind für die Erstellung der zitier-
ten Studie angefallen?

2. Wie oft waren der Verfasser der Studie bzw. sei-
ne Mitarbeiter zum Zwecke der Erstellung der Stu-
die in der Region?

3. Sind die genannten Besucherzahlen Gegenstand
bzw. Ergebnis der Studie und wie wurden sie ermit-
telt?

4. Hält die Landesregierung die genannten Besu-
cherzahlen – auch vor dem Hintergrund, dass die
Landesgartenschau in Apolda von gut
350.000 Menschen besucht wurde – für plausibel
und wie begründet sie ihre Auffassung?

Vizepräsidentin Marx:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Umwelt, Energie und Naturschutz, Staatssekre-
tär Möller.

Möller, Staatssekretär:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren Abgeordneten, die Mündli-
che Anfrage der Abgeordneten Tasch beantworte
ich für die Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1 – Welche Kosten sind für die Erstellung
der zitierten Studie angefallen? –: Der Vertrag zur
Erstellung der Studie „Aktuelle und potenzielle re-
gionalökonomische Effekte durch Naturtourismus in
den Naturpark Kyffhäuser-Südharz“ beinhaltete ei-
ne Vergütung in Höhe von brutto 116.174,48 Euro.
Diese Summe wurde auch gezahlt.

Zu Frage 2 – Wie oft waren der Verfasser der Stu-
die beziehungsweise seine Mitarbeiter zum Zwecke
der Erstellung der Studie in der Region? –: Im End-
bericht der Studie wird ausführlich auch auf Art und
Umfang der Erhebung eingegangen. Der Bericht ist
vollständig auf der Homepage des Thüringer Minis-
teriums für Umwelt, Energie und Naturschutz ein-
gestellt und kann dort heruntergeladen oder online
eingesehen werden. Wie oft die Verfasser der Stu-
die tatsächlich in der Region waren, kann nicht be-
antwortet werden. Gemäß Kapitel 3.2 – Passanten-
zählung – erfolgten innerhalb des gesamten Erhe-
bungszeitraums von einem Jahr an 20 Tagen Erhe-
bungen in der Region. Zu weiteren Details wird auf
diesen schon genannten Endbericht verwiesen.

Zu Frage 3 – Sind die genannten Besucherzahlen
Gegenstand bzw. Ergebnis der Studie und wie wur-
den sie ermittelt? –: Die in Ihrer Anfrage genannten
Zahlen 584.000 bzw. 787.000 werden im Endbe-
richt der Studie tatsächlich genannt. Es handelt sich
um die im Rahmen der Studie ermittelte Gesamt-
zahl/Besuchstage in den Naturparks Südharz bzw.
Kyffhäuser. Im Kapitel 3.4.1 – Besucherzahl/Touris-
musstrukturen – wird ausführlich und detailliert die
Methodik erläutert, wie diese Zahlen ermittelt wur-
den. Auf diese relativ umfangreichen Ausführungen
müsste ich an dieser Stelle mal verweisen, weil das
hier den Rahmen sprengen würde, wenn ich das al-
les zitieren würde.

Zu Frage 4 – Hält die Landesregierung die genann-
ten Besucherzahlen – auch vor dem Hintergrund,
dass die Landesgartenschau in Apolda von gut
350.000 Menschen besucht wurde – für plausibel
und wie begründet sie ihre Auffassung? –: Ich kann
nachvollziehen, dass man angesichts von
350.000 Besuchern der Landesgartenschau und
solchen Zahlen – 584.000 bzw. 787.000 – ins Grü-
beln kommt und denkt, na, wie passt das zusam-
men? Ich sage mal, der Vergleich von Besucher-
zahlen einer einzelnen jahreszeitlich befristeten und
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einmaligen umfassend beworbenen Attraktion wie
der Landesgartenschau, wo es ja wirklich um die
Frage der Tickets geht, mit der Gesamtzahl/Be-
suchstage in einer Region, wo verschiedene Attrak-
tionen liegen – Tropfsteinhöhlen, Kyffhäuser-Denk-
mal und sonstige Dinge –, wo es um Hotelüber-
nachtungen und alles Mögliche geht, ist nicht ge-
eignet, die Plausibilität der Zahlen zu beurteilen.
Ansonsten wird noch mal auf die Antwort zu Fra-
ge 3 und die in dem genannten Kapitel 3.4.1 aus-
führlich dargestellte Methodik verwiesen. Ich denke,
das ist dann auch nachvollziehbar, wenn man sich
das mal ansieht.

Vizepräsidentin Marx:

Frau Kollegin Tasch hat eine Nachfrage.

Abgeordnete Tasch, CDU:

Ich habe zwei Nachfragen, Herr Staatssekretär:
Sollen denn für alle anderen Naturparks auch sol-
che Studien in Auftrag gegeben werden? Wenn
nein, warum nicht?

Möller, Staatssekretär:

Ich glaube, es gibt sogar schon – ich habe es jetzt
nicht präsent – für andere Naturparks, auch in Thü-
ringen, solche Studien. Wir haben erst mal nicht be-
absichtigt, jetzt noch weitere solcher Studien in Auf-
trag zu geben. Anlass waren unter anderem auch
die Aktivitäten zur Ausweisung eines Biosphärenre-
servats Südharz, um im Hinblick darauf auch zu
schauen, welche naturtouristischen Potenziale sich
ergeben könnten.

Vizepräsidentin Marx:

Weitere Fragen sehe ich nicht. Dann kommen wir
zur fünften Frage in der Drucksache 6/5691. Fra-
gesteller ist Abgeordneter Fiedler von der CDU-
Fraktion.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Ermittlungen des Thüringer Landeskriminalamts
nach Explosion in Kahla

Nach Informationen des Fragestellers kam es in
den Morgenstunden des 12. Mai 2018 in Kahla zu
einer Explosion aufgrund eines Sprengsatzes, der
von außen in einen Dartclub geworfen worden sein
soll. Die Ermittlungen wurden nach Medienberich-
ten unmittelbar nach der Tat vom Thüringer Lan-
deskriminalamt übernommen. Ein Sprecher des
Thüringer Innenministeriums äußerte zu dem Sach-
verhalt, es gebe Anhaltspunkte für eine politische
Dimension der Tat.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Erkenntnisse liegen den Ermittlungsbe-
hörden seit wann zum Tathergang, dem Tatmotiv
sowie zu dem Täter oder den Tätern vor?

2. Ab welchem Zeitpunkt hat das Thüringer Landes-
kriminalamt aus welchen Gründen die Ermittlungen
aufgenommen?

3. Ist es zutreffend, dass die Ermittlungsbehörden
und bzw. oder das Thüringer Innenministerium erst
auf Nachfrage von Presse- beziehungsweise Me-
dienvertretern die Öffentlichkeit über den Vorfall in-
formiert haben?

4. Sieht die Landesregierung in der Straftat Paralle-
len bzw. Zusammenhänge zu den jüngsten Brand-
anschlägen auf Polizeiwagen der Bundes- sowie
der Bereitschaftspolizei in Erfurt sowie zu den
Sprengstofffunden in Rudolstadt und Uhlstädt-
Kirchhasel?

Vizepräsidentin Marx:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Inneres und Kommunales, Herr Staatssekretär
Götze, bitte.

Götze, Staatssekretär:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfra-
ge des Abgeordneten Fiedler beantworte ich für die
Landesregierung wie folgt:

Der Vorfall ist Gegenstand strafrechtlicher Ermitt-
lungen. Ich möchte darauf hinweisen, dass das Be-
kanntwerden vorläufiger Ermittlungsergebnisse den
gesetzlichen Vorschriften und Zwecken des Ermitt-
lungsverfahrens entgegensteht. Deshalb kann ich
zu diesem Zeitpunkt nur teilweise Auskunft geben,
um den Ermittlungserfolg nicht zu gefährden. Unter
diesem Aspekt möchte ich Ihre Frage wie folgt be-
antworten:

Am 12. Mai 2018 gegen 3.40 Uhr brachten unbe-
kannte Täter in Kahla vor der Tür eines Wohn-
hauses in der Rudolf-Breitscheid-Straße ein unbe-
kanntes Sprengmittel zur Explosion. Dadurch wur-
den die Glasscheiben der Haustür und des Schau-
fensters eines ehemaligen Geschäfts sowie ein auf
der Straße geparkter Personenkraftwagen beschä-
digt. Personen wurden nicht verletzt. Im Erdge-
schoss des Wohnhauses werden die Räumlichkei-
ten eines ehemaligen Geschäfts durch einen Dart-
club genutzt, in dem auch Personen verkehren, die
dem äußeren Anschein nach als Angehörige einer
Burschenschaft beschrieben werden. Die Ermittlun-
gen, welche unmittelbar von der Landespolizeiin-
spektion Jena aufgenommen wurden, werden seit
dem 12. Mai 2018 vom Landeskriminalamt Thürin-
gen fortgeführt. Mögliche Hinweise auf Bezüge zu
den verbalen und körperlichen Auseinandersetzun-
gen am 14. April 2018 gegen Bewohner einer in der
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Nähe befindlichen Unterkunft für unbegleitete min-
derjährige ausländische Flüchtlinge liegen gegen-
wärtig nicht vor. Ebenso liegen gegenwärtig keine
konkreten Erkenntnisse auf einen Zusammenhang
zu einer Sachbeschädigung vor, die am 21. April
2017 angezeigt wurde. Bei dieser Sachbeschädi-
gung warfen bislang unbekannte Täter Eier, die mit
roter und oranger Farbe gefüllt waren, gegen die
Fassade und Fenster des Wohnhauses in Kahla, in
dem sich auch der Dartclub befindet. Die Prüfungen
auf Zusammenhänge und auf die möglichen politi-
schen Motive der Handlungen dauern an.

Die Antwort zur Frage 2: Das Landeskriminalamt
hat das Ermittlungsverfahren am 12. Mai 2018
übernommen, da eine politische Motivation nicht
auszuschließen war.

Die Antwort zur Frage 3: Vorrangige Aufgabe der
Ermittlungsbehörden ist es, den Sachverhalt zu er-
forschen. Die Unterrichtung der Medien hat sich
dieser Aufgabe unter- und nachzuordnen. Das Lan-
deskriminalamt Thüringen hat am 12. Mai 2018 ge-
gen 15.00 Uhr eine Medieninformation herausgege-
ben, die auch eine Bitte enthielt, dass sich Zeugen
des Vorfalls an das Landeskriminalamt wenden
möchten. Bereits im Vorhinein, also noch während
der Aufnahme des Tatorts und der Erstmittlungen in
Kahla, wandten sich Pressevertreter an die Polizei-
inspektion Saale-Holzland. Aus verständlichen
Gründen war zu diesem Zeitpunkt eine aussage-
kräftige Medieninformation nicht möglich. Nach der
Entscheidung zur Übernahme des Verfahrens
durch das Landeskriminalamt Thüringen wurden
Pressevertreter auf dieses verwiesen.

Die Antwort zu Frage 4: Die Prüfungen auf Zusam-
menhänge mit anderen Straftaten sind Bestandteil
der jeweiligen Ermittlungen. Diese Prüfungen dau-
ern an.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

Vizepräsidentin Marx:

Gibt es Nachfragen? Das sehe ich nicht.

(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Doch!)

Doch. Abgeordneter Henke, bitte.

Abgeordneter Henke, AfD:

Ja, sehr geehrter Herr Staatssekretär Götze, nach
mir vorliegenden Informationen soll am 15. Mai eine
Personenfeststellung oder Durchsuchung im Demo-
kratieladen Kahla stattgefunden haben. Was waren
die Gründe und das Ergebnis? Vielen Dank.

Götze, Staatssekretär:

Die Frage kann ich Ihnen hier vom Pult aus nicht
beantworten. Da möchte ich Sie bitten, eine Kleine

Anfrage oder eine Mündliche Anfrage zu stellen.
Herzlichen Dank.

Vizepräsidentin Marx:

Eine weitere Zusatzfrage? Herr Abgeordneter
Prof. Dr. Voigt.

Abgeordneter Prof. Dr. Voigt, CDU:

Herr Staatssekretär, recht herzlichen Dank für die
Kenntnis, in die Sie uns gesetzt haben. Angesichts
der Tatsache, dass es durch das Landeskriminal-
amt übernommen worden ist, ist durchaus davon
auszugehen, dass es sich um eine politisch moti-
vierte Straftat handelt. Wie bewertet die Landesre-
gierung die ersten Ermittlungsergebnisse und wel-
che Konsequenzen gedenken Sie daraus zu zie-
hen?

Götze, Staatssekretär:

Da die Ermittlungen noch nicht abgeschlossen sind,
kann ich Ihnen zum jetzigen Zeitpunkt nicht sagen,
welche Konsequenzen wir aus diesem Ermittlungs-
verfahren bzw. aus den Feststellungen ziehen wer-
den. Bezüglich des ersten Teils der Frage muss ich
Ihnen wiederholt mitteilen, dass die Ermittlungen
laufen, dass wir in alle Richtungen ermitteln. Sobald
die Ermittlungen abgeschlossen sind, werden wir
zum Beispiel im Innen- und Kommunalausschuss
über Ergebnisse informieren. Herzlichen Dank.

Vizepräsidentin Marx:

Wir kommen dann zur sechsten Frage. Fragesteller
ist Abgeordneter Hande, Fraktion Die Linke, mit der
Drucksache 6/5694.

Abgeordneter Hande, DIE LINKE:

Danke, Frau Präsidentin.

Schlechte Wasserqualität in einem Altarm der Wer-
ra bei Tiefenort

Ein Bürger aus Tiefenort wandte sich kürzlich mit
folgender Information an mich: Ein Altarm der Wer-
ra sei seit Jahren stark verschlammt und vermüllt.
In den Sommermonaten würde bei meist niedrigem
Wasserstand die Fischbrut absterben. Nachdem
das Gewässer in früheren Jahren dem Freistaat
Thüringen gehörte, sei es später wieder an die Ge-
meinde rückübertragen worden. Die Vermutung des
Bürgers ist, dass sich das Land mit einer Sanierung
überfordert fühlt, und er unterbreitet den Vorschlag,
gegebenenfalls Lottomittel dafür zu verwenden,
dass Studenten einer wasserbaulichen Richtung
(beispielsweise hätte die Universität Kassel einen
entsprechenden Lehrstuhl) im Rahmen eines Pro-
jekts einen Sanierungsplan entwickeln könnten.
Dessen Umsetzung wäre möglicherweise auch aus
Mitteln der Europäischen Union auf der Grundlage
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der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie förderfä-
hig.

Ich frage die Landesregierung:

1. Inwieweit kann die Landesregierung die ein-
gangs geschilderte Situation bestätigen?

2. Wie steht sie zu dem Vorschlag des Studenten-
projekts und der entsprechenden Verwendung von
Lottomitteln?

3. Falls ein Sanierungskonzept entwickelt wird, wel-
che Förderprogramme auf EU-, Bundes- bzw. Lan-
desebene könnten gegebenenfalls Anwendung fin-
den?

Vizepräsidentin Marx:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Umwelt, Energie und Naturschutz, Staatssekre-
tär Möller.

Möller, Staatssekretär:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, die Mündliche Anfrage des
Abgeordneten Hande beantworte ich für die Thürin-
ger Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1 – Inwieweit kann die Landesregierung
die eingangs geschilderte Situation bestätigen? –:
Der Landesregierung liegen trotz Nachforschung
keine Informationen zur geschilderten Situation an
einem Altarm der Werra bei Tiefenort vor. Es wäre
hilfreich gewesen, da eine Karte zu haben. Es gibt
dort zahlreiche Altarme und wir wissen nicht, wel-
cher gemeint ist. Also, wir erforschen das gerne
noch, wenn wir nähere Informationen dazu haben,
aber so ist es nicht möglich gewesen, auch in der
Kürze der Zeit nicht.

Zu Frage 2 – Wie steht sie zu dem Vorschlag des
Studentenprojekts und der entsprechenden Ver-
wendung von Lottomitteln? –: Generell stehen wir
Studentenprojekten aufgeschlossen gegenüber. Bei
dem geschilderten Fall handelt es sich jedoch um
ein Gewässer zweiter Ordnung, für das die Zustän-
digkeit bei der Gemeinde liegt. Insofern hätte diese
über den Vorschlag zum Studentenprojekt zu befin-
den.

Und zu Frage 3 – Falls ein Sanierungskonzept ent-
wickelt wird, welche Förderprogramme auf EU-,
Bundes- bzw. Landesebene könnten gegebenen-
falls Anwendung finden? –: Sofern es sich bei den
umzusetzenden Maßnahmen um Vorhaben zur
Entwicklung von Fließgewässern handelt, stehen
hierfür Fördermittel nach der Richtlinie „Förderung
des Hochwasserschutzes und der Fließgewässer-
entwicklung in Thüringen“ im Rahmen der „Aktion
Fluss – Thüringer Gewässer gemeinsam ent-
wickeln“ zur Verfügung.

Vielen Dank.

Vizepräsidentin Marx:

Nachfragen sehe ich keine. Dann kommen wir zur
siebenten Frage. Fragestellerin ist Frau Abgeordne-
te Lukasch, Fraktion Die Linke, mit der Drucksa-
che 6/5695. Bitte.

Abgeordnete Lukasch, DIE LINKE:

Barrierefreie Gestaltung bei Straßenbaumaßnah-
men

In der Stadt Stadtlengsfeld im Ortsteil Gehaus wer-
den derzeit durch die Verwaltungsgemeinschaft
Dermbach Straßenbaumaßnahmen geplant. Der
Weg „Am Eichsfeld“ ist laut Aussagen eines ortsan-
sässigen Bürgers nicht nur steil, sondern fällt auch
schräg ab. Im Weg „Am Eichsfeld“ wohnen Men-
schen mit körperlicher Behinderung, also im Roll-
stuhl.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie erfolgte die Auslegung und Information über
den Bebauungsplan zur Straßensanierung im Orts-
teil Gehaus?

2. Wie wurden im Vorfeld die Bürgerinnen und Bür-
ger in die geplante Straßensanierung einbezogen?

3. Wie wurde auf die Belange von Menschen mit
Behinderungen eingegangen, um eine barrierefreie
Gestaltung zu gewährleisten?

Vizepräsidentin Marx:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Infrastruktur und Landwirtschaft, Frau Ministerin
Keller.

Keller, Ministerin für Infrastruktur und Landwirt-
schaft:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, die Mündliche An-
frage der Abgeordneten Lukasch beantworte ich für
die Thüringer Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Der Straßenplanung hat kein Bebau-
ungsplanverfahren zugrunde gelegen.

Zu den Fragen 2 und 3: Gestatten Sie mir, diese
zusammen zu beantworten. Es liegen der Landes-
regierung und auch insbesondere der Kommunal-
aufsicht weder zu Frage 2 noch zu Frage 3 entspre-
chende Informationen vor. Es handelt sich hierbei
um Vorhaben der Stadt Stadtlengsfeld im Rahmen
der kommunalen Selbstverwaltung.

Vizepräsidentin Marx:

Eine Nachfrage? Frau Lukasch, bitte.

Abgeordnete Lukasch, DIE LINKE:

Ich habe eine Nachfrage. Geben Sie mir recht,
dass es sinnvoll wäre, Behindertenbeauftragte in
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den Landkreisen einzubeziehen, damit Baumaß-
nahmen dort mit vorgestellt werden, dass das dann
auch mal von der anderen Seite begutachtet wird?

Keller, Ministerin für Infrastruktur und Landwirt-
schaft:

Selbstverständlich. Dafür haben wir auch gesetzli-
che Regelungen. Im Planverfahren sind auch Be-
hindertenbeauftragte zu befragen. Selbst von den
menschlichen Erwägungen her muss man die Fra-
ge mit Ja beantworten.

Vizepräsidentin Marx:

Weitere Fragen sehe ich nicht. Wir kommen dann
zur Frage der Abgeordneten Dr. Scheringer-Wright,
Fraktion Die Linke, in der Drucksache 6/5696.

Abgeordnete Dr. Scheringer-Wright, DIE LINKE:

Trinkwasserqualität in den Gemeinden Hohengan-
dern und Kella – nachgefragt

In Beantwortung der Frage 4 meiner Mündlichen
Anfrage in Drucksache 6/1780 „Trinkwasserqualität
in den Gemeinden Hohengandern und Kella“ führte
die Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit,
Frauen und Familie in der 43. Plenarsitzung am
25. Februar 2016 aus, dass „die Trinkwasserquali-
tät beider Anlagen [...] nicht immer den Anforderun-
gen der Trinkwasserversorgung [entsprach]“ und
dass aufgrund dessen vonseiten des Gesundheits-
amts gemeinsam mit dem Wasserversorger nach
Lösungen gesucht wird, um diese Probleme lang-
fristig abzustellen. Die Ministerin führte dazu weiter
aus: „Es wird für die Anlage in Hohengandern lang-
fristig eine Lösung angestrebt, welche eine Redu-
zierung des Sulfatgehalts unter 250 Milligramm pro
Liter ermöglicht. Derzeit besteht die Möglichkeit,
durch eine Trinkwasserleitung das Wasser aus der
Wasserversorgungsanlage Arenshausen nach Ho-
hengandern zu transportieren.“

Inzwischen sind zwei Jahre vergangen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Schritte wurden inzwischen vom zustän-
digen Gesundheitsamt und vom Wasserversorger
unternommen, um sowohl mikrobiologische wie
auch mineralische Verunreinigungen des Trinkwas-
sers in den Anlagen in Hohengandern und Kella zu
unterbinden?

2. Gab es in den beiden vergangenen Jahren Be-
anstandungen der Trinkwasserqualität in den bei-
den Orten, sowohl mit Blick auf Mikroben, wie auch
auf Sulfat oder andere Mineralien?

3. Wie hoch ist gegenwärtig der Sulfatgehalt im
Trinkwasser von Hohengandern?

4. Welche Schritte wurden unternommen, um den
Sulfatgehalt im Trinkwasser der Gemeinde Hohen-
gandern dauerhaft zu senken?

Vizepräsidentin Marx:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Fami-
lie, Frau Ministerin Werner.

Werner, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, namens der Landes-
regierung beantworte ich die Mündliche Anfrage
wie folgt:

Zu Frage 1: Das Gesundheitsamt des Landkreises
Eichsfeld überwacht gemäß § 19 Trinkwasserver-
ordnung regelmäßig die Trinkwasserqualität in den
Wasserversorgungsgebieten Kella und Hohengan-
dern. Gleichzeitig liegen dem Gesundheitsamt des
Landkreises Eichsfeld die Ergebnisse der eigenen
Kontrolluntersuchungen der Wasserversorgung zur
Prüfung und Bewertung vor. Bezüglich der Trink-
wassergewinnung bzw. der Trinkwasseraufberei-
tung erfolgten keine gesonderten Anordnungen.
Gemäß § 9 Abs. 5 Trinkwasserverordnung kann
das Gesundheitsamt bei Nichteinhaltung von soge-
nannten Indikatorparametern nach Prüfung im Ein-
zelfall von der Anordnung von Maßnahmen abse-
hen, wenn eine Schädigung der menschlichen Ge-
sundheit nicht zu besorgen ist. Sowohl coliforme
Bakterien als auch Sulfate gehören zu den soge-
nannten Indikatorparametern. Die vorliegenden Be-
funde bedeuten keine Gefahr für die menschliche
Gesundheit.

Zu Frage 2: Im Versorgungsgebiet Kella wurden in
den vergangenen beiden Jahren mehrfach Trink-
wasserkontrollen durchgeführt. Dabei wurde eine
Grenzwertüberschreitung des Parameters „Colifor-
me Bakterien“ im Kindergarten festgestellt. Als Ur-
sache konnte ein mangelhaft gespülter, selten ge-
nutzter Strang der Trinkwasserinstallation des Kin-
dergartens ermittelt werden. Zusätzliche Proben
aus dem Ortsnetz Kella zeigten zu dieser Zeit keine
Beanstandungen. Alle weiteren Parameter der
Trinkwasserverordnung waren im Versorgungsge-
biet Kella eingehalten.

Im Versorgungsgebiet Hohengandern konnten in
den vergangenen beiden Jahren keine mikrobiolo-
gischen Grenzwertüberschreitungen festgestellt
werden. Auch alle weiteren Parameter der Trink-
wasserverordnung – mit Ausnahme von Sulfat –
wurden im Versorgungsgebiet eingehalten. Im Ver-
sorgungsgebiet Hohengandern traten in Abhängig-
keit vom Mischungsverhältnis mit dem Wasser des
Hochbehälters Arenshausen wiederholt Grenzwert-
überschreitungen des Parameters Sulfat auf.
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Zu Frage 3: Die höchsten gemessenen Werte be-
trugen im Jahr 2016 363 Milligramm pro Liter und
im Jahr 2017 324 Milligramm pro Liter. Der aktuell-
ste Wert wurde am 27.03.2018 mit 159 Milligramm
Sulfat pro Liter ermittelt. Auch die höchsten ermit-
telten Werte sind gesundheitlich unbedenklich.

Sehr geehrte Frau Scheringer-Wright, zweifelsfrei
wäre es sehr begrüßenswert, wenn das Trinkwas-
ser völlig sulfatfrei wäre. Sie wissen aber sicher,
dass gerade im Rohwasser in Nordthüringen natur-
bedingt Sulfat vorhanden ist.

Zu Frage 4: Nach Auskunft des zuständigen Ge-
sundheitsamts sind derzeit keine technologischen
Änderungen an der Wasserversorgung der Orte
Kella und Hohengandern vorgesehen. Die Misch-
wasserversorgung ist die derzeit optimale Versor-
gung mit Trinkwasser in den Gemeinden Kella und
Hohengandern.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

Vizepräsidentin Marx:

Gibt es eine Nachfrage? Frau Dr. Scheringer-
Wright.

Abgeordnete Dr. Scheringer-Wright, DIE LINKE:

Der Auslöser meiner Anfrage vor zwei Jahren war,
dass ein Wasserschutzgebiet in Hohengandern auf-
gegeben wurde und dass für die Mischung wegen
dem Sulfatgehalt Wasser aus der Anlage in Arens-
hausen nach Hohengandern transportiert wurde.
Damals hat sich das so angehört, als wäre das eine
Übergangslösung. Bedeutet Ihre Antwort jetzt, dass
auch langfristig über Arenshausen die Versorgung
von Hohengandern gesichert ist?

Werner, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie:

Ich kann das jetzt nur für den Moment darstellen.
Was die Zukunft angeht, würde ich Ihnen gern noch
mal die Frage nachträglich beantworten.

Vizepräsidentin Marx:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Wir kommen
dann zur neunten Frage in der Drucksache 6/5697.
Fragesteller ist Herr Abgeordneter Tischner von der
CDU-Fraktion. Bitte.

Abgeordneter Tischner, CDU:

Vielen Dank. Ich komme der Bitte der Frau Staats-
sekretärin nach, mal wieder etwas zum Thema
„Klassenfahrten“ zu fragen:

In der Ausgabe der „Thüringischen Landeszeitung“
vom 9. Mai 2018 erklärt der Thüringer Minister für
Bildung, Jugend und Sport Helmut Holter, dass alle
beantragten Klassenfahrten genehmigt werden. Zu-

dem wurde ausgeführt, dass, wenn keine pädagogi-
schen Gründe dagegen sprechen, auch Skilager,
an denen Schüler freiwillig teilnehmen, genehmigt
werden könnten. In Ziffer 1 Satz 7 Buchstaben a bis
d der Verwaltungsvorschrift für die Durchführung
von Wandertagen und Klassenfahrten des Thürin-
ger Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport
vom 22. Juni 2016 ist festgelegt, welche Veranstal-
tungen keine Wandertage sind, unter anderem Ski-
lager und Chorlager, an denen nur ein Teil einer
Klasse/eines Kurses teilnimmt. Für die unter Buch-
staben a bis c genannten Veranstaltungen werden
gemäß Ziffer 1 Satz 8 der Verwaltungsvorschrift
vom für das Schulwesen zuständigen Ministerium
gegebenenfalls separate Hinweise und Bestimmun-
gen gegeben.

Ich frage die Landesregierung:

1. Gelten Klassenfahrten im Sinne der Verwal-
tungsvorschrift auch als solche, wenn nur ein Teil
von Schülern einer ganzen Klasse oder eines gan-
zen Kurses daran teilnehmen?

2. Können Schülerwettbewerbe, Sport- oder Chor-
lager im Sinne der Zusage des Thüringer Bildungs-
ministers im Rahmen der Verwaltungsvorschrift be-
rücksichtigt und somit vom Freistaat finanziert wer-
den?

3. Welchen Sinn und Zweck erfüllt das äußerst
frühzeitige und formularreiche Genehmigungsver-
fahren von Klassenfahrten und Wandertagen im
Rahmen des Lernens am anderen Ort, wenn alle
Klassenfahrten nach Aussage des Thüringer Minis-
ters für Bildung, Jugend und Sport genehmigt wer-
den?

4. Welche separaten Hinweise hat die Landesregie-
rung den Thüringer Schulen zu den unter Ziffer 1
Satz 7 Buchstaben a bis c genannten Veranstaltun-
gen der Verwaltungsvorschrift mitgeteilt?

Vizepräsidentin Marx:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Bildung, Jugend und Sport, Frau Staatssekretä-
rin Ohler.

Ohler, Staatssekretärin:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfra-
ge des Abgeordneten Tischner beantworte ich na-
mens der Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Gemäß Ziffer 1 Abs. 3 der Verwal-
tungsvorschrift sind Klassenfahrten von Schülern
einer ganzen Klasse oder eines ganzen Kurses ver-
bindlich zu besuchende schulische Veranstaltungen
außerhalb des Schulgeländes. Veranstaltungen, an
denen nur eine Auswahl von Schülern einer Klasse
oder eines Kurses teilnehmen, sind keine Klassen-
fahrten im Sinne dieser Verwaltungsvorschrift.
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Zu Frage 2: Die in Rede stehende Verwaltungsvor-
schrift bezieht sich ausschließlich auf Wandertage
und Klassenfahrten. Schülerwettbewerbe, Chorla-
ger oder Sportlager, die nur von bestimmten
Schülergruppen wahrgenommen werden, sind da-
von nicht umfasst. Ich möchte auch noch einmal
klarstellen, dass es sich, wenn im Zusammenhang
mit der Verwaltungsvorschrift von Landesmitteln zur
Finanzierung gesprochen wird, dabei ausschließlich
um die Finanzierung der Reisekosten der Lehrkräf-
te handelt. Dass die vorab genannten Formate
Schülerwettbewerbe, Sport- oder Chorlager nicht
von der Verwaltungsvorschlag umfasst sind, heißt
nicht, dass es in diesen Bereichen keine Finanzie-
rungsmöglichkeiten gibt. Bei den Schülerwettbe-
werben werden die Kosten der Schüler aus dem
Haushalt des TMBJS getragen. Nimmt nur eine be-
stimmte Schülergruppe an einem Sport- oder Chor-
lager teil, erfolgt die Prüfung des Vorhandenseins
von Haushaltsmitteln für die Finanzierung der Rei-
sekosten der begleitenden Lehrkräfte im Rahmen
der Genehmigung der betreffenden Dienstreisen.
Dabei gilt das Prinzip, dass auch diese Fahrten ge-
nehmigt werden sollen. Vorrang haben aber die
schulischen Veranstaltungen nach der Verwal-
tungsvorschrift, also Klassenfahrten und Wanderta-
ge. Nehmen an einem Sportlager alle Schüler zum
Beispiel einer Klasse teil und erfüllt die Fahrt einen
pädagogischen Zweck – als Beispiel sei hier der
Skikurs im Rahmen des Sportunterrichts benannt –,
wird das Verfahren zur Erstattung der Reisekosten
der Lehrkräfte nach der bereits erwähnten Verwal-
tungsvorschrift geregelt, da es sich dann um eine
Klassenfahrt handelt.

Zu Frage 3: Zunächst bleibt festzustellen, dass aus-
schließlich Klassenfahrten frühzeitig und mit vorge-
gebenen Formularen anzumelden sind. Die zwei
notwendigen Formulare enthalten lediglich die für
die Einschätzung des Haushaltsmittelbedarfs erfor-
derlichen Angaben. Das Verfahren bezieht sich
ausschließlich auf Klassenfahrten, weil diese oft ei-
ner langfristigen Vorbereitung bedürfen. Unterkünf-
te und Transporte müssen oftmals Monate vor dem
Termin der Klassenfahrt fest gebucht werden. Die
hierfür notwendigen Verträge dürfen jedoch erst ge-
schlossen werden, wenn dafür die zur Finanzierung
der Reisekosten der Begleitlehrkräfte erforderlichen
Haushaltsmittel freigegeben sind. Insofern bedarf
es einer rechtzeitigen Anmeldung beim Schulamt.
Mit der Mitteilung der Freigabe der Haushausmittel
für Klassenfahrten zum 28. Februar eines Jahres
liegen frühzeitig verbindliche Aussagen zu den zur
Verfügung stehenden Haushaltsmitteln für die Rei-
sekostenerstattung der Begleitlehrkräfte der
Schulen vor, sodass für das gesamte kommende
Schuljahr schon Verträge geschlossen werden kön-
nen. Damit wird den Schulen ein frühzeitiges Bu-
chen ermöglicht. Bei den Wandertagen wurde aus
Aufwands- und Praktikabilitätsgründen ein anderes
Verfahren gewählt, da gegenüber den Klassenfahr-

ten wesentlich geringere Reisekostenvergütungen
für die Lehrkräfte anfallen. Hier erfolgt die Freigabe
der Haushaltsmittel im Rahmen der Genehmigung
der betreffenden Dienstreisen gemäß Thüringer
Reisekostengesetz.

Zu Frage 4: Mein Haus stellt auf der Homepage
FAQs zur Verwaltungsvorschrift bereit. Diese finden
sich auf der gleichen Seite wie die Verwaltungsvor-
schrift.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

Vizepräsidentin Marx:

Gibt es Nachfragen? Bitte, Herr Tischner.

Abgeordneter Tischner, CDU:

Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. Sie haben also
eben jetzt doch noch mal unterschieden zwischen
Klassenfahrten, an denen Schüler einer gesamten
Klasse teilnehmen, und Klassenfahrten, an denen
nur ein Teil aufgrund von Veranlagung teilnimmt.
Das ist noch mal eine andere Feststellung, als das
der Bildungsminister in der Öffentlichkeit getan hat.
Deswegen meine Frage – Sie sagen, wenn Haus-
haltsmittel zur Verfügung stehen, können dann
eventuell auch Skilager und Chorlager genehmigt
werden, an denen nur ein Teil einer Klasse teil-
nimmt –: Welche Haushaltsmittel stehen in wel-
chem Umfang in diesem und im nächsten Jahr für
diese Fahrten zur Verfügung und in welchen Haus-
haltstiteln würden wir das finden?

Ohler, Staatssekretärin:

Das ist der gleiche Haushaltstitel wie der Titel für
die Klassenfahrten. Das heißt, die Mittel, die darin
zur Verfügung stehen, stehen auch für die zusätzli-
chen Angebote zur Verfügung.

Hinsichtlich der Bewilligung dieser Fahrten wird in
erster Linie geprüft, ob sie pädagogisch sinnvoll
sind bzw. ob sie auch für alle Eltern finanzierbar
sind. Es geht nicht darum zu sagen, in ein Skilager
muss jetzt jemand mitfahren, der sportlich total un-
begabt ist. Aber es ist schon Ziel, Kinder von Eltern,
die nicht so finanzkräftig sind, nicht von Vornherein
auszuschließen.

Abgeordneter Tischner, CDU:

Wir wissen ja nun aus verschiedenen Anfragen,
dass in dieser Haushaltsstelle 600.000 Euro mehr
drin sind, als derzeit genehmigt wurden – Frau Fi-
nanzministerin hört mal bitte weg –. Diese
600.000 Euro würden für Skilager und Chorlager
zur Verfügung stehen. Wie können die denn von
den Schulen beantragt werden, da Sie gerade sag-
ten, dass das Beantragungsverfahren nur für die in
der Verwaltungsvorschrift genannten Klassenfahr-
ten gilt, bei denen alle Schüler mitfahren. Wie läuft
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das Beantragungsverfahren für diese Chor- und
Skilager?

Ohler, Staatssekretärin:

Die werden ganz normal über Dienstreiseanträge
beantragt. Die einen müssen das Formular ausfül-
len, das wir schon besprochen hatten, und die an-
deren beantragen Dienstreisen, die dann geneh-
migt werden oder auch nicht. Aber in dem Fall steht
ja erst mal genug Geld zur Verfügung.

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Zu wel-
chem Zeitpunkt? Ein Jahr vorher?)

Vizepräsidentin Marx:

Jetzt ist Ihr Fragerecht erschöpft, Herr Kollege
Tischner, und wir kommen, wenn es keine weiteren
Fragen aus dem Rund gibt, zur zehnten Frage. Fra-
gesteller ist Abgeordneter Schaft, Fraktion Die Lin-
ke, mit der Drucksache 6/5705.

Abgeordneter Schaft, DIE LINKE:

Vielen Dank, Frau Präsidentin.

Abschiebeversuch trotz gesundheitlicher Ein-
schränkungen

In der Nacht zum Mittwoch, dem 9. Mai 2018, ver-
suchte die Ausländerbehörde des Ilm-Kreises, un-
terstützt durch Polizeikräfte, gegen 1.00 Uhr mor-
gens, eine Asylsuchende aus Nigeria abzuschie-
ben, die stationär in einem Krankenhaus in Arnstadt
untergebracht war. Nach Informationen des Flücht-
lingsnetzwerks Ilmenau verhinderte das Klinikper-
sonal die Abschiebung. Laut des Medienportals
Thüringen24 bestätigte die Klinik den Vorgang in-
zwischen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Inwieweit findet im Ilm-Kreis der sogenannte Ab-
schiebeerlass der Landesregierung „Organisation
und Durchführung von Abschiebungen“ Anwendung
und welche Ausnahmen werden gegebenenfalls
hinsichtlich dieses Abschiebeversuchs wie begrün-
det?

2. Inwieweit wurde im geschilderten Fall die Vorga-
be berücksichtigt, dass bei Vorliegen des Verdachts
gesundheitlicher Einschränkungen im Vorfeld auf-
enthaltsbeendender Maßnahmen die Untersuchung
unter Ausstellung eines ärztlichen – gegebenenfalls
amtsärztlichen – Gutachtens zur Feststellung der
Reise- und gegebenenfalls Flugtauglichkeit erfor-
derlich ist?

3. Welche Vorgaben, Verwaltungsvorschriften,
Richtlinien und Erlasse sind durch die Ausländerbe-
hörden bei der Umsetzung aufenthaltsbeendender
Maßnahmen gegebenenfalls mit Abweichungsmög-
lichkeiten zu beachten und wie sind Abweichungen

von den genannten Vorschriften zu dokumentieren
sowie zu begründen?

Vizepräsidentin Marx:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Migration, Justiz und Verbraucherschutz, Herr
Staatssekretär von Ammon.

von Ammon, Staatssekretär:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfra-
ge des Abgeordneten Schaft beantworte ich für die
Landesregierung wie folgt:

Antwort auf Frage 1: Mit Erlass des Thüringer Mi-
nisteriums für Migration, Justiz und Verbraucher-
schutz vom 25. Februar 2016 wurden den Auslän-
derbehörden Hinweise für den Vollzug von Ab-
schiebungen an die Hand gegeben. Dieser Erlass
gilt natürlich für alle Ausländerbehörden. Ich gehe
davon aus, dass die Frage darauf abzielt, ob im ge-
schilderten Fall die im Erlass vorgegebene Rege-
lung, wonach von einer Abschiebung zwischen
21.00 Uhr und 5.30 Uhr des Folgetags abgesehen
werden soll, zum Tragen kommt. Hierzu ist zu sa-
gen, die im Erlass vorgenommene zeitliche Be-
schränkung gilt für Familien oder alleinerziehende
Elternteile mit minderjährigen Kindern. Die Betroffe-
ne ist nach eigenen Angaben Mutter von vier Kin-
dern. Diese Kinder leben bei der Familie des Kinds-
vaters im Herkunftsland. Da die Betroffene sich al-
so allein in Deutschland aufhält, findet diese Rege-
lung des Erlasses im vorliegenden Fall keine An-
wendung.

Antwort auf Frage 2: Die Vorgaben wurden in vol-
lem Umfang berücksichtigt. Die zuständige Auslän-
derbehörde hat sich im Vorfeld der geplanten Rück-
führung eng mit dem amtsärztlichen Dienst des
Landkreises abgestimmt. Unter der Maßgabe, dass
die geplante Überstellung unter Einbindung eines
Arztes erfolgt, wurde die Reisefähigkeit bejaht.

Antwort auf Frage 3: Die Ausländerbehörden haben
bei der Umsetzung aufenthaltsbeendender Maß-
nahmen die bundesrechtlichen Regelungen, insbe-
sondere das Aufenthaltsgesetz und die hierzu er-
gangenen Anwendungshinweise des Bundes zu
beachten. Daneben sind auch die in der Handakte
für die Thüringer Ausländerbehörden enthaltenen
einschlägigen Erlasse für Thüringen zu beachten.
Besondere Dokumentationspflichten bestehen inso-
weit nicht.

Vielen Dank.

Vizepräsidentin Marx:

Nachfragen? Herr Kollege Schaft.
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Abgeordneter Schaft, DIE LINKE:

Ja, zwei Nachfragen. Die erste Frage: Gibt es denn
hinsichtlich des ganz konkreten Falls hinsichtlich
der aufenthaltsbeendenden Maßnahmen bei der
Schwangerschaft für die konkret beteiligten Behör-
den konkrete Vorgaben, beispielsweise bei dem
Vorliegen besonderer Diagnosen oder der statio-
nären und medizinischen Behandlung?

Die zweite Frage, wenn ich die gleich anschließen
darf: Wenn Sie zu Frage 2 sagen, dass der amts-
ärztliche Dienst mit eingebunden war, kann ich also
davon ausgehen, dass der Amtsarzt hier entspre-
chend die Ausstellung des Gutachtens vorgenom-
men hat? Oder wenn nicht, welcher Arzt war das?

von Ammon, Staatssekretär:

Zur ersten Frage: Es ist ganz klar, denke ich, dass
Schwangere besonderen Schutzes bedürfen. Das
gilt nicht nur wegen des Wohls der Mutter, das zu
beachten ist, sondern natürlich auch wegen der ge-
sundheitlichen Gefährdungen für das ungeborene
Leben. Es gibt deswegen eine Vielzahl von Rege-
lungen, die Schwangere besonders schützen. Die
lehnen sich zum Teil an das Mutterschutzgesetz
an, das heißt, in den Fristen, wie sie das Mutter-
schutzgesetz vorsieht, ist eine Abschiebung unzu-
lässig. Davor in einem bestimmten Zeitraum gelten
besondere Anforderungen. Das heißt, eine Ab-
schiebung ist dann nur zulässig, wenn ein amtsärzt-
liches Gutachten die Reisefähigkeit feststellt und
gegebenenfalls ein Arzt die Reise begleitet. In dem
Zeitraum davor – und das betrifft den konkreten Fall
– waren diese Fristen noch nicht einschlägig. Hier
gelten dann die allgemeinen Regelungen des Bun-
des, das heißt § 60 Abs. 5 und 7 des Aufenthalts-
gesetzes und § 60a Abs. 2 c. Danach bedarf es,
um ein Abschiebungshindernis glaubhaft zu ma-
chen, eines sogenannten qualifizierten ärztlichen
Attestes.

Zur zweiten Frage: Aufgrund der Fristen, die ich ge-
nannt habe, war im vorliegenden Fall nach den Vor-
gaben des Bundes kein amtsärztliches Attest not-
wendig, dass die Reisefähigkeit hätte bestätigen
müssen. Es galten die allgemeinen Regelungen.

Vizepräsidentin Marx:

Gibt es weitere Nachfragen? Abgeordneter Hartung
von der SPD-Fraktion, bitte.

Abgeordneter Dr. Hartung, SPD:

Nur für mich zum Verständnis. Die Abzuschiebende
war in stationärer Behandlung. Da gehe ich jetzt
mal als Arzt davon aus, dass sich ihr Zustand in ir-
gendeiner Weise dahin gehend verschlechtert hat,
dass diese stationäre Behandlung, die man im Ein-
zelfall begründen muss, notwendig war und darauf
zielt meine Nachfrage: Ist denn die Bescheinigung

oder das Ausgehen von einer allgemeinen Reisefä-
higkeit auch auf den Zustand, der eingetreten und
auslösend für die stationäre Behandlung war, aus-
gelegt oder hat man sich dann keine weitere ärztli-
che Meinung eingeholt?

von Ammon, Staatssekretär:

Die Schwangerschaft war der Ausländerbehörde
und dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
bekannt. Diesen Umstand hat auch das Gericht im
Rahmen der Klage gegen die Anordnung der Ab-
schiebung geprüft und hat ein Abschiebungshinder-
nis verneint. Der konkrete Umstand, warum sie
dann noch ins Krankenhaus gegangen ist, war den
Behörden bei Einleitung der Maßnahme nicht be-
kannt. Denn die Betroffene ist erst circa zwei bis
drei Stunden vor dem Eintreffen der Behördenver-
treter in der Gemeinschaftsunterkunft auf eigenen
Wunsch wegen Rückenschmerzen ins Kranken-
haus gegangen. Sobald die Behördenvertreter im
Krankenhaus von den Beschwerden der Betroffe-
nen erfahren haben und die Betroffene gesagt hat,
sie fühlt sich zu schwach, um auszureisen, wurde
die Maßnahme sofort abgebrochen.

Vizepräsidentin Marx:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Dann schließe
ich den Tagesordnungspunkt, die Fragstunde, für
heute und wir kommen jetzt zum Aufruf des Tages-
ordnungspunkts 23

Ersatzwahl eines stellvertre-
tenden Mitglieds des Richter-
wahlausschusses
Wahlvorschlag der Fraktion der
AfD
- Drucksache 6/5721 -

Gemäß § 14 Nr. 1 des Thüringer Richtergesetzes
gehören dem Richterwahlausschuss acht vom
Landtag berufene Abgeordnete an. Diese Abgeord-
neten und ihre Vertreter werden vom Landtag mit
Zweidrittelmehrheit der Abstimmenden gewählt. Je-
de Landtagsfraktion muss mit mindestens einem
Abgeordneten vertreten sein. Die heutige Ersatz-
wahl eines stellvertretenden Mitglieds des Richter-
wahlausschusses ist erforderlich, weil die Abgeord-
nete Wiebke Muhsal, die dem Richterwahlaus-
schuss für die Fraktion der AfD als stellvertretendes
Mitglied angehörte, am 11. Dezember 2017 ihr Aus-
scheiden aus dem Richterwahlausschuss erklärt
hat. Der Wahlvorschlag der AfD liegt Ihnen in der
Drucksache 6/5721 vor. Hierzu ist eine Aussprache
möglich, die ich hiermit eröffne. Gibt es Wortmel-
dungen im Rahmen der Aussprache? Das sehe ich
nicht.

Gemäß § 46 Abs. 2 der Geschäftsordnung kann bei
Wahlen durch Handzeichen abgestimmt werden,
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wenn kein Mitglied des Landtags widerspricht. Gibt
es Widerspruch gegen eine offene Abstimmung?
Ja, das ist der Fall. Dann muss eine geheime Wahl
stattfinden. Dazu wird wie folgt verfahren, ich erläu-
tere zunächst den Stimmzettel: Für die Wahl erhält
jeder Abgeordnete einen Stimmzettel, es kann ent-
weder Ja oder Nein oder Enthaltung angekreuzt
werden. Als Wahlhelfer berufe ich die Abgeordne-
ten Dr. Martin-Gehl, Tischner und Müller. Ich eröff-
ne die Wahlhandlung und bitte die Schriftführer, die
Namen der stimmberechtigten Abgeordneten zu
verlesen.

Abgeordneter Kräuter, DIE LINKE:

Adams, Dirk; Becker, Dagmar; Berninger, Sabine;
Blechschmidt, André; Bühl, Andreas; Carius, Chris-
tian; Dittes, Steffen; Emde, Volker; Engel, Kati;
Fiedler, Wolfgang; Floßmann, Kristin; Geibert, Jörg;
Gentele, Siegfried; Grob, Manfred; Gruhner, Stefan;
Hande, Ronald; Dr. Hartung, Thomas; Harzer, Stef-
fen; Hausold, Dieter; Helmerich, Oskar; Henfling,
Madeleine.

Abgeordnete Rosin, CDU:

Lieberknecht, Christine; Liebetrau, Christina; Lu-
kasch, Ute; Dr. Lukin, Gudrun; Malsch, Marcus;
Martin-Gehl, Iris; Marx, Dorothea.

Vizepräsidentin Marx:

Es haben beim Buchstaben H noch ein paar Aufru-
fe gefehlt. Wir machen jetzt aber im Alphabet da
weiter, wo wir gerade waren. Dann kommen noch
die fehlenden Namen, es wird also jeder aufgeru-
fen.

Abgeordnete Rosin, CDU:

Meißner, Beate; Mitteldorf, Katja; Mohring, Mike;
Möller, Stefan; Mühlbauer, Eleonore; Muhsal, Wieb-
ke; Müller, Anja; Müller, Olaf; Pelke, Birgit; Pfeffer-
lein, Babett; Pidde, Werner; Primas, Egon; Rein-
holz, Jürgen; Rietschel, Klaus; Rosin, Marion; Ro-
the-Beinlich, Astrid; Rudy, Thomas; Scheerschmidt,
Claudia; Scherer, Manfred; Scheringer-Wright, Jo-
hanna; Schulze, Simone; Skibbe, Diana; Stange,
Karola; Tasch, Christina; Taubert, Heike; Thamm,
Jörg; Tischner, Christian; Voigt, Mario; Walk, Ray-
mond; Walsmann, Marion; Warnecke, Frank;
Wirkner, Herbert; Wolf, Torsten; Worm, Henry; Wu-
cherpfennig, Gerold; Zippel, Christoph.

Abgeordneter Kräuter, DIE LINKE:

So, jetzt kommt der Rest: Henke, Jörg; Hennig-
Wellsow, Susanne; Herold, Corinna; Herrgott,
Christian; Hey, Matthias; Heym, Michael; Höcke,
Björn; Holbe, Gudrun; Holzapfel, Elke; Huster, Mi-
ke; Jung, Margit; Kalich, Ralf; Kellner, Jörg; Kieß-
ling, Olaf; Kobelt, Roberto; König-Preuss, Kathari-

na; Korschewsky, Knut; Kowalleck, Maik; Kräuter,
Rainer; Krumpe, Jens; Kubitzki, Jörg; Kummer, Ti-
lo; Kuschel, Frank; Lehmann, Annette; Lehmann,
Diana; Leukefeld, Ina.

Vizepräsidentin Marx:

Ich schließe die Wahlhandlung und bitte um Aus-
zählung der Stimmen.

Ich gebe das Wahlergebnis bekannt: abgegebene
Stimmzettel 80, ungültige Stimmzettel 2, mithin gül-
tige Stimmzettel 78. Auf den Wahlvorschlag der
Fraktion der AfD in der Drucksache 6/5721 entfie-
len 28 Jastimmen, 46 Neinstimmen und 4 Enthal-
tungen. Damit ist die Zweidrittelmehrheit nicht er-
reicht. Es besteht die Möglichkeit für die vor-
schlagsberechtigte Fraktion, den Wahlvorschlag er-
neut zur Abstimmung zu stellen.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Nein, danke!)

Nein, das wird nicht gewünscht. Gut, dann wird da-
rüber weiter befunden, wie das in der nächsten Sit-
zung eventuell fortgesetzt wird. Ich schließe diesen
Tagesordnungspunkt und wir kommen damit zum
Tagesordnungspunkt 10

Thüringer Gesetz zur Neuord-
nung des Wasserwirtschafts-
rechts
Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 6/5692 -
ERSTE BERATUNG

Wünscht die Landesregierung das Wort zur Be-
gründung? Das ist der Fall. Ich gebe Frau Ministe-
rin Siegesmund das Wort zur Begründung.

Siegesmund, Ministerin für Umwelt, Energie
und Naturschutz:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren
Abgeordnete, wir treten ein in die Beratung zum
Thüringer Gesetz zur Neuordnung des Wasserwirt-
schaftsrechts. Kurz: Wir treten ein in die Beratung
zum Wassergesetz. Und ja, es geht um viel. Es
geht um einen Meilenstein für den ländlichen
Raum. Es geht um sauberes Wasser und den
Schutz unserer Lebensgrundlagen, es geht um so-
ziale Gerechtigkeit bei der Abwasserfrage und es
geht um vorsorgenden Hochwasserschutz. Meine
sehr geehrten Damen und Herren, ich bin sehr froh,
dass wir heute die erste Beratung hier im Thüringer
Landtag haben.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das Kabinett hat den Gesetzentwurf vergangene
Woche gebilligt. Frei nach Pontius Pilatus – der ja
mal sagte, ich wasche meine Hände in Unschuld –:
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Normalerweise wäre diese Novelle ab dem Jahr
2010 dran gewesen.

(Beifall DIE LINKE)

2010 hat nämlich der Bund, sehr geehrte Damen
und Herren, das Wasserhaushaltsgesetz novelliert.
2010 gab es die Notwendigkeit für die Länder anzu-
passen. Ja, es ist komplex. Und ja, es betrifft die
Menschen im ländlichen Raum. Deswegen geht es
darum, sich anzustrengen und mit dieser Novelle,
die ich Ihnen heute vorstellen will, diese Probleme,
die Sie, vor allen Dingen die CDU-Fraktion, viele
Jahre haben liegen lassen

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Ja, ja, ja!)

– ja, das tut weh, aber die Wahrheit tut weh –, zu
lösen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Diese Landesregierung wird diese Probleme lösen.
Ich will Ihnen das umfassende Paket für sauberes
Wasser, für soziale Gerechtigkeit im ländlichen
Raum

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Ihr Wort in
Gottes Ohr!)

und für vorsorgenden Hochwasserschutz vorstel-
len.

Da fangen wir doch mal bei dem Thema „Abwas-
serbeseitigung“ an. Frau Tasch, ich weiß, dass Ih-
nen das wehtut, aber wir haben in Thüringen bei ei-
nigen Dingen kein mitteleuropäisches Niveau. Das
betrifft übrigens auch das Thema „Abwasseran-
schluss“. 80 Prozent Anschluss im ländlichen Raum
an die öffentliche Abwasserversorgung, da können
Sie mir doch nicht sagen, wenn der Bundesschnitt
bei 96 Prozent liegt, das alles gut ist. Nein, es ist
eben nicht alles gut.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Deswegen novellieren wir das Wassergesetz.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Ach, wenn
wir die Grünen nicht hätten!)

Nahezu alle anderen Haushalte verfügen über eine
meist aus DDR-Zeiten stammende und eben nicht
dem Stand der Technik entsprechende Kleinkläran-
lage. Nur 2 Prozent sind modernisiert worden. Es
wird Zeit. Woran liegt das? Herr Fiedler, woran
könnte das liegen?

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Dass die
Grünen die Weisheit mit dem Löffel gefres-
sen haben!)

Vielleicht lag es ja daran – aber das können wir ja
nachher noch diskutieren –, dass es nach 2010
einen drastischen Einbruch der Fördermittel an die
kommunalen Aufgabenträger gegeben hat, dass

Sie insbesondere das Problem auf die kleinen Leu-
te verlagert haben, nämlich die 80-jährige ältere
Dame, die alleine dafür zuständig sein sollte, im
ländlichen Raum ihre Kläranlage zu bauen. Sehr
geehrte Damen und Herren, so geht Gerechtigkeit
nicht.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Weil wir bundesweit Schlusslicht sind – das sind Ih-
re Versäumnisse –, deswegen müssen wir jetzt in
eine große Nachholbewegung gehen. Diese
schlechte Anschlussquote im ländlichen Raum, da-
mit muss Schluss sein.

Ich will Ihnen ein Beispiel erzählen, etwa zum Ort
Quirla in der Nähe von Stadtroda.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Oh, in mei-
nem Wahlkreis!)

Genau, Herr Fiedler, Ihr Einzugsbereich. Dort leben
500 Einwohnerinnen und Einwohner. Ja, es gehört
zu Ihnen. Jetzt sage ich Ihnen aber, was da nicht
läuft in dem Ort, der zu Ihnen gehört. Es gibt keine
öffentliche Abwasserbeseitigung. Wussten Sie das?

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: An wem
liegt denn das?)

Ja, das frage ich mich. Das frage ich Sie! Liegt es
vielleicht daran, dass sich der Zweckverband in
Quirla, der zuständig ist, nie darum gekümmert
hat? Ja, genau daran liegt es und

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

daran, dass Sie die Last der Abwasserentsorgung
den Grundstückseigentümern zumuten wollen, Herr
Fiedler. Das ist nicht in Ordnung. Deswegen legen
wir jetzt eine Lösung auf den Tisch. Jetzt sage ich
Ihnen auch, wie die aussieht.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Die haben
sich eingemeinden lassen nach Stadtroda!)

Ob jetzt die Frage der Zugehörigkeit zu benachbar-
ten Gemeinden das Entscheidende ist bei der Fra-
ge, ob ich einen Abwasseranschluss habe, ja oder
nein, darüber können wir nachher gern trefflich
streiten. Meine These ist: Nein, es hat andere
Gründe.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Es hilft
aber!)

Lieber Herr Fiedler, unser Wassergesetzentwurf
gibt eine faire Kostenverteilung durch die öffentliche
Abwasserentsorgung vor und das heißt, dass durch
die Neuordnung des Thüringer Wasserrechts Ort-
schaften und Ortsteile mit mehr als 200 Einwohne-
rinnen und Einwohnern an eine öffentliche Kläranla-
ge angeschlossen werden. Das gilt auch für Ort-
schaften mit mehr als 50 und weniger als 200 Ein-
wohnerinnen und Einwohnern, wenn es wirtschaft-
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lich vertretbar ist. Das ist zum Beispiel der Fall,
wenn die Abwassereinleitung in der Schutzzone I
oder II eines Wasserschutzgebiets für die Trinkwas-
serversorgung liegt. In allen anderen Ortschaften
oder Ortsteilen mit weniger als 200 Einwohnerinnen
und Einwohnern wird es so laufen, dass die Entsor-
gungsvariante im Ermessen des Zweckverbands
liegt. Das heißt umgekehrt auch, dass alles über
200 Einwohnerinnen und Einwohner selbstver-
ständlich durch die Zweckverbände anzuschließen
und die Verantwortung dafür auch zu tragen ist.

Aus diesem Grund schreiben wir parallel zum Ge-
setzgebungsprozess auch die Förderrichtlinie für
Kleinkläranlagen fort. Das heißt, es gibt eine klare
Verantwortung, die liegt bei den über 100 Abwas-
serzweckverbänden. Es gibt eine klare Option, sich
jeweils an der Größe der Orte und Ortsteile entlang
für Kleinkläranlagen oder eben größere zu ent-
scheiden, und wir erhöhen die Fördersumme für
den Ersatzneubau einer Standardkläranlage von
1.500 auf 2.500 Euro. Wir erhöhen nicht nur den
Fördersatz, sondern – das Geld ist im Haushalt be-
reits bereitgestellt – wir liefern das, was die Bürger-
initiativen und die Menschen im ländlichen Raum
seit Jahren einfordern, nämlich dass es eine solida-
rische, eine gerechte Lösung für sie gibt. Das lie-
fern wir.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mehr
Grundstücke in Thüringen sollen an die öffentliche
Abwasserentsorgung angeschlossen und die Kos-
ten fair verteilt werden. Wir haben dafür in den
Haushaltsjahren 2018 und 2019 bereits insgesamt
30 Millionen Euro zusätzlich bereitgestellt. Rot-Rot-
Grün verspricht nicht nur, Rot-Rot-Grün macht und
liefert.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Und – das wird Ihnen jetzt ganz besonders wehtun
– wir machen das nicht am grünen Tisch, sondern
wir machen das gemeinsam mit dem Gemeinde-
und Städtebund. Die Kommunen und das Präsidi-
um des Gemeinde- und Städtebunds, die mit uns
gemeinsam gesagt haben: Lasst uns einen Abwas-
serpakt auf den Weg bringen – mit der Unterschrift
des Präsidiums des Gemeinde- und Städtebunds
zur Frage der Finanzierung versehen, Lösungen je-
weils vor Ort, Optionen und ganz klar mit den För-
derrichtlinien. Die Kommunen stehen an der Seite
des Umweltministeriums und der Landesregierung,
weil sie erkannt haben, dass 80 Prozent Anschluss-
grad zu wenig sind und dass wir die Menschen da-
mit nicht alleinlassen können.

Deswegen sage ich, wir liefern Ihnen nicht nur heu-
te eine gute Diskussionsgrundlage – ich bin ja sehr
gespannt auf die Debatte, Frau Tasch –, sondern
wir haben zwischen erstem und zweitem Kabinetts-
durchgang 72 Verbände und Institutionen angehört,
ihre Punkte in den Gesetzentwurf eingewebt und

während das Gesetz das Ziel vorgibt, den Weg ge-
meinsam mit denen, die das umsetzen, nämlich
den Kommunen in Thüringen, festgeschrieben mit
Unterschrift. Und ich denke, das ist ein gutes Signal
für all jene, die darauf warten, dass dieses Problem
endlich gelöst wird.

Der zweite Punkt, meine sehr geehrte Damen und
Herren, den wir mit dem Wassergesetz lösen, ist
die Gewässerqualität. Ich sagte, es geht auch um
sauberes Wasser. Derzeit weisen über 80 Prozent
unserer Gewässer und über 30 Prozent der Grund-
wasserkörper zu hohe Nährstoffkonzentrationen
auf. Wir reden genauer über zu viel Phosphor, wir
reden über zu viel Nitrat. Die Folgen sind übermäßi-
ges Algenwachstum in Gewässern und Sauerstoff-
not für die Fische und in einigen Gebieten als Trink-
wasser nicht mehr nutzbare Grundwasservorkom-
men. Haupteintragspfade sind zu zwei Dritteln Ein-
träge aus der landwirtschaftlichen Düngung und
Abschwemmungen von umliegenden Feldern, über
die eben zu viele Nährstoffeinträge wie Phosphor
und Nitrat in unsere Gewässer gelangen – saube-
res Wasser, auch das ein Punkt, was keine Selbst-
verständlichkeit ist. Aber eben auch der intensive
Einsatz von Pflanzenschutzmitteln auf unseren Fel-
dern hat entsprechend unerwünschte Wirkung, des-
wegen ein Problem für die biologische Vielfalt und
das Ökosystem Fluss schlechthin.

Auch hier ein Beispiel, diesmal Obere Helme, Unte-
re Wipper: Das sind zwei Beispiele für Flüsse in
Thüringen, die stark unter zu hohen Nährstoffgehal-
ten mit deutlich negativen Folgen für Pflanzen und
Tiere im Gewässer leiden. Und ich sage: Unsere
Bäche und Flüsse brauchen dringend mehr Luft
zum Atmen, denn nur so haben wir eine intakte
Umwelt, eine intakte Natur.

Das Problem ist beschrieben. Was ist also unsere
Lösung? Unser Gesetzentwurf sieht Folgendes vor:
Wir richten einen 5 Meter breiten Gewässerrand-
streifen innerorts ein, außerorts 10 Meter. In die-
sem ist eine ackerbauliche Nutzung weiterhin zu-
lässig, aber der Einsatz, sehr geehrte Damen und
Herren, von Pflanzenschutz- und Düngemitteln, ist
nicht mehr erlaubt. Mit dem Gesetz wird jedem
Landwirt eine Wahloption ermöglicht: Begrünt er die
ersten 5 Meter ab der Uferkante dauerhaft und er-
höht so die Schutzfunktion – Stichwort Bodenerosi-
on –, steht ihm die restliche Ackerfläche zur unein-
geschränkten landwirtschaftlichen Nutzung frei.

Dieses Optionsmodell, sehr geehrte Damen und
Herren, ist bundesweit einmalig. Ich bin Frau Minis-
terin Keller und dem Team hier dankbar dafür, dass
wir gemeinsam dahin gekommen sind, diesen Weg
zu gehen, und dieses Optionsmodell gemeinsam
mit dem Landwirtschaftsministerium entwickeln
konnten. Ich finde, ein großer Mehrwert, ein großer
Schritt für Thüringen.
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Sehr geehrte Damen und Herren, der dritte große
Teil des Wassergesetzes betrifft den Punkt Hoch-
wasserschutz. Sie erinnern sich sicherlich an das
letzte große Hochwasser im Jahr 2013, von dem
weite Teile des Landes betroffen waren. Sie ken-
nen jüngst wieder die einzelnen Ereignisse in Süd-
thüringen der letzten Tage; in den letzten Jahren,
um noch mal zurückzublicken, ganz besonders
Rustenfelde und Ilmenau im Mai 2016, Wiegendorf
im Mai/Juni 2017, wo wir sehen, dass ganz beson-
ders Starkregenereignisse verheerende Folgen ha-
ben. Mit der klimabedingten Zunahme von diesen
Extremereignissen wird sich die Situation an man-
chen Orten noch verschärfen. Es ist unsere Pflicht
vorzusorgen.

Unsere Aufgabe ist es also, Hochwasserschutz zu
verbessern. Das tun wir als Landesregierung. Mit
dem Landesprogramm Hochwasserschutz 2016 bis
2021 sind die ersten Schritte eingeleitet. Deiche
werden auf 110 Kilometern Gewässerlänge wieder
hergestellt. Es werden Deiche rückverlegt auf
1.500 Hektar. Es geht darum, Flüssen mehr Raum
zu geben. Aber das alleine reicht nicht, sondern die
Auswertung der vergangenen Hochwasser- und
Starkregenereignisse hat gezeigt, dass es vor allen
Dingen um Wassermassen geht, die in oft unzurei-
chend gepflegten oder unzureichend unterhaltenen
Gewässern am Ende zu hohen Schäden führen,
und dass wir uns diesem Problem daher widmen
müssen.

Deswegen sagen wir, es ist von zentraler Bedeu-
tung, unsere Gewässer so zu unterhalten, dass die
auftretenden Wassermassen möglichst schadlos
abgeführt werden können. Und auch hier: Problem
erkannt und die Lösung auf dem Tisch mit dem
Thüringer Wassergesetz. Wir übertragen die Pflege
von Bächen und Flüssen zweiter Ordnung von den
über 800 Kommunen, die teilweise nur ihren Radius
im Blick hatten und die oft, wenn sie ihre Probleme
nicht gelöst haben, den Unterliegern eines im
wahrsten Sinne des Wortes vor die Tür geschippt
haben, auf einzugsgebietsbezogene Gewässerun-
terhaltungsverbände in kommunaler Trägerschaft.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir grün-
den 20 Gewässerunterhaltungsverbände. Das Gan-
ze funktioniert sehr gut, beispielsweise in Branden-
burg, in Mecklenburg-Vorpommern und in Sachsen-
Anhalt. Dort kann man sehen, wie gut die Aufgabe
gestemmt wird, wenn sie auf entsprechend vielen
Schultern verteilt ist. Gewässerunterhaltung und
vorbeugender Hochwasserschutz sind zwei Seiten
einer Medaille. Deswegen legen wir Ihnen diesen
Vorschlag vor. Und auch das ist ausfinanziert wie
die beiden erstgenannten Punkte – 14 Millionen
Euro zusätzlich, die im Haushalt bereits gesichert

sind. Ich finde, es ist Zeit vorzusorgen. Wir haben
dafür vorgelegt.

Mein vierter Punkt, den ich Ihnen nennen will: Es ist
ein sehr komplexes, ein sehr umfassendes Gesetz,
aber ich denke, Klarheit beim Thema „Fracking“
muss auch in einem Gesetz fest verankert werden.
Und deswegen machen wir das. Wir wollen unser
Grundwasser in Thüringen schützen vor allen
Eventualitäten, gerade beim Thema „Fracking“.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wegen der derzeit nicht absehbaren Risiken dieser
Technologie für Mensch und Umwelt verhindern die
Regelungen im Gesetzentwurf die im Bundesge-
setz vorgesehenen Erprobungsbohrungen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir si-
chern langfristig den Schutz unserer Trinkwas-
serressourcen, denn Fracking wird es mit dem Ge-
setz in Thüringen nicht geben.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Und mein letzter Punkt, weil ich weiß, dass das vie-
le Abgeordnete interessiert, sind die Neurege-
lungen bei den sogenannten herrenlosen Spei-
chern. Hierzu gab es ganz viele verschiedene Op-
tionen, wie wir mit der Übernahme durch Verbände
umgehen. Ja, wir haben eine Möglichkeit gefunden
und die Aufgabe an die für alle Landestalsperren
zuständige Thüringer Fernwasserversorgung über-
tragen. Auch hier wird ein Problem, das über viele
Jahre liegen gelassen wurde, gelöst.

Ich komme zum Schluss: Von unserem Wasserge-
setz werden die Menschen in Thüringen nicht nur
unmittelbar profitieren, sondern der ländliche Raum
wird gestärkt. Wir sorgen mit einem besseren
Hochwasserschutz vor, wir sorgen für sauberes
Wasser in Thüringer Flüssen und Seen, wir vertei-
len das, was nachgeholt werden muss, gerecht, in-
dem das Land an vielen Stellen in Vorhand geht
und Zuschüsse deutlich erhöht. Wir kommen bun-
desrechtlichen Vorgaben nach, wir lösen Probleme
der Vergangenheit. Ich bin meinen Ressortkollegin-
nen und -kollegen sehr dankbar, dass wir diese ge-
meinsame Lösung im Sinne der Menschen des
Landes Thüringen hinbekommen haben und bin
sehr gespannt auf die Debatte. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:

Ich eröffne die Beratung und erteile als erstem Red-
ner Abgeordneten Kummer von der Fraktion Die
Linke das Wort.
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Abgeordneter Kummer, DIE LINKE:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Vielen Dank, Frau
Ministerin, für die Vorstellung des Gesetzentwurfs
der Landesregierung. Ich glaube, das Paket, das
den Landtag jetzt erreicht hat, ist sicherlich der an-
spruchsvollste Gesetzgebungsprozess, den der
Umweltausschuss in dieser Legislatur erleben wird.
Die Vielfalt der Regelungen ist beschrieben wor-
den. Es ist ja nicht umsonst so, dass eigentlich seit
2009 schon Novellierungsbedarf beim Thüringer
Wassergesetz erkennbar war. Unsere Fraktion hat-
te noch zur Verabschiedung der alten Gesetzesno-
velle Änderungsanträge mit Blick auf das zu erlas-
sende Wasserhaushaltsgesetz des Bundes einge-
bracht, die damals nicht mehr angenommen wor-
den sind. Aber schon damals war ersichtlich, wel-
chen Regelungsbedarf es gibt. Und wenn ich daran
denke, wie wir uns in der letzten Legislatur gemüht
haben: Es gab ein Vorschaltgesetz der damaligen
Landesregierung zum Wassergesetz, das einfach
nur die Verfahrensabläufe regeln sollte, bei dem
aber klar war, dass dahinter so viele Kosten stehen,
die irgendwo auch Berücksichtigung finden müs-
sen, die man nicht den Kommunen, den handeln-
den Akteuren vor Ort allein überlassen kann. Des-
halb kam dieses Vorschaltgesetz im Landtag nicht
durch. Wir haben gehofft, dass die alte Landesre-
gierung uns einen Gesetzentwurf vorlegt, der die
Probleme im ländlichen Raum löst. Das fand nicht
statt. Und auch in dieser Legislatur hat es eben bis
heute gedauert, diesen Gesetzentwurf zu bekom-
men, obwohl die Hoffnungen, mit denen das Um-
weltministerium damals herangegangen ist,
durchaus andere waren. Ich kann mich noch daran
erinnern, dass man im April 2015 einen Gesetzent-
wurf hinlegen wollte, bis jetzt hat es gedauert. Dafür
gibt es Gründe.

Zu diesen Gründen möchte ich kommen. Es ist
eben eine Sache, die durchaus mehr beinhaltet als
eine Umsetzung von Bundesrecht. Die Ministerin ist
eben auf eine ganze Reihe von Problemen einge-
gangen. Ich fange mal mit der Frage „Uferrandstrei-
fen“ an. Natürlich hat es in der Landwirtschaft zu
großen Sorgen geführt, ob hier eine Enteignung
stattfindet. Was passiert, wenn Uferrandstreifen
wieder wie ursprünglich geregelt werden? Also, die-
se 10 Meter sind ja nicht neu, die gab es schon mal
zumindest an Gewässern erster Ordnung. Damit
konnten damals alle leben. Zwischendurch gab es
eine andere Regelung nach Fachrecht. Man hat
aber festgestellt, dass es sich nicht bewährt hat.
Wie regelt man es jetzt, damit man den landwirt-
schaftlichen Berufsstand auch mitnimmt? Ich finde
die Regelung, die jetzt vorgestellt wurde, die im Ge-
setz steht, dass also ein Landwirt, der sagt, okay,
ich begrüne die ersten 5 Meter, dann kann ich da-
hinter normal düngen und auch Pflanzenschutzmit-
tel ausbringen, ist eine Regelung, die einen Anreiz
gibt und die den Berufsstand für vorbildliches Han-

deln auch belohnt. Ich denke, damit kann man ganz
gut leben, man hört im Moment auch keine negati-
ven Diskussionen aus der Landwirtschaft. Ich glau-
be, das ist gut gelungen.

Ein weiterer Dauerbrenner sind die herrenlosen
Speicher. Frau Ministerin hatte damit aufgehört, ich
bin damit noch so ein bisschen am Anfang meiner
Rede. Wenn man sich diese Regelung ansieht,
dann muss man schauen, was denn Grund dafür
ist, womit beschäftigen wir uns hier hauptsächlich.
Es sind ja auch Leute, die das Ganze vielleicht am
Bildschirm verfolgen, die sich mit der Materie nicht
so intensiv beschäftigt haben. Zu DDR-Zeiten ha-
ben die Räte der Kreise vor allem zum Zweck der
landwirtschaftlichen Bewässerung eine ganze Rei-
he von Talsperren errichten lassen. Was man da-
mals im Regelfall nicht gemacht hat, war die Schaf-
fung eines Staurechts. Man hat im Regelfall Grund-
stückseigentümer auch nicht gefragt, ob man sol-
che Anlagen auf ihre Grundstücke setzen kann.
Das führte dazu, dass nach der Wende irgendwann
mal diese Anlagen einen Sanierungsbedarf hatten
und dass dann die Frage war: Wer muss denn jetzt
die Sanierung durchführen? Die Agrarbetriebe, die
sich eine Bewässerung entweder nicht mehr leisten
konnten oder auch die Produkte gar nicht mehr her-
gestellt haben, die eine Bewässerung brauchten,
haben gesagt: Nein, danke. Dann gab es Klagever-
fahren. Die Agrarbetriebe haben die Verpflichtung
zur Sanierung erfolgreich rechtlich abwehren kön-
nen. Dann hat der Freistaat Thüringen gesagt:
Schluss, wir brauchen eine andere Regelung, wir
beauftragen unsere Landesanstalt für Umwelt und
Geologie, sich um diese Speicher zu kümmern, wo
es kein Wasserrecht gibt. Das ist der bisherige
Stand.

Man wollte die Möglichkeit geben, dass Kommunen
diese Anlagen übernehmen können, wenn sie denn
eine Nutzung dafür haben oder dass auch andere
eine Anlage übernehmen können. Da sind die Re-
gelungen im Gesetz aber nicht ausreichend gewe-
sen. Es gibt wenige Speicher, die inzwischen sa-
niert worden sind. Die TLUG hatte vor allem Unter-
haltskosten, aber es gab keine Sanierung. Und
dort, wo Kommunen Anlagen übernehmen wollten,
ist das häufig daran gescheitert, dass man sich
nicht einigen konnte, auf welche Art und Weise
man die Anlagen übernehmen konnte, weil man ge-
sagt hat, es werden nur die Rückbaukosten für die
Sanierung erstattet. Das hätte meistens zu einer fi-
nanziellen Belastung der Kommunen geführt.

Es gab die Prüfung, ob Angelverbände solche Anla-
gen übernehmen können – weil die darin angeln,
die wollen dort ihrem Hobby nachgehen. Da war
dann die Frage der wirtschaftlichen Leistungsfähig-
keit eine, die im Mittelpunkt steht. Ich glaube, da
müssen wir im Gesetzgebungsverfahren auch noch
mal schauen. Die Frage der Wirtschaftlichkeit steht
hier bei der Übertragung an Dritte auch im Mittel-
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punkt. Ich weiß zum Beispiel von einem Fischer,
der zum Zweck der Fischerei eine Stauanlage über-
nehmen wollte, der dafür sogar ein Wirtschaftlich-
keitskonzept vorgelegt hat, wo man bei der Prüfung
zum Ergebnis kam: Nein, der kann die jährlichen
Abschreibungen für die Anlage aus den Einnahmen
aus Fischerei nicht erwirtschaften. Ich bin selbst Fi-
scher. Ein Fischer kümmert sich täglich um seine
Anlagen. Der sorgt also mit seinem täglichen Han-
deln dafür, dass ein Erddamm nie in einen Sanie-
rungsbedarf kommt. Von der Warte her muss ich
auch nicht sagen, dass ich den Erddamm in 80
Jahresscheiben irgendwo abschreiben müsste und
das durch Fischereiertrag erwirtschaften kann. Das
kann ich durch Fischereiertrag nicht erwirtschaften.
Aber wir müssen die Möglichkeit geben, dass,
wenn jemand, der mit dem Umgang mit solchen
Anlagen jahrzehntelange Erfahrungen hat und sagt
„Mein Betrieb kann das“, er auch die Möglichkeit
bekommt, eine solche Anlage zu übernehmen.

Was ich aus meiner Sicht auch noch als Problem
sehe, ist die abschließende Regelung, die mit der
Liste der herrenlosen Speicher getroffen wird. Die
Landesregierung führt eine Liste der Landesstauan-
lagen ein. Ich kann mich noch daran erinnern im
2009er-Gesetzgebungsverfahren, wie viele Kom-
munen bei uns auf der Matte standen und gesagt
haben: Wir haben hier auch noch was. Die Landes-
regierung hatte damals gesagt: Nein, wir machen
hier Schluss mit der Liste. Natürlich hat die Ge-
meinde Marksuhl ihre Klage gewonnen, das Land
wurde unterhaltungspflichtig für den Speicher Et-
tenhausen. Ich sage mal, das ist eine Musterklage
für all diejenigen, die noch in der Pipeline stehen
und sagen, ich habe hier auch noch eine Stauanla-
ge. Das Landesverwaltungsamt kennt, glaube ich,
noch eine ganze Reihe von Stauanlagen, die in der
Liste dieser Landesstauanlagen nicht drin stehen,
für die es aber auch kein Staurecht gibt.

Von der Seite her müssen wir noch mal reden. Viel-
leicht gibt es hier die Möglichkeit einer Öffnungs-
klausel. Ich sage mal, selbst die landeseigene
Forstanstalt hat auf ihren Grundstücken Stauanla-
gen gefunden, für die es kein Staurecht gibt, wo wir
auch noch klären müssen, wie damit umgegangen
werden soll. Da gibt es sicherlich noch einiges an
Diskussionsbedarf.

Meine Damen und Herren, ich komme zur Frage
der Abwasserbehandlung – auch das ein Grund,
warum der Gesetzentwurf so lange gebraucht hat.
Ich bin der Landesregierung dankbar dafür, dass so
intensive Diskussionen mit den Wasser- und Ab-
wasserverbänden durchgeführt wurden, damit wir
nicht in eine Falle laufen.

Ich gebe zu, ich hätte gern im Frühjahr 2015 einen
Gesetzentwurf in den Landtag eingebracht

(Beifall SPD)

mit einer klaren Regelung, die Zweckverbände ha-
ben generell die Abwasserbehandlung durchzufüh-
ren mit öffentlichen Kläranlagen, das können auch
Kleinkläranlagen sein, da müssen sich die Zweck-
verbände einen Kopf machen.

Das Problem, das sich im Laufe der bisherigen De-
batten dargestellt hat, war, dass die Zweckverbän-
de die Position eingenommen haben, wenn eine öf-
fentliche Kleinkläranlage auf privatem Grund zu er-
richten ist, dann braucht es dafür erst einmal einen
eigenen Stromanschluss. Das hätte ich nicht so ge-
sehen, aber die sehen das so. Zweitens entsteht
damit ein neuer Einrichtungsbegriff. Das heißt, alle
diejenigen, die eine Kleinkläranlage, eine öffentli-
che Kleinkläranlage auf ihrem privaten Grundstück
haben, werden zusammengefasst als eine Gemein-
schaft von Gebühren- und Beitragszahlern unab-
hängig von den anderen Gebühren- und Beitrags-
zahlern im Zweckverbandsgebiet. Die Kosten für
die Kleinkläranlagen werden auf die voll und ganz
übertragen. Wir hätten also mit einer solchen Rege-
lung das Solidarprinzip im ländlichen Raum, das die
CDU mal abgeschafft hat, nicht wieder eingeführt.
Da muss man darüber nachdenken, welche ande-
ren Lösungen es gibt.

Der Vorschlag des Umweltministeriums, mit dem
Abwasserpakt mehr Geld ins System zu geben, ist
richtig. Er ist notwendig, um den ländlichen Raum
gleichzubehandeln. Wir hatten in der Vergangen-
heit, als wir die großen Städte an Kläranlagen an-
geschlossen haben, einen Fördersatz von etwa
65 Prozent. Wir liegen heute bei einem Fördersatz,
der ist deutlich niedriger. Die Anschlusskosten pro
Einwohner sind aber, weil die Kanallängen im länd-
lichen Raum pro Einwohner wesentlich größer sind
und die Kanalkosten die größten Kosten bei der Ab-
wasserentsorgung ausmachen, deutlich höher ge-
worden. Das heißt, dort, wo wir früher 1.000 Euro
an Kosten pro Einwohner hatten, hatten wir
650 Euro Förderung. Da, wo wir heute 6.000,
8.000 Euro pro Einwohner haben, haben wir viel-
leicht noch 30 Prozent Förderung. Das ist eine Ge-
schichte, die kann am Ende nicht aufgehen. Des-
halb ist es gut zu sagen: Wir stecken hier mehr
Geld hinein und fördern auch gerade kleine Kläran-
lagen stärker, damit endlich wieder zentrale Kläran-
lagen auch von geringer Dimension im ländlichen
Raum errichtet werden, was wasserwirtschaftlich
Sinn macht, denn sie arbeiten stabiler, und was für
die Bürger Sinn macht, denn sie haben wesentlich
weniger Aufwand, sie müssen sich nicht jährlich da-
mit beschäftigen, dass sie eine Wartung, dass sie
eine Kontrolle durchführen, dass ihre Anlage or-
dentlich funktioniert. Mir hat mal ein Verbandsge-
schäftsführer gesagt, er will doch der Oma nicht zu-
muten, dass sie noch zur Kläranlagenwärterin aus-
gebildet werden muss. Genau das ist aber im Mo-
ment leider Gegenstand im ländlichen Raum.

10268 Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 119. Sitzung - 24.05.2018

(Abg. Kummer)



Wofür wir keine Lösung haben mit diesem Modell,
das im Moment im Gesetzentwurf steht, ist, wie wir
die Gerechtigkeitslücke im Bereich unter 200 Ein-
wohner in der Ortschaft schließen können.
2.500 Euro Förderung für die Kleinkläranlage ist si-
cherlich ein Stück weit Schließen der Gerechtig-
keitslücke mit den Landesfördermitteln, aber ich
glaube, wir brauchen auch noch eine Regelung, wie
wir Menschen, die sagen, ich fühle mich nicht in der
Lage, eine Kläranlage zu errichten, das überfordert
mich, ein Rundum-sorglos-Paket garantieren kön-
nen. Ich denke, das ist Verantwortung der Kommu-
nen. Auch wenn es nicht die öffentliche Kläranlage
auf privatem Grund ist, muss es doch eine Möglich-
keit geben, dass der Zweckverband am Ende ver-
pflichtet ist, die private Kläranlage auf privatem
Grund zu errichten und zu betreiben. Das muss
dann der Grundstückseigentümer bezahlen. Aber
wir können manchen Menschen nicht zumuten, die-
se Aufgabe selbst wahrzunehmen.

(Beifall DIE LINKE)

Ich möchte zum Abwasserpakt aber auch noch sa-
gen, dass ich der Überzeugung bin, dass wir die
damit verbundene Zusage an die Kommunen, dass,
wenn sie ihre Abwasserbeseitigungskonzepte än-
dern und wieder mehr zentrale Kläranlagen im
ländlichen Raum planen, sie dafür ein Geld kriegen
bis 2030, dass wir das nicht bloß mit den Haus-
haltsraten, die Rot-Rot-Grün jetzt im Haushalt
2018/2019 sichergestellt hat, klären können. Aus
meiner Sicht braucht es die Finanzierung im Ge-
setz, denn im Abwasserpakt steht: Die sechs Punk-
te, zu denen man sich gegenseitig verabredet hat,
gelten kumulativ. Da müssen sie sich auch entspre-
chend im Gesetz wiederfinden. Deshalb, denke ich,
ist es anspruchsvoll, aber wir haben hier Klärungs-
bedarf, wie wir dieses Geld entsprechend sichern,
damit es auch die finanzielle Verlässlichkeit für den
zentralen Anschluss im ländlichen Raum gibt.

Meine Damen und Herren, wir müssen auch da-
rüber reden: Wie gehen wir mit denjenigen um, die
schon eine Kleinkläranlage errichtet haben? Die
Menschen sind gewohnt, dass eine Kläranlage
nicht bloß 15 Jahre hält. Wenn man sich das an-
guckt, die Kläranlagen, die jetzt ersetzt werden,
sind in der Regel 40 Jahre, zum Teil auch älter. Die
Abschreibungsfristen für eine Kläranlage sind auch
schon relativ hoch. Aus meiner Sicht sollte man
denjenigen, die durch dieses Gesetz perspektivisch
ihre Kleinkläranlage wieder abgeben müssen, weil
dann der zentrale Anschluss erfolgt für Orte über
200 Einwohner, eine etwas längere Frist geben als
die 15 Jahre, um ihre Kläranlagen zu behalten.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Sehr gut!
Das ist mal ein guter Ansatz!)

Ich will im Zusammenhang mit der Abwasserfrage
auch noch deutlich machen, dass ich gern noch
mal darüber nachdenken möchte, wie die Abwas-

serentsorgung von Landwirtschaftsbetrieben erfol-
gen soll. Wir hatten bisher eine Ausnahmeregelung,
dass Landwirtschaftsbetriebe dann nicht andie-
nungspflichtig sind, wenn sie ihr Abwasser selbst
verwerten. Ich fand das folgerichtig. Das ist mit der
Änderung des Gesetzes weggefallen. Da wird es si-
cherlich gute Gründe geben. Aber, ich glaube, wir
sollten da zumindest auch mal mit der Landwirt-
schaft ins Gespräch gehen, welche Regelung man
hier braucht. Für einen Landwirtschaftsbetrieb ist es
sicherlich wenig verständlich, wenn man eine Gülle-
grube hat und das Material auf die Felder zum Dün-
gen ausfährt, warum man dort seine eigenen Fäka-
lien nicht mit reinbringen kann.

Zum Punkt „Gewässerunterhaltung“: Hier wird ja ei-
ne wirklich umfangreiche Neuorganisation durchge-
führt. Ich finde es sehr wichtig, dass hier gehandelt
wird, weil man mit dem Zustand der Gewässerun-
terhaltung in Thüringen nicht zufrieden sein kann.
Diese Neuausrichtung mit Pflichtverbänden ist si-
cherlich ein gangbarer Weg.

Die Frage der Finanzierung hat ja im Vorfeld für
große Aufregung gesorgt. Auch das ist ein Punkt,
wo man im Vorfeld schon viele Differenzen beseitigt
hat, indem das Land gesagt hat, es wird keine ver-
pflichtenden Beiträge für Grundeigentümer mehr
geben.

(Zwischenruf Abg. Becker, SPD: Die werden
jetzt möglich!)

Die standen bisher schon im Gesetz – richtig, da-
rauf hat Frau Becker zu Recht hingewiesen. Jetzt
wird eine Vollfinanzierung sichergestellt. Ich glaube,
man muss in dem Zusammenhang noch mal über
ein paar Details in der Gesetzgebung reden, damit
auch klar ist – also Abrechnungen brauchen wir
dann aus meiner Sicht nicht mehr, wenn ich Aufga-
ben zur Gewässerunterhaltung erster Ordnung auf
die Zweckverbände übertrage. Wenn ich den
Zweckverband schon vollständig aus Landesmitteln
finanziere, weiß ich nicht, warum ich dann noch
verrechnen muss, wenn er Aufgaben für das Land
mit übernimmt. Ich denke, da gibt es noch ein paar
Dinge, worüber man reden kann, wie die Struktur
hier neu organisiert wird. De facto schafft die Lan-
desregierung die Unterschiede zwischen der Be-
handlung Gewässer erster und zweiter Ordnung mit
der neuen Finanzierung ab. Das finde ich richtig.

(Beifall SPD)

Wenn ich daran denke, wie viele Bürgermeister uns
in der Vergangenheit in den Ohren gelegen haben,
dass wir Gewässer in den Status des Gewässers
erster Ordnung übernehmen sollten. Wir hatten
heute bei den Anfragen schon die Diskussion. Das
Land hat die Gewässerunterhaltung von einem Alt-
arm aufgegeben, anschließend ist er verschlammt.
Jetzt soll das Land wieder Geld bereitstellen, um
den Altarm in Ordnung zu bringen, obwohl er Ge-
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wässer zweiter Ordnung ist. Gewässer aus einem
Guss zu betrachten, aus einem Guss zu bewirt-
schaften, macht die Wasserrahmenrichtlinie – das
ist ein richtiger Ansatz. Dann sollten wir aber se-
hen, dass es so effizient wie möglich funktioniert
und dass wir uns nicht noch mit Verrechnungen
und ähnlichen Dingen untereinander belasten.

Ich will noch zum Punkt „Hochwasserschutz“ kom-
men. Es ist wichtig, dass es eine Neuregelung gibt
zur Steuerung von hochwasserschutzrelevanten
Talsperren. Wir haben ja private Talsperren von ge-
waltiger Größenordnung in Thüringen, die wesentli-
che Hochwasserschutzfunktionen wahrnehmen und
die vom Land im Hochwasserfall gesteuert werden
müssen. Es darf nicht sein, dass uns das Geld kos-
tet. Von der Warte her ist es gut, dass hier klar ge-
regelt wird, wie das künftig läuft. Es ist auch gut,
dass der Wasserwehrdienst künftig nach den Be-
stimmungen des Brand- und Katastrophenschutzes
geregelt wird. Da gab es in der Vergangenheit auch
Regelungslücken. Wenn ich mir überlege, dass wir
über Jahrzehnte eine Verpflichtung hatten, dass je-
de Gemeinde einen Wasserwehrdienst vorzuhalten
hat und es eine einzige Gemeinde in Thüringen
gab, die dieser Verpflichtung nachgekommen ist,
dann möchte ich auch anmahnen, wenn wir jetzt
ein neues Wassergesetz machen, dass wir die Ein-
haltung dieses Gesetzes beachten.

(Beifall DIE LINKE)

Denn das, was wir hier im Vollzug erlebt haben in
der Vergangenheit, war schlicht und einfach in Tei-
len eine Katastrophe.

Meine Damen und Herren, noch einen Satz zum
Fracking: Frau Ministerin ist vorhin darauf einge-
gangen, dass Thüringen hier sein Möglichstes ge-
tan hat. Ich will einen kleinen Wermutstropfen ins
Wasser gießen. Es wäre schön gewesen, Fracking
verbieten zu können. Dazu hatten wir die landes-
rechtliche Kompetenz nicht. Der Bund hat es nicht
getan, trotz aller Bedenken, die es gibt. Deshalb ist
die Formulierung hier so aufgeführt, wie sie aufge-
führt ist. Mehr war nicht machbar. Aber trotzdem
danke, dass wir es so getan haben.

Ich sehe noch zwei andere Bereiche, über die man
im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens reden
sollte. Das eine ist die Frage, inwieweit man in ei-
ner so reichen Gesellschaft wie Deutschland vor
dem Hintergrund eines Petitionsverfahrens, was ak-
tuell läuft, nicht darüber nachdenken sollte, doch
gewisse Verpflichtungen zur öffentlichen Trinkwas-
serversorgung für Ortsteile im Gesetz festzuhalten,
wenn man feststellen muss, dass es Zweckverbän-
den manchmal egal ist, wenn sechs Häuser plötz-
lich keine Wasserversorgung mehr haben, weil die
Nitratbelastung in ihrem Grundwasserkörper zu
hoch ist. Das ist sicherlich ein spannendes Thema,
aber ich glaube, in einem Land wie Thüringen kann
man hier auch gucken, ob man was für betroffene

Bürger tun kann. Ich denke, bei der Frage der neu-
en Vorstellungen von Hochwasserschutz, dem
Wasser mehr Raum zu geben, sollten wir nicht nur
über Enteignungsmöglichkeiten reden, sondern der
Wunsch der kommunalen Seite nach einem Vor-
kaufsrecht könnte vielleicht auch noch Eingang in
das Gesetz finden.

Ich denke, es sind sehr, sehr viele Anregungen. Ich
bin dankbar, dass wir den Gesetzentwurf auf dem
Tisch haben. Wir sollten in dem federführend zu-
ständigen Umweltausschuss, wenn ich mir was
wünschen darf, und auch, denke ich, im Innenaus-
schuss, im Infrastrukturausschuss uns mit den Fra-
gen

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Der
Ausschuss heißt Innen- und Kommunalaus-
schuss! Das ist ganz wichtig!)

– Herr Kuschel hat es richtig gesagt – mit den Fra-
gen beschäftigen.

Präsident Carius:

Herr Abgeordneter Kummer, Ihre Redezeit ist aus-
geschöpft.

Abgeordneter Kummer, DIE LINKE:

Danke schön.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön. Wir kommen damit zum Nächsten,
Herr Abgeordneter Kießling für die AfD-Fraktion.

Abgeordneter Kießling, AfD:

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE:
Jetzt: Die Flüchtlinge sind nach Auffassung
der AfD immer schuld!)

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete!

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Und
die Lügenpresse ist nach Überzeugung der
AfD ebenso schuld!)

Lieber Herr Kuschel, das ist nicht der Fall.

Liebe Gäste auf der Zuschauertribüne! Lieben
Dank, Frau Ministerin, für die Ausführungen zu dem
Gesetzentwurf.

Den Ausführungen bezüglich der Kleinkläranlagen
von Ihnen, Herr Kummer, kann ich voll und ganz
zustimmen. Dem ist eigentlich nichts hinzuzufügen;
da sind wir auf einer Wellenlänge, was das Thema
„Kleinkläranlagen“ und die entsprechenden Anwen-
dungen im Gesetz betrifft.
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Schon seit dem Jahr 2009 ist Thüringen angehal-
ten, ein neues Landeswassergesetz auszuarbeiten.
Bereits im Jahr 2017 sollte uns ein solcher Entwurf
hier vorgelegt werden. Dies kündigte Umweltminis-
terin Siegesmund zumindest nach einem Bericht
der „Thüringer Allgemeine“ Mitte 2017, im Mai, an.
Ein Jahr später und ebenfalls ein Jahr vor ihrer Ab-
wahl hat es nun die rot-rot-grüne Landesregierung
endlich geschafft, diesen Worten auch Taten folgen
zu lassen. Nun könnte man ja meinen, dass sich
das lange Warten gelohnt und sich das Umweltmi-
nisterium ganz besonders viel Mühe bei diesem
neuen Wassergesetz gegeben hat, getreu dem
Motto „Was lange währt, wird endlich gut.“ Leider
Fehlanzeige, meine Damen und Herren! Wir haben
es in den Ausführungen schon gehört, es sind eini-
ge kleine Mängel drin. Wie so oft bei den Vorhaben
der rot-rot-grünen Landesregierung ist es bei dem
Mühen auch geblieben, aber wir wollen es mal nicht
ganz so schlechtmachen. Herausgekommen ist
nämlich ein dickes Druckwerk mit 83 Paragrafen.
Was uns aufgefallen ist, die Thüringer Landwirte
werden hier entsprechend auch gegängelt, wir ha-
ben es schon oft genug gehört, mit den 20 statt ur-
sprünglich vorgesehenen 13 Gewässerunterhal-
tungsverbänden, die da geplant sind. Schön ist na-
türlich aber auch, dass die Gewässer zweiter Ord-
nung nun endlich mal in den Landesplan mit aufge-
nommen worden sind und einfließen sollen, denn
das habe ich hier am Pult ja oft genug gefordert,
dass die Gewässer zweiter Ordnung bitte auch mit
in die Planung genommen werden müssen und
nicht nur die Gewässer erster Ordnung, gerade in
Bezug auf den Hochwasserschutz. Das will ich mal
lobend erwähnen. Von der Breite der Gewässer-
randstreifen mit dem vorliegenden Optionsmodell,
über die schon von Rot-Rot-Grün mantraartig im-
mer wiederholten und doch falschen Aussagen,
dass es für die Bürger und die Kommunalverwal-
tung zu keiner nennenswerten zusätzlichen Arbeits-
und Kostenbelastung kommen wird, bis zum Ent-
eignungsrecht in § 71 des Entwurfs sehen wir als
AfD-Fraktion weiteren Diskussions- und Anpas-
sungsbedarf in den Ausschüssen. Gerade dass die
Landwirte dazu bewegt werden sollen, grundsätz-
lich auf einen 10 Meter breiten Streifen Ackerboden
ohne Ausgleich zu verzichten, finden wir bedenk-
lich, mal abgesehen von den Regelungen des § 52
Abs. 5 des Wasserhaushaltsgesetzes mit seinen
schwammigen Auslegungen, vor allem bedenklich
auch, weil nach dem Bundesrecht der Gewässer-
randstreifen im Außenbereich in allen Gewässern
einheitlich 5 Meter beträgt, zumal wir finden, dass
diese bundesweite Regelung auch in Thüringen
völlig ausreichend ist. Dies sind nur ein paar Punk-
te, die uns in dem vorliegenden Entwurf der Lan-
desregierung aufgefallen sind. Meine Vorredner ha-
ben da noch einige Ausführungen mehr gemacht,
da will ich jetzt nicht das Ganze wiederholen. Daher
beantragen wir, den Gesetzentwurf der Landesre-

gierung an den Umweltausschuss unter Mitbera-
tung des Landwirtschaftsausschusses und des Jus-
tizausschusses zur Beratung zu überweisen. Vielen
Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

Danke schön. Als Nächste hat Abgeordnete Becker
für die Fraktion der SPD das Wort.

Abgeordnete Becker, SPD:

Herr Präsident, meine Damen und Herren, Frau Mi-
nisterin hat es schon angedeutet, Grundlage allen
Lebens ist das Wasser. Wasser ist das wichtigste
Lebensmittel und ohne Wasser würde es kein Le-
ben geben. Umso unverständlicher ist es, dass es
im Landkreis Nordhausen noch Menschen gibt, die
seit zwei Jahren um Trinkwasser betteln müssen
und wir, also nicht wir im Landtag, sondern in der
Gesellschaft, es noch nicht geschafft haben, dass
sie sauberes Trinkwasser genießen können.

(Beifall DIE LINKE)

Bei ihnen wurde ungefähr vor zwei Jahren fest-
gestellt, dass ihre Hausbrunnen verseucht sind und
nicht nur mit Nitrat hoch belastet sind und sie nicht
mehr genutzt werden können. Trotz vieler Verfah-
ren und obwohl wir uns auch wohlwollend als Lan-
desregierung eingemischt haben, wehrt sich der
Zweckverband, diese Menschen anzuschließen. Ich
glaube, da liegt irgendwas schief in diesem Land,
wenn wir uns das noch leisten können, dass Men-
schen im Jahr 2018 nicht selber ihr Trinkwasser be-
ziehen können, da stimmt irgendwas nicht. Ich
weiß, dass wir das mit diesem Gesetz schwer lösen
können, aber ich wollte darauf aufmerksam ma-
chen, weil die Menschen die Hoffnung an uns im-
mer noch nicht verloren haben. Frau Keller kennt
das Problem, wohnt ja auch im Landkreis Nord-
hausen, sie weiß das und sie hat sich auch schon
darum gekümmert. Aber das sind harte Mühlen, die
wir da mahlen müssen, und das ist schwierig. Ei-
gentlich kann man sich dafür nur schämen, dass
Menschen heutzutage noch um ihr Trinkwasser
betteln müssen. Ich wollte das nur mal voranstellen,
weil mir das auf der Seele brennt und ich die Men-
schen auch persönlich kenne und sie auch öfter bei
mir sind und ich ihnen eigentlich nicht helfen kann.
Ich finde, das ist ein großes Problem und eigentlich
unserer Zeit nicht mehr angemessen.

Nun komme ich zu unserem eigentlichen Gesetz-
entwurf. Natürlich hätte ich mir diesen Gesetzent-
wurf auch etwas früher gewünscht, das ist vollkom-
men klar. Alle haben wir gesehen – wir sind ja auch
sehr euphorisch 2014 gestartet –, es war eine
schwierige Geburt. Jetzt ist sie da und wir sind alle
glücklich darüber. Aber, liebe Kolleginnen und Kol-
legen der CDU, an Ihrer Stelle würde ich da nicht
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mit Häme oder irgendwelchen Sachen kommen,
Sie haben es fünf Jahre nicht geschafft, das Was-
sergesetz auf den Weg zu bringen, und Sie hätten
es auch in der Hand gehabt, dass die Konflikte mit
den Kleinkläranlagen nicht so hochkommen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Aber Sie haben überhaupt nicht reagiert, in der Zeit
von 2011 bis 2014 hätte man das tun müssen. Das
ist einfach so. Das macht es nicht besser.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Kann das
sein, dass ihr mitregiert habt?)

Ja, natürlich Wolfgang, das war eine Koalition zwi-
schen CDU und SPD, das ist klar. Aber ich glaube
nicht, dass wir den Umweltminister gestellt haben.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Das war ein
Abtrünniger!)

Ja, ich weiß, dass es da Abtrünnige gibt, die gibt es
bei uns auch, aber manchmal ist das auch gut so.

Nichtsdestotrotz hätte es in dieser Zeit Regelungen
geben müssen, damit in Ost- und Südthüringen die
Probleme im ländlichen Raum nicht so groß wer-
den, wie sie jetzt sind. Für manche Menschen –
Herr Kummer hat es schon angesprochen – kommt
das Gesetz einfach zu spät. Die haben Bescheide,
sie haben ihre kleinen Kläranlagen, entweder sind
sie jetzt dabei oder sie müssen sie bauen, und für
die wäre das natürlich jetzt eine Farce, wenn sie
dann im Nachhinein durch das Gesetz dann noch
angeschlossen werden müssen. Da muss man eine
Regelung finden, aber da sind wir auf einem guten
Weg. Die Verbände sind auch fast alle bereit, kon-
struktiv mit uns zusammenzuarbeiten. Sie haben
sich auch schon im Vorfeld bei uns gemeldet und
wir haben konstruktive Gespräche geführt. Manche
Abwasserzweckverbandsvorsitzenden waren das
nicht so, will ich mal vorsichtig sagen, aber manche
waren sehr konstruktiv und haben sehr gut mit uns
zusammengearbeitet. Dass die 200 Einwohner jetzt
angeschlossen werden müssen, ist von Frau Minis-
terin schon gesagt worden. Das halte ich für einen
guten Wert und das ist auch sehr wichtig. Bei den
Kleinkläranlagen haben wir noch Bedarf, um eine
Lösung zu finden, aber, ich glaube, da sind wir
auch auf einem guten Weg.

Zu den Gewässerunterhaltungsverbänden: Das war
auch ein schwieriges Unterfangen, in den letzten
Jahren und Monaten einen Weg zu finden. Ich
muss sagen, ich habe auch ein bisschen dahin
gesteuert, wirklich diese Gewässerunterhaltungs-
verbände flächendeckend einzuführen, und habe
auch zwei Verbände, die mir sehr beratend zur Sei-
te standen und die in den letzten Jahren gute Arbeit
geleistet haben. Das ist einmal der Wasserverband
Harzer Vorland in Nordhausen und der Gewässer-
unterhaltungsverband Bode-Wipper, der auch am

Zweckverband angeschlossen ist. Die machen sehr
gute Arbeit und haben trotzdem gesagt, wir brau-
chen in Thüringen flächendeckend Verbände. Das
wäre ganz wichtig für die Gewässer zweiter Ord-
nung. Sie haben uns auch beraten. Jetzt sind sie
natürlich ein bisschen überrascht darüber, dass sie
jetzt aufgelöst werden, denn sie gehen in die
20 Verbände über. Da gibt es Gespräche und da
werden wir sicherlich auch mit ihnen reden können.

Es gab wie überall in Thüringen natürlich positive
Beispiele, aber gerade bei der Gewässerunterhal-
tung Gewässer zweiter Ordnung gab es wohl mehr
negative Beispiele, würde ich mal vorsichtig sagen.
Deshalb ist es ganz dringend notwendig, neue We-
ge zu gehen. Ich gehe da auch voll mit, wenn ich
mal angesprochen wurde, ihr könnt doch keine
Pflichtverbände machen. Doch, das können wir,
und das halte ich auch für vollkommen richtig.

Frau Tasch, Sie können doch in die Länder gucken,
wo es ist. Das hat doch wirklich geholfen in Bran-
denburg, Sachsen-Anhalt. Wir hatten die Leute aus
Sachsen-Anhalt da, haben eine große Runde ge-
macht. Die haben uns das erklärt und die legen das
ja wirklich auf die Steuerzahler um. Das Geld, das
die Verbände brauchen, legen die wirklich um. Sie
bekommen eine Teilfinanzierung auch vom Land,
aber den Rest legen die um. Das wollen wir jetzt
gar nicht, weil wir im Moment im Land schlecht er-
klären können, dass wir einen neuen Beitrag oder
eine Umlage erheben wollen, die es eigentlich
schon geben könnte, und wir andererseits große
Steuereinnahmen haben. Deshalb haben wir uns
jetzt dazu durchgerungen.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Jetzt haben
wir es!)

Wolfgang Fiedler, wenn wir Steuereinnahmen wie
im Jahr 2008 hätten, dann könnten wir das sicher-
lich schwierig machen.

(Heiterkeit CDU)

Noch besser wäre es aber, wenn wir das Vermögen
der Abschaffung der Wasserbeiträge von 2004 hät-
ten, dann hätten wir jährlich mindestens 55 Millio-
nen, die wir in den Abwasserbereich und in die Ver-
bände stecken könnten. Wissen Sie, was wir da im
ländlichen Raum alles erreichen könnten,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

wenn wir nicht so sinnlose Wahlkampfgeschenke
von 2004 gemacht hätten? Das müssen Sie sich je-
des Mal anhören, wenn ich hier stehe, weil ich das
unmöglich finde, was damals gelaufen ist.

(Beifall DIE LINKE)

Das ist auch nicht nachhaltig, das ist gegen den
ländlichen Raum gegangen. Es waren auch nur
Wahlkampfmittel von der CDU, war ja erfolgreich,
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gebe ich zu, die Menschen haben es aufgenom-
men. Aber dem ländlichen Raum haben Sie damit
nichts Gutes getan, für den haben Sie nur etwas
Schlechtes getan. Die Solidarität hat sich im ländli-
chen Raum dadurch auch nicht erhöht, das muss
man einfach so sagen. Das hätte anders geregelt
werden können und es hätte sicherlich auch Kom-
promisse geben können. Aber dieses rigorose Ab-
schaffen war ein Schachzug von Herrn Althaus,
den ich ihm immer übel genommen habe, und das
wird auch so bleiben. Aber das macht ja nichts, das
wird ihn nicht stören.

Zum Hochwasserschutz: Die Regelungen zu dem
Wasserwehrdienst haben Sie schon erwähnt, Frau
Ministerin. Ich finde das gut, dass es klargestellt
wird, welche ganz klaren Aufgabenverteilungen es
gibt. Es wird immer noch schwer werden, Herr
Kummer hat es schon gesagt. Aber das mit den
Wasserwehren ist ein schwieriges Unterfangen,
das haben wir schon jahrelang gesehen. Nichtsdes-
totrotz müssen wir es natürlich angehen und versu-
chen. Was ich aber für ganz wichtig halte, ist das
Fahren – das hat Herr Kummer auch schon gesagt
– der Saalekaskaden, dass dann die Landesanstalt
für Umwelt auch eingreifen kann im Hochwasser-
fall. Dass da selber gesteuert werden kann, halte
ich für ganz wichtig, dass es nicht an irgendwel-
chen Interessen scheitert, sondern dass wir als
Land Thüringen, die wir die Verantwortung auch für
die Menschen haben, dann reagieren können. Das
halte ich für ganz wesentlich und einen guten Fort-
schritt in dem Gesetz.

Natürlich müssen wir das Gesetz auch noch disku-
tieren. Ich will mal vorsichtig andeuten, dass es mit
der Zeitschiene der Frau Ministerin sicherlich
schwierig wird. Aber die Hoffnung stirbt zuletzt.
Auch wir werden uns bemühen. Wir haben ja dann
noch die Sommerpause. Nichtsdestotrotz werden
wir eine große Anhörung dazu machen müssen,
müssen auch natürlich mit der Landwirtschaft re-
den, das hat Herr Kummer schon gesagt. Der Forst
und alle wollen mitreden beim Wassergesetz und
das müssen wir auch zulassen, weil wir es ge-
schafft haben, dass ein Gesetzentwurf vorliegt. Das
finde ich schon etwas ganz Tolles, dass wir das
jetzt geschafft haben – auch wenn es eine gewisse
Zeit gedauert hat, jetzt sind wir alle dran im Ple-
num –, damit daraus was wirklich Gutes hervor-
geht.

Gut finde ich die Regelung zum Fracking, das ha-
ben wir auch schon gesagt. Mehr können wir nicht
tun, aber es ist ein Zeichen in die Richtung und was
wir dann im Hochwasserbereich noch alles tun wer-
den, darüber können wir im Einzelnen noch im Aus-
schuss reden. Das ist auch eine ganz wichtige Sa-
che und dann – heute sind ja die Omas schon so
viel zitiert worden. Meine Oma hat immer gesagt:
Gegen Feuer gibt es Wasser, aber gegen Wasser
gibt es nichts. Wir haben in einem Gebiet der Wip-

per gewohnt, die immer über die Ufer getreten ist.
Also, wir mussten öfter ausziehen und umziehen
und hatten bei uns im Dorf immer mal Hochwasser-
bereiche. Deshalb, sage ich, ist es ganz wichtig,
dass wir da was tun. Ich bin optimistisch, dass wir
das gemeinsam hinbekommen.

Überweisen möchten wir den Gesetzentwurf an den
Innen- und Kommunalausschuss, an den Infrastruk-
turausschuss und an den Umweltausschuss feder-
führend. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Frau Becker. Als Nächster hat Abge-
ordneter Kobelt für die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen das Wort.

Abgeordneter Kobelt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren, wir reden heute über nichts
weniger als das, was uns Rednern freundlicherwei-
se von den Kolleginnen und Kollegen zum Beispiel
zu jeder Rede zur Verfügung gestellt wird, dem
Wasser, das wir hier in diesem Wasserglas haben.
Allerdings ist das Wasser – wir haben uns vorhin
mal erkundigt – von Thüringer Waldquell, was nicht
schlecht ist, was sogar sehr gut ist, was aber auch
zeigt, dass Wasser teilweise über – in dem Fall –
vielleicht 50 Kilometer transportiert wird, aber – in
anderen Fällen – wenn Sie Genießer vom französi-
schen Volvic-Wasser oder Ähnlichem sind, dann
auch mal über 1.000 Kilometer transportiert wird.
Was wir als Bündnis 90/Die Grünen wollen, ist,
dass es so wie bei uns zu Hause ist, dass die Kin-
der dauerhaft ihr Wasserglas nehmen können, zur
Leitung gehen und sich dort frisches Wasser neh-
men, ohne in irgendeinem Kaufhaus Wasserkästen
zu schleppen, sondern Wasser als Grundnahrungs-
mittel genießen können. Und das nicht nur in den
nächsten zwei Jahren, sondern in den nächsten 40,
50 Jahren, für die nächste und übernächste Gene-
ration, denn wir als Bündnis 90/Die Grünen sagen
ganz eindeutig: Wasser ist wirklich ein Lebensrecht
und das sollte sauber bleiben – dafür stehen wir als
Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, aber die-
se Wasserqualität ist in Gefahr. Von verschiedenen
Rednern war heute schon die Rede, zu sagen, na
ja, wir müssen schon was machen, aber die Land-
wirtschaft zum Beispiel, die dürfen wir jetzt nicht so
stark zur Verantwortung ziehen. Aber lassen Sie
uns doch mal anschauen, was die Ursache von
schlechter gewordener Wasserqualität ist. Da ist,
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was zum Beispiel den Nitratanstieg im Wasser be-
trifft, die Landwirtschaft zu 70 Prozent verantwort-
lich. Natürlich auch noch Abwasseranlagen, die
noch nicht angeschlossen sind, aber der Haupt-
grund ist die Landwirtschaft, die immer stärker und
auf größeren Flächen und auch sehr nahe an Ge-
wässer heran düngt. Da müssen wir sagen, von mir
aus kann jeder Landwirt machen, was er will, auch
wirtschaftlich, aber nicht, wenn dadurch Mensch
oder Natur oder das Wasser geschädigt werden.
Deswegen muss es da eine Handlung geben. Und
verantwortungsvolle Politik heißt auch, dass wir uns
dieser Aufgabe stellen und dort Veränderungen
vorschlagen. Es gibt natürlich noch mehr Gefahren.
Erst am 6. Februar dieses Jahres haben wir einen
Bericht gelesen über multiresistente Erreger, ge-
fährliche Keime in Badeseen. Die Hälfte aller Bade-
seen in Mitteldeutschland hat diese Keime mittler-
weile in sich, weil gerade durch die Landwirtschaft,
durch die Viehwirtschaft immer mehr Antibiotika
eingesetzt werden, diese dann auch in die Gewäs-
ser geleitet werden, wie es natürlich auch bei Klini-
ken immer mehr der Fall ist. Jetzt haben wir einen
erhöhten Anstieg und das heißt jetzt nicht, dass,
wenn man badet, man dann krank wird, aber das
heißt, dass gerade Kinder da sehr empfindlich sind,
diese multiresistenten Keime aufnehmen und, wenn
sie dann erkranken, auf Antibiotika nicht mehr so
gut oder sehr schlecht reagieren. Das ist aus unse-
rer Sicht als Bündnis 90/Die Grünen eine bedrohli-
che Entwicklung und hier muss es auch Verände-
rungen geben.

Der dritte Punkt, wo das Wasser in Gefahr ist, das
ist jedem, glaube ich, noch ganz bildlich vor Augen,
was 2002, 2013 im Hochwasser passiert ist. Viele
Kollegen von Ihnen kommen aus Gera, dort wurde
das halbe BUGA-Gelände weggeschwemmt, Inves-
titionen, die erst getätigt wurden, sind zunichte ge-
macht worden, andere alte Städte an den Flussver-
läufen sind kaputtgegangen. Das ist, meine sehr
geehrten Damen und Herren, auch ein wirtschaftli-
cher Schaden, nicht nur ein emotionaler oder viel-
leicht sogar ein grünes Thema, was so ein grünes
Wohlfühlthema ist, das sind ganz harte wirtschaftli-
che Fakten, wenn wir uns dem als Politik nicht stel-
len.

Deswegen ist es für uns unverständlich gewesen,
dass die alte Landesregierung viele Bereiche bis
2014 nicht angefasst hat. Da der Anschlussgrad
beim Abwasser 80 Prozent beträgt, also 20 Prozent
der Haushalte das Abwasser mit schlechter Qualität
einleiten, wurde nicht genügend getan.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Rot-Rot-
Grün hat jetzt das Thüringer Wasserrecht aus der
Ecke geholt, in die es der CDU-Vorgänger leider
gestellt hat. Es ist auch gut so, dass wir das jetzt
angehen. An dieser Stelle möchte ich auch mal
Dank sagen an das Ministerium von Anja Sieges-
mund und Olaf Möller und dem Team, die in den

Jahren, nicht nur im letzten Jahr, an dem Wasser-
gesetz nicht nur hinter geschlossenen Türen gear-
beitet haben, sondern mit den Betroffenen ins Ge-
spräch gekommen sind, auch mit uns als Abgeord-
nete. Ich kann sagen, ich bin sehr froh, dass dieser
Entwurf heute hier auf dem Tisch liegt und dass
viele Anregungen – das hat Herr Kummer auch
schon gesagt – von der Politik, von den Betroffe-
nen, von den Gemeinden eingeflossen sind. Wir
können sehr stolz sein, dass wir das heute diskutie-
ren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, was wol-
len wir als Grüne, was war auch schon vor ein, zwei
Jahren unserer Anliegen als grüne Fraktion, als
grüne Politiker? Wir wollen den Anschlussgrad er-
höhen, dass diese 20 Prozent der Anschlüsse, die
mangelhaft sind und die Umwelt verschmutzen, re-
duziert werden. Dazu gab es auch einige Petitionen
im Petitionsausschuss. Leider ist zu wenig passiert.
Wir finden, die Regelung, die jetzt vorgeschlagen
wurde, ist ein guter Kompromiss. Es passiert nicht
allzu oft, wenn man mit dem Gemeinde- und Städ-
tebund ins Gespräch kommt, dass dieser nicht nur
– oftmals auch angemessene – kritische Worte fin-
det, sondern auch mal lobende und sagt, also das
haben wir in den letzten 20, 25 Jahren nicht allzu
oft erlebt oder auch an vielen Stellen gar nicht,
dass es einen Referentenentwurf gibt zu einem be-
stimmten Thema, das diskutiert wird, und dann die
Ministerin und der Staatssekretär bereit sind, noch
mal in die Diskussion zu gehen und diese Vorschlä-
ge auch zu überarbeiten. Das ist ein neuer Politik-
stil und ich finde es an dieser Stelle sehr gut, dass
wir uns Zeit genommen haben, in Diskussionen zu
gehen und jetzt einen Abwasserpakt zwischen
Land und Kommunen abzuschließen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, hätten
Sie mich vor drei Jahren gefragt, ob das eine Lö-
sung sein kann, dann hätte ich Ihnen gesagt, wir
haben ganz viele Debatten und es ist wirklich ein
schwieriges, emotionales Thema, wo es auch um
Geld geht. Dass ein grünes Ministerium und grüne
Politiker Hand in Hand mit dem Gemeinde- und
Städtebund einen Abwasserpakt besiegeln, das
hätte ich mir vor drei Jahren nicht träumen lassen.
Das ist zugegebenermaßen ein Kompromiss in vie-
len Punkten, aber ein großer Erfolg von grüner Poli-
tik.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es haben sich heute schon einige Kritiker geäußert
und gesagt, für eine große Anzahl von Einwohnern
ist das damit geregelt, es gibt aber auch noch An-
schlüsse von Kommunen unter 50 Einwohner, für
die es aus der Sicht von einigen, die hier gespro-
chen haben, noch nicht so wünschenswert geregelt
ist.
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Da muss ich sagen, wenn wir es schaffen in den
nächsten zehn Jahren mit den Finanzmitteln, die
Sie uns hier zur Verfügung stellen, nicht nur, wie es
in der Vergangenheit war, die Gemeinden mit mehr
als 200 Einwohnern und die ganz großen Gemein-
den anzuschließen, sondern auch die Gemeinden
mit 50 bis 200 Einwohnern ans Abwassernetz an-
zuschließen, dann haben wir einen Anschlussgrad
von 98 bis 99 Prozent, meine sehr geehrten Damen
und Herren. Wenn uns das mit kontinuierlicher För-
derung gelingt, so wie wir als Rot-Rot-Grün es im
Haushalt, den wir zu verantworten haben, schon
zur Verfügung gestellt haben, in zehn Jahren umzu-
setzen, dann ist es ein großer Gewinn für die Um-
welt. Und es gibt auch noch das 1 Prozent, worüber
wir sprechen müssen.

Aber es ist ja in diesen Kommunen nicht so, dass
dort die Abwasserverbände nicht tätig werden dür-
fen. Das wird ihnen ja nicht verboten. Aber sie wer-
den jetzt vom Land in dieser Dimension nicht dazu
verpflichtet, sondern wir gehen einen anderen Weg.
Wir sagen, wo es wirtschaftlich ist, in Absprache mit
den Gemeinden und den Gemeinderäten, die ja
dann auch in den Abwasserzweckverbänden sind.
Herr Fiedler, Sie sind als Bürgermeister auch in die-
se Prozesse eingebunden, warum dort im Saale-
Holzland-Kreis solche Zustände herrschen, das
kann ich nicht verstehen, vielleicht können Sie dazu
noch mal etwas sagen.

Aber jetzt gibt es die Möglichkeit, dass die Abwas-
serverbände das trotzdem dort machen, und – wo
das nicht geht oder ein sehr großer Aufwand ist,
zum Beispiel bei Gemeinden, die weit weg von ei-
nem Netz sind, und auch keine Gruppenlösungen
so einfach möglich sind – dann kann es dazu auch
kommen, dass weiterhin Kleinkläranlagen in die-
sem ganz geringen Bereich gebaut werden. Da fin-
de ich es gut, dass wir als Politik sagen: Wir ma-
chen es euch aber so einfach wie möglich. Über die
Höhe der Unterstützung werden wir im Gesetzes-
verfahren auch noch mal reden können. Bis jetzt
war es so, zwischen 15, 20, 25 Prozent, in der Grö-
ßenordnung wurden sie unterstützt, wenn sie denn
Anträge noch genehmigt bekommen haben und die
Gelder zur Verfügung gestellt wurden, was in den
Jahren sehr wenig der Fall war, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren. Jetzt gibt es die Möglich-
keit, die Haushalte sind dafür vorbereitet, die Anträ-
ge können gestellt werden, wenn das Gesetz be-
schlossen ist, und es ist das Ziel, diesen Zuschuss
auf circa 2.500 Euro zu erhöhen. Das ist ungefähr
die Hälfte, knapp die Hälfte an den Investitionskos-
ten. So eine hohe Unterstützung gab es noch nie.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Also meine
Kläranlage hat über 8.000 gekostet. Ihr
müsst mal die Praxis einbeziehen!)

Ja, es gibt sicherlich unterschiedliche technische
Lösungen. Auf jeden Fall ist Fakt, dass es so eine

große Unterstützung noch nie gab. Und natürlich
wird es auch, wenn viele Betroffene dann auch wie-
der investieren können durch die höheren Förder-
mittel, technische Lösungen geben, die es vielleicht
wirtschaftlicher machen, weil es in größerer Zahl
verkauft werden kann.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der zwei-
te Punkt, der uns beschäftigt, sind saubere Flüsse
und Gewässer. Hier ist die einfachste Möglichkeit
natürlich, wenn die Landwirtschaft sich verändert,
wenn mehr Biolandwirtschaft betrieben und nicht so
viel gespritzt wird, nicht so viel Nitrat, Dünger ein-
gesetzt wird. Das wäre die einfachste Möglichkeit.
Das werden wir als Landesregierung auch Schritt
für Schritt fördern unter Rot-Rot-Grün, aber das
braucht etwas Zeit und deswegen müssen wir auch
an der anderen Stelle die Gewässer davor schüt-
zen, dass nicht so viel Nitrat oder schädliche Stoffe
in die Gewässer kommen. Und da ist dieser Kom-
promiss, der gefunden wurde, wie es der Name
schon sagt, eben ein Kompromiss. Wir als Grüne
hätten uns gewünscht, wenn generell auf 10 Metern
Grünland entsteht, wenn die Gewässer eindeutig
dort abgetrennt sind. Aber wir sehen auch, wenn
man auf die Landwirte zugeht, auf den Gemeinde-
und Städtebund, dass es einen Kompromiss gibt,
und jetzt gibt es die Möglichkeit, 10 Meter nicht zu
düngen oder 5 Meter zu bepflanzen. Das ist aus
unserer Sicht ein guter Kompromiss, über den wir
auch noch mal in den Ausschüssen reden können.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der letzte
Punkt, der heute auch genannt wurde, ist die Ge-
wässerunterhaltung. Hier möchte ich nur auf eine
kleine Änderung hinweisen, die aber sehr wesent-
lich ist: Und zwar ist in dem Gesetz nunmehr gere-
gelt, dass die Gewässerunterhaltungsverbände
vom Land finanziell komplett ausgestattet werden.
Früher war es doch so: Es wurde über den KFA
ausgereicht; die Kommunen, die Interesse an dem
Thema hatten, die vielleicht auch Schäden noch
hatten, haben die Gelder eingesetzt; andere, die es
nicht so dringend hatten, haben es nicht gemacht.
Und das geht nicht, meine sehr geehrten Damen
und Herren, wir wollen eine geschlossene Gewäs-
serunterhaltung und dass das – da bin ich auch
Dagmar Becker sehr dankbar; sie hat da viel Erfah-
rung aus ihren Gewässerunterhaltungsverbänden
eingebracht – eine generelle Lösung wird. Wenn
das vom Land komplett unterstützt wird: Eine bes-
sere Lösung für Gewässerunterhaltung und für die
Gemeinden, die sich jetzt drauf verlassen können,
dass ihre Flüsse, Bäche und Gewässer auch or-
dentlich entsorgt und unterhalten werden, gibt es
meiner Meinung nach nicht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen
Sie mich zum Schluss kommen und noch etwas
zum Hochwasser sagen: Leider hat sich die techni-
sche Entwicklung so ergeben, dass immer mehr
Flüsse begradigt werden, Fließgeschwindigkeiten
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immer weiter gestiegen sind in den letzten Jahren
und dies natürlich auch zu größeren Hochwasser-
schäden führt, wenn das Wasser nicht langsam ab-
fließen kann, sondern beschleunigt wird. Deshalb
ist es uns sehr wichtig, dass wir in den Haushalten
von Rot-Rot-Grün jährlich 50 Millionen Euro für Ge-
wässerunterhalt und Hochwasserschutz eingesetzt
haben, und dies wird durch diese Maßnahmen im
Wassergesetz noch unterstützt.

Präsident Carius:

Und nun ist Ihre Redezeit zu Ende.

Abgeordneter Kobelt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Das wird dazu führen, dass wir sauberere Gewäs-
ser haben, sichere Gewässer haben und dass auch
unsere Kinder dieses saubere Wasser weiter genie-
ßen können. Das wünsche ich mir und deswegen:
Unterstützen Sie diesen Gesetzentwurf in den Aus-
schüssen.

Präsident Carius:

Jetzt ist Schluss.

Abgeordneter Kobelt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Als Nächste hat Abgeordnete Tasch für die CDU-
Fraktion das Wort.

Abgeordnete Tasch, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Liebe Frau Siegesmund, Sie haben vor-
hin gesagt, dass mir das richtig wehtun würde. Da
muss ich Sie jetzt enttäuschen, Ihr Redebeitrag hat
mir wirklich nicht wehgetan – nein, in keiner Weise.
Ich muss ganz ehrlich sagen: Die rot-rot-grüne Lan-
desregierung schwimmt zurzeit im Geld, sie kann
sich viele Dinge leisten – aber das ist nicht ihr Ver-
dienst. In der Umweltpolitik ist auch nicht alles su-
per, was ein grünes Umweltministerium macht, des-
wegen hat mir das in keiner Weise wehgetan. Da
müssen hier schon andere Sachen aufgefahren
werden, damit ich sage, dass mir das wehtut. Es
wäre ja sträflich, wenn Sie jetzt, wo die Steuerein-
nahmen so brummen, dieses Thema nicht angehen
würden.

Vielleicht noch mal ein Satz: Herr Kummer, wenn
ich Sie immer höre, dass wir als Parlament das ma-
chen müssen, und dann wird das eine oder andere

Beispiel angeführt, wo sicher auch Dinge im Argen
liegen, das ist gar keine Frage, aber wenn ich mir
Sie dann immer anhöre, denke ich, das ist wie im
Sozialismus, dass hier vorn die Mitglieder des
Landtags oder die Landesregierung in jeder kleinen
Kommune jeden Fall lösen wollen, weil wir das hier
besser können als die Menschen vor Ort. So
kommt mir das manchmal vor.

(Beifall CDU)

Auch an Dagmar Becker gerichtet, die jetzt den Fall
mit diesem Ortsteil von Werther oder …

(Zwischenruf Abg. Becker, SPD: Schern!)

Genau. – Das ist ein Thema, das nicht in Ordnung
ist, aber solche Dinge können wir mit keinem Ge-
setz dieser Erde regeln. Es gibt klare Zuständigkei-
ten, es gibt Verbände, es gibt Verbandsräte. Diese
müssen auch für solche Fälle eine Lösung finden,
das können wir hier nicht machen. Aber indem wir
das hier so thematisieren und so suggerieren, als
wenn wir in jede kleine Gemeinde reinregieren kön-
nen, erzeugen wir eine Erwartungshaltung, die wir
gar nicht erfüllen können. Davor will ich einfach
warnen.

(Beifall CDU)

Herr Kobelt, wenn ich Sie immer höre; darüber
müsste ich jetzt zu lange reden, Ihre grünen Träu-
mereien – na ja, gut.

Also die Koalitionsfraktionen und auch die AfD und
auch die Ministerin selbst haben ja gesagt, es hat
sehr, sehr lange gedauert, fast drei Jahre sind ins
Land gegangen, bis dem Landtag das Wasserge-
setz zugeleitet worden ist. Das zeigt uns, dass sich
die Koalition an vielen Punkten nicht einig war,
sonst wäre es nämlich schneller gegangen.

(Zwischenruf Siegesmund, Ministerin für Um-
welt, Energie und Naturschutz: Es ist ein
komplexes Gesetz!)

Es ist ein komplexes Gesetz, aber es stand ja ganz
oben auf der Agenda. Wie gesagt, wenn ihr euch
einig gewesen wärt, dann wäre das sicher auch
schon früher gekommen.

Die Kommunen und die Bürger in Thüringen brau-
chen ein Wassergesetz, das Rechts- und Pla-
nungssicherheit schafft und damit auch die drän-
genden Probleme, die es gibt, angeht. Wir haben
mehrmals den Anschlussgrad hier in Thüringen be-
nannt, damit auch in den nächsten Jahren die Ver-
besserung der Abwasserentsorgung in Thüringen
erfolgen kann. Ob es nun über eine zentrale oder
mittels Kleinkläranlage effektiv gelingen kann, das
ist ja Aufgabe der Zweckverbände.

Nach vielen Verhandlungen lösen Sie nun das Pro-
blem, indem Sie die boomenden Steuereinnahmen
nehmen können, um hier das Problem mit Geld zu
lösen. Dass heute die Wirtschaft so gut dasteht, ist
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auch das Verdienst der Landesregierung davor, die
ja natürlich nach 1990 auch den Grundstein für den
wirtschaftlichen Erfolg gelegt hat.

(Zwischenruf Siegesmund, Ministerin für Um-
welt, Energie und Naturschutz: Nicht nur mit
Geld! Bei den Zweckverbänden ist es auch
Verantwortung!)

Aber die Frage ist: Was tun wir, wenn die finanziel-
len Mittel in der Größenordnung in den nächsten
Jahren nicht zur Verfügung stehen? Wie wollen wir
damit umgehen und was wird dann aus dem Ab-
wasserpakt? Unsere Fraktion hat 2011 eine Abwas-
serkonzeption entwickelt; wir sind auch mit den Ab-
wasserverbänden im Gespräch. Aber ich muss sa-
gen, wir hatten 2011 eben auch kein Geld zur Rea-
lisierung. Das ist einfach so, die Kassen waren da-
mals nicht so voll. Heute ist eine andere Finanzlage
da, und das können Sie glücklicherweise nutzen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Ziel der Novelle
des Thüringer Wassergesetzes muss es sein, für
die Bürger – das haben hier auch alle angespro-
chen – perspektivisch kostengünstigere und sozial-
verträgliche Varianten der Abwasserentsorgung
nach dem Stand der Technik zu erreichen. Eine
vorsorgende Wasserpolitik muss aber auch im Ein-
klang mit der Leistungsfähigkeit der Hauseigentü-
mer, der Grundstückseigentümer, der Mieter und
Steuerzahler ausgestaltet sein. Das ist ganz klar.
Jemand hat eben auch schon – ich glaube, Herr
Kobelt war es – angesprochen, dass zahlreiche Pe-
titionen betroffener Bürger im Petitionsausschuss
aus den letzten Jahren zeigen, dass Handlungsbe-
darf besteht. Aber wir fragen auch – das müssen
wir auch im Ausschuss diskutieren –: Was wird mit
den Bürgern, die unter Androhung von Sanktionen
die Sanierungsanordnung der Wasserbehörden be-
folgt und bereits hohe Summen für ihre neue Klein-
kläranlage aufgewendet haben?

(Beifall CDU)

Plant die Landesregierung dafür einen Lastenaus-
gleich? Das sind Fragen, die wir fortberaten müs-
sen. Hier möchte ich auch die Ministerin zitieren.
Sie hat gesagt: Wir wollen, dass mehr Grundstücke
in Thüringen an die öffentliche Abwasserentsor-
gung angeschlossen und die Kosten dafür fair ver-
teilt sind. – Aber hier kann die Fairness natürlich
auch ein Problem werden. Einerseits wollen Sie ei-
ne Gerechtigkeitslücke schließen, reißen aber ge-
genüber den Bürgern, die bereits – der Herr Fiedler
hat es gerade dazwischengerufen – eine moderne
Kleinkläranlage gebaut haben, eine neue Gerech-
tigkeitslücke auf. Da müssen wir Antworten in der
Beratung in den Ausschüssen finden.

(Beifall CDU)

Von allen technischen und rechtlich zulässigen Ent-
sorgungsvarianten darf zukünftig nur noch die wirt-
schaftlichste umgesetzt werden. Dies betrifft auch

die Entscheidung zwischen zentralen und dezentra-
len Lösungen. Da nur ein Teil der Gesamtkosten
gefördert wird, werden von dem Zweckverband
durch Mehraufwand für die größeren zentralen Lö-
sungen die Gebühren und Beiträge angehoben.
Damit müssen zukünftig auch alle Anschlussneh-
mer das bezahlen. Zudem dürfen die Bürger nicht
mehr zu teuren Kleinkläranlagen gezwungen wer-
den, wenn ein späterer Anschluss an die zentrale
Abwasserentsorgung vorgesehen ist. Das ist ja
schon länger unsere Meinung. Dafür ist die schnel-
le Überarbeitung der regionalen Abwasserbeseiti-
gungskonzepte notwendig, damit den Bürgern nicht
noch weitere Nachteile durch säumige Abwasser-
zweckverbände entstehen.

Man muss hier mal wirklich der Fairness halber sa-
gen: Die Mehrzahl der Abwasserzweckverbände
leistet eine sehr gute Arbeit. Durch Herrn Kobelt
wurde gesagt, ja, die kleinen Dörfer sind noch nicht
angeschlossen, sondern nur die Städte. – Aber das
war eben so. 1990 gab es keine moderne Abwas-
serentsorgung. Erst wurden die großen ange-
schlossen und jetzt geht es auch in das kleinteilige
Thüringen, in die kleinen Gemeinden rein.

Wichtig ist, dass sichergestellt wird, dass auch für
einen gewissen Zeitraum für den Abwasserpakt die
Fördermittel vom Land bereitgestellt werden, damit
es einen Planungsvorlauf geben kann. Da will ich
mal ein Beispiel aus dem Jahr 2018 bringen, wo
das nicht der Fall ist. Wir haben Januar den Haus-
halt verabschiedet und, liebe Frau Ministerin Keller,
heute ist der 24. Mai. Bis heute hat noch keine Ge-
meinde in Thüringen, die in der Dorferneuerung ist,
einen Bewilligungsbescheid bekommen.

(Beifall CDU)

Sie wissen, dass gerade die Gemeinden – da geht
es ja um die Gemeinden, die noch keinen hohen
Anschlussgrad haben – oftmals auch Gemein-
schaftsmaßnahmen realisieren. Bis heute ist noch
kein Bewilligungsbescheid da. Ich weiß es zufällig
hundertprozentig, weil die Gemeinde Küllstedt, wir
sind auch in der Dorferneuerung, auf die Bescheide
wartet.

(Beifall CDU)

Wie will ich denn von heute bis Jahresende aus-
schreiben, vergeben und bauen? Also, wie gesagt,
wenn wir den Abwasserpakt umsetzen wollen, da
muss auch der Verwaltungsvollzug sichergestellt
werden. Wenn wir jedes Jahr so lange warten, ha-
ben wir von den Millionen vielleicht ein Drittel ver-
baut. Alles andere ist dann auf der Verwaltungs-
ebene verloren gegangen. Das kann es nicht sein.

Zum anderen sind wir der Meinung, dass die Betrei-
ber von Kleinkläranlagen auch ausreichend Zeit ha-
ben sollen und müssen, um die Standards zu erfül-
len.
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Dann möchte ich noch auf ein weiteres Konfliktfeld
eingehen – ich will mich nicht zu allen Themen äu-
ßern –, das ist etwas, was uns am Herzen liegt und
da haben wir eine ganz andere Meinung, das wird
Sie jetzt überhaupt nicht verwundern, und zwar sind
das die Gewässerrandstreifen, die unserer Auffas-
sung nach zu weitreichend der Restriktion unter-
worfen werden sollen. Es gibt Modellrechnungen;
denen zufolge betrifft das 23.000 Hektar, die von ei-
nem 10 Meter breiten Randstreifen betroffen wer-
den. Das entspricht einem Anteil von 2,6 Prozent
der landwirtschaftlichen Nutzfläche. Ihre Forderung
stellt einen massiven Eingriff in die Verfügungsposi-
tion der Grundstückseigner dar. Diese verlieren die
Gestaltungsmöglichkeit über Teile ihrer am Gewäs-
ser liegenden Flurstücke und erleiden einen dauer-
haften Wertverlust. Das ist einfach Fakt.

(Beifall CDU)

Völlig unklar bleibt, welche Auswirkungen das Gan-
ze auf die Fördermittel für diese Flächen hat. Damit
ist die Ausgleichszahlung im benachteiligten Gebiet
gefährdet und es sind KULAP-Zahlungen für Strei-
fenprogramme bedroht, da nicht mehr freiwillig auf
Pflanzenschutz und Dünger verzichtet werden
kann. Die Landesregierung schafft es also, zum
Schaden für die Landwirtschaft zwei Fliegen mit ei-
ner Klappe zu schlagen. Auf der einen Seite sorgen
bundesweit einmalige Restriktionen dafür, dass auf
den betroffenen Flächen keine oder geminderte
Wertschöpfung stattfindet und auf der anderen Sei-
te sorgt die gleiche Regelung dafür, dass den Land-
wirten auch noch die finanzielle Unterstützung ver-
loren geht. Wir erleben bei der Regelung zu den
Gewässerrandstreifen ein herausragendes Beispiel,
wie die Landwirtschaft kaputt gemacht werden soll.

(Zwischenruf Siegesmund, Ministerin für Um-
welt, Energie und Naturschutz: Das ist
Quatsch!)

Sie können sich dann noch mal äußern.

Frau Ministerin, Sie haben eben und auch in Ihrer
Pressemitteilung gesagt: Unsere Bäche und Flüsse
brauchen mehr Luft zum Atmen. – Ist das nur eine
Floskel oder wie meinen Sie das im Einzelnen? Es
scheint an Ihnen vorbeigegangen zu sein – so se-
hen wir das –, dass seit Juni 2017 ein bundesweit
gültiges neues Düngerecht in Kraft ist, ein Dünge-
recht mit zahlreichen Restriktionen und Auflagen
mit dem Ziel eines verbesserten Gewässerschut-
zes. Die neue Regelung des Düngerechts hat viel
Kraft gekostet und es wurde ein Kompromiss er-
zielt. Die Landwirte stellen sich den neuen Auflagen
aus dem Fachrecht heraus. Aber was Sie jetzt vor-
haben, ist eine deutliche Verschärfung. In anderen
Ländern werden Gewässerrandstreifen auf einen
Meter verkleinert, weil moderne Technik ermöglicht,
Dünger und Pflanzenschutzschutzmittel gewässer-
schonend einzubringen, weil kein Landwirt mehr
Dünger und Pflanzenschutzmittel verwendet, als er

unbedingt braucht. Das ist ein Thema, das wir un-
bedingt im Umwelt- und auch im Landwirtschafts-
ausschuss fortberaten müssen.

Der dritte Punkt, den ich ansprechen will – wundert
Sie sicher auch nicht, dass die CDU-Fraktion da ei-
ne andere Auffassung hat –, das sind die geplanten
zwangsweisen Einführungen der Gewässerunter-
haltungsverbände – zwangsweise. Erst sollten es
13 sein, jetzt 20. Wer per Gesetz Zwangsverbände
einführen will, zeigt – und ich muss das so deutlich
sagen –, dass er von kommunaler Selbstverwaltung
nichts, aber auch rein gar nichts hält.

(Beifall CDU)

Damit stellt sich Rot-Rot-Grün erneut gegen den
ländlichen Raum und tritt die Rechte der Gemein-
den mit Füßen. Die Nichtachtung der kommunalen
Selbstverwaltung zieht sich wie ein roter Faden
durch die Arbeit der rot-rot-grünen Landesregie-
rung. Das haben wir doch mit dem unsäglichen
Versuch gesehen, hier eine Zwangsgebietsreform
durchzudrücken. Damit vernachlässigen Sie den
ländlichen Raum. Bei einigen Grünen – ich will es
nicht für alle sagen – habe ich manchmal das Ge-
fühl – ich habe das schon öfter gesagt: alles Städ-
ter – und die haben einen Besserwisserzeigefinger
und sagen uns im ländlichen Raum, wie es zu ge-
hen hat und wohnen hier in der Stadt und können
mit der Straßenbahn überall hinfahren,

(Beifall CDU)

können Abwasserkanäle bauen, wo soundso viele
Anwohner angeschlossen sind. All das, was wir im
ländlichen Raum gar nicht können, aber uns erzäh-
len, wo der Hase lang läuft.

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Nein, nein!)

Zwar ist es richtig, dass die Fließgewässer nach ih-
ren Einzugsbereichen und den dort befindlichen
Kommunen betrachtet werden müssen, aber brin-
gen nicht die Zwangsverbände auch mehr Bürokra-
tie und eine teure Bürokratie? Sie haben gerade
gesagt: Es ist ausfinanziert. – Aber ein Verband
braucht auch Beschäftigte, der muss Beschäftigte
einführen, der muss einen Geschäftsführer haben,
er muss Technik haben, er muss Personal haben.
Diese Kosten habe ich erst mal und damit hat noch
nicht ein Gewässer profitiert. Aber diese Kosten ha-
be ich, die sind erst mal ausgegeben. Unsere Mei-
nung ist, diese Aufgaben können die Gemeinden
und Städte besser machen. Sicher können Sie mir
jetzt auch Beispiele sagen, wo Sie gesagt haben,
die Gemeinde A, die Gemeinde B hat es nicht gut
gemacht.

(Zwischenruf Siegesmund, Ministerin für Um-
welt, Energie und Naturschutz: 95 Prozent!)

– also Ihrer Meinung nach 95 Prozent. – 95 Prozent
haben keine Ahnung. Herr Fiedler und ich gehören
da auch zu den beiden Bürgermeistern, die keine
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Ahnung haben. Also unsere Meinung ist: Dieses
Geld, wenn Sie die Verbände vollfinanzieren wol-
len, dann schaffen Sie doch ein Förderprogramm,
wo ich als Gemeinde auch eine Gewässerunterhal-
tungsmaßnahme mit Landesmitteln machen kann.
Damit wäre auch den Gemeinden geholfen. Der
Bürgermeister, der Gemeinderat, die Einwohner
kennen ihre Gewässer und wissen auch, wo was
nötig ist.

(Beifall CDU)

Das beanstanden wir und sagen, das ist ein Eingriff
in die kommunale Selbstverwaltung, der nicht trag-
bar ist.

Wir möchten das Gesetz gern fortberaten im zu-
ständigen Umweltausschuss, der federführend sein
soll, im Ausschuss für Innen und Kommunales, weil
es auch um die kommunale Selbstverwaltung geht,
und natürlich auch im Landwirtschafts- und Infra-
strukturausschuss, weil es hier auch um die Land-
wirtschaft geht. Ich denke, es werden Beratungen
folgen und sicher auch noch Änderungen vorge-
nommen. Ich freue mich auf eine Weiterberatung
im Ausschuss. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Ich habe noch eine weitere Wortmel-
dung vom Kollegen Fiedler und danach bitte ich
Frau Ministerin. Herr Fiedler, Sie haben das Wort
für die CDU-Fraktion.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich will noch einige Dinge
anfügen, meine Kollegin Christina Tasch hat ja
schon einiges genannt. Ich will damit anfangen: Wir
alle im Freistaat Thüringen haben die maroden
Wasser- und Abwasseranlagen der ehemaligen
DDR übernommen.

(Zwischenruf Abg. Stange, DIE LINKE: Nicht
überall!)

Die Linken, die sich immer so aufschwingen, sollten
sich mal daran erinnern: Wenn überhaupt etwas
gemacht wurde, dann wurde was in den Städten
gemacht.

(Beifall AfD)

Dann kam die Neuregelung bzw. die Länder wur-
den gegründet etc. und dann musste das alles nach
neuem Recht weitergeführt werden. Aber auch hier
wurden zur damaligen Zeit vorrangig die Städte fi-
nanziert. Wer in den Verbänden vor Ort ist, der
weiß das. Vorrangig gingen die Fördermittel in die
Städte hinein und der ländliche Raum hat mit finan-
ziert. Das wollen viele heute nicht mehr wahrhaben
oder wollen es beiseite schieben, es ist aber so.

Jetzt haben wir die schwere Aufgabe bzw. die Lan-
desregierung hat etwas vorgelegt. Wir hatten heute
schon mal ein Thema und die schwere Aufgabe, et-
was hinzukriegen, was nicht so einfach ist. Der Kol-
lege, der damals hier Umweltminister und Landwirt-
schaftsminister war, kommt ja nur selten, der kriegt
sein Geld für umsonst und lässt sich hier nicht mehr
blicken. Mit dem haben wir diskutiert in der Fraktion
bis zum Schmeißen, ich will es mal deutlich sagen.
Wir haben gesagt, wir sollten von der Gewässer-
qualität ausgehen und danach alle anderen Schritte
machen. Es wurde boykottiert und es wurden viele
Dinge nicht gemacht.

(Beifall DIE LINKE)

Man muss auch selbstkritisch solche Dinge sagen
können. Der damalige Staatssekretär hat sich be-
müht, so wie sich Ihr heutiger Staatssekretär, Frau
Ministerin, auch sehr bemüht hat, das will ich aus-
drücklich sagen, aber – jetzt kommt das Aber, Herr
Kollege, man muss auch mal loben können, ich ha-
be nicht so viel Zeit, deswegen muss ich mich beei-
len – angekündigt war das Ganze vor drei Jahren.
Hätten wir mal vor drei Jahren das Ganze auf den
Tisch gekriegt, dann hätten wir viele Ungerechtig-
keiten, die da sind, anhalten können. Vollbiologie
musste gebaut werden, obwohl das teilweise voll-
kommener Quatsch war. Ich habe nie gehört, dass
jemand richtig von einem Moratorium oder irgend
so was geredet hat. Man hätte schon ein paar Din-
ge machen können. Jetzt kommt der Punkt, an den
ich noch mal hin will, was meine Kollegin auch ge-
sagt hat: Es geht darum, dass wir keine neuen Un-
gerechtigkeiten schaffen dürfen. Nun gibt es immer
Leute, die nicht in solchen Verbänden sind, aber ich
bin schon ziemlich lange in so einem Verband,
mein Vorsitzender ist ein SPD-Genosse. Das än-
dert aber nichts daran, dass wir bis dato in der Re-
gel gemeinsam entschieden haben. Ich sage das
ausdrücklich. Bei Wasser und Abwasser kann ei-
gentlich keiner gewinnen, da kann man eigentlich
nur verlieren. Deswegen muss man jetzt Lösungen
finden.

Ich zeige es mal an meinem Dorf. Mein Dorf hat
sich daran gehalten, nach Abwasserbeseitigungs-
konzept, was jeder Verband haben sollte, müsste,
dürfte, haben wir dann festgelegt, die und die Ge-
meinden kommen in den Schritten dran. Ausge-
rechnet meine Gemeinde war die erste, die dran
war. Ich habe die Bürgerversammlung erlebt, es
hätte nur noch gefehlt, sie hätten mich mit dem
Knüppel aus dem Bürgerhaus getrieben. Aber wir
haben es trotzdem durchgezogen, gesetzestreu
und mit allem, was dazugehört. Und jetzt haben wir
den Fall, dass – ich weiß es nicht genau – 60 oder
70 Prozent Vollbiologie gebaut haben. Und was
macht der Rest jetzt? Noch dazu, wo das Ministe-
rium noch einen Querschuss gesetzt hat, dass die
Fördermittel nicht mehr gezahlt wurden, die 1.500
Euro, weil da eine Klage anhängig war. Das war
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nicht meine Erfindung und auch nicht die Erfindung
der Bürger.

Was machen wir denn jetzt mit denen? Die können
keine Vollbiologie. Bei uns im Dorf gibt es ein paar
Vollbiologiekläranlagen. Und den Rest wollen Sie ir-
gendwohin führen? Da muss eine Lösung her.
Wenn eine vernünftige Lösung herkommt, kann
man auch über solche Dinge gemeinsam reden.
Und es ist ja auch so, dass es die Wasserbehörden
gibt – untere, mittlere, obere. Wo waren die denn
alle, auch in den Jahren, in denen Sie residieren?
Wo waren die denn alle? Die haben das alle laufen
lassen. Alle haben es laufen lassen, je nach Gusto
ist da entschieden worden – auch zu unserer Zeit.
Das ist einfach eine – ich sage jetzt mal ein Wort,
weil oben keine mehr sitzen –, es ist einfach nur ei-
ne Sauerei.

Und jetzt haben wir das Ganze gemeinsam auszu-
baden. Wir könnten ja sagen: Ach, lass die doch
machen, sollen sie sehen. Aber so einfach geht die
Welt nicht und deswegen muss hier schnellstmög-
lich Klärung herbei, wie das Ganze wirklich geht.
Und man muss vor allen Dingen auch mal sehen –
und vergessen Sie das nicht –: Sie verkünden jetzt
– ich habe es vorhin schon mal jemandem zugeru-
fen –, wir geben jetzt nicht 1.500, wir geben
2.500 Euro. Wunderbar, wunderschön, aus vollen
Kästen lässt sich auch gut schöpfen, aber Sie wis-
sen genauso gut – oder müssten es wissen –: Die
Baupreise sind so immens in die Höhe geschossen,
das wird vielleicht gerade mal der Ausgleich sein,
dass man damit das, was man vorher mit 1.500
hatte, jetzt mit 2.500 bezahlen kann. Wir werden
uns alle noch umgucken, vor allen die Kommunen
und der öffentliche Raum, wie die Preise nach oben
schießen und wir kommen nicht mehr hinterher.

Und das, was meine Kollegin gesagt hat, Dorfer-
neuerung: Wenn nicht bald die Gelder rauskom-
men, dann können wir es sein lassen. Dann können
sie sich die Dinger an den Hut stecken, weil wir
nämlich das Zeug nicht mehr umsetzen können
oder die Kosten so in die Höhe geschossen sind,
dass nichts mehr passiert im Lande.

(Beifall CDU)

Also, ich habe nicht mehr viel Zeit. Es ist gelöst
worden, hoffentlich umfänglich, das kann ich noch
nicht so beurteilen. Herrenlose Speicher gibt es ge-
nug im Lande. Zu den 20 Gewässerunterhaltungs-
verbänden hat meine Kollegin gesagt, wir hatten al-
le Verbände hier. Da hätte man darüber reden kön-
nen, ob das nicht die vorhandenen Verbände mit
übernehmen können. Solange die Finanzierung ge-
sichert ist …

(Zwischenruf Siegesmund, Ministerin für Um-
welt, Energie und Naturschutz: … Gewässer-
unterhaltungsverbände …)

Die Abwasserzweckverbände vor Ort? Ja, doch
nur, aber vielleicht hätten sich welche zusammen-
geschlossen. Da haben wir die Fachleute sitzen,
die sollten wir doch mal mit nutzen. Sie werden se-
hen, meine Kollegin hat es ja gesagt, das wird uns
ein Schweinegeld kosten und es ist noch nicht ein
Stückchen Hochwasserschutz oder irgendwas pas-
siert, weil das nämlich wieder jahrelang dauert, die
Behörden aufzubauen.

Und vergessen Sie nicht: Alle Verbände müssen
ein ABK haben. Jetzt müssen die ABKs geändert
werden. Wie werden die geändert? Nach welchen
Gesichtspunkten? Die 15-Jahre-Kleinkläranlage ist
angesprochen worden: Wie lange gelten die jetzt?
Muss da nach 15 Jahren schon wieder was Neues
gebaut werden? Und, und, und. Hochwasserschutz
– Sie waren ja bei uns vor Ort –: Das ist ein schwie-
riger Acker, der da zu machen ist. Wenn die eine
Gruppe sagt, ich mache mit, und die nächste sagt,
ich mache nicht mit – ist auch in der kommunalen
Familie sehr schwierig. Zur Wasserwehr brauche
ich nur noch zu sagen: Hoffentlich finden wir eine
Lösung, wo die Feuerwehren und die Kommunen
vor Ort mitmachen.

(Beifall AfD)

Das hängt nämlich nur …

Präsident Carius:

Herr Fiedler, ich muss Sie bitten, zum Ende zu
kommen.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Ach, so ein Mist.

Meine Damen und Herren …

Präsident Carius:

Herr Kollege Fiedler, ich muss Sie auch noch bit-
ten, sich zu zügeln.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Ja, Herr Präsident, ich gebe mir noch mehr Mühe,
aber da wird die Redezeit nicht besser.

(Heiterkeit und Beifall CDU)

Ich bedanke mich, ich freue mich auf die Beratung,
auch im Innenausschuss, und hoffe, dass wir Lö-
sungen finden, um nicht neue Ungerechtigkeiten zu
schaffen.

(Beifall CDU, AfD)

Präsident Carius:

Für die Landesregierung hat Frau Ministerin Sie-
gesmund das Wort.
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Siegesmund, Ministerin für Umwelt, Energie
und Naturschutz:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich darf mich erst mal für die konstruktive
Debatte bedanken und ja, Herr Fiedler, ich weiß,
dass Sie gerade beim Hochwasserschutz und auch
beim Thema „Abwasser“ sehr engagiert in Ihrer Ge-
meinde sind, die Debatten kennen und auch wis-
sen, dass es darum geht, diese Dinge umfassend
zu klären. Es reicht eben nicht, wenn ein Oberlieger
eine Idee hat und der Rest spielt nicht mit und zwi-
schendrin scheren zwei aus. Sie wissen, wovon Sie
reden. Umso wichtiger finde ich, dass wir da in den
Ausschüssen weiterreden.

Was ich aber nicht kann, und das können Sie alle
auch nicht: Ich kann nicht die Uhr zurückdrehen.
Und Sie haben völlig recht, die Ausgangssituation
1989/1990 war schwierig, aber ich will Ihnen sagen,
was Sachsen und Sachsen-Anhalt geschafft haben
und Thüringen nicht: In Sachsen und Sachsen-An-
halt hat man beim Thema „Kleinkläranlagen“ den
Anschlussgrad von 96 Prozent und wir haben ma-
gere 80 Prozent. Da sage ich: Das ist ein Problem,
wir wollen das zusammen anpacken. Ich denke, wir
sind bei diesem Thema auch gemeinsam unter-
wegs.

Ich finde, wenn wir jetzt die Finanzierung erhöhen,
dann sagen Sie so leichterdings, Frau Tasch, na ja,
die Landesregierung macht ja überall das Porte-
monnaie auf, das ist ja keine Kunst, das jetzt hinzu-
kriegen. Also mindestens die regierungstragenden
Koalitionsfraktionen und die Haushälter, die da sit-
zen, und auch meine Kollegen aus dem Kabinett
wissen: Frau Taubert neigt eher nicht dazu, sofort
das Portemonnaie aufzumachen, wenn man mal
den Wunsch äußert. Jeder, der sagt, das sei an-
ders, der kann sich jetzt mal melden. – So. Also,
dann lasse ich das jetzt mal so im Raum stehen.
Man muss schon – was ich Ihnen damit sagen will
– den politischen Willen haben, ein Problem zu be-
nennen und es zu lösen. Das sehe ich bei Ihnen ja
auch. Ich will nur sagen: Geschenkt kriegt man
nichts und in den Schoß fällt einem in der Politik
und in der Koalition auch nichts.

(Beifall SPD)

Es ist mir wichtig, diesen Punkt noch mal deutlich
zu machen.

Gerade bei diesem Thema, was wir gemeinsam mit
dem Gemeinde- und Städtebund gelöst haben, ich
habe bei allen Rednerinnen und Rednern das ge-
hört, was mir selber eine ureigenste Eigenschaft ist:
Ungeduld. Ich teile das, dass es lange gedauert
hat. Aber ich finde auch, sehr geehrte Damen und
Herren, es ist doch ein Wert an sich, dass wir mit
dem Abwasserpakt die kommunale Familie in so ei-
ner wichtigen Frage an unserer Seite wissen, dass
man sich im Präsidium des Gemeinde- und Städte-

bunds committet hat. Wenn Sie an der Stelle wie-
der deutlich machen, na ja, die Städter haben keine
Ahnung vom ländlichen Raum und umgedreht:
Wenn wir Ihnen dann mal auf dem Silbertablett eine
Lösung für den ländlichen Raum anbieten, ist es ja
auch wieder nicht richtig. Ich habe nicht gehört, wie
Sie es anders machen wollen. Deswegen, denke
ich, wäre es gut, im Ausschuss die offenen Fragen,
Herr Fiedler – die Sie völlig zu Recht haben, es
sind viele, aber die kann man auch nicht in einer
Zehn-Minuten-Debatte ansprechen – und Frau
Tasch, dass wir die in den Ausschüssen in Ruhe
diskutieren.

Jetzt will ich etwas zum Thema „Gewässerunterhal-
tungsverbände“ sagen. Da sagen Sie, da entsteht
dieser Verwaltungskopf. Sie haben völlig recht,
dass das eine Frage ist, die wir genau im Auge be-
halten müssen. Wir haben die Diskussion bei der
Frage „Gewässerunterhaltung“ damit begonnen,
dass wir uns mit Gemeinde- und Städtebund, Land-
kreistag und vielen Kommunen einzeln getroffen
und gesagt haben: Leute, seht ihr auch, dass es
hier ein Problem gibt? Ja, ich habe kein Gespräch
gehabt, wo es nicht hieß, Gewässerunterhaltung ist
ein Problem, angesichts der Wetterlagen, ange-
sichts der Starkregenereignisse, angesichts kom-
mender Hochwasser müssen wir hier etwas tun.
Die Realität war die, dass die Mittel, die bislang im
KFA waren, von den Gemeinden in der Regel ein-
gesteckt worden sind. Nur 5 Prozent von den
7,4 Millionen Euro sind tatsächlich in Gewässerun-
terhaltung geflossen. Wir haben die Statistiken, ich
liefere die gerne nach. Deswegen haben alle ge-
sagt: Lasst uns eine Lösung finden. Man hätte die-
se Verantwortung auch auf die Landkreisebene
übertragen können. Das wollte der Landkreistag
nicht. Man hätte auch eine andere Lösung finden
können. Herr Fiedler sagte gerade, lasst doch die
Abwasserzweckverbände machen. Ich sage Ihnen
mal ganz ehrlich und offen, wir haben schon über
100 Abwasserzweckverbände. Ich habe auch nicht
Lust, an der Stelle noch weitere zusätzliche An-
sprechpartner zu finden. Das wird ja immer unüber-
sichtlicher.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

100 sind viel zu viel. In Ostfriesland gibt es für
1 Million Einwohner einen Abwasserzweckverband,
das hieße eigentlich, zwei für Thüringen. Wir leisten
uns für 2 Millionen Einwohner über 100 Abwasser-
zweckverbände. Glauben Sie uns, diese Frage der
Struktur ist nicht vom Himmel gefallen. Also 90er-
Jahre, da haben andere politische Verantwortung
getragen. Aber was wir ermöglichen, Herr Fiedler
und Frau Tasch, ist, dass Abwasserzweckverbände
sich zusammenschließen und gemeinsam Gewäs-
serunterhaltung betreiben. Was nicht geht, ist noch
mal 100 loszuschicken und das machen zulassen.
Die können das, wenn sie sich zu einer vernünfti-
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gen Struktur zusammenschließen. Sie können das
also übernehmen.

Mein letzter Punkt, zu dem Thema „Uferrandstrei-
fen“ und der Zumutung für die Landwirte: Frau Kel-
ler hat genauso wie ich an dieser Stelle vehement
widersprochen, Frau Tasch, weil es Gespräche –
ich habe Ihnen gesagt, zwischen dem ersten und
dem zweiten KD gab es 72 Anzuhörende, die sich
an uns gewandt haben –, auch einen Austausch mit
dem Bauernverband und allen Betroffenen gab,
weil wir um eine Lösung gerungen haben und weil
es Förderprogramme im Bereich „Greening“, „Blüh-
streifen“ – und weiß ich nicht, was noch alles – gibt,
die genau das ausgleichen. Es ist also nicht so,
dass man jetzt hergehen und sagen kann, wir wie-
geln mal diese oder jene Profession auf. Wir haben
bereits mit denen geredet. Das ist auch wichtig,
denn wir sind lösungsorientiert unterwegs. Wir
schütten also keinem was – im wahrsten Sinne des
Wortes – beim Wassergesetz vor die Füße, son-
dern wir wollen mit denen, die es betrifft, an einer
Lösung arbeiten, eine, die tragfähig ist, eine, wo ich
mich sehr auf die Debatte im Ausschuss freue. Ich
will auch noch mal ganz herzlich, weil das Team im
Umweltministerium lange daran gearbeitet hat, al-
len Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Umweltmi-
nisterium danken, auch meinem Staatssekretär, all
jenen, die in den vielen Runden, die wir im Haus
und darüber hinaus hatten, ihre Expertise einge-
bracht haben, ausdrücklich auch den Abgeordne-
ten. Ich weiß, dass Dagmar Becker und Tilo Kum-
mer extra zum Thema „Gewässerunterhaltung“ vie-
le Fachrunden hatten und sich da zusätzlich einge-
bracht haben. Da ziehen ganz viele ihr Fädchen mit
in diesem Webteppich, damit das Ganze gelingen
kann und tragfähig ist. Ich denke, so sollten wir die
Beratungen auch fortsetzen im Sinne der Men-
schen im ländlichen Raum und der Lösung dieses
großen Problems für Thüringen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Weitere Wortmeldungen habe ich auch aufgrund
der fast ausgeschöpften Redezeit nicht. Ich schlie-
ße damit die Beratung.

Wir kommen zu den beantragten Überweisungen
an die Ausschüsse. Wenn das richtig ist, wurde be-
antragt, das Gesetz an den Ausschuss für Umwelt,
Energie und Naturschutz, an den Innen- und Kom-
munalausschuss, an den Ausschuss für Infrastruk-
tur, Landwirtschaft und Forsten sowie an den Aus-
schuss für Migration, Justiz und Verbraucherschutz
zu überweisen. Dann stimmen wir das jetzt einzeln
ab.

Wer für die Überweisung an den Ausschuss für
Umwelt, Energie und Naturschutz ist, den bitte ich
jetzt um das Handzeichen. Das sind die Stimmen

der Koalitionsfraktionen, der CDU-Fraktion, der
AfD-Fraktion und vom Kollegen Gentele. Danke
schön. Gegenstimmen? Enthaltungen? Nicht der
Fall. Damit einstimmig an den Ausschuss für Um-
welt, Energie und Naturschutz überwiesen.

An den Innen- und Kommunalausschuss: Wer dafür
ist, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das
sind die Stimmen der Koalitionsfraktionen, der
CDU-Fraktion, der AfD-Fraktion und vom Kollegen
Gentele. Gegenstimmen und Enthaltungen sind
ausgeschlossen. Damit an den Innen- und Kommu-
nalausschuss überwiesen.

An den Ausschuss für Infrastruktur, Landwirtschaft
und Forsten: Wer dafür ist, den bitte ich jetzt um
das Handzeichen. Danke schön. Gegenstimmen?
Enthaltungen? Keine. Einstimmig an den Aus-
schuss für Infrastruktur, Landwirtschaft und Forsten
überwiesen.

Der Ausschuss für Migration, Justiz und Verbrau-
cherschutz war der letzte gewünschte Ausschuss.
Wer dafür ist, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. Das ist die AfD-Fraktion. Gegenstimmen? Al-
le übrigen Abgeordneten des Hauses. Damit mit
Mehrheit abgelehnt.

Jetzt kommen wir zur Federführung, die sollte beim
Ausschuss für Umwelt, Energie und Naturschutz
liegen, jedenfalls vermute ich das mal. Wer dafür
ist, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das
sind ebenso alle Stimmen des Hauses. Damit ist
die Federführung beim Ausschuss für Umwelt,
Energie und Naturschutz. Herzlichen Dank. Damit
schließe ich diesen Tagesordnungspunkt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 11

Thüringer Gesetz zur kosten-
freien Meisterausbildung
Gesetzentwurf der Fraktion der
AfD
- Drucksache 6/5700 -
ERSTE BERATUNG

Ich frage, ob das Wort zur Begründung gewünscht
wird. Das übernimmt Herr Abgeordneter Höcke. Bit-
te schön.

Abgeordneter Höcke, AfD:

Vielen Dank, Herr Präsident. Sehr geehrte Kollegen
Abgeordnete, sehr geehrte Besucher auf der Tribü-
ne! Kostenfreie Meisterausbildung – ein wichtiges
Thema, fast so wichtig wie die Straßenausbaubei-
träge bzw. die Abschaffung der Straßenausbaubei-
träge. Wer bringt es ins Plenum ein? Genau, die
AfD-Fraktion. Gut, dass es uns gibt.

(Beifall AfD)

Was liegt natürlich näher, als dieses Thema einzu-
leiten mit einer Passage aus den „Nürnberger Meis-
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tersingern“, und das würde ich gern tun, Herr Präsi-
dent, mit Ihrer Genehmigung zitiere ich.

Präsident Carius:

Solange Sie nicht singen, gern.

Abgeordneter Höcke, AfD:

Ich kann es ja mal probieren. Ich zitiere: „Was
deutsch und echt wüsst‘ keiner mehr, lebt‘s nicht in
deutscher Meister Ehr’. Drum sag‘ ich euch: Ehrt
eure deutschen Meister, dann bannt ihr gute Geis-
ter! Und gebt ihr ihrem Wirken Gunst, […]“.

(Beifall AfD)

Sehr geehrte Kollegen Abgeordnete, allein durch
ihre Erwähnung in herausragenden Werken der
Tonkunst kann man bereits erkennen, welche Wert-
schätzung den Trägern des Meistertitels lange Zeit
in diesem Lande zuteil geworden ist. Der Beitrag
der Meister zur Innovation sowie Qualitätssicherung
im Freistaat auch in der Gegenwart kann nicht
ernsthaft infrage gestellt werden. Der Meistertitel
stellt nach wie vor ein Gütesiegel des deutschen
Handwerks dar.

(Beifall AfD)

Zugleich muss allerdings konstatiert werden, dass
die Anzahl der bestandenen Meisterprüfungen in
Thüringen während der letzten Jahre signifikant zu-
rückgegangen ist. Hierfür können mindestens vier
Phänomene als Teilursachen identifiziert werden.
Erstens, der Wegfall des Meisterzwangs 2004, der
damals von allen Altparteien unterstützt wurde.
Zweitens, die sowohl von der Bundes- als auch der
Landesregierung forcierte Entwicklung, akademi-
sche Ausbildungsgänge gegenüber beruflichen fi-
nanziell und personell zu bevorzugen. Drittens, die
zu beobachtende gesellschaftliche Rangordnung,
welche handwerklich manuelle Tätigkeiten unter-
halb von akademisch kognitiven Tätigkeiten veror-
tet, was zum Beispiel auch in den Vergütungsstruk-
turen beider Bereiche zum Ausdruck kommt. Vier-
tens und letztens, das nicht unerhebliche finanzielle
Risiko, das der potenzielle Meisterschüler eingeht,
wenn er sich verbindlich zu einem Meisterausbil-
dungslehrgang einer Meisterschule anmeldet.

Sehr geehrte Kollegen Abgeordnete, ökonomische
Überlegungen, aber vor allem allgemeine Gerech-
tigkeitserwägungen, lassen daher landespolitische
Maßnahmen notwendig erscheinen, die die Un-
gleichbehandlung akademischer und beruflicher
Ausbildungsgänge abzumildern in der Lage sind.
Die kostenfreie Meisterausbildung ist ein erster
wichtiger Schritt und wir wollen diesen ersten, ge-
meinsamen, wichtigen Schritt mit Ihnen tun. Unser
Gesetzentwurf stellt insofern sowohl auf Landes-
ebene als auch darüber hinaus auf Bundesebene
ein Novum dar, als er es erstmalig ermöglicht, dass

jeder erfolgreiche Absolvent einer Meisterschule,
der durch seine folgende Tätigkeit einen Beitrag zur
Stärkung des Thüringer Handwerks leistet, die Kos-
ten für seine Meisterausbildung vollumfänglich aus
Landesmitteln erstattet bekommt.

(Beifall AfD)

Er geht also weit über die in einigen deutschen
Bundesländern bereits vorhandenen Prämien bzw.
Zukunftsmodelle hinaus, welche nur einen geringen
Anteil der Kosten für die Meisterausbildung abzu-
decken gestatten und ist damit tatsächlich ein ge-
setzgeberisches Novum, auf das wir als AfD-Frak-
tion auch berechtigt stolz sein können.

(Beifall AfD)

Mit der im Gesetzentwurf geregelten kostenfreien
Meisterausbildung wird seitens meiner Fraktion die
berechtigte Hoffnung verbunden, qualifizierte Men-
schen aus Thüringen und anderen Bundesländern
dazu anzuregen, einen Meistertitel zu erwerben
und Thüringer Handwerksbetriebe zu gründen, wei-
terzuführen oder sich als angestellter Meister im
Freistaat dauerhaft niederzulassen. Dem viel zitier-
ten Fachkräftemangel wird wirksam begegnet. Es
bleibt in diesem Zusammenhang zu fragen, warum
die Vertreter der gegenwärtigen Regierungspar-
teien nicht in der Lage waren, ein derartiges Gesetz
bereits auf den Weg gebracht zu haben.

(Beifall AfD)

Was auch immer der Grund dafür ist, fest steht
aber auf jeden Fall, auch dieser Untätigkeit der am-
tierenden Landesregierung sind die seit Jahren sin-
kenden Absolventenzahlen bestandener Meister-
prüfungen im Freistaat Thüringen anzulasten. Die-
sen Trend, sehr geehrte Kollegen Abgeordnete,
nicht nur zu stoppen, sondern umzukehren, ist die
Aufgabe des eingebrachten Gesetzentwurfs der Al-
ternative für Deutschland zur kostenfreien Meister-
ausbildung. Lassen Sie mich schließen mit dem
zeitlosen Appell des bereits zu Beginn erwähnten
Meisters des Musikdramas, welcher die Wertschät-
zung meiner Partei den Vertretern des deutschen
Handwerks gegenüber angemessen zum Ausdruck
bringt. Ich zitiere noch einmal mit Ihrer Erlaubnis,
Herr Präsident: „Verachtet mir die Meister nicht und
ehrt mir ihre Kunst. Was ihnen hoch zum Lobe
spricht, fiel reichlich Euch zur Gunst.“ Vielen Dank
für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

Danke schön. Damit eröffne ich die Beratung und
Frau Abgeordnete Mühlbauer hat für die SPD-Frak-
tion als Erste das Wort.
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Abgeordnete Mühlbauer, SPD:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren, werte Kolleginnen und Kolle-
gen! Ja, das Handwerk ist einer der bedeutendsten
Arbeitgeber, Ausbilder und stabiler Wirtschaftsfak-
tor in Thüringen. Ein Umsatz von über 11 Milliarden
Euro im Jahr, mehr als 30.000 in der Handwerksrol-
le eingetragene Betriebe und rund 152.000 Be-
schäftigte, rund 6.600 Auszubildende sprechen ei-
ne klare Sprache, meine sehr geehrten Damen und
Herren.

Viele Thüringer Handwerker sind derzeit gottlob gut
im Geschäft, vor allem Elektriker, Klempner, Bau-
handwerker haben volle Auftragsbücher. Das spie-
gelt sich auch in den Umsatzsteigerungen der letz-
ten Jahre wider. Dank der guten wirtschaftlichen
Entwicklung konnte das Handwerk im Freistaat
2016 ein Umsatzplus von 3,7 Prozent, im Jahre
2017 ein Plus von 2,4 Prozent erzielen. Es zeigt
sich einmal wieder, Handwerk hat einen goldenen
Boden. Diesen erfolgreichen Entwicklungsweg,
meine sehr geehrten Damen und Herren, haben die
Thüringer Landesregierung und die Fraktionen von
Rot-Rot-Grün begleitet und werden ihn auch weiter-
hin begleiten. Ich erinnere an dieser Stelle an die
im Zusammenhang mit der Handwerkskammer ein-
geführte Meisterprämie in Höhe von 1.000 Euro pro
Person für den Jahrgangsbesten. Auch über Prämi-
enmodelle hinaus wurde die Fachkräftesicherung
und Gewinnung über die unterschiedlichsten Initiati-
ven zur Fachkräftegewinnung verstärkt in den Vor-
dergrund gestellt. Speziell für die Unternehmens-
nachfolge wurde erst kürzlich die Kampagne „Nach-
folgen ist das neue Gründen“ durch die Thüringer
Aufbaubank gestartet. Sie ermutigt mithilfe von
Best-Practice-Beispielen zur Unternehmensüber-
nahme, gibt wertvolle Tipps und Hinweise für die
Nachfolgeplanung und liefert auch gleich die pas-
senden Fördermodelle für potenzielle Nachfolger
mit. Damit hat Rot-Rot-Grün wichtige Rahmenbe-
dingungen in diesem Wirtschaftsfeld gesetzt. Dies
möchten wir auch weiterhin gestalten und ent-
wickeln.

Aber, meine sehr geehrte Damen und Herren, ich
muss daran erinnern, dass es nicht allein Aufgabe
von Politik ist, sich um Fachkräfte zu bemühen. Ge-
rade in den anfangs von mir zitierten wirtschaftli-
chen Boomzeiten liegen die Verantwortungen auch
bei denen, die am Ende die Nachfolge benötigen,
nämlich den Betrieben. Das Handwerk kann stolz
auf seinen Meisterbrief sein. Es ist traditionell der
Beleg für echte Wertarbeit, für Qualität, für Präzisi-
on und darum werden wir auch – und das wissen
Sie alle hier im Rund – international beneidet. Es
liegt aber auch traditionell in der Verantwortung der
Betriebe, für die Nachwuchsgewinnung auf allen
Ebenen Sorge zu tragen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, genau
aus diesem Grund ist die duale Ausbildung der
Grundstein für diesen traditionellen Ausbildungs-
weg. Genau hier liegt der Hase im Pfeffer. Der Be-
triebsausbildungsbericht 2018 hat uns die Proble-
matik deutlich vor Augen geführt. Im Jahr 2016 wur-
den rund 146.000 Ausbildungsverträge vorzeitig be-
endet. Besonders hoch sind die Abbrecherquoten
in Branchen mit niedrigen Ausbildungsvergütungen.
Hier brechen bis zu 50 Prozent der Auszubildenden
ihre Ausbildung ab. Hinzu kommt eine mitunter
mangelnde Qualität in der Ausbildung. Das sind
hausgemachte Probleme, meine sehr geehrten Da-
men und Herren, da stellt sich uns die Frage, wo in
einem traditionell hierarchisch strukturiertem Ausbil-
dungsberuf vom Auszubildenden über den Gesel-
len bis hin zum Meister der Nachwuchs für die gan-
zen Meisteraspiranten herkommen soll. Da liegt der
Hase im Pfeffer. Die Anzahl derer, die durch die
Ausbildung kommen und nicht die Anzahl derer, die
den Meister absolvieren, sehr geehrte Damen und
Herren von der AfD, das heißt, wenn die Basis –
und das muss Ihnen ja bekannt sein – fehlt, kann
die Spitze nicht funktionieren. Denke an den Baum
mit den Wurzeln und die Krone! Hier muss früher
an der Wurzel mit der Heilung begonnen werden.
Qualitative Ausbildungsinhalte, faire Ausbildungs-
vergütungen und gute Arbeitsbedingungen sind der
Schlüssel für die Nachwuchsgewinnung. Ich begrü-
ße deshalb ausdrücklich den auf Bundesebene ge-
planten Vorschlag meiner Sozialdemokratischen
Partei zur Einführung der Mindestausbildungsver-
gütung.

Darüber hinaus hat Thüringen mit der Etablierung
der Dualen Hochschule einen weiteren Weg inner-
halb der dualen praxisnahen Ausbildung eröffnet
und den Unternehmen damit eine zusätzliche at-
traktive Möglichkeit der Nachwuchsgewinnung ge-
geben. Die Vorteile des anwendungsorientierten
Studiums liegen auf der Hand. Die Verbindung
staatlich anerkannter Berufe mit dem traditionellen
Abschluss als Geselle, Facharbeiter mit einer
Hochschulausbildung und einem Bachelorab-
schluss – eine gelungene Weiterentwicklung und
Synergie aus traditioneller Ausbildung und Hoch-
schulbildung.

Welche Weiterentwicklung wollen uns die Kollegen
der AfD mit ihrem Gesetzentwurf denn nun heute
hier nahebringen? Dass Fachkräftesicherung nur
auf die aus ihrer Sicht echten Deutschen abzielen
darf? Das wie andere Dinge dieses Gesetzesent-
wurfs auch gehen schlicht an der Realität vorbei,
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Zwischenruf Abg. Höcke, AfD: Sie haben es
nicht gelesen!)

Wer der Meinung ist, dass bei rückläufigen Ein-
wohnerzahlen und den bereits angeführten Nach-
wuchssorgen eine Einschränkung des Personen-
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kreises aufgrund von Abstammung zielführend ist,
der verschließt die Augen vor der Realität. Denn
nichts anderes, meine sehr geehrten Damen und
Herren von der AfD-Fraktion, tun Sie, wenn Sie be-
reits mit Ihrem ersten Paragrafen nur Deutsche im
Sinne von Artikel 116 des Grundgesetzes für ein
kostenfreies Darlehen zulassen. Damit schließen
Sie bewusst den Arbeitsmarkt für alle ausländi-
schen Fachkräfte. Das ist keine Fachkräftegewin-
nung im Sinne unserer Wirtschaft.

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Es geht um
Thüringer Steuergeld, Frau Mühlbauer!)

Das ist kurzfristiges Denken aufgrund fremden-
feindlicher Verblendung. Und nicht nur das ist
gleich im ersten Paragrafen Ihres Entwurfs zu kriti-
sieren. Im Raum steht ein Verstoß gegen das
Grundgesetz. Ich darf Sie kurz an Artikel 3 Abs. 1
des Grundgesetzes erinnern. Sehr geehrter Herr
Präsident, Sie erlauben mein Zitat: „Niemand darf
wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung,
seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und
Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder
politischen Anschauung benachteiligt oder bevor-
zugt werden.“ Sehr geehrte Damen und Herren, es
ist rechtlich sicherlich nicht ausgeschlossen, nach
Staatsangehörigkeit zu differenzieren. Aber damit
dieses Unterscheidungsmerkmal zum Tragen kom-
men kann, ist ein hinreichender, rechtssicherer
Sachgrund zwingend notwendig. Den liefert Ihr Ge-
setzentwurf nicht. Damit steht hier ein Verstoß ge-
gen den grundgesetzlich verbrieften Gleichbehand-
lungsgrundsatz im Raum.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Na klar!)

Sehr geehrte Damen und Herren, darüber hinaus
schließen Sie damit EU-Bürger rechtswidrig aus.
Artikel 18 des Vertrags über die Arbeitsweise der
Europäischen Union verbietet jede Art von Diskrimi-
nierung aufgrund von Staatsangehörigkeit. Jetzt
sind Ihnen von der AfD die EU und in Teilen auch
das Grundgesetz ja meistens nicht so wichtig. Aber
Sie können doch nicht so naiv sein, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, und uns hier rechtswid-
rige Gesetzentwürfe vorlegen und dann noch ernst-
haft erwarten, dass wir die mit Ihnen auf Augenhö-
he diskutieren. Meine sehr geehrten Damen und
Herren, ich bitte, machen Sie Ihre Arbeit zukünftig
sorgfältiger, wie heute schon mehrfach erwähnt
worden ist.

Auch in § 2 finden sich aus meiner Sicht Ansatz-
punkte, diesen Entwurf abzulehnen. Allein im vier-
ten Absatz definieren Sie zahlreiche Tatbestände,
die in nachgelagerten Rechtsverordnungen gere-
gelt werden sollen: Kostenaufstellungen, Mel-
denachweise bei Antragstellung und Ende der Aus-
bildung, Maßnahmen gegen Missbrauch der Förde-
rung und Modalitäten zur Rückzahlung. Sie schaf-
fen, meine sehr geehrten Damen und Herren, ein
bürokratisches Monster. Mit den ach so schlanken

Strukturen, die Sie immer wieder predigen, hat das
leider wenig zu tun, zumal Sie mit Ihrem Ansatz
den Aufbau von Mehrfachstrukturen in ganz
Deutschland nur weiter befördern. Denn bedenken
Sie: In Berlin haben sich die regierungstragenden
Fraktionen auf eine Stärkung des Meister-BAföG
verständigt und dafür 350 Millionen Euro in dieser
Legislatur eingeplant. Aus unserer Sicht ist es die
sinnvollere Lösung, bei der Förderung der dualen
Berufsausbildung auf bundeseinheitliche Rege-
lungen zu setzen, um einen Flickenteppich länder-
spezifischer Sonderregelungen zu vermeiden.
Denn der Zugang zu Bildung und Berufsausbildung
sollte auch aus unserem Verständnis heraus allen
Menschen offenstehen, gleich welcher Herkunft er
oder sie ist oder wie dick das Portemonnaie ist.
Diesem Anliegen steht Ihr Gesetzentwurf diametral
entgegen, meine sehr geehrten Damen und Herren.

Er berührt nicht die tatsächlichen Probleme zur
Steigerung der Attraktivität in der Ausbildung, er
schließt den Arbeitsmarkt von dringend benötigten
Fachkräften aus dem Ausland aus und er ist nicht
grundgesetzkonform. Deswegen, sehr geehrte Da-
men und Herren, kann ich nur empfehlen, diesen
Gesetzentwurf abzulehnen. Ich werde es tun. Dan-
ke schön.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön. Als Nächster hat Abgeordnete Henf-
ling für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das
Wort.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Nein, der Kollege Müller!)

Nein? Dann nicht. Kollege Müller? – Herr Müller
möchte auch nicht? Dann gehen wir sonst – doch,
okay. Sonst hätten wir einfach die gesamte Fraktion
mal durchgefragt. Da hätte sich sicher jemand ge-
funden. Herr Müller, bitte schön.

Abgeordneter Müller, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Vielen Dank, Herr Präsident. Sehr geehrte Kolle-
gen, liebe Besucher und Besucherinnen! – Es sind
leider keine mehr da. Sie haben eben gemerkt, wir
haben eine ganze Zeitlang hin und her überlegt, ob
wir uns überhaupt noch zur Debatte zu diesem Ge-
setzentwurf äußern sollen. Ein ganz großes Danke-
schön an meine Kollegin Mühlbauer, die weitestge-
hend auf die Punkte eingegangen ist, die ich mir
auch hierfür überlegt habe. Ich möchte dennoch auf
einige Einzelheiten eingehen, die mich auch im
Vorfeld arg beschäftigt haben.

Herr Höcke, Sie haben im Endeffekt eine Steilvorla-
ge gegeben. Bereits mit dem Titel des Gesetzes

Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 119. Sitzung - 24.05.2018 10285

(Abg. Mühlbauer)



beginnt – und so werte ich das – eine geplante Irre-
führung, denn dieser Entwurf beschäftigt sich nur
am Rande mit einer kostenfreien Meisterausbil-
dung. Im Hauptteil geht es eigentlich vielmehr um
die Kernkompetenz der AfD, nämlich um Bevor-
mundung, um Ausgrenzung, um Spaltung innerhalb
dieser Gesellschaft.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die Bedingungen, um in den Genuss einer kosten-
freien Meisterausbildung im AfD-Stil zu gelangen,
sind geprägt von einer völkischen Gedankenwelt.
Der Grundsatz heißt hier: Wir Deutsche zuerst.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Immer gern!)

Diesen Politikansatz hatten wir schon einmal wäh-
rend des Dritten Reiches. Diese Welt und unser
Land sind damit in eines der größten Desaster ge-
führt worden, und hier will offensichtlich die AfD an-
knüpfen und zwar nahtlos.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Es kommen nur Deutsche in den Genuss einer För-
derung: Was für ein absurder Gedanke in einem
europäischen Haus, dem wir uns alle – bis vielleicht
auf Sie als Abgeordnete der AfD – zugehörig füh-
len. In § 1 Abs. 2 soll geregelt werden, dass man
seit mindestens drei Jahren in Thüringen wohnen
muss. Die Absätze 3 und 4 bieten weitere Alternati-
ven an, dann darf der Absolvent auch zukünftig
Thüringen für die nächsten fünf Jahre nicht verlas-
sen. Bisher ist die AfD nicht in der Lage gewesen,
mir oder vielleicht auch meinen Kolleginnen und
Kollegen zu erklären, wie dieses Modell mit den vo-
latilen Beschäftigungswirklichkeiten der Menschen
zusammenpassen soll – es bleibt mir einfach ein
Rätsel.

Möglicherweise geht der völkische Gedanke in die
Richtung, dass wir wieder eine vollständige Selbst-
versorgung, eine gewisse Autarkie erreichen sollen
– und das in den Grenzen von wann auch immer.
Damit verbunden wäre sicherlich eine spätere Ver-
pflichtung, den heimatlichen Boden nicht mehr zu
verlassen. Und in diesem Kontext ließe sich das
Vorhaben vielleicht begründen.

Sehr geehrte Damen und Herren, ich kann mir
kaum vorstellen, dass Thüringer, die in Nachbar-
bundesländer pendeln, durch diese geplante Förde-
rung für eine Rückkehr auf den thüringischen Ar-
beitsmarkt zu begeistern sind. Die AfD möchte kei-
ne Handwerksmeister sehen, die Migrationshinter-
gründe aufweisen – keinen polnischen Fliesenle-
germeister, keinen marokkanischen Stuckateur-
meister oder gar syrischen Bäckermeister. Nein,
meine Damen und Herren, es geht um das Deut-
sche im Meister und nicht um einen erleichterten

Zugang zu diesem Qualifizierungsweg. Um es mit
drei Worten auszudrücken: Es ist ekelhaft.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Eine Gleichbehandlung mit akademischen Ausbil-
dungswegen erreichen Sie mit Ihrem Entwurf nicht
im Ansatz. Vielleicht sollten Sie sich bei Ihren Ge-
danken einmal von einem wirklichen Gleichbehand-
lungsgedanken leiten lassen. Förderung gibt es bei
Ihnen nur bei Erfolg. Das Scheitern ist in Ihrer Ge-
dankenwelt nicht vorhanden und findet sich auch
von daher nicht in Ihrem Entwurf wieder. Über die
Übertragung Ihrer Vorstellungen auf unsere Hoch-
schullandschaft – das wäre ja die konsequente
Weiterführung Ihrer Gedanken – möchte ich nicht
ernsthaft weiter nachdenken. Es ist schon in einer
ersten Betrachtung absurd.

Wenn Sie wirklich eine Idee zur kostenfreien Meis-
terausbildung liefern wollen, dann haben Sie dieses
Ziel mit Ihrer Vorlage weit verfehlt. Ihnen geht es
mit diesem Gesetzentwurf um Deutschtümelei, um
Ausgrenzung von Menschen mit anderer Herkunft
und nicht darum, die Meisterausbildung in Thürin-
gen kostenfrei zu gestalten.

Um den Gesetzentwurf im Stil der AfD wirklich
schlüssig zu gestalten und ihn in ihr völkisches
Weltbild einzupassen, was bei einer wiederholten
Einbringung des Gesetzentwurfs durch die AfD
noch berücksichtigt werden müsste, habe ich mir
einige Gedanken zu weiteren Bedingungen ge-
macht, die ich Ihnen gern noch mitteilen wollte. So
sollten als weitere Bedingungen aufgenommen
werden, dass die angehenden Meister oder Meiste-
rinnen – aber vielleicht gibt es bei Ihnen auch nur
Meister – zwingend verheiratet sein und mindes-
tens vier Kinder aufweisen müssen. Außerdem dür-
fen sie Thüringen für nur maximal zwei Wochen
verlassen – während des Urlaubs. Über die kulinari-
schen Genüsse möchte ich mich nicht auslassen.

Meine Damen und Herren, so absurd dieser Vor-
schlag klingen mag, so absurd ist dieser Gesetzent-
wurf. Daher lehnen wir den Gesetzentwurf mit voller
Überzeugung ab. Er enthält keinen Lösungsansatz,
um mehr Menschen für die Meisterausbildung zu
begeistern. Sie instrumentalisieren angehende
Meister und das Handwerk für Ihr völkisches Welt-
bild. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke. Als Nächster hat Abgeordneter Wirkner für
die CDU-Fraktion das Wort.
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Abgeordneter Wirkner, CDU:

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Kannst uns
loben, es guckt keiner zu!)

Werter Herr Präsident, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, schon interessant, wie so ein The-
ma politisch missbraucht werden kann. Herr Höcke,
mit den Nürnberger Meistersängern kann ich Ihnen
natürlich nicht entgegnen – ist übrigens eine inte-
ressante Vorgabe zu Ihrem Redebeitrag gewesen.
Ich werde Ihnen etwas anderes zitieren. Ich bin
jetzt vier Jahre hier im Thüringer Landtag und zu
den unterschiedlichsten Veranstaltungen, vor allen
Dingen bei der Handwerkskammer, Industrie- und
Handelskammer und auch hier im Hause hört man
immer wieder das Wort „Handwerk hat goldenen
Boden“.

Ich werde Ihnen jetzt mal den Spruch, wie er sich
wirklich darstellt, vortragen, um ebenfalls einen kul-
turellen Einstieg in meine Rede zu garantieren:
„Handwerk hat goldenen Boden, sprach der Weber.
Da schien ihm die Sonne in den leeren Brotbeutel.“
Es war eigentlich sarkastisch gemeint, auf die Ar-
mut vieler kleiner Handwerksmeister, insbesondere
der Weber, gemünzt. Deren Armut war im 19. Jahr-
hundert durch die Industrialisierung wahrhaft
sprichwörtlich geworden. Heute wird nur noch der
erste Teil zitiert, in der oft fälschlichen Annahme,
dass Handwerker als Dienstleister besonders gut
verdienen. Ich möchte das mit diesem Spruch hier
mal klarstellen, dass fälschlicherweise immer davon
ausgegangen wird, dass grundsätzlich Handwerk
„goldenen Boden“ im übertragenen Sinne hat, dass
alle reich sind, die heute in handwerklichen Tätig-
keiten unterwegs sind. Ich wünschte mir manches
Mal, dass dieser Spruch Beachtung findet, und
zwar in Gänze, um ihn nicht zu missbrauchen, um
etwas nach außen falsch darzustellen, was sich so
in der Wirklichkeit nicht abspielt.

Werter Herr Präsident, meine sehr verehrten Da-
men und Herren Abgeordneten, wieder einmal wer-
den das Thema „Handwerksmeister“, deren Qualifi-
zierung und die dafür erforderlichen Finanzen zum
Thema gemacht. Seit Jahren setzen wir uns als
Fraktion dafür ein, gleichfalls wie im Bundesland
Bayern, einen Meisterbonus in Thüringen einzufüh-
ren. Trotz anfänglicher Hoffnungen auch aufgrund
von damaligen Äußerungen des Ministerpräsiden-
ten, der den Meisterbonus vor der Handwerker-
schaft für unterstützenswert befand – ich kann mich
noch genau an den handwerkspolitischen Abend
vor drei Jahren erinnern – hat sich dies jedoch nicht
erfüllt. Lediglich eine Meisterbestenprämie wurde
eingeführt, quasi ein Tropfen auf den heißen Stein.
Und heute? Heute wieder etwas völlig Neues.

Die AfD fordert, die Meisterausbildung in Thüringen
kostenfrei zu gestalten, aber dies ausdrücklich –
und ich betone das besonders – nur für deutsche
Handwerker. Und auch die FDP hat heute in der

Zeitschrift einen großen Presseartikel gehabt. Auch
sie wollen neuerdings die Meisterausbildung kos-
tenfrei gestalten.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Von der AfD
lernen, heißt siegen lernen!)

Da stelle ich mir vor, beide – sowohl die AfD als
auch die FDP – haben sich doch jetzt wirklich mal
inhaltlich mit dem Koalitionsvertrag von CDU und
SPD beschäftigt, denn dort ist eigentlich all das
schon geregelt. Ich kann den Medien und den Frak-
tionen und allen politischen Kräften nur ab und zu
anraten, diesen Koalitionsvertrag speziell zu die-
sem Punkt noch einmal zu studieren.

Also: Meisterausbildung in Thüringen kostenfrei.
Dabei sollen nach dem Gesetzentwurf die Kosten
für Meistervorbereitungslehrgänge und die Prüfun-
gen in Form eines zinslosen Darlehens übernom-
men werden. Die Rückzahlung des Darlehens soll
nur dann erfolgen, wenn der Absolvent nicht min-
destens fünf Jahre in Thüringen bei einem Hand-
werksunternehmen mit Hauptsitz in Thüringen be-
schäftigt ist oder ein Handwerksunternehmen grün-
det oder ein bestehendes übernimmt. Ziel des Ent-
wurfs soll es sein, die Meisterabsolventenzahl in
Thüringen signifikant zu erhöhen. Gleichfalls soll
die Ungleichbehandlung zum akademischen Bil-
dungsweg in Bezug auf die Kosten überwunden
werden. Ihr Gesetzentwurf, meine sehr verehrten
Damen und Herren von der AfD, ist sehr kurzsichtig
und Sie vergessen doch, dass Thüringen keine In-
sel ist. Oder meinen Sie „Thüringen first“?

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Genau!)

Das kann ich Ihnen sagen: So funktioniert ein föde-
ralistisches Staatssystem nicht und die Bundesre-
publik Deutschland auch nicht und die Sicht auf
Europa schon gar nicht.

(Beifall CDU, SPD)

Während Sie die Kosten für die Finanzierung der
kostenfreien Meisterausbildung auf den Landes-
haushalt umlegen wollen, vergessen Sie scheinbar,
dass der Bund bereits bis zu 80 Prozent der Kosten
der Meisterausbildung übernimmt.

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Nicht
überfordern, die AfD!)

In § 1 Ihres Gesetzentwurfs heißt es: „Auf die För-
derung der Meisterausbildung nach diesem Gesetz
haben Anspruch 1. Deutsche im Sinne des Arti-
kels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, die die Zu-
gangsvoraussetzungen für eine Meisterausbildung
erfüllen.“ Hier greift Ihr Gesetzentwurf doch wesent-
lich zu kurz. Wenn Sie tatsächlich den Fachkräf-
temangel beheben wollen, sollte sich Ihr Gesetzent-
wurf an § 8 des Aufstiegsfortbildungsförderungsge-
setzes des Bundes orientieren, welcher unter ande-
rem eine Förderung auch für Bürger aus der Euro-
päischen Union vorsieht, deren Hauptwohnsitz sich
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im Sinne des Melderechts seit mindestens drei Jah-
ren im Freistaat Thüringen befindet oder die seit
mindestens drei Jahren in einem ungekündigten
und nicht befristeten Arbeitsverhältnis einem Hand-
werksbetrieb mit Hauptsitz in Thüringen beschäftigt
sind oder die von einem Handwerksbetrieb mit
Hauptsitz in Thüringen für den Fall der erfolgrei-
chen Absolvierung der Meisterausbildung ein ver-
bindliches Angebot einer unbefristeten Einstellung
als Meister vorweisen können.

Um dem Fachkräftemangel zu begegnen und mehr
Personen für die Meisterausbildung zu gewinnen,
ist es falsch, die Zugangsvoraussetzungen für den
Erhalt der Förderung so eng zu fassen. Hier ist das
Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz besser ge-
eignet als Ihr Gesetzentwurf zur kostenfreien Meis-
terausbildung, denn Förderungsvoraussetzungen
sind weiter gefasst.

Der größte Knackpunkt Ihres Entwurfs ist die Finan-
zierung. Zur Unterstützung der potenziellen Meister
sollen Landesmittel von circa 10 Millionen Euro ver-
wendet werden, obwohl der Bund die Meisterausbil-
dung im Rahmen des Aufstiegsfortbildungsförde-
rungsgesetzes finanziell unterstützt. Lehrgangs-
und Prüfungsgebühren bis zu 15.000 Euro werden
mit einem Zuschussanteil von 40 Prozent bereits
bedacht. Die restlichen 60 Prozent werden als Dar-
lehen gewährt. Von dem Darlehen wiederum wer-
den bei einem Prüfungserfolg 40 Prozent erlassen
und sollte der Meisterabsolvent ein Unternehmen
gründen, werden 66 Prozent des Darlehens durch
den Bund bezuschusst. Im günstigsten Fall muss
schon heute ein Meisterabsolvent nur 3.060 Euro
von 15.000 Euro für seine Meisterausbildung selbst
tragen, den Rest übernimmt bereits der Bund. Und
um noch mal auf den geforderten Meisterbonus von
1.000 Euro zurückzukommen: Würde der Absolvent
bei Einführung dieses Meisterbonus 1.000 Euro be-
kommen, müsste er gar nur noch 2.060 Euro auf-
bringen, um einen Meisterabschluss zu finanzieren.
Man kann sich natürlich auch darüber streiten, ob
es überhaupt sinnvoll ist, grundsätzlich alles kos-
tenfrei zu gestalten. Eine solche Ausbildung hat
auch ideell einen bestimmten Wert. Die Frage muss
auch gestattet sein: Was wird eigentlich, wenn ein
Meister, der seine Meisterausbildung macht, diese
Ausbildung abbricht?

Zusätzlich fördert der Bund noch die Kosten für das
Meisterprüfungsobjekt. Hier liegt der Zuschussan-
teil bei 40 Prozent. Zudem haben die Union und die
SPD im Koalitionsvertrag auf Seite 30 vereinbart –
jetzt komme ich noch mal darauf zurück –: „Wir
werden mit dem Aufstiegsfortbildungsförderungsge-
setz („Aufstiegs-BAföG“) finanzielle Hürden für den
beruflichen Aufstieg abbauen mit dem Ziel einer
weiteren deutlichen Verbesserung beim Unterhalts-
zuschuss, Erfolgsbonus und bei der Familien-
freundlichkeit.“ Damit wird ein weiterer Beitrag ge-
leistet, „um finanzielle Hürden für angehende Tech-

nikerinnen und Techniker, Meisterinnen und Meis-
ter sowie Fachwirtinnen und Fachwirte im Sinne der
vollständigen Gebührenfreiheit zu beseitigen.“ Ziel
ist die vollständige Gebührenfreiheit für Technike-
rinnen und Techniker, Meisterinnen und Meister so-
wie Fachwirtinnen und Fachwirte.

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der
AfD, Ihr Gesetzentwurf greift nicht nur bei den An-
strengungen gegen den Fachkräftemangel zu kurz,
Sie wollen auch den Landeshaushalt mit 10 Millio-
nen Euro zusätzlich belasten, was völlig ungerecht-
fertigt ist. Ich habe jetzt versucht, Ihnen klarzuma-
chen, dass es nicht nur ungerechtfertigt ist, sondern
auch bestenfalls die Absicht, durch populistische
Gesetzentwürfe in den Fokus zu geraten.

(Beifall CDU)

Der Bund strebt eine gesamtstaatliche Regelung an
– also nicht „Thüringen first“ – übernimmt bereits
jetzt einen großen Anteil der Kosten, die bei einer
Meisterausbildung entstehen. 10 Millionen Euro,
wie von Ihnen vorgesehen, würden eine Doppelför-
derung darstellen und könnten sicherlich sinnvoller
im Haushalt Verwendung finden. An dieser Stelle
sind unter anderem folgende Änderungsanträge der
CDU-Fraktion im Doppelhaushalt 2018/2019 noch
mal erwähnt: Drucksache 6/4965, Unternehmertum
in Thüringen früh im Bildungsprozess verankern,
und die Drucksache 6/4968, Umfassenden Meister-
bonus in Thüringen einführen – beide Anträge sei-
nerzeit von Rot-Rot-Grün abgelehnt. Hier möchte
ich noch einmal vor allem den Fokus auf die Einfüh-
rung des Meisterbonus legen und appelliere an die
Koalitionsfraktionen, ihre ablehnende Haltung noch
einmal zu überdenken.

Und abschließend noch: Es ist ein sehr wichtiges
Thema, es darf nicht populistisch missbraucht wer-
den. Und noch einmal: Wenn wirklich nur der erste
Satz gelten soll, Handwerk hat goldenen Boden,
dann müssen wir alle Anstrengungen unternehmen,
dass wir mehr Berufsausbildung organisieren, und
aus der Berufsausbildung heraus müssen wir mehr
Meister organisieren und diese Meister müssen
auch letzten Endes bereit sein, ein Unternehmen zu
gründen, es fortzuführen, Menschen zu beschäfti-
gen und vor allen Dingen Lehrlinge auszubilden,
das ist nämlich der Sinn von Meisterausbildungen.

Der Gesetzentwurf wird von uns abgelehnt und be-
darf auch keinerlei Überweisung an den zuständi-
gen Ausschuss. Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU, DIE LINKE)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Wirkner. Als
Nächster hat Abgeordneter Hausold für die Fraktion
Die Linke das Wort.
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Abgeordneter Hausold, DIE LINKE:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Also richtig ist ja – an die Adresse der AfD-
Fraktion –, immer wieder und gut über das Hand-
werk in diesem Haus zu reden. Dazu haben Sie An-
lass gegeben, das ist aber auch das einzig Positive,
was ich Ihrem Antrag abgewinnen kann, das muss
ich hier gleich mit aller Deutlichkeit sagen.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Ich will hier auch nicht das, was alle meine Vorred-
ner eigentlich betont haben, wiederholen, wie wich-
tig Handwerk und eine gute Entwicklung und in die-
sem Kontext natürlich auch die Ausbildung von
Meistern und die Möglichkeit, dann einen Betrieb zu
eröffnen und zu führen, sind. Das ist selbstver-
ständlich eine der zentralen Fragen wirtschaftlicher
Entwicklung in Thüringen, wenn nicht sogar, wenn
man die Kooperationsbeziehungen betrachtet, die
wichtigste Frage wirtschaftlicher Entwicklung hier in
Thüringen. Aber auch ich will noch mal an einigen
Punkten deutlich machen, dass Ihr Antrag, meine
Damen und Herren, dazu keinen Beitrag leistet.

Erstens, weil er im Grunde genommen ignoriert –
auch das ist von Vorrednern schon genannt wor-
den –, dass es seit Längerem auf den verschie-
densten Ebenen Anstrengungen zur Verbesserung
der finanziellen Bedingungen für eine Meisteraus-
bildung gibt. Die gibt es erst mal hier bei uns im
Land. Die Landesregierung hat eine ganze Reihe
von Maßnahmen ergriffen, das betrifft übrigens
auch, Ausgründungen lukrativer zu machen, die
Gründerinnenprämie, was gerade Unternehmen
und daher auch Meister betrifft, möchte ich nennen,
die Förderung speziell von innovativen Gründun-
gen, die Stärkung der Gründerzentren an den
Hochschulen und – auch wenn wir da, was die Art
und Weise betrifft, nicht ganz mit der CDU konform
gehen – letztens auch die Form der Meisterprämie,
wie wir sie hier als einen Anreiz für die Meisteraus-
bildung haben. Wir haben umfassende Beratungs-
strukturen entwickelt, auf das Thüringer Zentrum für
Existenzgründungen und Unternehmertum möchte
ich hier bloß hinweisen.

Dann komme ich zum Bund. Erstens kann ich be-
kräftigen, was Kollege Wirkner hier gesagt hat. Na-
türlich sieht auch der Koalitionsvertrag auf der Bun-
desebene eine Weiterentwicklung und Besserung
dieser angesprochenen Probleme vor. Das kann
man nachlesen, ich zumindest kann das hier bestä-
tigen. Wir haben natürlich mit dem Meister-BAföG
im Jahr 2016 schon – was weiterentwickelt wurde
zu diesem Aufstiegs-BAföG – einen umfassenden
Ausbau der Förderleistung, bestehend aus einem
Zuschuss, einem Darlehen. Eine erfolgreiche Prü-
fung und Ausgründung führt dann größtenteils da-
zu, dass es nicht zurückgezahlt werden muss. Das
haben meine Vorredner hier auch schon genannt.
Also, ich frage mal: Ignorieren Sie das alles einfach

so? Offensichtlich doch. Dann muss es ja andere
Gründe für so einen Gesetzentwurf, der uns hier
präsentiert wird, geben. Da will ich auf einige Dinge
doch noch mal eingehen. Sie versprechen in Ihrem
Titel eine kostenfreie Meisterausbildung. Sie kön-
nen das aber, wenn man Ihren Text genau liest,
dann überhaupt nicht halten. Abgekupfert beim Auf-
stiegs-BAföG soll es ein Darlehen geben, welches
nur dann nicht zurückgezahlt werden muss, wenn
diese Kriterien, die meine Vorredner hier auch
schon genannt haben, sozusagen alle eingehalten
werden. Ich will sie nicht alle wiederholen, aber da-
mit sind diese Förderkriterien so komplex und so
bürokratisch, dass das überhaupt nicht im Sinne ei-
ner besseren Finanzierung des Meisterstudiums ist,
meine Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Im Gegenteil: Da wird gerade das wieder zelebriert
bis ins Kleinste, was Sie sonst immer kritisieren,
nämlich eine letzten Endes überbordende Bürokra-
tie. Dass sich das dann alles auch noch in der
Nichtberücksichtigung der Bundesmöglichkeiten
vollziehen und zu Irrungen und Wirrungen denn et-
wa zu Klarheit für eine bessere Förderung des
Meisterstudiums führen würde, das liegt ja wohl auf
der Hand.

Ich muss aber auch mal landespolitisch sagen: Weil
es in unserem föderalen System verschiedene poli-
tische Ebenen gibt, ist natürlich auch klar, dass
man deren Möglichkeiten, wo immer möglich, mitei-
nander verbinden muss. Was Ihr Antrag sagt, das
heißt natürlich auch, Sie bürden dem Landeshaus-
halt in Thüringen unnötige Kosten auf, weil die
bestehende Förderung des Bundes und das Auf-
stiegs-BAföG einfach ignoriert werden. In dem Zu-
sammenhang muss ich ganz deutlich sagen, das
hat mit solider Haushaltsführung nichts zu tun, weil
Sie hier Gelder einsetzen wollen, die wir an anderer
Stelle gut ausgeben können, weil es eben auch die
Förderung des Bundes gibt. Da frage ich Sie mal
ganz einfach: Ist das verantwortungsvoller Umgang
mit den Steuermitteln der Thüringerinnen und Thü-
ringer? Ich würde ganz klar sagen: Nein!

Schon erwähnt habe ich, dass der Anspruch auf Ih-
re Förderung nur denjenigen zustehen soll, die aus-
schließlich fünf Jahre in Thüringen bleiben – und so
weiter. Ich will auch das nicht alles noch einmal
wiederholen. Es ist hier auch schon von meinen
Vorrednern deutlich gemacht worden, dass Ihr Ge-
setzentwurf offensichtlich mit der Verfassung kolli-
diert. Ich will noch mal einen anderen Artikel des
Grundgesetzes hier erwähnen, der heißt: „Alle
Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz
und Ausbildungsstätte frei zu wählen.“ Das schließt
übrigens auch ein, an welchem Ort ich ein Unter-
nehmen führe oder wo ich mir meinen Arbeitsplatz
suche. Durch finanzielle Verbindlichkeiten wollen
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Sie zumindest dieses Grundrecht indirekt ein-
schränken, meine Damen und Herren. Ja, dann
müssen Sie Ihren Text anders formulieren, Herr
Höcke. Das ist bei Ihnen genau so zu lesen, tut mir
leid. Deshalb können wir dem natürlich nicht zu-
stimmen.

Dann haben wir hier schon die Frage diskutiert,
dass nur Deutsche in den Genuss dieser von Ihnen
vorgesehenen Regelung kommen sollen. Da muss
ich mal ganz deutlich sagen – auch das ist hier
schon erörtert worden –: Das wird der Situation na-
türlich nicht nur aus solidarischen und humanitären
Gründen, sondern auch aus wirtschaftlichen und
sozialen Gründen in unserem Land überhaupt nicht
gerecht. Wir diskutieren da tagein, tagaus, dass
uns eine genügende Anzahl insbesondere auch an
jüngeren Menschen in der Ausbildung fehlt. Das ist
hier auch schon gesagt worden. Da muss ich Ihnen
mal sagen, meine Damen und Herren von der AfD:
Wenn Ihr Fraktionsvorsitzender, wenn ich es richtig
gelesen habe, jetzt die große Frage dieser Zeit auf-
ruft, ist man für oder ist man gegen Deutschland –
also Ihr Gesetzentwurf ist nicht für Deutschland, der
ist in diesem Sinne gegen Deutschland, meine Da-
men und Herren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Da müssen Sie sich schon anderer Dinge befleißi-
gen, wenn Sie uns solche Vorschläge hier machen
wollen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dass Sie
natürlich auch wieder die Frage des Gegeneinan-
derstellens unserer dualen Ausbildung und des Stu-
dierens, der studentischen Ausbildung, Studium
usw. hier anbringen, das halte ich auch für eine völ-
lig falsche Betrachtungsweise in diesem Zusam-
menhang. Ja, ich will das nicht bestreiten, es gibt
einen Trend zur Akademisierung und zur Überaka-
demisierung, will ich mal sagen, der auch mir und
uns durchaus Sorge bereitet und wo man auch da-
rüber debattieren muss. Es ist eben oftmals im Le-
ben so, dass sich herausstellt, dass für den einen
oder die andere eine ordentliche duale Ausbildung
zum Beispiel dann auch mit den Aufstiegsmöglich-
keiten bis zum Meister von Anfang an besser gewe-
sen wäre, als dass man den Studienweg einge-
schlagen hat. Das sagt ganz einfach die Erkennt-
nis, die wir alle miteinander oft haben. Aber es kann
doch nun nicht darum gehen – aber das ist für Sie
ja wieder typisch – das Studium und die duale Aus-
bildung und die weitere Qualifizierung dann eigens
einfach so gegeneinander als gegensätzliche Dinge
zu stellen, sondern wir müssen natürlich dafür sor-
gen, dass beides im ansprechenden Maße von der
Gesellschaft gefördert wird. Deshalb ist es zum Bei-
spiel auch völlig richtig, dass wir in unserem Hoch-
schulgesetz, was wir vor Kurzem beraten haben,
zum Beispiel für eine größere Durchlässigkeit zwi-

schen diesen beiden Bereichen sorgen wollen. Das
ist das, was eigentlich wichtig ist an dieser Stelle,
und nicht die Gegenübersetzung „entweder – oder“
und die einen gegen die anderen ausspielen zu
wollen.

Einige Punkte, meine sehr verehrten Damen und
Herren, lassen Sie ja ganz aus. Auch hier haben
Vorredner schon Punkte aufgemacht. Ich will nur
mal sagen: Eines der Probleme, was wir einfach
konstatieren müssen in vielen Bereichen in der
dualen Ausbildung, aber insbesondere dann auch
zum Beispiel bei der Meisterqualifizierung, ist, dass
wir nach wie vor zu wenige Frauen dort vorfinden.
Gesellschaft und Politik müssen sich darüber Ge-
danken machen, wie das verändert werden kann,
im Übrigen auch deshalb, weil gerade junge Frauen
oft über sehr gute Ausbildungsvoraussetzungen
verfügen, auch in den Unternehmen, wo sie tätig
sind, und wir natürlich dafür Sorge tragen müssen,
dass auch sie besser in die Lage versetzt werden
können, sich zum Beispiel zum Meister zu qualifi-
zieren und dann ein Unternehmen auch zu gründen
und zu führen oder fortzusetzen, was ja eine ge-
nauso wichtige Frage heute ist. Aber das kommt
bei Ihnen überhaupt nicht vor. Ich weiß nicht, ob
das Ihrem Bild von Gesellschaft geschuldet ist,
dass sich Frauen doch mehr im häuslichen Bereich
aufzuhalten haben. Auf alle Fälle zeigt das, dass
Sie bei den wahren Problemen, die im Zusammen-
hang mit dem Thema stehen, weder auf der Höhe
der Entscheidungen, die es dafür in vielen Berei-
chen gibt, stehen, noch, dass Sie die wirklichen
Probleme kennen und aufgreifen. Insofern sage ich:
Ihr Gesetzentwurf ist inhaltlich wirklich hohl. Der
wird diese Probleme in keiner Weise auch nur an-
satzweise vernünftig lösen können. Finanztech-
nisch ist er zumindest fragwürdig und verfassungs-
rechtlich ist er aus meiner Sicht erheblich bedenk-
lich. Er ist im Übrigen auch – ich habe das hier ja
noch mal dargestellt, wie die gesellschaftliche, ge-
setzliche und politische Situation ist – völlig über-
flüssig. Aber auch aus den drei von mir ansonsten
genannten Gründen können wir natürlich einem sol-
chen Gesetzentwurf in keiner Weise zustimmen,
meine Damen und Herren. Ich danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der AfD hat Abgeordneter Riet-
schel das Wort.

Abgeordneter Rietschel, AfD:

Frau Präsidentin, werte Abgeordnete, die Gäste ha-
ben sich verflüchtigt. Gegenüber dem Jahr 2007
hat sich die Anzahl der bestandenen Meisterprüfun-
gen im Freistaat von 558 auf 405 im Jahr 2017 si-
gnifikant verringert. Was die Anzahl der eingetrage-
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nen Thüringer Betriebe anbelangt, ist diese von
31.272 im Jahr 2014 auf 30.160 im Jahr 2017 zu-
rückgegangen. Da in diesem Hause gern mit Pro-
zenten gespielt wird, sage ich, das ist ein Rückgang
von 3,6 Prozent. Ein Generationenwechsel steht an
und für viele Betriebe ist die Nachfolge ungeregelt.
Jene drei Feststellungen lassen bereits erahnen,
dass es mit dem Thüringer Handwerk nicht zum
Besten gestellt ist. Da ist von politischer Seite zu
erwarten, dass Maßnahmen ergriffen werden, wel-
che die angezeigte regressive Entwicklung nicht
nur stoppen, sondern diese umzukehren ermögli-
chen.

Genau zu diesem Zweck hat meine Fraktion einen
Gesetzentwurf eingebracht, welcher erstmals die
kostenfreie Meisterausbildung im Freistaat Thürin-
gen ermöglichen soll. Hier geht es um eine Rege-
lung für Thüringen und nicht um eine Kopie oder
Adaption des Meister-BAföG. Dieses Aufstockungs-
BAföG, was angesprochen wurde, ist nur erst mal
ein Entwurf im Koalitionsvertrag. Es steht über-
haupt noch nicht zur Debatte. Lassen Sie mich Ih-
nen im Fortgang dieser Ausführungen nunmehr die
Details dieses Gesetzentwurfs nahebringen.

Die Kosten pro Meisterschüler werden im Schnitt
zwischen 14.000 und 16.000 Euro veranschlagt.
Unter der optimistischen Annahme von zu erwar-
tenden 550 jährlichen Absolventen an Thüringer
Meisterschulen ergibt sich hieraus ein Förderbedarf
von circa – sagen wir mal – 8 oder sicherheitshal-
ber 10 Millionen Euro pro Jahr. Für Meisterschüler
in Berufen, die nur in Vollzeit arbeiten können, zum
Beispiel in zentralen Ausbildungsstätten – solche
Berufe gibt es – belaufen sich diese Ausbildungs-
kosten auf circa 40.000 Euro, weil ja die Lebensun-
terhaltungskosten dazu kommen. Für diese ist un-
ser Modell trotzdem eine große Hilfe. Durch den
vorgelegten Gesetzentwurf können deutsche
Staatsbürger gefördert werden, die in Thüringen
bereits als Handwerker beschäftigt sind und eine
Meisterausbildung in Thüringen beginnen, oder au-
ßerhalb Thüringens in Bälde den Meistertitel erwer-
ben werden und ein verbindliches Angebot zu einer
unbefristeten Beschäftigung als angestellter Meister
im Freistaat vorweisen können. Ich betone noch
mal, um auf die Spitzen der Vorredner einzugehen,
dass hier keine Deutschklüngelei vorliegt, sondern
dass es hier um Thüringen geht.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich kann Ihnen sagen, aus meiner Erfahrung in ei-
nem Arbeitgeberverband, der Tarifpartner war,
dass in den westlichen Bundesländern viele Aus-
länder der Ethnie nach deutsche Staatsbürger sind,
Jugoslawen, Italiener, Spanier, die einen Meisterti-
tel haben, ein Meisterstudium absolviert haben.
Aber unter den gegenwärtigen Bedingungen …

(Zwischenruf Abg. Müller, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Aber Sie wollen sie gar nicht erst
zulassen!)

Für Thüringen, Herr Müller, sehe ich jetzt folgendes
Problem: Was nützt uns das, wenn wir einen aus
Osteuropa, Bulgarien oder Rumänien fördern, der
vielleicht zwei, drei Jahre hier ist, verschwindet
oder selbst, wenn er es besteht, dann mit seinen
Subkolonnen irgendwo auf den Baustellen durch
Deutschland tingelt? Verfolgen Sie die aktuellen
Nachrichten, was für Razzien sich gerade in Bal-
lungsgebieten in den westlichen Bundesländern ab-
spielen mit Schwarzarbeit und Subunternehmer-
tum, was illegal ist.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Müller, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: … die die größten Baupleiten …!)

Bitte, ich möchte nicht wissen, wie Ihre Windräder
manchmal gebaut werden.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Das
ist der Kapitalismus! Den wollen Sie doch!)

Diesen potenziellen Meisterschülern aus diesem
Personenkreis werden auf Antrag zu Beginn der
Meisterausbildung die gesamten Kosten – Herr Ku-
schel, bitte etwas mehr Disziplin –

(Heiterkeit DIE LINKE)

als zinsloses Darlehen zur Verfügung gestellt und
ihnen damit Planungssicherheit gegeben. Das gibt
die KfW auch mit ihrem BAföG. Wie gesagt, wenn
Unvorhergesehenes passiert, ist es dann meist
nicht ganz einfach. Damit unterscheidet sich unser
Entwurf vom viel gepriesenen Meisterbonus, der
auch wieder zur Sprache kam, der lediglich nach
erfolgreichem Abschluss eine Prämie von
1.000 Euro beinhaltet. Wann braucht aber ein Meis-
terschüler das Geld? Mittendrin oder am Ende? Mit
unserem Modell schaffen wir, dass der Meister-
schüler nicht in eine Abhängigkeit von der KfW oder
eines sogenannten Aufstiegs-BAföG kommt, was,
ich betone es nochmal, erst in Planung der neuen
Bundesregierung ist.

Noch eine kleine Anmerkung: Wir hatten es vorhin
von den Akademikern, die eventuell zurück in den
Beruf wollen usw. – für die Akademiker gilt dieses
Aufstiegs-BAföG nicht. Erfolgt nach erfolgreicher
Absolvierung der Meisterschule innerhalb von drei
Jahren die Gründung oder Übernahme eines Thü-
ringer Handwerksbetriebs und wird dieser mindes-
tens fünf Jahre lang geführt, dann wird das gewähr-
te Darlehen vollständig erlassen. Das gilt ebenso
für den Fall eines außerhalb Thüringens erworbe-
nen Meistertitels, dessen Träger innerhalb eines
halben Jahres nach seiner Meisterprüfung als an-
gestellter Meister für fünf Jahre in einem Thüringer
Handwerksbetrieb tätig sein wird. Zwecks Minimie-
rung der beim Einsatz von Förderinstrumenten
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stets zu beobachtenden missbräuchlichen Anwen-
dung sieht der Gesetzentwurf meiner Fraktion wei-
ter vor, dass im Fall der Nichterfüllung der Ihnen
soeben vorgestellten Bedingungen das gewährte
Darlehen innerhalb einer Frist von fünf Jahren nach
Feststellung ihrer Nichterfüllung vollständig zurück-
zuzahlen ist. Die zugehörigen Modalitäten werden
natürlich durch eine Rechtsverordnung geregelt.

Wie Sie aus diesen Ausführungen bereits unschwer
erkennen können, sind die Bedingungen für An-
spruchsberechtigte des Förderinstruments so aus-
gelegt, dass diese den Zuzug qualifizierter Hand-
werker aus anderen deutschen Bundesländern
nach Thüringen – ich betone noch mal: nach Thü-
ringen – zur Absolvierung eines Meisterlehrgangs
fördern und ihre künftige Verwurzelung unterstüt-
zen.

(Beifall AfD)

Generell wird so ein Anreiz für Thüringer Handwer-
ker geschaffen, sich vor Ort zum Meister weiterzu-
qualifizieren und durch Neugründung, Übernahme
eines Thüringer Handwerksbetriebs aus Altersgrün-
den oder als angestellter Meister in Thüringen das
hiesige Handwerk und damit die Thüringer Wirt-
schaft nachdrücklich zu fördern. Bei Einnahme ei-
ner übergeordneten Perspektive trägt der Gesetz-
entwurf meiner Fraktion zusätzlich dazu bei, dass
die beobachtete Gerechtigkeitslücke zwischen aka-
demischen und beruflichen Bildungsangeboten ver-
ringert wird. Zur Erinnerung: 2017 hat der Zentral-
verband des Deutschen Handwerks mit dem Bun-
deswirtschaftsministerium ein millionenschweres
Programm zur Eingliederung von Studienabbre-
chern aufgelegt, um diese in einen handwerklichen
Beruf zurückzuführen. Schade um dieses Stück Le-
benszeit der Umworbenen! Hier sind wir wieder bei
diesem sogenannten Bildungswahn und bei den
Grundlagen für einen ordentlichen Aufstieg zum
dualen System hin zum Meister, zur Betriebsfüh-
rung. Wenn nämlich die Bedingungen in der Schule
nicht stimmen, nützt eine duale Ausbildung auch
nichts, das wurde vorhin richtig dargelegt.

(Beifall AfD)

Das haben die Zahlen der abgebrochenen Lehrver-
hältnisse schon bewiesen.

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Genau!)

Wenn das schon mal nicht stimmt, dann brauchen
wir uns nachher nicht zu wundern. Und wenn der
Gymnasialwahn noch weiter anhält, dann liegen da
meiner Meinung nach die Ursachen für eine Ge-
ringschätzung des Handwerks.

Eigentlich wäre zu erwarten gewesen, dass die am-
tierende Landesregierung einen inhaltlich analogen
Gesetzentwurf zur Förderung der Thüringer Meis-
terausbildung in das Plenum eingebracht hätte. Ge-
nügend Zeit stand Ihnen ja hier seit Beginn der Le-

gislaturperiode zur Verfügung. Zumindest lassen
die Verlautbarungen des gegenwärtigen Minister-
präsidenten im Rahmen der Meisterfeier der Hand-
werkskammer Erfurt im Jahr 2016 diese Erwar-
tungshaltung zu. Mit Ihrer Erlaubnis, Frau Präsiden-
tin, darf ich zitieren: „Mit dem Tag der Meisterfrei-
sprechung ist der Grundstein für eine erfolgreiche
berufliche Zukunft gelegt. Thüringen braucht Men-
schen, die ihre Ideen und ihr Geschick einbringen
und die zupacken können. Ich habe großen Res-
pekt vor den jungen Meisterinnen und Meistern, die
bereit sind, sich dem Wettbewerb zu stellen, die
den Schritt in die Selbstständigkeit wagen und die-
sen Schritt als Chance begreifen, eigene Ideen zu
verwirklichen und Vorbild für andere zu sein. Dabei
gilt mein besonderer Dank den Lehrmeistern und
Ausbildern sowie der Handwerkskammer Erfurt, die
die angehenden Meisterinnen und Meister auf ih-
rem beruflichen Werdegang unterstützt und beglei-
tet haben.“ Dieser Hymne auf den Meister im Thü-
ringer Handwerk sind leider keine Taten der Lan-
desregierung, der Vertreter der Regierungsparteien
in diesem Hohen Hause gefolgt, welche die Situa-
tion des Thüringer Handwerks erkennbar verbes-
sert hätten.

(Beifall AfD)

Zur Erinnerung: Unter einer rot-grünen Bundesre-
gierung unter Duldung der Christdemokraten wur-
den 2004 53 Handwerksberufe von der Meister-
pflicht entbunden, unter dem Vorwand, dass das
Existenzgründen die Arbeitslosigkeit senkt und Si-
cherheit schafft. Hier sehen wir die Wertschätzung
der damaligen Regierung und der Parteien des
Handwerks. Die Auswirkungen sind bis heute nicht
zu übersehen.

Sehr geehrte Kollegen Abgeordnete, Sie haben
nunmehr Gelegenheit, Ihre Zustimmung zur Über-
weisung des von der Fraktion Alternative für
Deutschland eingebrachten Thüringer Gesetzent-
wurfs zur kostenfreien Meisterausbildung an den
Ausschuss für Wirtschaft und Wissenschaft zu er-
teilen. Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Aus den Reihen der Abgeordneten liegen mir jetzt
keine Wortmeldungen mehr vor.

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Doch!)

Entschuldigung – Herr Abgeordneter Möller.

Abgeordneter Möller, AfD:

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, Frau Präsi-
dentin, ganz kurz vielleicht noch zu ein paar Argu-
menten, die hier vorgetragen worden sind von eini-
gen Vorrednern.
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Zum einen ist zu dem Vorwurf, dass wir nur Deut-
sche fördern würden, ja schon gesagt worden: Das
ist durchaus möglich, wenn man diese Ungleichbe-
handlung gegenüber Ausländern aus einem sachli-
chen Grund macht, und diesen sachlichen Grund
gibt es natürlich, wenn Sie beispielsweise mit ei-
nem Darlehen von über 10.000 Euro in Vorschuss
gehen und grundsätzlich auf die Rückzahlung an-
gewiesen sind – und das ist unserer Freistaat nun
mal, jedenfalls wenn die Förderbedingungen für
den Erlass der Rückzahlung nicht eingehalten wer-
den –, und dann wäre es auch schön, wenn Sie das
Geld wiedererlangen können. Und das ist nun mal
bei Menschen, die im Inland ihren Wohnsitz haben,
viel, viel einfacher als bei Ausländern, wo die Voll-
streckung hinsichtlich einer Schuld in der Regel viel
schlechter möglich ist,

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Es geht um Freizügigkeit!
Schon mal etwas davon gehört?)

auch deshalb, weil dort beispielsweise viel weniger
verdient wird und die Bedingungen ganz andere
sind. Also das ist durchaus ein sachgerechter
Grund.

Dann die Behauptung, man könne Thüringen nicht
verlassen, wenn man sich auf diese Meisterförde-
rung einlässt. Das ist ja wirklich absurd. Natürlich
kann man Thüringen verlassen. Man muss dann
eben, wenn man anderswo einen Job nach der
Meisterausbildung aufnimmt, das Darlehen zurück-
zahlen. Das ist völlig vernünftig, denn natürlich ist
es ein Förderinstrument von Thüringen, wenn es
umgesetzt wird, und Thüringen sorgt natürlich vor
allem dafür, dass es der eigenen Wirtschaft gut
geht. Dazu ist der Föderalismus da, dass man sich
darum kümmert, weil man im Wettbewerb auch mit
anderen Bundesländern steht, und daran ist über-
haupt nichts schlimm. Deswegen ist es auch okay,
wenn man zu dem allgemeinen Meisterförderungs-
projekt der Bundesregierung zu den dort vorhande-
nen Regelungen ein spezielles Thüringer Modell
zur Verfügung stellt, welches darüber hinausgeht,
und damit einen Anreiz zum qualifizierten Fachkräf-
tenachzug hier nach Thüringen schafft. Danke.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Ich kann jetzt keine weiteren Wortmeldungen mehr
erkennen. Für das Wirtschaftsministerium hat
Staatssekretärin Kerst das Wort.

Kerst, Staatssekretärin:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Abge-
ordnete, mit ihrem Entwurf eines Thüringer Ge-
setzes zur kostenfreien Meisterausbildung läuft die
AfD einmal mehr der aktuellen politischen Entwick-

lung hinterher. Dies ist nicht nur fachlich mangel-
haft, sondern auch menschlich mehr als zweifelhaft.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die hervorragende wirtschaftliche und konjunkturel-
le Entwicklung im Handwerk, die eben bereits er-
wähnt wurde, setzt sich deutschlandweit fort, führt
aber auch dazu, dass es für Handwerksbetriebe
schwieriger geworden ist, neue Mitarbeiterinnen
und Betriebsnachfolgerinnen zu finden. Den He-
rausforderungen der Fachkräftesicherung stellen
sich das Handwerk und die Landesregierung daher
im engen Schulterschluss gemeinschaftlich.

Hierbei möchte ich wichtige Maßnahmen der Lan-
desregierung nennen, zum Beispiel die Initiative zur
Fachkräftesicherung oder zur Bindung, Rückholung
und Gewinnung auch von ausländischen Fachkräf-
ten, wie zum Beispiel die ThAFF, die Integration
von Flüchtlingen in den Ausbildungs- und Arbeits-
markt, die Arbeitsmarktförderung, die Fachkräfte-
richtlinie, die Förderung der Aus- und Weiterbildung
sowie die Förderung der Berufsorientierung.

Ein zentraler Stellenwert für die Fachkräftesiche-
rung im Handwerk ist schon seit Langem der Erhalt
des Meisterbriefs und der Meisterausbildung. Weil
der Meisterbrief bzw. die Meisterausbildung so
wichtig sind, hat sich die Landesregierung bislang
stets vehement für den Erhalt des Meisterbriefs ein-
gesetzt, so im Zusammenhang mit der sogenann-
ten Transparenzinitiative der Europäischen Kom-
mission, der Unterstützung der vom Handwerk ge-
starteten Initiative „JA zum Meister!“ und dem EU-
Dienstleistungspaket. Mit dem Meisterbrief besitzt
das deutsche Handwerk einen einzigartigen Befähi-
gungsnachweis. Er qualifiziert gezielt zum Unter-
nehmertum, erschafft und sichert Betriebsstruktu-
ren, die wiederum einzigartige Ausbildungsleistun-
gen im Bereich der dualen Ausbildung hervorbrin-
gen und damit auch Arbeitsplätze schaffen.

Bereits 2006 konnten wir die Rahmenbedingungen
für die Förderung von Meisterqualifikationen im
Handwerk maßgeblich verbessern. Mit der Unter-
stützung Thüringens im Bundesrat ist es gelungen,
seit dem 1. August 2016 mit der Novellierung des
AFBG eine Anhebung des Darlehenserlasses beim
sogenannten Aufstiegs-BAföG von vormals 25 Pro-
zent auf nun 40 Prozent des Restdarlehens herbei-
zuführen. Und wir haben in Thüringen seit dem ver-
gangenen Jahr mit der Einführung der Meisterprä-
mie für die jahrgangsbesten Meisterprüfungsabsol-
venten nochmals eine Schippe draufgelegt. Mit der
Meisterprämie erhalten die Jahrgangsbesten eines
jeden in einem Jahrgang geprüften Gewerks je
Kammerbezirk eine Einmalzahlung in Höhe von
1.000 Euro je Person als Anerkennung für ihre be-
sonders erfolgreichen Fortbildungsanstrengungen –
wie bereits mehrfach auch von den Vorrednern ge-
sagt.
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Mit der gemeinsam mit dem Thüringer Handwerks-
tag abgestimmten Meisterprämie soll eine besonde-
re Wertschätzung für das Handwerk und dessen
Fortbildungsanstrengungen zum Ausdruck gebracht
werden, aber auch generell ein zusätzlicher Anreiz
für den Erwerb der Ausbildungsbefähigung im Un-
ternehmertum im Handwerk gegeben werden. Die
Landesregierung verfolgt damit schon seit Langem
das Ziel, die finanziellen Rahmenbedingungen für
eine Meisterausbildung weiter zu verbessern.

Auf diesem Wege möchte ich noch mal hinweisen,
dass wir einen deutlichen Schritt vorangekommen
sind, und das auch mit Unterstützung seitens Thü-
ringen. Im Koalitionsvertrag auf Bundesebene wur-
de eine deutlich weitergehende Verbesserung im
Hinblick auf die finanzielle Unterstützung der Meis-
terausbildung verankert. Frau Präsidentin, wenn ich
darf, ich zitiere aus dem Koalitionsvertrag: „Wir wer-
den mit dem Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz
[…] finanzielle Hürden für den beruflichen Aufstieg
abbauen mit dem Ziel einer weiteren deutlichen
Verbesserung beim Unterhaltszuschuss, Erfolgsbo-
nus und bei der Familienfreundlichkeit. Darüber hi-
naus werden wir den Maßnahmenzuschuss erhö-
hen. Damit leisten wir einen weiteren Beitrag, um fi-
nanzielle Hürden für angehende Technikerinnen
und Techniker, Meisterinnen und Meister sowie
Fachwirtinnen und Fachwirte im Sinne der vollstän-
digen Gebührenfreiheit zu beseitigen.“ Im Sinne ei-
ner zügigen und möglichst sogar noch weiter ge-
henden Umsetzung der Festlegung des Koalitions-
vertrags haben die Länder im Bundesrat bereits ei-
ne entsprechende Initiative gestartet. So hat der
Bundesrat in seiner Sitzung am 27. April dieses
Jahres den Entschließungsantrag „Gebührenfreiheit
für Aufstiegsfortbildungen voranbringen“ den Aus-
schüssen zur Beratung zugewiesen. Mit der Initiati-
ve soll der Bundesrat die im Koalitionsvertrag auf
der Bundesebene formulierte Absicht unterstützen,
mit einer weiteren Gesetzesnovelle die Förderbe-
dingungen des AFBG auszubauen. Ziel hierbei ist
auch eine über die Festlegungen im Koalitionsver-
trag hinausgehende Leistungsverbesserung im
AFBG. Aktuell werden hierzu in den Ausschüssen
ebenfalls weitere Änderungsanträge beraten.

Mit der Initiative wird die bisherige Entwicklung des
AFBG als wichtiger Schritt in Richtung Gleichstel-
lung akademischer und beruflicher Bildungswege
begrüßt, aber auch auf einen weiter wachsenden
Fachkräftebedarf hingewiesen und die im Koali-
tionsvertrag formulierte Absicht unterstützt, mit ei-
ner weiteren Gesetzesnovelle die Förderbedingun-
gen des AFGB auszubauen. Im Sinne einer Gleich-
stellung akademischer und beruflicher Bildungswe-
ge steht hierbei die Befreiung von Lehrgangs- und
Prüfungsgebühren für Aufstiegsfortbildungen im
Blick. Auch die Forderung nach einer vollständigen
Kostentragung durch den Bund, entsprechend der
Regelung für das BAföG, wird in diesem Kontext

beraten. Die Landesregierung beabsichtigt daher in
enger Abstimmung mit dem Bund und den anderen
Ländern, den Weg einer bundesweit einheitlichen
Regelung im Wege einer weiteren Verbesserung
der Rahmenbedingungen beim AFGB in Richtung
einer Gleichstellung akademischer und beruflicher
Bildungswege weiterzuverfolgen.

Zum Gesetzentwurf der AfD: Entgegen dem von
der Landesregierung eingeschlagenen Weg der
bundeseinheitlichen Leistungsverbesserungen setzt
der von der Fraktion der AfD vorgelegte Gesetzent-
wurf auf eine landesspezifische Regelung und kop-
pelt diese Förderung ausdrücklich an die Voraus-
setzung, Deutscher im Sinne von Artikel 116 Abs. 1
des Grundgesetzes zu sein. Es passt daher zum
ideologischen Profil der AfD, dass mit der Fokussie-
rung auf Deutsche als Anspruchsberechtigte offen-
bar ein Zugang ausländischer Fachkräfte zur Meis-
terförderung nicht gewollt ist und damit die Poten-
ziale der Zuwanderung ausländischer Fachkräfte
ungenutzt bleiben. Ob das im Sinne unseres Hand-
werks ist, halte ich mindestens für fraglich.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Aber dieser Alleingang wäre aus meiner Sicht auch
deshalb kontraproduktiv, weil er die Spirale des
Förderwettbewerbs zwischen den Ländern weiter
beflügelt und im Falle der Anrechnung der Landes-
unterstützung zugleich die Möglichkeit der Inan-
spruchnahme von Förderangeboten des Bundes
einschränkt. Gerade vor dem Hintergrund der ange-
strebten Leistungsverbesserung im Bereich der
Bundesförderung – und ich denke, da sind wir uns
alle ziemlich einig – sind rivalisierende Förderange-
bote auf Landesebene nicht hilfreich. Ein Rechts-
rahmen, der die Bedingungen für die Meisterausbil-
dung an die eines Hochschulstudiums annähert, ist
aus meiner Sicht besser, als eine Vielzahl unter-
schiedlicher und unübersichtlicher Landesrege-
lungen.

Lassen Sie mich daher auch noch kurz auf die
praktische Umsetzbarkeit eingehen. Der Gesetzent-
wurf ist in seiner vorliegenden Form völlig ungeeig-
net und würde mit seinen restriktiven und regulati-
ven Bedingungen hinsichtlich der Förderfähigkeit
von Teilnehmerinnen und Teilnehmern einer Meis-
terfortbildung zu einer völligen Verunsicherung die-
ser führen. Mit der vorgesehenen Nachweisprü-
fung, die durch die Teilnehmerinnen zu erbringen
wäre, den Befristungen und Wartezeiten sowie dem
Kontrollaufwand für die Bewilligungsbehörde wäre
das Gesetz ein bürokratisches Monstrum, das prak-
tisch kaum noch händelbar wäre. Der Gesetzent-
wurf ist aus all diesen Gründen nicht nur kontrapro-
duktiv und überflüssig wie ein Kropf, sondern auch
handwerklich schlecht gemacht und nicht praktika-
bel.

(Unruhe AfD)
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Eines muss aber deutlich werden: Bildung und da-
mit die Chance auf ein selbstbestimmtes Leben
darf nicht vom Geldbeutel abhängen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das verstehen wir unter Chancengerechtigkeit und
dem Leistungsprinzip. Es kommt darauf an, was je-
mand kann, und nicht darauf, was sein Hintergrund
ist.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Langfristiges Ziel ist natürlich, dass Bildung von der
Kita bis zum Meister und auch zum Master durch
eine weitergehende Unterstützung von allen zu-
künftig noch stärker in Anspruch genommen wird.
Aber allein kann das Land diese Aufgabe nicht
meistern. Deshalb habe ich vorhin auf unser koordi-
niertes Vorgehen, Bund und Land zusammenzufüh-
ren, hingewiesen und auch auf den Rechtsrahmen,
den wir beispielsweise beim AFBG haben. Hier
müssen wir mit dem Bund und den Kommunen ent-
sprechend zusammenarbeiten. Dabei ist es wichtig,
nicht mit Schnellschüssen und einem enormen bü-
rokratischen Aufwand Geld kurzsichtig zu verteilen,
wie es die AfD vorhat, es geht vielmehr darum,
langfristige und nachhaltige Lösungen auf dem
Weg zur kostenfreien Bildung zu finden.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wie das gehen kann, haben wir deutlich gezeigt.

Landesregierung und Landtag haben erst Anfang
des Jahres das beitragsfreie Kita-Jahr auf den Weg
gebracht. Damit investiert das Land etwa 29 Millio-
nen Euro im Jahr oder, anders gesagt, werden El-
tern im Schnitt mit 1.440 Euro pro Kind und Jahr
entlastet. Das ist viel Geld, das den Thüringer Fa-
milien direkt zugutekommt, und das ist eine Investi-
tion, die das Bildungsland Thüringen nachhaltig
stärkt. Daher empfehle ich Ihnen, den Gesetzent-
wurf abzulehnen. Ich danke Ihnen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Da es keine weiteren Wortmeldungen gibt, kommen
wir zur Abstimmung. Es ist Ausschussüberweisung
an den Ausschuss für Wirtschaft und Wissenschaft
beantragt worden. Wer dem zustimmt, den bitte ich
um das Handzeichen. Das sind die Stimmen der
Fraktion der AfD. Gegenstimmen? Das sind die
Koalitionsfraktionen und die Fraktion der CDU.
Stimmenthaltungen? Kann ich nicht erkennen. Da-
mit ist die Ausschussüberweisung abgelehnt.

Wir stimmen ab über den …

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Nein, erste
Lesung!)

Erste Lesung – Entschuldigung. Dann schließe ich
den Tagesordnungspunkt und rufe auf den Tages-
ordnungspunkt 12

Entwurf der Vereinbarung über
die Änderung der Rahmenver-
einbarung IV zwischen der
Thüringer Landesregierung
und den Hochschulen des Lan-
des
Antrag der Landesregierung
- Drucksache 6/5693 -

Wünscht die Landesregierung das Wort zur Be-
gründung? Nein, das ist nicht der Fall. Dann eröffne
ich die Beratung. Das Wort erhält Abgeordneter
Prof. Dr. Voigt, Fraktion der CDU.

Abgeordneter Prof. Dr. Voigt, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Kolleginnen
und Kollegen! Fortschreibung der Rahmenverein-
barung IV: Finanzielle Sicherheit und Planungssi-
cherheit für die Hochschulen und eine Erhöhung
des Hochschulbudgets sind ein wichtiges Gut. Ge-
rade wenn wir Innovationen im Freistaat und – wie
heißt es in der Hochschulstrategie so schön – die
Wachstumsmagneten stärken wollen, geht es na-
türlich auch um die Frage, dass wir es finanziell gut
absichern. Leistet das vorliegende Gesetz der Lan-
desregierung das? Das kann man sicherlich trefflich
diskutieren. Der Minister hat es ja so dargestellt:
Wir gehen jetzt mal in Vorlage, um gegenüber dem
Bund ein starkes Signal zu setzen, wir wollen das
Ganze aus der Diskussion des Landtagswahl-
kampfs heraushalten und wir verlängern das Ganze
mal, damit wir noch länger Planungssicherheit ge-
währen.

Ich versuche für uns alle mal zu erörtern, was wir
eigentlich heute hier versuchen zu beschließen.
Und das sollte uns alle Parlamentarier zumindest
hellwach werden lassen. Denn das, was wir heute
hier beschließen, ist nichts anderes als die Ent-
machtung des Parlaments für die nächste Legisla-
turperiode, weil die Rahmenvereinbarung –

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Ohne Horrorszenarien geht‘s nicht!)

ich kann es Ihnen ja vorrechnen, es ist ganz simpel.
Wie ist eine Hochschulentwicklungsplanung im
Freistaat zu machen? Es gibt einen Hochschulent-
wicklungsplan, der beschreibt die große Karte der
Hochschullandschaft, was wir dort entwickeln wol-
len. Dann gibt es Rahmenvereinbarungen, die das
finanziell untersetzen, und dann gibt es konkrete
Ziel- und Leistungsvereinbarungen mit den jeweili-
gen Hochschulen. Unsere Hochschulentwicklungs-
planung läuft noch genau bis zum Jahr 2020. Eine
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Rahmenvereinbarung IV, die Sie geschlossen ha-
ben, sollte bis Ende 2019 laufen. Und die Ziel- und
Leistungsvereinbarungen im Freistaat laufen auch
bis 2019.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Echt? Das ist ein Ding!)

Und jetzt überlegen wir uns mal, was Sie mit Ihrem
Beschluss heute leisten. Sie leisten, dass Sie eine
Rahmenvereinbarung verlängern, die inhaltlich ab
2020 nicht mehr untersetzt ist. Der Minister hat an-
gekündigt, im Frühjahr 2019 – obwohl die alte Rah-
menvereinbarung noch komplett gelten würde – ei-
ne neue für die Jahre 2021 bis 2025 vorzulegen.
Das bedeutet nichts anderes, als dass die komplet-
te nächste Legislatur der Thüringer Landtag keinen
Zugriff mehr auf die Fragestellung hat, wo die finan-
ziellen Mittel für alle Thüringer Hochschulen hinflie-
ßen. Damit ist dem Parlament das Recht genom-
men, darüber zu sprechen und nachzudenken, ob
diese finanziellen Mittel dort richtig eingesetzt sind
oder nicht. Das muss man festhalten, das kann
man auch nicht wegdiskutieren, sondern es ist die
pure Faktenlage dessen, was Sie heute hier vorle-
gen. Das ist eins.

Dann gibt es einen zweiten Punkt und den sollten
Sie auch nicht unterschätzen. Da geht es um diese
Fragestellung, dass Sie Ihre selbst gesetzten Maß-
stäbe im Hochschulbereich schon wieder reißen. In
Ihrer jetzigen Rahmenvereinbarung steht drin, dass
Sie im Frühjahr 2018 hochschulentwicklungspoliti-
sche Leitlinien vorlegen wollen. Diese Leitlinien le-
gen Sie nicht vor. Und jetzt sage ich Ihnen eines:
Wenn Sie von den Hochschulen einfordern, dass
die sich an Pläne und Maßstäbe halten sollen, aber
Sie als Landesregierung Ihren selbst gesetzten Zie-
len nie gerecht werden, dann kann ich Ihnen nur
sagen, dass der Empfängerkreis am Ende dann
auch irgendwann sagt, warum soll ich es tun, wenn
die zuständige Regierung es für mich nicht mal hin-
bekommt. Und das ist ganz klar: Sie legen keine
hochschulpolitischen Leitlinien vor und das ist
falsch.

Ich will Ihnen den dritten Punkt sagen, und das fin-
de ich höchst verstörend, weil es systematisch null
Sinn macht, was Sie gerade hier betreiben: Sie ma-
chen eine Verlängerung der bestehenden Rahmen-
vereinbarung, Sie haben keine hochschulentwick-
lungspolitische Leitlinie – also keine große Karte,
die werden Sie auch nicht vorlegen – und dann wol-
len Sie und kündigen das auch an im Frühjahr 2019
eine Rahmenvereinbarung für die nächsten fünf
Jahre abschließen, ohne dass sie überhaupt auf
den hochschulpolitischen Leitlinien, die Sie ja noch
schreiben müssen, basiert. Das heißt, Sie wissen
gar nicht, wo Sie hinfahren wollen, aber Sie haben
schon mal das Ticket gebucht.

Ich gehe sogar noch weiter: Sie binden Geld, ohne
genau zu wissen, wie viel Geld Sie eigentlich vom

Bund erwarten können. Das ist mein weiterer Vor-
wurf. Ich will ja nicht nur, dass wir stehen bleiben
bei der Drei-plus-Eins-Regelung, die Sie jetzt ha-
ben, sondern ich möchte, dass wir sogar das Bun-
desgeld, was wahrscheinlich tendenziell mehr wird,
noch besser hebeln. Und in Zeiten, wo wir so viel
Steuermehreinnahmen haben, die Hochschulen
quasi damit abzuspeisen, nicht nur den Status quo
weiter zu finanzieren, sondern tatsächlich auch we-
niger Geld eigentlich zur Verfügung zu haben, weil
Sie mit Ihrem neuen Hochschulgesetz natürlich da-
für Sorge getragen haben, dass wir mehr Bürokra-
tiekosten haben, dass wir mehr administrativen
Overhead zu finanzieren haben und dass uns der
Wissenschaftsrat sogar in das Gutachten hinein-
schreibt, dass wir steigende Pensionslasten haben,
das führt alles am Ende dazu, wenn man es auf-
summiert, dass die Hochschulen durch diese Ver-
längerungen der Rahmenvereinbarung das Jahr
weniger Geld zur Verfügung haben werden. Das al-
les wollen Sie heute als Regierung beschließen?
Das können Sie gerne machen, aber das führt nicht
nur erstens zu einer Entmachtung des Parlaments,
es führt zweitens dazu, dass Hochschulen weniger
Geld zur Verfügung haben und es führt drittens da-
zu, dass wir keine strategische Leitkonzeption ha-
ben, wo wir das Geld perspektivisch einsetzen wol-
len.

Wenn man jetzt noch mal einen ganz statistischen
Fakt einfach für dieses Jahr zu Rate zieht, der da
lautet, dass Thüringen bei dem Thema „Wachstum
von Studenten“ mittlerweile Schlusslicht ist bzw. wir
sind Spitzenreiter beim Absinken der Studenten-
zahlen, wir sind Schlusslicht bzw. Spitzenreiter
beim Absinken der Studienanfängerzahlen, dann
kann ich Ihnen nur sagen, Herr Minister: Sie kön-
nen zwar heute hier Ihre Geburtstagskarten schrei-
ben, aber eigentlich müssten Sie sich darüber Ge-
danken machen,

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

wie wir …

(Zwischenruf Tiefensee, Minister für Wirt-
schaft, Wissenschaft und Digitale Gesell-
schaft: Ich bin multitaskingfähig!)

Sie sind multitaskingfähig. Das ist beeindruckend,
aber nichts anderes hatte ich erwartet von einem
Wissenschaftsminister.

Also der Punkt, der Sie besorgen und umtreiben
müsste, ist, dass unsere Studentenzahlen im bun-
desweiten Vergleich am stärksten sinken – der Sie
besorgen muss, ist, dass unsere Studienanfänger-
zahlen im Bundesvergleich am stärksten sinken. Ih-
re Antwort müsste eigentlich sein, eine Initiative
vorzulegen, wie wir diesem Trend entgegenwirken,
weil unter anderem die Rahmenvereinbarung, die
Sie heute hier durch das Parlament bringen wollen,
darauf aufbauen, dass Sie sich eine klare Bench-
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mark gesetzt haben – 50.000 Studenten – und eine
gewisse Studienanfängerquote. Die reißen Sie mit
Stand heute schon jetzt. Ich kann Ihnen sagen, das
dürfte in den nächsten Jahren nicht besser werden,
wenn man sich einfach mal die Trendlinie von Ih-
nen in den letzten vier Jahren anschaut. Deswegen
kann ich uns nur bitten, lassen Sie uns das noch
mal im Ausschuss diskutieren, weil ich glaube, das,
was Sie heute beschließen wollen, ist erstens stra-
tegisch absolut der falsche Weg, Sie verstoßen
maßgeblich gegen Ihr eigens vorgelegtes Hoch-
schulgesetz. Da steht nämlich eine Entwicklungs-
phase von vier Jahren drin, jetzt schlagen Sie hier
fünf vor. Sie haben keine finanzielle Untersetzung,
Sie machen die Hochschulen ärmer, nicht reicher,
und Sie schaffen es nicht, perspektivisch Bundes-
geld zu hebeln. All das zusammengenommen führt
meiner Meinung nach zu einer Schwächung der
Hochschullandschaft. Aber das scheint ja in der
Wissenschaftslandschaft Thüringen mittlerweile
Perspektive der Landesregierung zu sein. Herz-
lichen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Jung:

Als nächster Redner hat Abgeordneter Rudy, Frak-
tion der AfD, das Wort.

Abgeordneter Rudy, AfD:

Sehr geehrte Frau Parlamentspräsidentin, sehr ge-
ehrte Damen und Herren Abgeordnete, liebe Zuhö-
rer! Die in der 38. Sitzung des Landtags am 18. De-
zember 2015 zwischen der Thüringer Landesregie-
rung und den Hochschulen des Landes beschlos-
sene Rahmenvereinbarung IV hat eine Laufzeit
vom 1. Januar 2016 bis zum 31. Dezember 2019.
Sie stellt eine Grundlage für die zwischen dem Frei-
staat und seinen Hochschulen abzuschließenden
Ziel- und Leistungsvereinbarungen dar. Der Antrag
der Landesregierung hinsichtlich der Änderung der
oben genannten Rahmenbedingungen steht – wie
Sie wissen – in dieser Plenardebatte zur Beratung
und Entscheidung an. Aus Ihrer Präambel geht her-
vor, dass die Leistungsfähigkeit der Hochschulen
zu sichern sei und deren Planungssicherheit ge-
währleistet werden könne. Bei genauerer Betrach-
tung der Rahmenvereinbarung, welche ich Ihnen
zunächst punktuell in Erinnerung rufen möchte,
wird offensichtlich, welche Reisestrecke durch die
vorgelegte Änderung der Rahmenvereinbarung ver-
längert werden soll. Da sollen sich im Rahmen der
Profilbildung die Universitäten des Landes auf drei
bis fünf Schwerpunkte konzentrieren, die Fach-
hochschulen zwei bis drei tragfähige Schwerpunkte
ausbilden, um ihre überregionale Sichtbarkeit zu er-
höhen. Hierdurch wird von der Landesregierung in
Kauf genommen, dass ein und dasselbe Fach in
verschiedenen Hochschulen des Landes nicht mehr

in der selben Breite bzw. Tiefe studiert werden
kann. Die Wahlmöglichkeiten der potenziellen Stu-
denten hinsichtlich eines passenden heimatnahen
Thüringer Hochschulortes werden damit beschnit-
ten.

Was den Punkt Forschung anbetrifft, wird beabsich-
tigt, die Einwerbung von Drittmitteln auf allen Ebe-
nen ankurbeln zu wollen. Dies hat zur Folge, dass
die Freiheit der Wissenschaft eingeschränkt wird,
weil der häufig aus der Wirtschaft stammende Dritt-
mittelgeber bei der Auswahl der Forschungsgegen-
stände beteiligt ist. Weiterhin ist zu befürchten,
dass der Zwang zur Einwerbung von Drittmitteln
seitens der Wissenschaftler eine Verringerung der
Qualität der angebotenen Lehrveranstaltungen zur
Folge hat. In puncto Lehre wird angestrebt, eine
Studentenanzahl von gar 50.000 aufrechtzuerhal-
ten. Dieser rein mengenmäßige Anspruch besitzt
das Potenzial, dass den zu seiner Erreichung gege-
benen Anreizen nicht nur die begabten Studenten
folgen werden. In der Wirkung ist zu befürchten,
dass das Niveau der akademischen Bildung weiter
abnimmt. Hierzu passt sehr gut die Forderung der
Rahmenvereinbarung IV, dass kontinuierlich die
Lehre zu evaluieren sei sowie die Lehrkompeten-
zen der Dozenten zu steigern seien. Und dies ge-
schehe alles, um angesichts der zunehmenden He-
terogenität der Studierenden deren Studienerfolgs-
quote zu verbessern. Das bedeutet nichts anderes,
als die weitere Verschulung unserer Hochschulen
voranzutreiben.

Des Weiteren ist die Einrichtung dualer Masterstu-
diengänge geplant. Das entspricht dem Wunsch
nach einer weiteren Akademisierung der Gesell-
schaft. Durch die angestrebte Vereinfachung der
Promotionsmöglichkeiten für Absolventen einer
Fachhochschule wird der Unterschied zwischen der
grundlagenorientierten Universität und der primär
anwendungsorientierten Fachhochschule weiter
verwischt und auf diese Weise der Weg zu einer
Einheitshochschule geebnet.

Was die Situation des Hochschulpersonals anbe-
trifft, glaubt man aufseiten der Landesregierung of-
fenbar, dass Selbstverpflichtungen der Hoch-
schulen die prekären Situation großer Teile des
wissenschaftlichen Personals entscheidend verbes-
sern können, was angesichts der Wirkung derarti-
ger Verpflichtungen in anderen Bereichen, wie zum
Beispiel der Automobilindustrie, illusionär anmutet.

Beim Punkt „Nachwuchsförderung“ sieht die Rah-
menvereinbarung IV vor, bei der Vergabe von Sti-
pendien auch das Engagement der Kandidaten in
der studentischen und akademischen Selbstverwal-
tung zu berücksichtigen. Dies stellt einen weiteren
konstruktiven Beitrag zur Stärkung linkslastiger Ge-
sinnungen an den Hochschulen dar.
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(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Linkslastige Gesinnun-
gen?! Ja, ich habe schon Angst!)

Ja, natürlich, man sieht es doch, man sieht es doch
– oder?

Selbstverständlich dürfen in der Rahmenvereinba-
rung IV die Versicherung der Internationalisierung
der Hochschulen, eine damit einhergehende Eta-
blierung einer sogenannten Willkommenskultur so-
wie Maßnahmen zur weiteren Gleichstellung der
Studenten und Dozenten beider Geschlechter und
die Umsetzung des Inklusionsgedankens in For-
schung und Lehre als linksgrüne Kernbegriffe nicht
fehlen. Die damit notwendigerweise verbundene
weitere Bürokratisierung der Hochschulen wird da-
bei vonseiten der Landesregierung billigend in Kauf
genommen.

Der heute in diesem Hohen Haus zu behandelnde
Entwurf zur Änderung der Rahmenvereinbarung IV
zwischen der Landesregierung und den Hoch-
schulen des Freistaats Thüringen bedeutet nun im
Kern, dass die Finanzierung der geschilderten
Maßnahmen um ein Jahr, das heißt bis zum
31. Dezember 2020, verlängert werden soll. Herr
Tiefensee hat jetzt kürzlich sogar bei der OTZ ge-
meint, dass die Rahmenvereinbarung für 2021 bis
2025 erarbeitet werden soll und nächstes Jahr im
Frühjahr praktisch, vor der Landtagswahl, noch im
Landtag abgestimmt werden soll, also praktisch
schon im Voraus fünf Jahre, wohlweislich in dem
Gedanken, dass er weiß, dass die nächste Land-
tagswahl für Rot-Rot-Grün verloren ist – ja, also
jetzt schon.

(Heiterkeit DIE LINKE)

Die werden die Regierungsverantwortung abtreten
dürfen und wer weiß, vielleicht ist ein Herr Höcke
dann Ministerpräsident, und ich weiß nicht, ob er
das so gut findet, was die da erarbeitet haben. Also
diesem Unterfangen ist aus den angeführten Grün-
den vonseiten der AfD-Fraktion eine klare Absage
zu erteilen. Unser Ideal ist demgegenüber, um es
im Geiste Wilhelm von Humboldts zu formulieren,
eine Hochschule, in der weder der Student dem
Dozenten dient noch der Dozent dem Studenten,
sondern beide ausschließlich der Wissenschaft.
Herr Präsident, ich zitiere mit Ihrer Erlaubnis: „Es ist
ferner eine Eigentümlichkeit der höheren wissen-
schaftlichen Anstalten, dass sie die Wissenschaft
immer als ein noch nicht ganz aufgelöstes Problem
behandeln und daher immer im Forschen bleiben,
da die Schule es nur mit fertigen und abgemachten
Kenntnissen zu tun hat und lernt. Das Verhältnis
zwischen Lehrer und Schüler wird daher durchaus
ein anderes als vorher. Der erstere ist nicht für die
letzteren, beide sind für die Wissenschaft da.“ Die-
se so verstandene Wissenschaft speist sich näm-
lich nicht aus didaktischen Methoden, Studieren-
denanzahl, Drittmitteln, Maßnahmen zur Ge-

schlechterangleichung oder gar politischer Gesin-
nung, sondern allein aus dem Drang freier Men-
schen nach objektiver Erkenntnis. Vielen Dank für
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Als nächster Redner hat Abgeordneter Schaft,
Fraktion Die Linke, das Wort.

Abgeordneter Schaft, DIE LINKE:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Ich glaube, zu den
Aussagen des Abgeordneten Rudy muss ich nicht
viel sagen, außer vielleicht den Hinweis zu geben,
dass der oder die Redenschreiberin vielleicht noch
mal die Rahmenvereinbarung IV richtig lesen sollte,
bevor hier bis auf den einzig richtigen Satz, dass
die Rahmenvereinbarung bis zum 31.12.2019 ver-
längert werden soll,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

nicht viel Inhaltliches rumkommt. Deswegen will ich
mich in der inhaltlichen Auseinandersetzung auf
Sie, Herr Voigt, konzentrieren, weil ich glaube, wir
können inhaltlich in der Sache beide oder auch alle
gemeinsam konstruktiv nach vorn diskutieren. Aber
ich will mir auch schon am Anfang eine Frage stel-
len, die ich nicht ganz verstehe, aber die können
Sie dann gern mal im HuFA vorrechnen, deswegen
nehme ich Ihnen da auch schon mal so ein
bisschen die Angst, dass wir das Ganze gern über-
weisen wollen, wenn Sie sagen, wir machen die
Hochschulen ärmer, wenn doch das eigentliche An-
sinnen der Verlängerung der Rahmenvereinba-
rung IV um ein Jahr weitere 4 Prozent auf den Lan-
deszuschuss und damit weitere 18 Millionen Euro
obendrauf für die Hochschulen ist. Das schafft
nämlich Planungssicherheit und ist auch ein Signal
nach Berlin, was hier vorhin so ein bisschen abge-
tan wurde. Wir können es nämlich auch gern so
machen, dass wir sagen, dass wir jetzt mal gucken,
was in Berlin passiert, da wird ja jetzt irgendwie in
kleinen Runden ganz nett diskutiert, wie der Hoch-
schulpakt aussehen kann, und da wird man sich ja
schon irgendwie einigen, und man kann natürlich
deswegen auch erst mal hier die Hände in den
Schoß legen. Aber was passiert denn? Dann fährt
der Zug ab, dann gucken wir in die Röhre und ha-
ben vorher kein Signal abgegeben, dass wir in Thü-
ringen zur Hochschullandschaft stehen, bereit sind,
mehr Geld, mehr Mittel aufzuwenden, um eben das
deutliche Signal noch mal zu geben, dass Thürin-
gen seinen finanziellen Beitrag dazu leisten wird,
dass nach einer Fortführung oder nach einem neu-
en Vertrag oder einem neuen Hochschulpakt auch
hier entsprechend auf dem Niveau von heute, plus
die 4 Prozent, dann für 2020 entsprechend der
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Wert von Forschung und Lehre hier in Thüringen
weiter erhalten bleibt.

Ich will auch noch mal auf einen anderen Punkt ein-
gehen: Wenn Sie sagen, die Entmachtung des Par-
laments, das würde mit einem Beschluss, der hier
jetzt vorliegt, und dann in einer der nächsten Ple-
narsitzungen geschehen, das ist doch auch bei den
Haaren herbeigezogen. Wir beschließen doch hier
nicht vorgreifend den Haushalt. Wenn wir hier jetzt
sagen, wir wollen den Hochschulen das Signal ge-
ben, ein weiteres Jahr weitere 18 Millionen Euro
obendrauf zu bekommen, weitere 4 Prozent an
Landesmitteln zur Verfügung zu stellen, unter der
Einbeziehung dessen, das lässt sich auch aus den
Papieren entnehmen, was der Bund noch bis 2020
an Hochschulpaktmitteln zur Verfügung stellt, hat
doch der Haushaltsgesetzgeber dann immer noch
die Möglichkeit, auch in einer nächsten Legislatur,
hier entsprechend noch andere Weichenstellungen
auch über Nachtragshaushalte etc. zu stellen. Also
hier so zu tun, als ob wir jetzt damit vollends die
Weichen stellen und auch eine neue Landesregie-
rung nicht mehr die Möglichkeit hätte, hier etwas zu
ändern, sofern es denn eine andere gäbe, ist an
den Haaren herbeigezogen und reiht sich ein in die
Horrorszenarien, die jetzt gemalt werden mit der
Überbürokratisierung nach dem Hochschulgesetz
und jetzt der Entmachtung des Parlaments. Ich will
es noch mal deutlich machen: Das, was hier mit der
Rahmenvereinbarung IV vorliegt, ich sage es gern
noch mal, plus 4 Prozent im Jahr, zusätzlich weite-
re 18 Millionen Euro, ist ein deutliches Signal in vie-
le Richtungen, ist ein deutliches Signal auch vor
dem Hintergrund, dass wir insofern ein Zeichen set-
zen müssen, um Planungssicherheit zu schaffen,
dass wir eben nicht auf das Auslaufen der Hoch-
schulstrategie 2020 warten können, dass wir eben
nicht darauf warten können, was eine nächste Lan-
desregierung dann im Hauruckverfahren eventuell
mit den Hochschulen über weitere fünf Jahre an
Entwicklungszielen definiert. Das braucht einen
Planungsvorlauf, das braucht eine Diskussionszeit,
die wir uns natürlich auch hier nehmen müssen, die
wir uns aber auch mit den Hochschulen und allen
Akteuren vor Ort nehmen müssen.

Ich will daran erinnern, ich habe es im Ausschuss
auch schon gesagt: Wir haben da jetzt dank des
neuen Hochschulgesetzes auch ein entsprechen-
des Gremium, was es kann, die Landeswissen-
schaftskonferenz. Das heißt, wir können das hier
diskutieren, dort kann es diskutiert werden und wir
können uns die Zeit ausreichend nehmen, und es
ist notwendig. Was der größte Fehler wäre, wenn
uns wirklich viel daran liegt, strategisch nach vorn
zu diskutieren und Entwicklungsziele für diesen
Standort oder für den Hochschulstandort Thüringen
zu definieren, die zukunftsorientiert sind, wäre, jetzt
die Hände in den Schoß zu legen, zu warten, was
in Berlin passiert, zu warten, was nach der Wahl

passiert, und dann im Hauruckverfahren eine Rah-
menvereinbarung, eine hochschulpolitische Strate-
gie über die nächsten fünf Jahre und Ziel- und Leis-
tungsvereinbarungen auf den Tisch zu legen. Wenn
das das Ansinnen ist, dann kann ich sagen, dann
haben wir als Rot-Rot-Grün die strategische Weit-
sicht und dann wollen wir im Sinne der Hochschul-
landschaft Thüringen weiter an den Stärken des
Standorts arbeiten und gemeinsam mit den Akteu-
ren nach vorn gucken, wie wir die Hochschulland-
schaft in Thüringen stärker machen und ihre Stär-
ken beibehalten können. Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Es gibt eine weitere Wortmeldung des Abgeordne-
ten Dr. Voigt.

Abgeordneter Prof. Dr. Voigt, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, 19.00 Uhr schaffe
ich, glaube ich, heute nicht. Aber, Herr Schaft, ich
will Ihnen erklären, warum ich sage, dass es effek-
tiv weniger Geld ist, selbst wenn Sie erhöhen.
Wenn ich das Gutachten – ich nenne nur zwei Bei-
spiele – des Wissenschaftsrats nehme, Seite 46, da
schreibt der eben, dass die Erhöhung vom Jahr
2016 auf das Jahr 2017 an Versorgungsleistungen/
Versorgungsausgaben in den jeweiligen Budgets
von 4,3 auf 5,6 Prozent gestiegen ist. Das ist eine
jährliche Steigerung von 1,3 Prozent. Wenn ich das
jetzt mal saldiere, dann weiß ich ungefähr, wo wir
hinlaufen. Das ist quasi ein Punkt.

Dann will ich auf einen zweiten Punkt hinweisen:
Sie haben ja nicht ohne Grund – es heißt, die For-
derung des Wissenschaftsrats – drei plus eins –, da
ist ja ein Inflationsausgleich dabei, gleichzeitig – der
Kollege Huster aus dem Finanzbereich guckt mich
ja ganz gespannt an – wissen wir natürlich auch,
dass wir in der Inflation mittlerweile eine andere De-
battenlage haben. Auch diese Fragestellung gehört
da mit dazu, das wäre ad zwei.

Und dann gibt es noch einen dritten Punkt, da kön-
nen wir uns dann trefflich streiten, aber ich kann
halt nur festhalten, dass Ihnen in der Anhörung zum
Hochschulgesetz mehrere Leute, die für das Hoch-
schulmanagement zuständig sind, gesagt haben,
dass die Bürokratiekosten steigen. Ich sage es ein-
fach mal nur. Wir können uns das jetzt momentan
nicht beweisen, das werden wir erst in zwei oder
drei Jahren wissen. Ich will nur darauf hinweisen
und meine Vermutung ist, man kann es sogar be-
rechnen, da wir in der bestehenden Rahmenverein-
barung EAP schon drinstehen haben und man es
theoretisch sogar ausrechnen könnte, zumindest
das Ministerium könnte es, weil durch die Jahres-
berichte ja sehr, sehr gut ersichtlich ist, was jetzt
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Mehrkosten sind und was nicht. Also insofern sind
das drei sehr, sehr konkrete Sachen, wo ich Ihnen
sage: Effektiv wird es nicht besser.

Jetzt kommt für mich aber ein entscheidender
Punkt, wo ich Sie nicht verstehe, weil es natürlich
eine Nebelkerze ist, die Sie werfen und wo Sie sa-
gen: Ja, wir wollen das mal aus den Wahlkampfzei-
ten raushalten und wir wollen das mit fünf Jahren
nicht mehr immer in diese Wahlkampfnähe bringen.
Jetzt will ich das noch mal zusammenfassen: Wir
haben eine laufende Rahmenvereinbarung, die bis
zum 31.12.2019 geht. Der Minister hat angekün-
digt, im Frühjahr 2019 eine Rahmenvereinbarung
vorzulegen, die dann ab 2021 für fünf Jahre gilt.
Wenn ich das mal zusammennehme, kann ich Ih-
nen eines sagen: Wenn Sie im Frühjahr 2019 eine
Rahmenvereinbarung vorlegen für die bestehenden
vier Jahre, was momentan Rechtslage ist, dann
sind Sie im Jahr 2023, dann sind Sie ein Jahr vor
der nächsten potenziellen Landtagswahl. Auch da
sind Sie weit weg. Das heißt, das Argument funktio-
niert gut gegenüber der Presse, aber wir sollten
doch in diesem Hohen Haus hier wenigstens ehr-
lich sein und sagen: Wir könnten im Frühjahr 2019
bei ganz regulärer Zeitplanung eine Rahmenverein-
barung verabreden, die würde gelten, die würden
Sie auch noch als Rot-Rot-Grün mit Ihrer Mehrheit
beschließen und im Jahr 2023 – abhängig davon,
wer dann an der Regierung ist –, auch ein Jahr vor
der potenziellen Landtagswahl, würde wieder eine
Regierung eine Rahmenvereinbarung beschließen.
All das zusammengenommen kann ich Ihnen nur
sagen: Das macht für mich inhaltlich keinen Sinn.

Dann gucke ich in Ihr neu geschriebenes Hoch-
schulgesetz und stelle fest, dass Sie dort sagen,
dass eine Hochschulentwicklungsplanung genau
vier Jahre in der Regel betragen soll, und die erst-
beste Vorlage, die aus dem Wissenschaftsministe-
rium rauskommt, sagt mir: Oh nein, wir wollen das
jetzt mal verändern in fünf Jahre. Das kann man al-
les machen. Das ist Ihre Mehrheit, das können Sie
entscheiden, aber Sinn ergibt das für jemanden,
der zumindest eins und eins zusammenzählen
kann, irgendwie nicht so recht.

Jetzt könnte ich sogar noch weitergehen. Sie
schreiben in Ihre eigene Rahmenvereinbarung, im
Frühjahr 2018 wollen Sie hochschulentwicklungs-
politische Leitlinien vorlegen. Ja, keine Ahnung, ich
sehe sie nicht und wir haben schon Sommer 2018.
Diese Leitlinien brauchen Sie doch in der Sache,
um zu begründen, welches Geld Sie in der nächs-
ten Rahmenvereinbarung wo ausgeben wollen.
Jetzt könnte ich das en détail weiter diskutieren,
macht heute hier, glaube ich, um die Uhrzeit nicht
den meisten Spaß, aber es ist schon wichtig, das
mal im Ausschuss zu bereden, weil das, was Sie
bisher begründungstechnisch vorgelegt haben,
weiß zumindest denjenigen, der versucht, sich mit
der Materie auseinanderzusetzen, nicht so recht zu

überzeugen. Aber das können wir gerne im Aus-
schuss weiterdiskutieren, dafür würde ich sehr wer-
ben. Schönen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Jung:

Es gibt eine weitere Wortmeldung. Es hat Abgeord-
neter Schaft, Fraktion Die Linke, das Wort.

Abgeordneter Schaft, DIE LINKE:

Das Angebot habe ich ja eben schon gemacht,
dass wir sowohl im Ausschuss für Wirtschaft und
Wissenschaft federführend, dann natürlich aber
auch in Zusammenarbeit mit dem HuFA diskutieren
können. Da kann man sicherlich auch noch mal da-
für sorgen, dass die eine oder andere Besorgnis
aus dem Weg geräumt wird.

Aber ich will nur noch mal an unsere letzte Debatte,
die noch nicht so ganz lange her ist, vor einer Wo-
che im Ausschuss erinnern. Da wurde doch genau
das an mehreren Stellen vorgeworfen, zu sagen:
Wo sind die hochschulpolitischen Leitlinien? Wir
hätten keine Entwicklungsziele. Es wäre momentan
alles unklar. Dieselbe Debatte, die wir dort geführt
haben, führen wir jetzt an der Stelle auch wieder.
Jetzt wird die Rahmenvereinbarung IV, die Verlän-
gerung um ein Jahr, vorgelegt, um darüber zu bera-
ten, wie wir diesen Zeitraum dazwischen so gestal-
ten können, dass wir ausreichend Zeit haben, ge-
nau die ganzen Fragen zu klären, die hier zu Recht
angesprochen worden. Da bin ich auch ganz bei Ih-
nen, da werden wir auch sicherlich an der einen
oder anderen Stelle zusammenfinden, an der einen
oder anderen Stelle eine Differenz haben, aber in
der Sache natürlich diskutieren, wenngleich wir si-
cherlich auch unterschiedliche Wege suchen und
dann für uns auch finden werden, was die hoch-
schulpolitischen Entwicklungsziele und Leitlinien
und Steuerungsinstrumente sind.

Aber sich diese Zeit jetzt nicht zu nehmen und zu
sagen, wir machen jetzt erst mal so weiter wie bis-
her, legen die Hände in den Schoß, kann doch bei
aller Ehrlichkeit an der Stelle auch nicht der Modus
sein, wie wir jetzt hier über die zukünftige Entwick-
lung der Hochschullandschaft reden. Insofern noch
mal die Bitte hier schon mal vorab – auch wenn wir
das nachher dann auch im Ausschuss diskutieren,
will ich an der Stelle noch mal deutlich machen:
Uns geht es hier darum, ein deutliches Signal zu
setzen, aufgrund der bundespolitischen Debatten,
aufgrund der Diskussion, die wir im Ausschuss ge-
setzt haben, und aufgrund der Frage, dass es eben
noch unklar ist. Ich meine, es sind nur noch einein-
halb Jahre, bis die Hochschulstrategie 2020 aus-
läuft. Wir brauchen jetzt im Prinzip auch mit diesem
Beschluss auch mal das Signal, damit deutlich wird:
Wo wollen wir hin mit dem Zeitplan, wann wird was
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vorgelegt? Das hat der Minister auch in der Regie-
rungspressekonferenz am Dienstag noch mal deut-
lich gemacht. Ich finde, das ist ein Fahrplan, mit
dem man durchaus diesen Bedenken auch begeg-
nen kann, damit man dann nicht nächstes Jahr da-
steht und gar nichts vorweisen kann, sondern sa-
gen kann: Wir gehen jetzt im Ausschuss in die Dis-
kussion und werden genau diese Fragen da noch
mal auf den Tisch legen und dann im nächsten Ple-
num sicherlich auch ein bisschen schlauer diese
Fragen hier noch mal diskutieren und die Rahmen-
vereinbarung IV verabschieden, um diesen Raum
für die strategische Beratung zu haben.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Jung:

Ich sehe aus den Reihen der Abgeordneten keine
Wortmeldungen mehr. Minister Tiefensee hat sich
für die Landesregierung zu Wort gemeldet.

Tiefensee, Minister für Wirtschaft, Wissenschaft
und Digitale Gesellschaft:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren Abgeordneten, lieber Zuschauer! Ich habe
sehr wohl zugehört, Herr Prof. Voigt, ich bin tat-
sächlich multitaskingfähig, kann schreiben, lesen
und zuhören gleichzeitig.

Es ist mehrfach angesprochen worden. Wir wollen
jetzt eigentlich die Debatte, die im Ausschuss zu
führen ist bzw. in den Ausschüssen zu führen ist,
nicht vorwegnehmen. Aber dennoch ein paar Sät-
ze: Es bleibt festzuhalten, dass wir mit der Verlän-
gerung um ein Jahr Planungssicherheit schaffen
und den Vorgang „Ausarbeitung und Abschluss des
Hochschulpakts 2020“ parallelisieren. Planungssi-
cherheit über ein Jahr ist das eine, und dass wir
einen Aufwuchs um 4 Prozent beschließen wollen,
ist das andere. Wie kaum ein anderes Bundesland
bekennt sich Thüringen damit einmal mehr zu sei-
ner Hochschullandschaft und sagt: Dort setzen wir
einen Schwerpunkt. Denn ich könnte mir vorstellen,
dieser oder jener Kollege, diese oder jene Kollegin
im Kabinett oder auch Fachpolitikerin wünschte
sich das in anderen Bereichen auch. Wir sehen es
ähnlich zum Beispiel bei den freien Schulen, wo wir
das ja auch machen.

Das Argument, Prof. Voigt, dass wir damit gegebe-
nenfalls keine Bundesmittel abrufen, das erschließt
sich mir überhaupt nicht. Wir verhandeln, und das
in Arbeitsgruppen, in denen Thüringen sehr aktiv
teilnimmt, den Hochschulpakt 2020. Da werden wir
auf anderer Ebene, nämlich in der Regierungskoali-
tion in Berlin, darüber zu streiten haben, ob es
mehr Geld gibt als zuvor, oder wenn es das gleiche
Geld gibt und es soll verteilt werden, was eigentlich
die Bezugsgrößen sind, ist das Soll oder Ist, welche

Parameter. Aber eines steht fest: Dieses Geld
kommt nach Vereinbarung mit den Ländern und
dem Bund für die nächsten Jahre und ich hoffe na-
türlich, dass es mehr ist für Thüringen, mehr ist für
die Bundesländer. Aber es ist doch wichtig, dass
wir das Signal an den Bund geben, dass die Länder
bereit sind, ihrerseits Zuwächse zu ermöglichen.
Das ist ein Signal an den Bund, auch seinerseits
mehr Geld in den Hochschulpakt zu stecken. Das
ist das Erste.

Das Zweite ist, ich bin es eigentlich irgendwie leid,
dass wir wiederum die Debatte über das Hoch-
schulgesetz insofern wieder hier einführen, indem
wir über Bürokratiekosten, über Pensionslasten und
dergleichen sprechen. Das ist doch nun sattsam
rauf und runter diskutiert, hier haben wir unter-
schiedliche Standpunkte. Das Schöne ist, wir wer-
den sowohl was die Bürokratiekosten anbetrifft als
auch die Frage, wie sich ansonsten die Budgets im
Ist an den Hochschulen entwickeln, im Laufe der
Zeit nachschauen können. Wir können das evaluie-
ren und da wird man sehen, hat der liebe
Prof. Voigt recht oder der liebe Minister Tiefensee.

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Bin
ich sehr dafür!)

Dann zum nächsten Argument: Natürlich werden
wir die Leitlinien unverzüglich vorlegen, aber Sie
werden mir zugestehen, dass wir sie sowohl mit
den einzelnen Hochschulen – Herr Prof. Voigt ist
auch multitaskingfähig –,

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Ich
kann Sie trotzdem hören!)

mit der Landesrektorenkonferenz debattieren müs-
sen und jetzt abschließende Ressortabstimmungen
vorbereitet haben. Also die kommen unverzüglich.

Gleichermaßen werden die Ziel- und Leistungsver-
einbarungen für das Jahr 2019 angepasst, weil vie-
les aus der Rahmenvereinbarung IV bis zum Ende
2019 nicht mehr dem entspricht, was jetzt für 2020
ansteht, zum Beispiel EAP, zum Beispiel, um einen
Punkt herauszugreifen, der eher marginal ist, die
Organisation der Bibliotheken und vieles andere
mehr. Natürlich werden wir das anpassen. Demzu-
folge wird 2019 ein Übergangsjahr sein, in dem die
Hochschulen Planungssicherheit haben, in dem sie
auf Basis der alten Leitlinien, der alten Strategie ih-
re Politik ausrichten können, um dann in die Dis-
kussion zu gehen, wie wir eine Rahmenvereinba-
rung V gestalten. Das wird eine intensive Diskus-
sion im Jahre 2019 mit Abschluss im Jahr 2019/
2020. Dann werden wir sehen, wie wir die Hoch-
schulen im nächsten Jahrfünft aufstellen. Ich den-
ke, die Vorgehensweise ist durchaus plausibel. Sie
ermöglicht jetzt dem Landtag für ein Jahr, übrigens
auch parallel mit der Verabschiedung – später –
des Haushalts 2020, die Weichen zu stellen. Dann
haben die Hochschulen Planungssicherheit und wir
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können ein gutes Signal an den Bund senden. Ich
denke, insgesamt ist das Grund genug, dieser Ver-
längerung der Rahmenvereinbarung IV zuzustim-
men. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Es liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen mehr
vor. Es ist Ausschussüberweisung beantragt wor-
den zunächst an den Ausschuss für Wirtschaft und
Wissenschaft. Wer dem zustimmt, den bitte ich um
das Handzeichen. Das sind die Stimmen aller Frak-
tionen. Gegenstimmen? Keine. Stimmenthaltun-
gen? Auch keine. Damit ist die Ausschussüberwei-
sung beschlossen.

Wir stimmen über die Ausschussüberweisung an
den Haushalts- und Finanzausschuss ab. Wer dem
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Das
sind die Koalitionsfraktionen, die CDU-Fraktion und
die AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? Kann ich

nicht erkennen. Stimmenthaltungen auch nicht. Da-
mit ist die Ausschussüberweisung beschlossen.

Die Federführung soll beim Ausschuss für Wirt-
schaft und Wissenschaft liegen. Wer dem zustimmt,
den bitte ich um das Handzeichen. Das sind alle
Fraktionen im Haus. Gegenstimmen? Stimmenthal-
tungen? Kann ich nicht erkennen. Damit ist auch
die Federführung beschlossen.

Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt und darf
Ihnen bekannt geben, dass die Fraktionen übergrei-
fend übereingekommen sind, jetzt an dieser Stelle
das heutige Plenum zu beenden. Ich wünsche Ih-
nen einen schönen Abend.

Ende: 18.34 Uhr
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Anlage

Namentliche Abstimmung in der 119. Sitzung
am 24. Mai 2018 zum Tagesordnungspunkt 7

Gesetz zur Aufhebung von
Straßenausbaubeiträgen in Thüringen
Gesetzentwurf der Fraktion der AfD
- Drucksache 6/5570 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

2. Becker, Dagmar (SPD) nein
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) nein
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) nein
5. Bühl, Andreas (CDU) nein
6. Carius, Christian (CDU) nein
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE)
8. Emde, Volker (CDU)
9. Engel, Kati (DIE LINKE) nein

10. Fiedler, Wolfgang (CDU)
11. Floßmann, Kristin (CDU) nein
12. Geibert, Jörg (CDU)
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) nein
14. Grob, Manfred (CDU) nein
15. Gruhner, Stefan (CDU)
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) nein
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) nein
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE) nein
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) nein
20. Helmerich, Oskar (SPD)
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

22. Henke, Jörg (AfD) ja
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
nein

24. Herold, Corinna (AfD) ja
25. Herrgott, Christian (CDU) nein
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD) ja
29. Holbe, Gudrun (CDU) nein
30. Holzapfel, Elke (CDU) nein
31. Huster, Mike (DIE LINKE)
32. Jung, Margit (DIE LINKE) nein
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) nein
34. Kellner, Jörg (CDU) nein
35. Kießling, Olaf (AfD) ja
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) nein
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE)
39. Kowalleck, Maik (CDU) nein
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) nein
41. Krumpe, Jens (fraktionslos)
42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) nein
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) nein
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) nein
45. Lehmann, Annette (CDU)
46. Lehmann, Diana (SPD) nein
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) nein
48. Lieberknecht, Christine (CDU)

49. Liebetrau, Christina (CDU) nein
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) nein
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) nein
52. Malsch, Marcus (CDU)
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) nein
54. Marx, Dorothea (SPD)
55. Meißner, Beate (CDU) nein
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) nein
57. Mohring, Mike (CDU) nein
58. Möller, Stefan (AfD) ja
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
60. Muhsal, Wiebke (AfD)
61. Müller, Anja (DIE LINKE) nein
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

63. Pelke, Birgit (SPD) nein
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) nein
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) ja
69. Rosin, Marion (CDU) nein
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
nein

71. Rudy, Thomas (AfD) ja
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) nein
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) nein
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
nein

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) nein
78. Stange, Karola (DIE LINKE) nein
79. Tasch, Christina (CDU) nein
80. Taubert, Heike (SPD) nein
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein
83. Voigt, Dr. Mario (CDU) nein
84. Walk, Raymond (CDU)
85. Walsmann, Marion (CDU)
86. Warnecke, Frank (SPD) nein
87. Wirkner, Herbert (CDU) nein
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) nein
89. Worm, Henry (CDU) nein
90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
91. Zippel, Christoph (CDU) nein
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